Einbürgerungsverhalten von Ausländerinnen und Ausländern in Deutschland sowie Erkenntnisse zu Optionspflichtigen: Ergebnisse der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 by Weinmann, Martin et al.
www.ssoar.info
Einbürgerungsverhalten von Ausländerinnen und
Ausländern in Deutschland sowie Erkenntnisse
zu Optionspflichtigen: Ergebnisse der BAMF-
Einbürgerungsstudie 2011
Weinmann, Martin; Becher, Inna; Babka von Gostomski, Christian
Veröffentlichungsversion / Published Version
Forschungsbericht / research report
Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Weinmann, M., Becher, I., & Babka von Gostomski, C. (2012). Einbürgerungsverhalten von Ausländerinnen und
Ausländern in Deutschland sowie Erkenntnisse zu Optionspflichtigen: Ergebnisse der BAMF-Einbürgerungsstudie
2011. (Forschungsbericht / Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) Forschungszentrum Migration,
Integration und Asyl (FZ), 15). Nürnberg: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) Forschungszentrum
Migration, Integration und Asyl (FZ). https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-67952-4
Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer Deposit-Lizenz (Keine
Weiterverbreitung - keine Bearbeitung) zur Verfügung gestellt.
Gewährt wird ein nicht exklusives, nicht übertragbares,
persönliches und beschränktes Recht auf Nutzung dieses
Dokuments. Dieses Dokument ist ausschließlich für
den persönlichen, nicht-kommerziellen Gebrauch bestimmt.
Auf sämtlichen Kopien dieses Dokuments müssen alle
Urheberrechtshinweise und sonstigen Hinweise auf gesetzlichen
Schutz beibehalten werden. Sie dürfen dieses Dokument
nicht in irgendeiner Weise abändern, noch dürfen Sie
dieses Dokument für öffentliche oder kommerzielle Zwecke
vervielfältigen, öffentlich ausstellen, aufführen, vertreiben oder
anderweitig nutzen.
Mit der Verwendung dieses Dokuments erkennen Sie die
Nutzungsbedingungen an.
Terms of use:
This document is made available under Deposit Licence (No
Redistribution - no modifications). We grant a non-exclusive, non-
transferable, individual and limited right to using this document.
This document is solely intended for your personal, non-
commercial use. All of the copies of this documents must retain
all copyright information and other information regarding legal
protection. You are not allowed to alter this document in any
way, to copy it for public or commercial purposes, to exhibit the
document in public, to perform, distribute or otherwise use the
document in public.
By using this particular document, you accept the above-stated
conditions of use.
Einbürgerungsverhalten von 
Ausländerinnen und Ausländern 
in Deutschland sowie Erkenntnisse 
zu Optionspflichtigen 














w w w . b a m f . d e  

Einbürgerungsverhalten von 
Ausländerinnen und Ausländern 
in Deutschland sowie Erkenntnisse 
zu Optionspflichtigen 
Ergebnisse der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 
Martin Weinmann 
Inna Becher 
Christian Babka von Gostomski 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2012 
4 Zentrale Ergebnisse 
Zentrale Ergebnisse
 
BAMF-Einbürgerungsstudie 2011: Vielfältige Erkenntnisse 
zum aktuellen Einbürgerungsgeschehen in Deutschland 
Im Auftrag des Bundesministeriums des Innern führte das Bun­
desamt für Migration und Flüchtlinge die BAMF-Einbürgerungsstudie 
2011 durch. Dabei wurden im Rahmen einer quantitativen Studie 319 
seit 2005 Eingebürgerte, 403 aktuell im Einbürgerungsverfahren 
befindliche Personen, 411 Nicht-Eingebürgerte, welche die Voraus­
setzungen für eine Einbürgerung weitestgehend erfüllen, sowie 401 
Optionspflichtige mit Einbürgerung nach § 40b StAG befragt. Damit 
liegt zum ersten Mal eine Studie in Deutschland vor, bei der diese vier 
Zielgruppen vergleichend betrachtet werden. 
Bei den (jeweils über 18-jährigen) befragten Eingebürgerten, 
den im Einbürgerungsverfahren Befindlichen und den Nicht-Einge­
bürgerten wurden die für das Einbürgerungsgeschehen in Deutsch­
land wichtigsten Herkunftsregionen berücksichtigt. Es sind dies 
erstens die Türkei, zweitens Serbien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina, 
Mazedonien, Montenegro und Kosovo (Kurzbezeichnung: Ehemaliges 
Jugoslawien), drittens Griechenland und Italien, viertens Afghanistan, 
Irak und Iran sowie fünftens die Russische Föderation, die Ukraine und 
Weißrussland. 
Der Befragtenkreis der 16- bis 21-Jährigen aus der Gruppe der 
Optionspflichtigen mit Einbürgerung nach § 40b StAG setzt sich aus 
folgenden vier Gruppen, bezogen auf die weitere Staatsangehörigkeit, 
zusammen: Türkei, ehemaliges Jugoslawien, Afghanistan/Irak/Iran 
sowie alle weiteren Staatsangehörigkeiten. Es ist zu beachten, dass 
sich die hier gewonnenen Erkenntnisse auf Optionspflichtige bezie­
hen, bei denen die Eltern die deutsche Staatsangehörigkeit für ihre 
Kinder beantragt haben. Bei der weitaus größeren Gruppe der Fälle 
mit Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 S. 1 StAG 
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onspflichtigen sind jedoch momentan für eine sozialwissenschaftliche 
Untersuchung noch zu jung. 
Eingebürgerte und im Verfahren befindliche Personen: 
Jung und mit deutschen Familienmitgliedern 
 Jüngere Personen unter 30 Jahren lassen sich überpropor­
tional häufig einbürgern, während Ältere wenig von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen. Unter Kontrolle weiterer 
Faktoren erweist sich das Alter jedoch als eine Größe mit 
sehr geringem Einfluss auf die Einbürgerungsentscheidung. 
 Nicht-Eingebürgerte haben weniger häufig deutsche Ange­
hörige in ihren Familien als Eingebürgerte und im Verfah­
ren Befindliche. Optionspflichtige haben zu einem sehr gro­
ßen Anteil Angehörige mit deutscher Staatsangehörigkeit in 
ihren Familien. 
Eingebürgerte und Optionspflichtige: Besser integriert 
 In der Gesamtbetrachtung verschiedener Integrationsberei­
che und -indikatoren kann festgestellt werden, dass Einge­
bürgerte sehr viel besser integriert sind als Nicht-Eingebür­
gerte. Optionspflichtige sind etwa gleich gut integriert wie 
Eingebürgerte, in einigen Bereichen ist ihre Eingliederung 
in die deutsche Gesellschaft sogar schon weiter vorange­
schritten. 
 Eingebürgerte haben häufiger (58 %) höhere schulische Bil­
dungsabschlüsse erreicht als Nicht-Eingebürgerte (35 %) und 
Personen im Einbürgerungsverfahren (40 %). 
 Auch wenn alle vier Untersuchungsgruppen sprachlich gut 
in Deutschland integriert sind, so zeichnet sich jedoch ab, 
dass Optionspflichtige und Eingebürgerte über etwas bes­
sere Deutschkenntnisse verfügen als Personen im Einbürge­
rungsverfahren und Nicht-Eingebürgerte. Hinsichtlich der 
Herkunftssprache ist eine umgekehrte Reihenfolge festzu­
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gerten, die die Herkunftssprache häufiger nutzen als alle 
anderen Gruppen. Auch ihre Freundeskreise sind seltener 
deutschsprachig geprägt. 
 Indikatoren für die identifikative Ebene der Integration 
zeigen, dass sich Nicht-Eingebürgerte weniger mit Deutsch­
land als ihrem Lebensmittelpunkt identifizieren als bereits 
Eingebürgerte und Personen im Verfahren. 
Aspekte der Einbürgerung 
Beratungsqualität und Wünsche der Befragten 
 Die Mehrheit der Befragten ist beziehungsweise war mit der 
Beratungsqualität in der Staatsangehörigkeitsbehörde zu­
frieden (Eingebürgerte: 78 %, im Verfahren Befindliche: 
68 %, Nicht-Eingebürgerte mit früherem Einbürgerungsan­
trag: 57 %). Jeweils etwa ein Drittel der Eingebürgerten und 
der Personen im Einbürgerungsverfahren sowie 47 % der 
Nicht-Eingebürgerten wünschen sich jedoch mehr Informa­
tionen und Beratungsangebote zur Einbürgerung in ande­
ren Sprachen. 
Nicht-Eingebürgerte mit Informationsdefiziten 
 Die quantitativ wichtigsten Informationsquellen zum The­
ma Einbürgerung sind die Auskünfte der Staatsangehörig­
keitsbehörden und das Internet. 
 Eingebürgerte und Personen, die sich im Einbürgerungs­
verfahren befinden, sind überwiegend der Ansicht, dass 
Informationen zur Einbürgerung leicht verfügbar sind. Ein 
Fünftel der Nicht-Eingebürgerten weiß hingegen nicht, wo 
man sich über Einbürgerung informieren kann. 
Dauer und Kosten aus Sicht der Befragten 
 Das Einbürgerungsverfahren dauerte bei Eingebürgerten 
im Durchschnitt 14 Monate. 60 % der Verfahren wurden aber 
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 Die Gesamtkosten der Einbürgerung (Kosten in Deutsch­
land, im Herkunftsland wie etwa beim Entlassungsverfah­
ren, gegebenenfalls Reisekosten und sonstige angefallene 
Kosten) liegen pro Person im Durchschnitt bei 500 Euro. 
 Die Gesamtkosten der Einbürgerung werden überwiegend 
als hoch beurteilt. Über 60 % der Eingebürgerten sind der 
Ansicht, dass dabei die Einbürgerungskosten in Deutschland 
den höchsten Anteil ausgemacht haben, bei den im Verfah­
ren Befindlichen sind etwas weniger als die Hälfte dieser 
Meinung. 
Entlassung aus der bisherigen Staatsangehörigkeit 
 Einige der Personen, die sich im Einbürgerungsverfahren 
befinden, wissen (noch) nicht, ob sie ihre derzeitige Staats­
angehörigkeit beibehalten können oder nicht (14 %). Ins­
besondere unter Afghanen, Irakern und Iranern herrscht 
ein hohes Maß an Unsicherheit über die Möglichkeiten der 
Beibehaltung. Dies gilt auch für die Nicht-Eingebürgerten 
dieser Herkunftsländer. 
 Probleme im Entlassungsverfahren bestehen hauptsächlich 
in der Zusammenstellung von Unterlagen (47 %) und dem 
unkooperativen Verhalten der Behörden des Herkunftslan­
des (31 %). Schwierigkeiten gibt es vor allem bei der Entlas­
sung aus einer Staatsangehörigkeit eines Nachfolgestaates 
des ehemaligen Jugoslawien sowie bei Russen, Ukrainern 
und Weißrussen. 
Pragmatische Gründe sprechen für die deutsche Staatsange­
hörigkeit 
 Die wichtigsten Gründe aller befragten Gruppen für eine 
Einbürgerung sind der Wunsch nach rechtlicher Gleichstel­
lung sowie das Gefühl, in Deutschland verwurzelt zu sein. 
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 Hauptargument für die Nicht-Eingebürgerten gegen eine 
Einbürgerung in Deutschland ist, dass ihr Aufenthalt ohne­
hin gesichert sei (68 %). An zweiter Stelle folgt, dass sie ihre 
derzeitige Staatsangehörigkeit behalten wollen (67 %). Letz­
teres erschwerte anfangs auch jeweils fast einem Drittel der 
Eingebürgerten und Personen im Einbürgerungsverfahren 
den Einbürgerungsentschluss. Ein anderes Hemmnis sind 
die Kosten im Zusammenhang mit der Einbürgerung. 
 Die Mehrheit der Eingebürgerten und im Verfahren Be­
findlichen (je circa 56 %) fühlt sich auch bei Aufgabe der 
ursprünglichen Staatsangehörigkeit weiterhin mit dem 
Herkunftsland verbunden. Dieses Zugehörigkeitsgefühl ist 
bei den Nicht-Eingebürgerten noch stärker ausgeprägt: 72 % 
würden sich im Falle einer Einbürgerung unter Verlust der 
derzeitigen Staatsangehörigkeit ihrem Herkunftsland wei­
terhin zugehörig fühlen. 
Die Einbürgerung in der Gesamtbilanz: Zufriedenheit mit der 
Entscheidung 
 Die deutliche Mehrheit der Eingebürgerten ist mit der Ent­
scheidung, sich in Deutschland einbürgern zu lassen, auch 
heute noch zufrieden (92 %). 
Aspekte der Optionspflicht 
Zwischen klarer Entscheidung und Abwarten 
 Bei den Optionspflichtigen mit Einbürgerung nach § 40b 
StAG zeigt sich eine klare Entscheidungstendenz zur deut­
schen Staatsangehörigkeit. Entscheidungen gegen die deut­
sche Staatsangehörigkeit kommen so gut wie nicht vor. 
 Ein verhältnismäßig großer Anteil der von der Optionsre­
gelung Betroffenen zögert jedoch noch oder ist unsicher 
bezüglich der Entscheidung („(Noch-)Nicht-Antworter“). Die 
Entscheidung wird teilweise in der Hoffnung auf rechtliche 
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Staatsbürgerschaft/EU-Beitritt des Herkunftslandes der Fa­
milie). Außerdem spielen altersspezifische Umstände, wie 
etwa der Vorrang von Schul- und Berufsausbildung, eine 
Rolle. 
 Die unter den „(Noch-)Nicht-Antwortern“ weit verbreitete 
Ansicht, dass das Nicht-Antworten keinerlei Konsequenzen 
nach sich ziehen würde (34 %), zeigt, dass diesen Personen 
die rechtliche Folge einer unterlassenen Optionsentschei­
dung, also der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit, 
nicht bewusst ist. 
 Die Optionsentscheidung ist nicht vorrangig eine Gewis­
sens- beziehungsweise emotionale Entscheidung. Pragma­
tische Gründe, wie zum Beispiel die Rechte eines Deutschen/ 
EU-Bürgers behalten zu wollen, geben den Ausschlag. Bei 
einem Teil der Optionspflichtigen wird die Entscheidung 
jedoch durch den Wunsch, die ausländische Staatsangehö­
rigkeit behalten zu können erschwert. Dennoch sind sowohl 
die pragmatischen als auch die emotionalen Gründe für die 
deutsche Staatsangehörigkeit wichtiger als mögliche Ge­
gengründe. 
 Weniger als 13 % der Optionspflichtigen geben an, durch die 
Aufgabe der ausländischen Staatsangehörigkeit in einen 
Gewissenskonflikt zu geraten. 
Betroffene teilweise unvorbereitet und schlecht informiert 
 Der Informationsstand der Optionspflichtigen über das Ver­
fahren ist nicht immer gut. Etwa einem Viertel wird die ei­
gene Optionspflicht erst sehr spät bewusst, und viele fühlen 
sich mit Eintritt der Volljährigkeit auf ihre Entscheidungs­
pflicht nicht richtig vorbereitet (49 %). 
 Bei den Optionspflichtigen, bei denen eine Beibehaltung 
beider Staatsangehörigkeiten wahrscheinlich ist, herrscht 
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lich) beide Staatsangehörigkeiten behalten können (45 %), 
ein größerer Anteil geht jedoch davon aus, dass auch für sie 
eine Entscheidung nötig ist (48 %). Einige sind sich nicht si­
cher, ob sie sich entscheiden müssen (7 %). 
 Diejenigen, die angeben, dass sie beide Staatsangehörigkei­
ten behalten können, glauben häufig, dass dies automatisch 
geschieht. Nur eine Minderheit weiß von der Notwendigkeit 
des Beibehaltungsantrags und kennt die korrekte Frist (21. 
Geburtstag), um diesen zu stellen. 
Bisher nur wenig Inanspruchnahme von Beratungsmöglich­
keiten 
 Die deutliche Mehrheit der Befragten hat sich bislang nicht 
über die Optionspflicht informiert (83 %) und auch keine 
Beratung in Anspruch genommen (92 %). Selbst von den un­
mittelbar Betroffenen (18 bis 21 Jahre) hat sich nur ein kleiner 
Teil unabhängig von dem Schreiben der Behörde über die 
Optionspflicht informiert (19 %). 
 39 % der Betroffenen sind mit der Beratungsqualität in der 
Staatsangehörigkeitsbehörde zufrieden. Aber fast ein Vier­
tel derjenigen, die sich in einem Optionsverfahren befinden, 
fühlt sich nicht gut von den Behördenmitarbeitern infor­
miert. Die wenigen Personen, die sich überhaupt beraten 
ließen, wünschen sich häufig eine bessere Beratung über die 
Folgen der Entscheidung, mehr Zeit der Berater und erwar­
ten mehr Verständnis für ihre Anliegen. 
Die Entlassung aus der zweiten Staatsangehörigkeit 
 Optionspflichtige mit laufendem oder abgeschlossenem 
Entlassungsverfahren berichten teilweise von Problemen 
bei der Entlassung, die im Wesentlichen in der Zusam­
menstellung der Unterlagen (39 %) und/oder durch das 
unkooperative Verhalten der Behörden des Herkunftslands 
der Eltern (18 %) entstehen. Teilweise spielen auch hohe und 
unerwartete Kosten eine Rolle. 
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 Etwas mehr als die Hälfte derjenigen Optionspflichtigen, die 
sich bereits für die deutsche Staatsangehörigkeit entschie­
den haben, haben die Entlassung noch nicht beantragt. Fast 
die Hälfte dieser Personen hat dies aus Zeitgründen noch 
nicht getan, viele aber auch aufgrund von Unwissenheit 
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1.1 Projekthintergrund und Forschungsfragen 
>	 Das Bundesministerium des Innern beauftragte das Bundes­
amt für Migration und Flüchtlinge mit der Durchführung 
einer umfassenden quantitativen Studie zum Einbürge­
rungsverhalten von Ausländerinnen und Ausländern in 
Deutschland sowie zur Optionsregelung im Staatsangehö­
rigkeitsrecht. 
Die amtliche Einbürgerungsstatistik und verschiedene Umfra­
gen der empirischen Sozialforschung bieten zwar bereits einen Ein­
blick in die Thematik des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit 
(Kapitel 1.3 und Kapitel 1.4). Es fehlt aber bisher an einer umfassenden 
quantitativ angelegten Untersuchung zu diesem Themenbereich, mit 
der sowohl die (retrospektiven) Sichtweisen von bereits Eingebürger­
ten als auch die Perspektiven von Ausländerinnen und Ausländern, 
die (noch) nicht eingebürgert sind, beleuchtet werden können. Aus 
diesem Grund führte die Forschungsgruppe des Bundesamtes für Mig­
ration und Flüchtlinge (BAMF) im Auftrag des Bundesministeriums des 
Innern (BMI) die Studie „Einbürgerungsverhalten von Ausländerinnen 
und Ausländern in Deutschland“ (BAMF-Einbürgerungsstudie 2011) 
durch. In die Studie ist zudem das Entscheidungsverhalten von Opti­
onspflichtigen gemäß § 29 des Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG) 
einbezogen.1 
1 Da aus wissenschaftlicher Sicht zur Optionsregelung und der Perspektive der 
davon Betroffenen bisher nur rudimentäre empirische Erkenntnisse vorliegen, 
wurde, zeitlich geringfügig vorgeschoben, das qualitativ angelegte Projekt „Die 
Optionsregelung im Staatsangehörigkeitsrecht aus der Sicht von Betroffenen“ 
vom BMI in Auftrag gegeben, das ebenfalls von der Forschungsgruppe des 









Um belastbare Ergebnisse zum Einbürgerungsverhalten zu ge­
winnen, wurde eine bundesweite quantitative Untersuchung auf der 
Basis von insgesamt 1.569 standardisierten Interviews durchgeführt. 
Ziel der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 war es, Erkenntnisse darüber 
zu gewinnen, 
 anhand welcher Kriterien Entscheidungen für oder gegen 
eine Einbürgerung getroffen werden, 
 anhand welcher Kriterien Entscheidungen für oder gegen 
eine Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit bei 
Optionspflichtigen getroffen werden, 
 wie das Einbürgerungs- beziehungsweise das Optionsver­
fahren erlebt wird, 
 wie bereits eingebürgerte Personen die Auswirkungen des 
Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit auf ihre persön­
lichen Lebensumstände beurteilen und 
 wie sich die sozio-demographischen Hintergründe sowie 
der Integrationsstand der aktuell im Einbürgerungsgesche­
hen involvierten Personen darstellen. 
Dazu wurden in der Zeit von April bis Juni 2011 vier in Bezug auf 
die Einbürgerung relevante Gruppen befragt: 
 A) Personen, die seit dem Inkrafttreten des Zuwanderungs­
gesetzes im Januar 2005 eingebürgert wurden und zum 
Zeitpunkt der Einbürgerung mindestens 18 Jahre alt waren 
(im Folgenden: Eingebürgerte); 
 B) Personen im Alter ab 18 Jahren mit ausländischer Staats­
angehörigkeit, die sich zum Zeitpunkt der Befragung im 
Einbürgerungsverfahren befanden und dazu einen entspre­
chenden Antrag gestellt haben (im Folgenden: Personen im 
Einbürgerungsverfahren oder im Verfahren Befindliche); 
 C) Personen im Alter ab 18 Jahren mit ausländischer Staats­
angehörigkeit, die zum Zeitpunkt der Befragung seit min­
destens acht Jahren in Deutschland gelebt haben und einen 
gesicherten Aufenthaltsstatus besitzen, aber derzeit keinen 







 D) Optionspflichtige2 mit Einbürgerung gemäß § 40b StAG 
im Alter ab 16 Jahren (im Folgenden: Optionspflichtige).3 
1.2  	 Gesetzliche Regelungen zu Einbürgerung und 
Optionspflicht in Deutschland 
>	 Zentral für die vorliegende Studie sind zwei Formen des 
Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit: durch Einbür­
gerung und im Rahmen des Geburtsortprinzips (ius soli), 
woran sich die spätere Optionspflicht anschließt. 
Die deutsche Staatsangehörigkeit kann unter anderem durch 
Geburt oder durch Einbürgerung erworben werden.4 Beim Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit durch Geburt sind zwei Fallkonstel­
lationen zu unterscheiden. Kinder mit mindestens einem deutschen 
Elternteil erwerben die deutsche Staatsangehörigkeit bei ihrer Geburt 
nach dem Abstammungsprinzip (ius sanguinis). Im Inland geborene 
Kinder ausländischer Eltern erwerben unter bestimmten Vorausset­
zungen zusätzlich zur Staatsangehörigkeit ihrer Eltern die deutsche 
Staatsangehörigkeit nach dem Geburtsortprinzip (ius soli), woran sich 
später die Optionspflicht anschließt. Zentral für die vorliegende Studie 
2		 Der Begriff „Optionspflichtige“ wird hier als Oberbegriff für eine sehr heteroge­
ne Gruppe junger Menschen verwendet. Streng genommen können unter den 
Begriff nur diejenigen gefasst werden, die im optionspflichtigen Alter (18 bis 
23 Jahre) sind und die sich noch nicht entschieden haben oder deren Options­
verfahren noch nicht abgeschlossen ist. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit 
werden hier als Optionspflichtige auch Personen bezeichnet, die nicht mehr 
optionspflichtig sind. Dies gilt etwa für Personen, die bereits eine Entscheidung 
für oder gegen die deutsche Staatsangehörigkeit getroffen haben und deren 
Optionsverfahren bereits abgeschlossen ist. Außerdem gilt dies für junge Men­
schen, die noch nicht das optionspflichtige Alter erreicht haben (hier: 16 bis 
unter 18 Jahre). 
3 In die Entwicklung des Fragebogens der Optionspflichtigen sind Ergebnisse 
aus dem qualitativ angelegten BAMF-Projekt zur Optionsregelung eingeflossen 
(Worbs et al. 2012). 
4 Eine weitere Möglichkeit besteht etwa im Erwerb der deutschen Staatsangehö­
rigkeit durch Adoption. Die Darstellung im Kapitel 1.2 erhebt keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit, sondern dient lediglich dazu, eine Basis für das Verständnis 




sind lediglich der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch 
Einbürgerung sowie der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
im Rahmen des Optionsmodells (zu Rechtsgrundlagen der Einbürge­
rung zusammenfassend: Worbs 2008: 11ff., detailliert und unter Be­
rücksichtigung politischer und juristischer Fragen: Dornis 2001: 119ff., 
von Münch 2007). 
Durch die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts5 im Jahr 1999 
wurden wesentliche Neuerungen in das Staatsangehörigkeitsrecht 
aufgenommen, so zum Beispiel die Ergänzung des Abstammungsprin­
zips um das Geburtsortprinzip (und die damit verbundene Options­
pflicht), die Verkürzung der Aufenthaltsdauer für einen Anspruch auf 
Einbürgerung auf acht Jahre rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland (zuvor 15 Jahre), eine erweiterte Hinnahme von Mehrstaa­
tigkeit6 sowie neue Regelungen für Spätaussiedler (von Münch 2007: 
153ff.). Weitere Rechtsänderungen ergaben sich im Januar 2005 durch 
das Zuwanderungsgesetz7 und im August 2007 durch das Gesetz zur 
Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Euro­
päischen Union (BGBl. 2007 I: 1970ff.). Hervorzuheben sind die Über­
führung von Einbürgerungsregelungen aus dem Ausländergesetz 
(AuslG) in das Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG), Anpassungen an 
das neue Aufenthaltsgesetz (AufenthG; 2005), der Nachweis ausrei­
chender Kenntnisse der deutschen Sprache (Zertifikat Deutsch B1), die 
Ein-führung eines bundesweiten Einbürgerungstests sowie die gene­
relle Hinnahme von Mehrstaatigkeit bei EU-Bürgern und Schweizern 
(2007;(Göbel-Zimmermann/Eichhorn 2010a, b, Worbs 2008). 
5	 Gesetz zur Reform des Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 15. Juli 1999 (BGBl. 
1999 I: 1618ff.). Die Möglichkeit der Recherche zum Bundesgesetzblatt (BGBl.) 
besteht unter: http://www.bgbl.de/Xaver/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_ 
BGBl (Zugriff am 18.05.2012). 
6		 Nach dem Prinzip der Vermeidung von Mehrstaatigkeit muss bei einer Einbür­
gerung die bisherige Staatsangehörigkeit aufgegeben werden. Ist eine Aufgabe 
nicht oder nur unter besonders schwierigen Bedingungen möglich, kann von 
dieser Voraussetzung abgesehen werden (§ 12 Abs. 1 StAG). Staatsangehörigkei­
ten der Europäischen Union sowie der Schweiz müssen nicht aufgegeben wer­
den (§ 12 Abs. 2 StAG). 
7	 Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung des 
Aufenthalts und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern vom 30. 
Juli 2004 (BGBl. 2004 I: 1950ff.). 
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Ausländerinnen und Ausländer können ab dem 16. Geburtstag 
eine Einbürgerung beantragen. Neben einem mindestens achtjähri­
gen rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben 
Ausländerinnen und Ausländer einen Anspruch auf Einbürgerung
(§ 10 Abs. 1 StAG), wenn sie einen auf Dauer angelegten Aufenthaltssta­
tus besitzen, den Lebensunterhalt für sich und ihre Familie ohne Inan­
spruchnahme von Sozialleistungen bestreiten, ihre bisherige Staats­
angehörigkeit aufgeben, nicht strafrechtlich verurteilt worden sind 
und sich zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung bekennen. 
Weiterhin müssen ausreichende deutsche Sprachkenntnisse (Niveau 
B1 des europäischen Referenzrahmens für Sprachen) sowie Kenntnis­
se der Rechts- und Gesellschaftsordnung und Lebensverhältnisse in 
Deutschland nachgewiesen werden. Daneben besteht die Möglichkeit 
einer Miteinbürgerung von Ehegatten und minderjährigen Kindern 
(auch ohne achtjährige Mindestaufenthaltsdauer; § 10 Abs. 2 StAG). 
Außerdem kann die Aufenthaltsdauer auf sieben Jahre verkürzt wer­
den (§ 10 Abs. 3 StAG), wenn eine erfolgreiche Teilnahme an einem 
Integrationskurs nachgewiesen wird, oder auf sechs Jahre, wenn be­
sondere Integrationsleistungen vorliegen. 
Weiterhin besteht für Ausländer mit rechtmäßigem gewöhn­
lichen Aufenthalt im Inland die Möglichkeit, nach dem Ermessen der 
zuständigen Behörde eingebürgert zu werden (§ 8 StAG). Dies gilt auch 
für Ehegatten und Lebenspartner von Deutschen (§ 9 StAG). 
Die Regelung des ius soli-Erwerbs nach § 4 Abs. 3 Satz 1 StAG 
ist seit dem1. Januar 2000 in Kraft. Für die vorliegende Studie ist die 
Übergangsregelung des § 40b StAG relevant. Danach konnten Kin­
der von Ausländern, die zu diesem Zeitpunkt schon geboren waren, 
aber das zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hatten, auf Antrag 
eingebürgert werden, wenn bei ihrer Geburt die Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 3 Satz 1 StAG vorlagen. Die Antragstellung war nur im Jahr 
2000 möglich. Mindestens ein Elternteil musste bei der Geburt des 




in Deutschland sowie ein unbefristetes Aufenthaltsrecht8 haben. Die 
Kinder erhalten die deutsche Staatsangehörigkeit neben der Staatsan­
gehörigkeit ihrer Eltern, müssen sich jedoch grundsätzlich nach dem 
Erreichen der Volljährigkeit und spätestens bis zur Vollendung des 23. 
Lebensjahres für eine der beiden Staatsangehörigkeiten entscheiden 
(sogenannte Optionspflicht, § 29 StAG). Erfolgt bis zur Vollendung des 
23. Lebensjahres keine Entscheidung, geht die deutsche Staatsangehö­
rigkeit automatisch verloren (§ 29 Abs. 2 Satz 4 StAG).9 
Seit dem 1. Januar 2000 geborene Kinder ausländischer Eltern, 
die die oben genannten Voraussetzungen erfüllen, erhalten mit der 
Geburt kraft Gesetzes die deutsche Staatsangehörigkeit neben der 
Staatsangehörigkeit ihrer Eltern (§ 4 Abs. 3 Satz 1 StAG). Auch für sie 
gilt grundsätzlich die Pflicht, sich spätestens bis zur Vollendung des 
23. Lebensjahres für eine der beiden Staatsangehörigkeiten zu ent­
scheiden. 
Die Abbildung 1-1 verdeutlicht schematisch die Abläufe im 
Optionsverfahren, beginnend mit dem ius soli-Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit durch die betreffenden Personen (vertiefend 
dazu: Worbs et al. 2012: Kapitel 1.2). 
8	 Für Staatsangehörige der Schweiz oder deren Familienangehörige gilt entspre­
chend eine Aufenthaltserlaubnis auf Grund des Abkommens vom 21. Juni 1999 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Freizügigkeit. 
9		 In bestimmten Fällen (§ 29 Abs. 4 StAG) ist eine Beibehaltung der deutschen 
Staatsangehörigkeit neben der anderen Staatsangehörigkeit möglich. Dazu 
bedarf es jedoch einer Beibehaltungsgenehmigung, die auf Antrag (Ausschluss­
frist: Vollendung des 21. Lebensjahres) erteilt werden kann (§ 29 Abs. 3 StAG). 
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Quelle: Darstellung übernommen aus Worbs et al. (2012: Kapitel 1.2). 
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1.3  	 Statistische Daten zu Einbürgerung und  
Optionspflicht 
>	 In den Jahren 2001 bis 2008 gab es einen Trend zu sinkenden 
Einbürgerungszahlen. Seit dem Jahr 2009 steigen die Ein­
bürgerungszahlen jedoch wieder an. 
Anhand der amtlichen Statistik lassen sich die Einbürgerungen 
von Ausländern in Deutschland betrachten. Nachfolgend wird die 
Entwicklung der Einbürgerungen seit 2000 berücksichtigt (Abbildung 
1-2).10 
Abbildung 1-2:		 Einbürgerungen von Ausländern in Deutschland, 2000 bis 






















2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2011b: 18ff.), eigene Zusammenstellung. 
10 Für Zahlen vor dem Jahr 2000 wird an dieser Stelle auf die Migrationsberichte 
(etwa Bundesministerium des Innern/Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
2005: 172, 2011: 332ff.) sowie die entsprechenden Fachserien des Statistischen 




Mit Inkrafttreten des neuen Staatsangehörigkeitsrechts im Jahr 
2000 erreichten die Einbürgerungszahlen mit 186.688 Personen ihren 
Höchststand. Für die folgenden Jahre lässt sich ein stetiger Rückgang 
bis 2005 (117.241 Personen) beobachten. Im Jahr 2006 kam es zu einem 
leichten Anstieg (124.566 Personen). In den beiden folgenden Jahren 
ging die Zahl der Einbürgerungen dann erneut zurück und erreichte 
2008 mit 94.470 Personen den tiefsten Stand seit der Reform des Staats­
angehörigkeitsrechts. In den Jahren 2009 und 2010 stiegen die Zahlen 
der Einbürgerungen (2009: 96.122 Personen, 2010: 101.570) wieder 
leicht an (Statistisches Bundesamt 2011: 18ff.). Insgesamt haben in der 
Zeit von 2000 bis 2010 1.434.216 Personen die deutsche Staatsange­
hörigkeit durch Einbürgerung erworben. Dies entspricht in etwa der 
Größenordnung der Einwohnerzahl einer Großstadt wie München.11 
Es hat sich gezeigt, dass die Einbürgerungsquoten von EU-
Staatsangehörigen deutlich hinter den Einbürgerungsquoten von 
Drittstaatsangehörigen, insbesondere von türkischstämmigen Perso­
nen und Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien, zurückbleiben 
(Diehl/Blohm 2008: 439ff., Institut für Sozialforschung und Gesell­
schaftspolitik/Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 2009: 
32). 
Die Entwicklung der Einbürgerungszahlen wird durch unter­
schiedliche Faktoren beeinflusst. So haben beispielsweise kurzfristige 
Effekte zu einer statistischen Überhöhung kurz nach der Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts beigetragen (Beauftragte der Bundesre­
gierung für Ausländerfragen 2002: 51). In den Jahren 2000 und 2001 
machten die Einbürgerungen nach der Übergangsregelung des 
§ 40b StAG circa 11 % beziehungsweise 13 % aus (Bundesministerium 
des Innern/Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2011: 230, Göbel-
Zimmermann 2003: 66). Durch die Ausnahmeregelungen zur Hinnah­
me von Mehrstaatigkeit gab es auch „Nachholeffekte zum Beispiel bei 
Iranern“ (Worbs 2008: 17f.). 
11 Dazu: http://www.mstatistik-muenchen.de/themen/bevoelkerung/jahreszah­





Insgesamt betrug das ausgeschöpfte Einbürgerungspoten­
zial, das heißt das Verhältnis von erfolgten zu möglichen Einbürge-
rungen,12 im Jahr 2010 2,2 % (Statistisches Bundesamt 2011: 18ff.). 
Quantitativ gesehen stellt die Türkei mit großem Abstand das 
wichtigste Herkunftsland der Eingebürgerten in Deutschland dar 
(2010: 26.192 Personen, 25,8 %). Personen aus den Nachfolgestaaten des 
ehemaligen Jugoslawien sind die zweitwichtigste Herkunftsgruppe 
von Eingebürgerten (2010: 10.090 Personen, 9,9 %). Verhältnismäßig 
hohe Einbürgerungszahlen und einen steigenden Trend in den letzten 
Jahren weisen zudem die Herkunftsländer Irak (2010: 5.228 Personen, 
5,1 %), Afghanistan (2010: 3.520 Personen, 3,5 %) und Iran (2010: 3.046 
Personen, 3,0 %) auf. Aus der Reihe der Staaten der Europäischen Union 
stellen Polen (2010: 3.789 Personen, 3,7 %) und Rumänien (2010: 2.523 
Personen, 2,5 %) die wichtigsten Herkunftsländer Eingebürgerter dar, 
während Griechenland (2010: 1.450 Personen, 1,4 %) und Italien (2010: 
1.305 Personen, 1,3 %) deutlich dahinter zurück bleiben. Auch Personen 
aus der Ukraine (2010: 3.118 Personen, 3,1 %) und der Russischen Fö­
deration (2010: 2.753 Personen, 2,7 %) sowie aus Marokko (2010: 2.806 
Personen, 2,8 %) verzeichnen verhältnismäßig hohe Einbürgerungs­
zahlen (Statistisches Bundesamt 2011: 22ff.). Die übrigen Einbürgerun­
gen „verteilen sich auf eine Vielzahl von Staaten“ (Worbs 2008: 18). In 
Abbildung 1-3 werden insbesondere die Zahlen für Eingebürgerte mit 
ehemaligen Staatsangehörigkeiten der bei der BAMF-Einbürgerungs­
studie 2011 berücksichtigten Herkunftsländer dargestellt (dazu detail­
lierter in Kapitel 2.1.1).13 
12	 Berücksichtigt wird dabei die Zahl der ausländischen Staatsangehörigen, 
die sich mit einem gültigen Aufenthaltstitel seit mindestens zehn Jahren in 
Deutschland aufhalten (ausführlich siehe dazu: Statistisches Bundesamt 2011: 
5f.). Die weiteren Anforderungen bleiben bei der Berechnung unberücksichtigt. 
13	 Die Einbürgerungszahlen 2010 für Personen aus Weißrussland wurden an die­
ser Stelle noch nicht gesondert aufgeführt. Im Jahr 2010 wurden 385 Personen 
weißrussischer Herkunft eingebürgert, dies entspricht einem Anteil von 
0,4 %. In der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 bilden Personen aus Weißrussland 




Abbildung 1-3: Eingebürgerte im Jahr 2010 nach ausgewählten ehemali









9,9% ehemaliges Jugoslawien 
11,6% Irak, Iran, Afghanistan 
6,2% Russische Föderation, Ukraine, Weißrussland 
2,7% Griechenland, Italien 
43,8% übrige Länder 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2011: 18ff.), eigene Zusammenstellung. 
Es hat sich gezeigt, dass sich eher jüngere Personen einbürgern 
lassen (circa 88 % der Eingebürgerten sind jünger als 45 Jahre) und dass 
das Geschlechterverhältnis relativ ausgeglichen ist (Frauen: 51,0 %, 
Männer: 49,0 %; Statistisches Bundesamt 2011: 42, Worbs 2008: 22f.). Im 
Zeitverlauf von 2000 bis 2010 hat sich der Anteil der Einbürgerungen 
mit fortbestehender bisheriger Staatsangehörigkeit von 44,9 % (Worbs 
2008: 26) auf 53,1 % erhöht (Statistisches Bundesamt 2011: 90). Der über­
wiegende Teil der Einbürgerungen wird auf Grundlage der Anspruchs­
einbürgerung (§ 10 Abs. 1 StAG)14 vollzogen (circa 73 % beziehungsweise 
73.668 Personen im Jahr 2010; Statistisches Bundesamt 2011: 70). 
> In den nächsten Jahren wird eine zunehmende Zahl von 
Optionspflichtigen mit Erreichen der Volljährigkeit von den 
entsprechenden Behörden angeschrieben. Werden im Jahr 
2017 rund 7.000 Verfahren neu einzuleiten sein, so wird die­
se Zahl ab 2018 auf etwa 40.000 pro Jahr ansteigen. 
14 Dieser Paragraph entspricht dem von 2000 bis 2004 geltenden § 85 Abs. 1 AuslG. 
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In den Jahren 2000 bis 2010 haben insgesamt rund 444.000 Per­
sonen die deutsche Staatsangehörigkeit nach den § 4 Abs. 3 Satz 1 StAG 
sowie § 40b StAG erworben (Tabelle 1-1).15 Dabei handelt es sich einer­
seits um die seit dem 1. Januar 2000 geborenen Kinder (§ 4 Abs. 3 Satz 1 
StAG). Diese machen mit derzeit rund 395.000 Personen den Großteil 
aller (künftigen) Optionspflichtigen aus, sind allerdings momentan 
höchstens zwölf Jahre alt und damit noch nicht verfahrensrelevant. Im 
Gegensatz dazu befindet sich ein Teil der rund 49.000 nach 
§ 40b StAG eingebürgerten jungen Menschen bereits in der Options­
phase. 
Tabelle 1-1 ist zu entnehmen, dass in den nächsten Jahren die 
entsprechenden Behörden zunehmend mehr Optionsverfahren 
durchführen werden, da mehr Optionspflichtige die Volljährigkeit 
erreichen. Insbesondere ab dem Jahr 2018 ist von einem sprunghaften 
Anstieg der einzuleitenden Verfahren auszugehen. Das Jahr 2018 ist 
das Jahr, in dem die Personen des ersten Jahrgangs volljährig werden, 
die die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 Satz 1 StAG erwor­
ben haben. Teilweise werden mehr als 40.000 Personen jährlich im 
Verfahren zu begleiten sein. Zuvor bewegen sich die Fallzahlen zwi­
schen 3.000 und 7.000 Personen jährlich (entsprechend den Geburts­
jahrgängen der nach § 40b StAG eingebürgerten Personen). 
15	 Vertiefende Ausführungen zu statistischen Daten mittels amtlicher Daten 
finden sich im Forschungsbericht des qualitativ angelegten BAMF-Projekts zur 




Tabelle 1-1: Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach ius soli, 
2000 bis 2010 (absolute Zahlen) 
Jahr § 4 Abs. 3 StAG § 40 b StAG 
2000 41.257 20.181 
2001 38.600 23.403 
2002 37.568 4.375 
2003 36.819 731 
2004 36.863 299 
2005 40.156 96 
2006 39.089 36 
2007 35.666 48 
2008 30.336 18 
2009 28.977 22 
2010 29.492 7 
Summe 394.823 49.216 
Quelle: Bundesministerium des Innern/Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(2011b: 230 und 320) anhand von Daten des Statistischen Bundesamtes,
eigene Zusammenstellung. 
Die Hauptherkunftsländer der Familie,16 angezeigt über die 
zweite Staatsangehörigkeit der Optionspflichtigen nach § 40b StAG, 
sind die Türkei, Kroatien, Serbien (beziehungsweise das frühere Ser­
bien und Montenegro), der Iran, Bosnien-Herzegowina, Vietnam, 
Pakistan, Mazedonien, Afghanistan und Polen. Die Türkei macht dabei 
mit rund 68 % den größten Anteil aus, alle anderen Länder liegen unter 
10 % (Lämmermann 2011: 4). Männer sind bei diesen Einbürgerungen 
leicht überrepräsentiert (53,8 %). Entsprechend der Verteilung der 
ausländischen Bevölkerung in Deutschland haben auch die Einbürge­
rungen nach § 40b StAG zu einem großen Teil in den westdeutschen 
16 Wenn im Folgenden Aussagen bezogen auf das „Herkunftsland der Familie/ 
der Eltern“ (teilweise verkürzt auch „die Herkunft“) der Optionspflichtigen 
getroffen werden, dann ist damit das Land ihrer (bisherigen/derzeitigen) nicht­
deutschen Staatsangehörigkeit in Abgrenzung zu ihrer deutschen Staatsange­
hörigkeit (Herkunft) gemeint. 
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Flächenländern stattgefunden, insbesondere in Nordrhein-Westfalen, 
Hessen, Bayern und Baden-Württemberg (zusammen 80,4 %). 
1.4  Forschungsstand 
In den letzten Jahren wurden einige wenige quantitative 
Studien und Sonderauswertungen sowie qualitative Arbeiten (etwa 
Wunderlich 2005, Prümm 2004, Anil 2007) zu realisierten Einbürge­
rungen oder zur Einbürgerungsabsicht in Deutschland vorgelegt. Es 
fehlt jedoch bislang eine umfassende quantitative Untersuchung, die 
sowohl die (retrospektiven) Sichtweisen von bereits Eingebürgerten 
und Personen, die sich im Einbürgerungsverfahren befinden, als auch 
die Perspektive von Ausländerinnen und Ausländern, die (noch) nicht 
eingebürgert sind, in den Blick nimmt. Auch fehlen Erkenntnisse zu 
den Sichtweisen und Erfahrungen der Betroffenen der Optionsrege­
lung und zu ihrem Entscheidungsverhalten. 
Neben der jährlich erscheinenden Einbürgerungsstatistik ste­
hen der sozialwissenschaftlichen Forschung im Bereich der Einbürge­
rung derzeit verschiedene Datenquellen zur Verfügung (Worbs 2008: 
13ff.). Sowohl der Mikrozensus (MZ) als auch das Sozio-Ökonomische 
Panel (SOEP) bieten die Möglichkeit zu Analysen im Zusammenhang 
mit Einbürgerung. Weitere Untersuchungen wurden anhand des In­
tegrationssurvey des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung (BiB) 
durchgeführt (Diehl 2005b, zum Integrationssurvey des BiB: Diehl 
2005a; weitere Studienergebnisse des Integrationssurveys des BiB: 
Haug 2005). Daneben wurden in mehreren Studien zur ausländischen 
Bevölkerung in Deutschland, wie zum Beispiel in der Repräsentativbe­
fragung „Ausgewählte Migrantengruppen in Deutschland 2006/2007“ 
(RAM) des BAMF, der Studie „Ausländer in Deutschland 2002“, den 
Mehrthemenbefragungen des Zentrums für Türkeistudien und Integ­
rationsforschung (ZfTI)17 oder der Befragung „Zuwanderer in Deutsch­
land“ im Auftrag der Bertelsmann Stiftung, Fragen zur Einbürgerungs­
absicht und zu Motiven der Einbürgerung gestellt und ausgewertet 
(Babka von Gostomski 2010b, Bertelsmann Stiftung 2009, Kahanec/ 
Tosun 2007, Sauer 2001, 2009, 2010, 2011, Worbs 2008). 




Im Folgenden wird ein Überblick über den empirischen For­
schungsstand zum Bereich der Einbürgerung gegeben.18 Unterschie­
den wird bei der Darstellung zwischen der Forschung zur realisierten 
Einbürgerung und zur Einbürgerungsabsicht. Zwar kann in diesem 
Forschungsbericht kein erschöpfender Überblick gegeben werden, es 
sollen aber wichtige Studien und Ergebnisse kurz dargestellt werden. 
1.4.1  Realisierte Einbürgerung 
>	 Eingebürgerte können in den Bereichen Bildung, Berufsaus­
bildung, Erwerbstätigkeit, berufliche Stellung, Einkommen 
und Sprachkenntnisse in der Regel eine bessere Integrati­
onsbilanz vorweisen als Nicht-Deutsche. 
Im Bereich der Forschung zur realisierten Einbürgerung zeigen 
Salentin/Wilkening (2003) anhand zweier Stichproben19 die bessere 
sozio-ökonomische Platzierung von Eingebürgerten im Vergleich 
zu Ausländern derselben Herkunft. Dieses Ergebnis bestätigt sich 
auch hinsichtlich der Integration von Eingebürgerten anhand des 
Mikrozensus für Gesamtdeutschland (Woellert et al. 2009: 34) sowie 
für Nordrhein-Westfalen (Seifert 2006, 2007: 17ff., 2011, Seifert/Krause 
2009). 
18	 Nicht referiert werden Ergebnisse von Analysen, die die Einstellungen der 
deutschstämmigen Mehrheitsbevölkerung im Bezug auf die Einbürgerung 
von Ausländern in Deutschland in den Fokus nehmen (so etwa Worbs 2008: 
38ff., Worbs 2009, Diehl/Tucci 2010: 563ff., Diehl/Tucci 2011). Ebenso wird nicht 
auf Studien eingegangen, die den Blick auf das Wahlverhalten, die politische 
Repräsentation und unterschiedliche Parteipräferenzen je nach Migrations­
hintergrund der Eingebürgerten richten (etwa Wüst 2002, 2003, 2006). Auch 
(international vergleichende) Arbeiten, die Einbürgerungstests in den Fokus 
stellen, werden an dieser Stelle nicht im Detail behandelt (etwa Michalowski 
2006, 2008, 2009 sowie unter anderem verschiedene Beiträge in Bauböck/Jopp­
ke 2010). 
19	 Salentin/Wilkening (2003) verwenden die SOEP-Befragung 2000 sowie ihre 






Diehl (2005b: 324ff.) präsentiert mehrere multivariate Modelle20 
zur Einbürgerung von 18- bis 30-jährigen türkisch- und italienisch­
stämmigen Personen.21 Sowohl für junge Erwachsene aus der Türkei als 
auch aus Italien ergeben sich folgende Resultate: Mit zunehmendem 
Alter, bei guter schulischer Qualifikation, bei seltenen Besuchen ins 
Herkunftsland, mit der Identität als Deutscher und mit einem gerin­
gen Maß an Religiosität geht bei beiden Gruppen ein regeres Einbür­
gerungsverhalten einher. 
Mit Hilfe des Mikrozensus 2005 und anhand von SOEP-Daten 
der Jahre 2001 bis 2003 versuchen Diehl/Blohm (2008: 453ff.)22 – ausge­
hend von der „Anomalie“, dass sich türkische Einwanderer gemessen 
an ihrem Bevölkerungsanteil überproportional häufig einbürgern 
lassen, obwohl sie gleichzeitig im Vergleich zu Einwanderern ande­
rer Herkunftsländer eine schlechtere Integrationsbilanz aufweisen 
– Determinanten der tatsächlichen Einbürgerung zu ermitteln.23 Sie 
zeigen, dass sich türkische Personen häufiger einbürgern lassen (21 % 
mit Einbürgerung bei Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit) 
als Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien (8 %) oder solche aus 
der EU-15 (6 %; Diehl/Blohm 2008: 451). Auch wenn mehrere Variablen 
gleichzeitig berücksichtigt werden, stellt sich der Effekt höherer Ein­
bürgerungszahlen von Personen aus der Türkei und einer geringeren 
Quote bei EU-15-Bürgern im Gegensatz zu Personen aus dem ehema­
ligen Jugoslawien ein. Darüber hinaus zeigen sich folgende Einflüsse: 
Männer, Ältere, Personen der zweiten Generation, besser Gebildete 
und Beamte/Selbstständige/Angestellte lassen sich häufiger einbür­
gern als Frauen, Jüngere, Personen der ersten Generation sowie Perso­
20 Bei einer multivariaten Betrachtungsweise werden mehr als zwei Sachverhalte 
(oder Variablen) betrachtet (einführend in multivariate Datenanalyseverfah­
ren: Schnell et al. 2008: 454ff.). 
21 Befragt wurden im Jahr 2001 beim Integrationssurvey des Bundesinstituts für 
Bevölkerungsforschung 1.220 Personen aus Italien, 1.241 aus der Türkei, neben 
1.220 18- bis 30-Jährigen mit deutscher Abstammung (Haug 2005: 52). 
22 Ähnlich: Diehl/Blohm 2011. 
23 Diehl/Blohm (2008) knüpfen damit an frühere Analysen von SOEP-Daten zur 
Einbürgerung von Migranten aus der Türkei und dem ehemaligen Jugoslawien 





nen ohne Schulabschluss und Nichterwerbstätige.24 In nach den drei 
Herkunftsgruppen getrennten Modellen erweist sich der Effekt der 
schulischen Bildung für alle drei Gruppen als bedeutsam. 
Mittels einer bundesweiten Befragung von in Deutschland le­
benden türkischen Migranten ermittelt Sauer (2001) einen Anteil von 
23 % der bereits Eingebürgerten. Es zeigt sich, dass sich die türkisch­
stämmigen Eingebürgerten eher aus Jüngeren und Personen mit län­
gerer Aufenthaltsdauer, die eine Rückkehr in die Türkei größtenteils 
ausschließen und sich stärker mit Deutschland verbunden fühlen, 
zusammensetzen. Es wird zudem deutlich, dass Personen, die als Gast­
arbeiter oder im Rahmen des Familiennachzugs nach Deutschland 
gekommen sind, seltener eingebürgert sind als Flüchtlinge oder Per­
sonen, die wegen eines Studiums oder zwecks einer Ausbildung nach 
Deutschland kamen. Als häufigste Gründe für die vollzogene Einbür­
gerung werden rechtliche Vorteile und Aufenthaltssicherheit
(77 %) sowie der Wunsch nach politischen Rechten in Deutschland 
(73 %) genannt. Daneben wird von den Eingebürgerten häufig angege­
ben, dass sie ihr Leben in Deutschland verbringen wollen (28 %; Sauer 
2001: 202ff.). Zu ähnlichen Ergebnissen gelangt Sauer (2009: 121f.) mit­
tels bivariater Analysen anhand von 1.000 in Nordrhein-Westfalen und 
655 in den übrigen Bundesländern im Jahr 2008 befragten türkisch­
stämmigen Personen. Dabei zeigt sich, dass überproportional häufig 
Jüngere, Personen mit einer längeren Aufenthaltsdauer, in Deutsch­
land Geborene, Personen der Nachfolgegeneration (also nicht erste 
24 Bei Alter und Generationenzugehörigkeit stellen sich gegenteilige Effekte bei 
Türkischstämmigen ein. Hier merken die Autoren an, dass die Variable Alter 
schwierig zu interpretieren sei, da es sich nicht um das Alter zum Zeitpunkt der 
Einbürgerung handle (Diehl/Blohm 2008: 455). Im Rahmen der Betrachtung 
statistischer Daten in Kapitel 1.3 sowie in einigen anderen Studien hat sich 
gezeigt, dass Eingebürgerte eher jünger sind. Die Unterschiede könnten zu­
mindest teilweise auf die verwendete Variable, aber auch auf Besonderheiten 
bei den untersuchten Herkunftsgruppen zurückzuführen sein. Hinsichtlich 
des Geschlechts stellen hingegen Constant et al. (2007) bei einer Untersuchung 
zu Eingebürgerten und Einbürgerungswilligen anhand des SOEP, jedoch mit 
der Befragung von 2005, eine stärkere Neigung von Frauen zur Einbürgerung 
fest. Dies gilt auch für besser Gebildete, jedoch weniger für diejenigen, die in 
Deutschland eine Schule besucht haben. 
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Generation oder Heiratsmigranten), Personen ohne Rückkehrabsicht 
und mit einer Heimatverbundenheit zu Deutschland oder zu Deutsch­
land und der Türkei gleichermaßen die deutsche Staatsangehörigkeit 
haben.25 
Ersanilli/Koopmans (2010) vergleichen eingebürgerte und 
nicht eingebürgerte türkischstämmige Personen in Deutschland, 
Frankreich und den Niederlanden im Hinblick auf Identifikation mit 
dem Aufnahmeland, Sprachfähigkeit und Nutzung der Sprache des 
Aufnahmelandes sowie soziale Kontakte zu Personen der Aufnahme­
gesellschaft. Die Autoren zeigen unter anderem (für Deutschland), 
dass Eingebürgerte auf den verwendeten Integrationsindikatoren 
Identifikation, Sprachfähigkeit und Sprachnutzung eine bessere Bi­
lanz aufweisen als Nicht-Eingebürgerte, während keine signifikanten 
Unterschiede bei interethnischen Kontakten bestehen (Ersanilli/Koop­
mans 2010: 783ff.). Unabhängig vom Einbürgerungsstatus ist die Iden­
tifikation mit dem Aufnahmeland in Deutschland am geringsten, was 
die Autoren als Beleg dafür ansehen, dass die Identifikation mit der 
Aufnahmegesellschaft in Ländern mit niedrigeren Einbürgerungsan­
forderungen höher ist (Ersanilli/Koopmans 2010: 784f.). 
In den im März 2011 vorgestellten Ergebnissen einer telefoni­
schen Befragung von rund 1.000 türkischstämmigen Personen „zum 
Integrationsverhalten von Türken in Deutschland“ von Liljeberg Re­
search International und dem Meinungsforschungsinstitut Info GmbH 
werden Ergebnisse gesondert für türkischstämmige Personen mit und 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit ausgewiesen. Türkischstämmige 
Eingebürgerte verfügen im Vergleich zu türkischstämmigen Personen 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit zu größeren Anteilen über einen 
höheren beruflichen Ausbildungsabschluss, höhere Einkommen, 
bessere Deutschkenntnisse, eine geringere Rückkehrneigung, eine 
größere Heimatverbundenheit zu Deutschland, ein größeres Interesse 
25	 Diese Befunde werden auch von Ergebnissen der zehnten und elften unter 
türkischstämmigen Migranten in Nordrhein-Westfalen durchgeführten Mehr­
themenumfrage mit Daten aus den Jahren 2009 und 2010 bestätigt (Sauer 2010: 







an Deutschland, deutscher Politik und deutschen Mitbürgern und 
häufigere Kontakte zu Deutschen (Liljeberg Research international/ 
Info GmbH 2011). 
Mit den ökonomischen Auswirkungen der Einbürgerung be­
schäftigt sich Steinhardt (2008) und zeigt anhand der IAB-Beschäftig­
tenstichprobe, dass der Erwerb der deutschen Staatsbürgerschaft den 
Erfolg auf dem Arbeitsmarkt26 und die individuelle Lohnentwicklung 
positiv beeinflussen (Steinhardt 2008: 18f.).27 Ähnlich zeigt auch Seibert 
(2008)28 mit Hilfe des Mikrozensus 2005, dass Bildung und Einbürge­
rung einen deutlichen Einfluss auf den Erfolg am Arbeitsmarkt haben, 
und führt dies im Wesentlichen auf die bessere schulische und beruf­
liche Ausbildung der Eingebürgerten gegenüber den Nicht-Eingebür­
gerten zurück.29 
Die Untersuchung von Maehler (2012) zielt auf die Analyse 
der psychologischen Bedeutung der Einbürgerung für Migranten 
in Deutschland. Anhand zweier Erhebungen unter Eingebürgerten 
und Nicht-Eingebürgerten30 wird untersucht, welchen Einfluss die 
26 Dies gilt im Besonderen für Drittstaatsangehörige.
 
27 Auch in weiteren Ausarbeitungen befasst sich Steinhardt (2007a, b, 2011) mit 

dem Thema Einbürgerung. 
28 Ähnlich: Seibert 2011. 
29 In einer auf Österreich bezogenen Studie stellt Reichel (2011) mit den Daten des 
österreichischen Mikrozensus fest, dass Eingebürgerte einen deutlich höheren 
sozio-ökonomischen Status als Nicht-Eingebürgerte im Hinblick auf Ausbil­
dung, beruflichen Status und Wohnsituation haben, nicht jedoch eine höhere 
Erwerbsbeteiligung oder eine geringere Arbeitslosigkeit. Die Ergebnisse inter­
pretiert der Autor so, „dass, gemäß der österreichischen Einbürgerungspolitik, 
nur sehr gut ökonomisch integrierte AusländerInnen sich einbürgern können 
und der Selektionseffekt der Einbürgerung gegenüber den ökonomischen Fol­
gen überwiegt“ (Seibert 2011: 177). Ähnlich argumentiert Niesten-Dietrich (2012) 
bezogen auf Deutschland, die sich der Frage nach dem Zusammenhang von 
Integration und Staatsangehörigkeit rein aus juristischer Perspektive nähert 
(„rechtliche Integration“) und erklärt, dass die Einbürgerungsvoraussetzungen 
Integrationsindikatoren aufstellen, „die auf einen hohen Integrationsgrad des 
Einbürgerungsbewerbers schließen lassen“ (Niesten-Dietrich 2012: 90). 
30	 Erste Erhebung 2007: 279 Eingebürgerte, 226 Nicht-Eingebürgerte. Zweite 
Erhebung 2008: Wiederholungsbefragung von 251 Befragten aus der ersten 






Einbürgerung auf die Integration von Migranten hat und welcher 
Zusammenhang zwischen der Einbürgerung und der Akkulturations­
orientierung sowie der Identität von Migranten besteht (Maehler et al. 
2008a, Maehler et al. 2008b, Maehler 2012). Die Studie kommt zu dem 
Ergebnis, dass Eingebürgerte in der deutschen Gesellschaft stärker 
akkulturiert sind und sich auch stärker mit Deutschland identifizieren 
als nicht eingebürgerte Migranten. Es zeigt sich jedoch, dass die Akkul­
turationsorientierungen und Identitätsmuster eher zur Einbürgerung 
führen und nicht als Folge dieser zu sehen sind (Maehler 2012: 253ff.). 
1.4.2  Einbürgerungsabsicht 
> Insbesondere jüngere und in Deutschland geborene Perso­
nen mit ausländischer Staatsangehörigkeit beabsichtigen 
Deutsche zu werden. 
Die Einbürgerungsabsicht kann auf verschiedene Art und 
Weise operationalisiert werden. Anhand einer Befragung von 2001 
betrachten Venema/Grimm (2002a: 69ff., 2002b: 180ff.) die Antworten 
von rund 4.000 ausländischen Personen auf die Frage „Haben Sie die 
Absicht, die deutsche Staatsangehörigkeit anzunehmen?“. Personen 
mit einer Staatsangehörigkeit aus dem ehemaligen Jugoslawien
(21 %) und aus der Türkei (17 %) geben dabei häufiger als griechische 
(10 %) und italienische Personen (9 %) an, die deutsche Staatsangehö­
rigkeit annehmen zu wollen.31 Nicht-Deutsche unter 25 Jahren haben 
häufiger die Absicht, sich einbürgern zu lassen, als diejenigen über 
44 Jahre. Bei den Einbürgerungswilligen aller Nationalitäten ist die 
häufigste Begründung die rechtliche Gleichstellung mit Deutschen. 
Der wichtigste Grund gegen die Annahme der deutschen Staatsange­
hörigkeit wird von vielen Befragten, die sich gegen eine Einbürgerung 
aussprechen, in dem Wunsch nach Beibehaltung des bisherigen Passes 
gesehen (Venema/Grimm 2002a: 69ff., 2002b: 181ff.). 
31 Eigene Berechnungen unter Ausschluss der Personen, die bereits die deutsche 
Staatsangehörigkeit hatten (Venema/Grimm 2002b: 180). 
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Worbs (2008: 28ff.) untersucht die Antworten auf die Frage 
„Beabsichtigen Sie, innerhalb der nächsten zwei Jahre die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu beantragen?“, die mit zweijährigem Abstand 
im SOEP gestellt wird. Im Jahr 2006 antworteten 9 % der ausländischen 
Befragten mit „ja, ganz sicher“, 11 % mit „ja, wahrscheinlich“, 26 % mit 
„eher unwahrscheinlich“ und 54 % mit „ganz sicher nicht“. Auch hier 
zeigt sich ein ähnlicher Befund wie bei Venema/Grimm (2002a): Fasst 
man die ersten beiden Kategorien zusammen, dann will sich zum Un­
tersuchungszeitpunkt etwa jeder vierte bis fünfte unter den Personen 
aus der Türkei und aus dem ehemaligen Jugoslawien einbürgern las­
sen, hingegen aber nur rund jeder zehnte bei griechischen und italie­
nischen Befragten. 
Unter Verwendung des SOEP der Jahre 2001 bis 2003 nehmen 
Diehl/Blohm (2008: 456ff.) mehrere multivariate Analysen zur Einbür­
gerungsabsicht vor.32 Bei Betrachtung verschiedener Modelle mit allen 
drei berücksichtigten Gruppen stellen sich durchgehend zwei Effekte 
auf die Einbürgerungsabsicht ein: Personen aus den EU-15-Staaten ha­
ben eine geringere Neigung zur Einbürgerung als Personen aus dem 
ehemaligen Jugoslawien. Mit der Absicht, in Deutschland bleiben zu 
wollen, geht eine höhere Neigung zur Annahme der deutschen Staats­
angehörigkeit einher. Speziell für türkische Personen und Personen 
aus dem ehemaligen Jugoslawien lässt sich zudem sagen, dass Jüngere 
eher zur Einbürgerung tendieren als Ältere. Das Vorhandensein von 
deutschen Freunden sowie ein hohes politisches Interesse haben aller­
dings lediglich bei türkischen Personen eine positive Wirkung auf die 
Einbürgerungsabsicht (Diehl/Blohm 2008: 456ff.). 
Auch Söhn (2008)33 untersucht primär für das Jahr 1998 die 
Einbürgerungsabsicht mit Daten des SOEP. Sie kommt dabei für die 
Zeit vor der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts zu ähnlichen 
32	 Die Einbürgerungsabsicht ist dabei „die Absicht der Befragten, innerhalb der 
nächsten zwei Jahre ganz sicher oder sehr wahrscheinlich die deutsche Staats­
bürgerschaft zu beantragen“ (Diehl/Blohm 2008: 450). 
33	 Die Arbeit ist bereits im Jahr 2000 als Diplomarbeit an der Freien Universität 
Berlin entstanden. 
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Ergebnissen wie Diehl/Blohm (2008: 456ff.) für die Zeit unmittelbar 
nach dieser Reform. Laut Söhn (2008) ist der einflussreichste Faktor 
für ein Interesse an Einbürgerung die Staatsangehörigkeit. So weisen 
unter den damals geltenden gesetzlichen Bedingungen Personen 
italienischer, griechischer und spanischer Nationalität ein geringeres 
Einbürgerungsinteresse auf als Drittstaatsangehörige. Eine häufigere 
Einbürgerungsabsicht haben insbesondere Personen, „denen Politik 
und politische Einflussnahme besonders wichtig ist“ (Söhn 2008: 114), 
die sich als Deutsche identifizieren, sich stark mit ihrem Wohnort 
verbunden fühlen und die jünger sowie in Deutschland geboren oder 
aufgewachsen sind. 
Mit den Daten des SOEP (1995 bis 2002) analysiert auch Hoch-
man (2011) die Einbürgerungsabsicht von Personen aus der Türkei, den 
Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien und aus EU-Mitglied­
staaten unter besonderer Berücksichtigung der sozialen Identität. 
Insgesamt kommen die Analysen unter anderem zu dem Ergebnis, 
dass Personen mit einer Aufenthaltsdauer von mindestens acht Jah­
ren, mit Bleibeabsicht, mit Hauptschulabschluss (oder höherem Schul­
abschluss), Personen, die berufstätig sind, politisch interessiert sind 
und keine Diskriminierungserfahrungen gemacht haben, eine höhere 
Einbürgerungsabsicht aufweisen als Personen, für die Entsprechendes 
nicht zutrifft. Des Weiteren zeigt sich für Personen, die ausschließlich 
Freunde gleicher Herkunft haben, sowie für Personen ohne interethni­
sche Kontakte eine höhere Einbürgerungsabsicht als für Personen mit 
gemischten Freundeskreisen und interethnischen Kontakten (Hoch­
man 2011: 1414ff.). 
In der Repräsentativbefragung „Ausgewählte Migrantengrup­
pen in Deutschland 2006/2007“ (RAM) wurde unter anderem auch 
die Absicht der Befragten erhoben, die deutsche Staatsangehörigkeit 
anzunehmen. Auch hier zeigen verschiedene Auswertungen, dass die 
Einbürgerungsabsicht bei Personen aus der Türkei und dem ehemali­
gen Jugoslawien am höchsten ist (Babka von Gostomski 2009, 2010a: 
157f., 2010b: 171ff., Worbs 2008: 36ff.). Verhältnismäßig hoch ist sie 
auch bei Personen aus Polen und Slowenien, während sie bei den län­
ger zur EU gehörenden Griechen und Italienern am geringsten ausfällt 
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(Babka von Gostomski 2009: 19, 24). Polnische Befragte messen der Ein­
bürgerung bei doppelter Staatsangehörigkeit die größte Bedeutung 
zu. Interessant ist dieser Aspekt insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass diese Möglichkeit für EU-Bürger zum Zeitpunkt der Befragung 
bereits bestand (Worbs 2008: 36). Auch die Auswertungen mit RAM 
bestätigen: Jüngere, Personen mit kürzerer Aufenthaltsdauer, einer 
geringen Verbundenheit mit dem Herkunftsland bei gleichzeitig 
hoher Verbundenheit mit Deutschland sowie mit besseren deutschen 
Sprachkenntnissen äußern häufiger eine Einbürgerungsabsicht. Als 
Gründe für eine Einbürgerung werden von den Befragten vor allem 
angeführt, dass sie sich in Deutschland verwurzelt fühlen, rechtlich 
mit den Deutschen gleichgestellt sein und jederzeit ein Aufenthalts-
recht in Deutschland haben möchten. Als Hauptargument gegen eine 
Einbürgerung wird der Wunsch genannt, die bestehende Staatsan­
gehörigkeit beizubehalten (über 50 %). Weit dahinter folgen Begrün-
dungen dahingehend, dass die befragten Personen ohnehin einen 
gesicherten Aufenthalt in Deutschland haben beziehungsweise EU-
Bürger sind (Worbs 2008, Babka von Gostomski 2010b). Bezüglich der 
Einbürgerungsabsicht zeigen differenziertere Analysen, dass geringe 
muttersprachliche, aber gute deutsche Sprachkenntnisse (sprachliche 
„Assimilation“) mit einer erhöhten Neigung, auch unter Verlust des 
bisherigen Passes, Deutscher werden zu wollen, einhergehen. Dage­
gen ist bei guten Sprachkenntnissen sowohl in Deutsch als auch in der 
Muttersprache (sprachliche „Mehrfachintegration“) die Neigung, sich 
nur unter Beibehaltung des bisherigen Passes einbürgern zu lassen, 
etwas höher (Babka von Gostomski 2009: 18). 
Analysen zur Einbürgerungsabsicht bei türkischen Migranten, 
also der Gruppe, die quantitativ die meisten Eingebürgerten stellt, 
führt regelmäßig das Zentrum für Türkeistudien und Integrationsfor­
schung (ZfTI) durch. Teilweise sind diese jedoch auf Nordrhein-West­
falen beschränkt (Sauer 2001, 2007, 2009, 2010, 2011). Regelmäßig wird 
den türkischen Staatsbürgern unter den türkischstämmigen Befragten 
die Frage gestellt, ob sie beabsichtigen, die deutsche Staatsbürger­
schaft zu beantragen beziehungsweise ob sie dies tun würden, wenn 
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sie könnten (Sauer 2011: 104, 314). Im Zeitvergleich stellt die Autorin 
fest, dass „zwischen 2000 und 2005 die Absicht auf Einbürgerung deut­
lich abgenommen sowie die definitive Absage an die Einbürgerung 
deutlich zugenommen hat“ (Sauer 2010: 104). Nachdem sich dies 2006 
kurzfristig umkehrte, ist 2008 der Anteil derjenigen, die eine Einbür­
gerung definitiv ausschließen, und derjenigen, die eine Einbürgerung 
planen, wieder auf dem Niveau von 2005 angekommen. Sauer führt 
an, dass möglicherweise der am 1. September 2008 eingeführte Ein­
bürgerungstest die 2006 vorhandene positive Stimmung 2008 wieder 
„konterkariert“ (Sauer 2011: 104) habe. Im Jahr 2009 sinkt dann sowohl 
der Anteil derjenigen, die sich definitiv einbürgern lassen wollen, als 
auch der Anteil derjenigen, die eine Einbürgerung ablehnen. Im Jahr 
2010 ist der Anteil derjenigen, die eine Einbürgerung ablehnen, weiter 
zurückgegangen, während die Zahl der Einbürgerungswilligen leicht 
zugenommen hat (Sauer 2011: 104). Analysen aus den Mehrthemenbe­
fragungen des ZfTI zeigen, dass bei Jüngeren, bei Personen mit einer 
Aufenthaltsdauer von unter 20 Jahren, bei in Deutschland Geborenen 
und Angehörigen der Nachfolgegeneration eine häufigere Einbür­
gerungsabsicht besteht als bei Älteren, Personen, die schon mehr als 
20 Jahre in Deutschland sind, Angehörigen der ersten Generation 
und bei nicht in Deutschland geborenen türkischen Staatsbürgern 
(Sauer 2001: 212ff., Sauer 2011: 105f.). Bei den 2006 erhobenen Gründen 
gegen die Einbürgerung nennen 56 % der Personen ohne Einbürge­
rungsabsicht, dass sie generell nicht ihre türkische Staatsbürgerschaft 
aufgeben möchten (Sauer 2007: 110). Bei der Selbsteinschätzung der 
Befragten dahingehend, ob sie die Einbürgerungskriterien erfüllen, 
zeigen sich im Zeitvergleich Schwankungen mit einem seit 2008 ho­
hen Anteil derjenigen, die verunsichert sind und nicht wissen, ob sie 
die Anforderungen erfüllen. Sauer (2011: 107) vermutet, dass Sprachtest 
und Einbürgerungstest zu dieser stark gestiegenen Verunsicherung 
beigetragen haben könnten. 
Diehl (2005b) befasst sich anhand des Integrationssurveys des 
Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung neben der tatsächlichen 






wobei nur junge türkische Personen berücksichtigt werden.34 Die Ein­
bürgerungsabsicht ist dann häufiger vorhanden, wenn der Geburtsort 
in Deutschland liegt, eine Identität als Deutscher ausgeprägt ist, mit 
Freunden in deutscher Sprache kommuniziert wird und ein geringes 
Maß an Religiosität vorhanden ist. Mit Wohneigentum in Deutschland 
oder der Türkei geht hingegen eine geringere Einbürgerungsneigung 
einher (Diehl 2005b: 324ff.).35 
Kahanec/Tosun (2007) greifen auf die Studie „Ausländer in 
Deutschland 2002“ mit 2.019 Befragten der ausländischen Wohnbevöl­
kerung ab 15 Jahren zurück.36 21 % der türkischen Personen und 13 % der 
Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien geben an, sie hätten vor, 
die deutsche Staatsangehörigkeit im nächsten halben Jahr zu beantra­
gen. Bei griechischen, italienischen sowie spanischen Personen sind es 
hingegen nur rund 6 %. Zudem wird das prinzipielle Interesse an der 
deutschen Staatsangehörigkeit untersucht: 33 % der spanischen, 
36 % der italienischen, 42 % der griechischen, 54 % der Personen aus 
dem ehemaligen Jugoslawien und 58 % der türkischen Personen sagen, 
dass sie etwas oder sehr an der deutschen Staatsangehörigkeit interes­
siert seien (Kahanec/Tosun 2007: 25). Auch bei Kontrolle einer Vielzahl 
von Variablen in mehreren Modellen zeigt sich, dass mehr Personen 
aus dem ehemaligen Jugoslawien und türkische Personen ein Interes­
se an der deutschen Staatsangehörigkeit haben als die Bürgerinnen 
und Bürger aus der EU. Weitere positive Einflüsse auf das Interesse 
sind: das Vermissen von Wahlrechten, Parteipräferenz für die SPD/ Die 
Grünen, Selbstständigkeit, Schulbesuch in Deutschland, Wohneigen­
tum, die Unsicherheit, in Deutschland bleiben zu können, das Leben 
34  Nur 2 % der jungen Italiener haben vor, sich einbürgern zu lassen, sodass für 
diese Gruppe keine sinnvolle Analyse möglich war (Diehl 2005b: 324). Gefragt 
wurde: „Wollen Sie die deutsche Staatsbürgerschaft annehmen?“. Die Antwor­
talternativen wurden mit „bereits eingebürgert“, „auf jeden Fall“, „möglicher­
weise“, „wahrscheinlich nicht“ und „auf keinen Fall“ angegeben (Diehl 2005b: 
322). 
35	 Das unerwartete Ergebnis hinsichtlich des Immobilienbesitzes im Aufnahme-
land wird auf im Modell nicht kontrollierte Variablen zurückgeführt, hinsicht­
lich derer sich Personen mit Wohneigentum von Personen ohne Wohneigen­
tum unterscheiden (Diehl 2005b: 326). 






in einem Bundesland, in dem eher viele junge Deutsche leben, sowie 
die Arbeitslosenquote im Bundesland. Negative Auswirkungen auf 
das Interesse an der deutschen Staatsangehörigkeit haben Diskrimi­
nierungsängste, ein Alter über 55 Jahre, verheiratet zu sein, ein sehr 
hohes Haushaltseinkommen, Sorgen über die Religionsausübung in 
Deutschland und Sorgen bezüglich der Trennung vom Herkunftsland 
(Kahanec/Tosun 2007: 26f.). 
Mit der Frage „Haben Sie vor, die deutsche Staatsbürgerschaft 
zu beantragen, oder haben Sie das nicht vor?“ fragt das Institut für 
Demoskopie Allensbach im Jahr 2009 in einer persönlich-mündlichen 
Befragung im Auftrag der Bertelsmann Stiftung (Bertelsmann Stiftung 
2009: 87ff.) nach der Einbürgerungsabsicht bei den 59 % der 1.581 Be­
fragten mit Migrationshintergrund, die keine deutschen Staatsbürger 
sind.37 Dass sie vorhaben, sich einbürgern zu lassen, sagen eher aus­
ländische Personen aus den Gruppen Russland (49 %) und Polen (32 %). 
Dann folgen türkische Personen (26 %), Personen aus dem ehemaligen 
Jugoslawien (24 %), griechische (13 %), italienische (10 %) und spanische 
Personen (9 %). Die Ablehnung „habe das nicht vor“ wird vor allem von 
Italienern (67 %) und Spaniern (59 %) geäußert.38 Es zeigt sich, dass Ein­
bürgerungswillige jung und eher gut gebildet sind. Hingegen finden 
sich unter Personen, die vor über 20 Jahren nach Deutschland zugezo­
gen sind, nur wenige mit Einbürgerungsabsicht (Bertelsmann Stiftung 
2009: 90).39 Drei Gründe werden von der sehr kleinen Gruppe derjeni­
gen Zuwanderer, die die deutsche Staatsbürgerschaft beantragt haben 
(4 %), besonders häufig genannt: „Mir wird dadurch in Deutschland 
vieles erleichtert“ (76 %), „Ich sehe meine Zukunft in Deutschland“ 
(69 %) und „Ich habe dadurch weniger mit Ämtern und Behörden zu 
37	 Die Zielgruppe setzt sich aus folgenden Teilgruppen mit Migrationshintergrund 
zusammen: 304 Türkei, 273 ehemalige Sowjetunion, 265 ehemaliges Jugoslawi­
en, 265 Polen, 165 Griechenland, 155 Italien und 154 Spanien. 
38 Die Antwortkategorie „Kommt nicht in Frage“ wird nicht nach Zuwanderer­
gruppen differenziert berichtet. Zudem gibt es noch die Antwortalternativen 
„Unentschieden“ und „Habe bereits die deutsche Staatsbürgerschaft beantragt“ 
(Bertelsmann Stiftung 2009: 88f.). 
39 Diese Erkenntnisse beruhen auch auf einer anderen Umfrage aus dem Jahr 
2003, die aber nicht ausführlicher erläutert wird (Bertelsmann Stiftung 2009: 
90, dort Fußtext zum Schaubild). 
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tun“ (61 %). Zuwanderer, die nicht vorhaben, die deutsche Staatsbür­
gerschaft zu beantragen, nennen in ähnlicher Häufigkeit nur den 
Grund „Ich will meine alte Staatsbürgerschaft nicht aufgeben“ (67 %) 
als Gegenargument (Bertelsmann Stiftung 2009: 90ff.). 
Die Einbürgerungsabsicht von Integrationskursteilnehmenden 
wurde im Rahmen des „Integrationspanels“ des BAMF erhoben. Die 
Studie hat gezeigt, dass rund die Hälfte der Kursteilnehmenden die 
Absicht hat, sich einbürgern zu lassen. Insbesondere Männer, Perso­
nen mit besseren Deutschkenntnissen, häufigerem Kontakt zu Deut­
schen und Personen, die sich Deutschland stark, dem Herkunftsland 
hingegen gering verbunden fühlen, äußern eine solche Absicht (Schul­
ler et al. 2011: 249f.). Als häufigste Motive der Einbürgerung werden ein 
dauerhaftes Aufenthaltsrecht (66 %) sowie rechtliche Gleichstellung 
mit Deutschen (60 %) genannt. Der stärkste Grund, der gegen eine Ein­
bürgerung spricht, ist der Wunsch, die aktuelle Staatsangehörigkeit 
beibehalten zu wollen (59 %; Schuller et al. 2011: 251ff.). 
1.4.3 Einbürgerungsverfahren 
>	 Vereinzelte qualitative Studien zum Einbürgerungsverfah­
ren deuten auf einige Problemlagen der Einbürgerungswil­
ligen hin, wie etwa Verletzungsgefühle durch die Notwen­
digkeit eines Einbürgerungstests oder finanzielle Belastun­
gen durch die Kosten im Einbürgerungsverfahren. Jedoch 
ist eine Quantifizierung aufgrund der begrenzten Aussage­
kraft der Studien nicht möglich. 
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Quantitative empirische Forschung zu Personen, die sich im 
Einbürgerungsverfahren befinden, existiert bislang nicht.40 Es liegen 
lediglich vereinzelt, nicht repräsentative Erkenntnisse aus wenigen 
qualitativen Studien vor, die nachfolgend dargestellt werden. 
Wunderlich (2005: 142ff.) hat sich in ihrer qualitativen Untersu­
chung von Eingebürgerten auch rückblickend mit deren Erfahrungen 
(insbesondere auf emotionaler Ebene) im Verwaltungsverfahren und 
im Prozess der Einbürgerung beschäftigt. Andere Untersuchungen 
betrachten lediglich das Verwaltungshandeln und den Ablauf des 
Einbürgerungsverfahrens beziehungsweise der Verwaltungspraxis. 
Dornis (2001: 149ff.) untersucht mittels halbstandardisierter, leitfa­
dengestützter Interviews mit Verwaltungsbeamten in zehn Staats­
angehörigkeitsbehörden Gemeinsamkeiten und Unterschiede in der 
Verwaltungspraxis bei der Einbürgerung. Die Befragung ist jedoch auf 
die Gesetzeslage vor dem 1. Januar 2000 bezogen. 
Auch in einer qualitativen Befragung von acht eingebürgerten 
und zwei nicht eingebürgerten Personen im Rahmen einer Interview­
studie im Märkischen Kreis (Nordrhein-Westfalen) werden Fragen zu 
Verfahrensaspekten gestellt. Dabei werden „keine unüberwindbaren 
Hürden auf dem Weg zur Einbürgerung“ festgestellt und der „Auf­
wand wird als zumutbar“ beschrieben (Institut für soziale Innovation 
2011: 7). Als Hürden werden Kosten im Zusammenhang mit Einbür­
gerung sowie Sprach- und Einbürgerungstest genannt. Während der 
Sprachtest positiv bewertet wird, wird der Einbürgerungstest teilweise 
als „verletzend“ oder ablehnend beurteilt (Institut für soziale Innova­
tion 2011: 7). Da sich die Befragten seitens der Behörden gut informiert 
fühlen, wird der Gang zur Behörde nicht als Hürde angesehen. 
40 Lämmermann (2009: 293ff.) spricht unter anderen vor dem Hintergrund der 
gesetzlichen Änderungen der Einbürgerungsvoraussetzungen im Jahr 2007 
einige Probleme der Verwaltungspraxis (und Rechtsauslegung) an. Dabei han­
delt es sich aber nicht um eine empirische Untersuchung. Thränhardt (2008) 
behandelt in einem Gutachten Aspekte des Einbürgerungsverfahrens und wid­
met sich dabei insbesondere „administrativen Diskrepanzen“ (Thränhardt 2008, 
21ff.). Bultmann (2002) vergleicht die unterschiedliche Einbürgerungspraxis 
und Gesetzesauslegung in den Bundesländern zwischen 1991 und 1996, also in 





Eine weitere qualitative Studie mit fünf Eingebürgerten und 
fünf Nicht-Eingebürgerten der Region Schwäbisch Gmünd kommt 
zu dem Schluss, dass der Einbürgerungstest von Personen, die sich in 
einem Einbürgerungsverfahren befinden, „nicht als abschreckende 
Hürde wahrgenommen wird“ (Schührer 2011: 111). Unter den nicht 
eingebürgerten Befragten wird der Einbürgerungstest zwar nicht als 
„Einbürgerungshindernis“ angesehen, jedoch wird er ebenfalls als 
verletzend beschrieben (Schührer 2011: 104). Von den Befragten, die 
sich in einem Einbürgerungsverfahren befinden, werden auch hier 
finanzielle Hürden genannt. 
1.4.4  Optionspflicht 
>	 Es liegen bislang keine quantitativen empirischen Studien, 
die sich mit der Optionsregelung aus Sicht der Options­
pflichtigen beschäftigen, vor. 
Zum Untersuchungsgegenstand der Optionsregelung wurde 
bislang kaum empirische Forschung durchgeführt. Quantitative
empirische Studien, die sich explizit mit der Optionsregelung aus Sicht 
der Optionspflichtigen selbst beschäftigten, fehlen bisher. Ausführli­
cher wurde sich dem Gegenstandsbereich hingegen aus juristischer 
Sicht gewidmet. Exemplarisch sei hier auf Lämmermann (2011), Niesler 
(2007), Niesten-Dietrich (2012) und Oberhäuser (2010) hingewiesen.41 
Für einen Überblick zu dieser Literatur insgesamt wird auf den For­
schungsbericht zu dem Forschungsprojekt des BAMF „Die Optionsre­
gelung im Staatsangehörigkeitsrecht aus der Sicht von Betroffenen“ 
(Worbs et al. 2012) verwiesen. Im Rahmen dieses Projekts wurden 27 
Optionspflichtige der Geburtsjahrgänge 1990 bis 1995 in einer qualita­
tiven Befragung interviewt. 
Neben der vom BAMF durchgeführten qualitativen Studie sowie 
der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 existiert derzeit nach Wissen der 
41	 Darüber hinaus behandelt Thränhardt (2011) in einem Gutachten für das Minis­
terium für Arbeit, Integration und Soziales Nordrhein-Westfalen „Implementa­




Autoren nur noch ein weiteres Forschungsprojekt in Deutschland, das 
sich auf empirischer Grundlage mit der Optionsregelung beschäftigt. 
Dieses wird an der Universität Göttingen (Prof. Dr. Claudia Diehl) als 
Lehrforschungsprojekt durchgeführt und bezieht sich ausschließ­
lich auf türkischstämmige Optionspflichtige. Erste Ergebnisse einer 
quantitativen Befragung von 266 Personen dieser Gruppe in sieben 
deutschen Städten sind im Internet verfügbar.42 Sie zeigen vor allem 
eine klare Entscheidungstendenz der untersuchten Personen für die 
deutsche Staatsangehörigkeit. 
Eine Auswertung, die die Auswirkungen dieser Sonderregelung 
des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts in den Blick nimmt, unter­
sucht den Einfluss der Einführung des ius soli auf die Integration von 
Eltern mit ausländischer Staatsangehörigkeit, deren Kind im Rahmen 
der Übergangsregelung die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten 
hat (Avitabile et al. 2010). Dazu vergleichen die Autoren mit den Da­
ten des SOEP eine Untersuchungsgruppe (Eltern, deren jüngstes Kind 
zwischen 1990 und 1999 geboren wurde und von denen mindestens 
ein Elternteil zum Zeitpunkt der Geburt seit mehr als acht Jahren in 
Deutschland lebte) mit einer Kontrollgruppe (jüngstes Kind vor 1990 
geboren oder spätere Geburt, aber nicht ausreichende Aufenthaltszeit 
der Eltern), wobei jedoch keine Informationen dazu vorliegen, ob die 
Eltern der Untersuchungsgruppe tatsächlich einen Einbürgerungsan­
trag für ihre Kinder gestellt haben.43 Durch den Vergleich beider El­
terngruppen im Zeitverlauf (vor und nach der Reform des Staatsange­
hörigkeitsrechts) anhand ihrer Neigung, Deutsch zu sprechen, deut­
sche Zeitungen zu lesen sowie anhand ihres Umgangs mit Deutschen 
kommen die Autoren zu dem Schluss, dass der Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit für Kinder von Eltern mit ausländischer Staats­
angehörigkeit einen positiven Einfluss auf die Integration der Eltern 
in Deutschland hat (Avitabile et al. 2010: 17ff.). Vor allem aufgrund der 
42 http://www.uni-goettingen.de/de/307989.html (Zugriff am 18.05.2012). 
43 Die Staatsangehörigkeitsreform kann somit nur als Kontextfaktor herange­
zogen werden. Besonders schwerwiegend ist dieser Mangel an Information, 
weil nur verhältnismäßig wenige Eltern die Übergangsregelung in Anspruch 
genommen haben. Letztlich gibt es weniger als 50.000 Personen mit Einbürge­
rung nach § 40b StAG (Kapitel 1.3, Tabelle 1-1). 
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Einschränkung, dass eine entsprechende Antragstellung gar nicht aus 
den Daten ablesbar ist, erscheint es zweifelhaft, dass es sich tatsächlich 
um Effekte des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit durch die 
Kinder dieser Eltern handelt. Integrationsfördernde Effekte auf die El­
tern sind zwar im Falle des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit 
durch die Kinder durchaus plausibel,44 können aber in dieser Studie 
nicht empirisch abgeleitet werden. 
In der bereits im Kapitel 1.4.2 erwähnten Studie des Instituts für 
Demoskopie Allensbach (Bertelsmann Stiftung 2009: 93ff.) werden 
in Deutschland lebende Migranten danach gefragt, ob sie es richtig 
finden, dass sich Jugendliche im Rahmen des Optionsmodells für eine 
Staatsangehörigkeit entscheiden müssen. Auf die Frage antworten
 47 %, dass keine Entscheidungspflicht bestehen sollte, während 37 % 
die Pflicht zur Entscheidung richtig finden und 16 % unentschieden 
sind. Am häufigsten geben Befragte aus dem ehemaligen Jugoslawien 
(64 %), Italien (57 %) und der Türkei (50 %) an, dass sie die Entscheidungs­
pflicht ablehnen. Befragte aus Russland geben am häufigsten an, dass 
sie die Entscheidungspflicht für richtig halten (53 %). Insbesondere bei 
den Türken und Spaniern wird deutlich, dass sich Personen aus diesen 
Herkunftsländern hinsichtlich der Beurteilung der Optionspflicht 
nicht einig sind. Während viele Befragte die Optionspflicht ablehnen 
(Türken: 50 %, Spanier: 46 %), findet auch ein relativ großer Anteil von je 
40 % die Regelung richtig (Bertelsmann Stiftung 2009: 94f.). 
44	 Avitabile et al. (2010: 18f.) führen etwa an, dass Eltern nicht „kulturell entfernt“ 
von ihren Kindern sein wollen, wenn diese als Deutsche aufwachsen, und dass 
die eigenen Integrationsanstrengungen die späteren ökonomischen Chancen 








1.5  Zusammenfassung bisheriger Erkenntnisse  
zu Einbürgerung 
 Nur ein kleiner Prozentsatz der in Deutschland lebenden 
ausländischen Personen lässt sich einbürgern. 
 Die Hinnahme von Mehrstaatigkeit im Rahmen der Einbür­
gerung nimmt in Deutschland zu. 
 Türken und Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien las­
sen sich häufiger einbürgern als Unionsbürger und planen 
häufiger eine Einbürgerung. Aber auch bei den erstgenann­
ten Gruppen hat die Mehrheit nicht die Absicht, sich einbür­
gern zu lassen. 
 Unter Personen mit Migrationshintergrund können die Ein­
gebürgerten in den Bereichen Bildung, Berufsausbildung, 
Erwerbstätigkeit, berufliche Stellung, Einkommen und 
Sprachkenntnisse in der Regel eine bessere Integrationsbi­
lanz vorweisen als Nicht-Eingebürgerte. 
 Auch identifikative Aspekte spielen eine Rolle: Mit der Ge­
burt in Deutschland, einer Identität als Deutscher, Bleibe­
absichten oder der Heimatverbundenheit mit Deutschland 
kommt es verstärkt zur Einbürgerung. Diese Aspekte sowie 
die Sorge, nicht bleiben zu dürfen, gehen zudem mit der 
Einbürgerungsabsicht beziehungsweise mit dem Interesse 
an der deutschen Staatsangehörigkeit einher. 
 Es scheinen insbesondere jüngere und in Deutschland ge­
borene Personen zu sein, die beabsichtigen, Deutsche zu 
werden. Allerdings sind multivariate Modelle zur Einbürge­
rungsabsicht beziehungsweise zum Interesse an der deut­
schen Staatsangehörigkeit nur schwer vergleichbar, da 
verschiedene Variablen in den unterschiedlichen Modellen 
berücksichtigt werden. Zudem sind die Fallzahlen zuweilen 
gering, sodass nur die größten Ausländergruppen berück­
sichtigt werden können. 
 Es gibt keine quantitativen und aktuellen Erkenntnisse zu 
den Einbürgerungsverfahren und zu Personen, die sich in 
einem Einbürgerungsverfahren befinden. 
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 Empirische (quantitative) Studien, die die Sichtweisen der 
Optionspflichtigen in den Fokus rücken, liegen bislang nicht 
vor. 
Die nur lückenhaft vorhandenen Erkenntnisse rund um das ak­
tuelle Geschehen zur Einbürgerung und zur Optionsregelung machen 
deutlich, dass es einer quantitativen Untersuchung zu diesem The­
menbereich bedarf. Die von der Forschungsgruppe des Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge im Auftrag des Bundesministeriums des 
Innern durchgeführte BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 liefert vertie­
fende Aufschlüsse über das Entscheidungsverhalten bereits Eingebür­
gerter, sich im Einbürgerungsverfahren befindlicher Personen, Per­
sonen, die sich einbürgern lassen könnten, sowie von Optionspflichti­








Methodische Beschreibung der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 




Ein Grund, weshalb es in den letzten Jahren für Deutschland 
keine große empirische Studie gab, die das Einbürgerungsgeschehen 
aus den Blickwinkeln der Betroffenen umfassend betrachtete (zum 
Forschungsstand: Kapitel 1.4), ist die methodische Schwierigkeit, an 
diese Personen heranzutreten. Die Problematik liegt insbesondere da­
rin, eine Stichprobe guter Qualität sicherzustellen. Mit der BAMF-Ein­
bürgerungsstudie 2011 wurde eine solche methodisch anspruchsvolle 
Erhebung erstmals umgesetzt. Die folgende Darstellung behandelt 
daher etwas ausführlicher als üblich die Anlage und Durchführung 
der Studie, damit zumindest die Grundzüge des Untersuchungsde­
signs und der Vorgehensweise bei den Erhebungen nachvollziehbar 
sind (ausführlich insbesondere zur Durchführung: Becher 2011, Pupe­
ter et al. 2011). 
2.1 Zielgruppen 
In Kapitel 1.1 wurde bereits in Kurzform auf die vier Zielgruppen 
der Untersuchung eingegangen.45 
 Gruppe A: Eingebürgerte 
 Gruppe B: Personen im Einbürgerungsverfahren 
 Gruppe C: Nicht-Eingebürgerte 
 Gruppe D: Optionspflichtige
45 Die Zielgruppen können als disjunkte Mengen gesehen werden, die als vonein­
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>	 Bei Eingebürgerten, Personen im Einbürgerungsverfah­
ren und Nicht-Eingebürgerten mit einem rechtmäßigen 
Mindestaufenthalt von acht Jahren und einem gesicherten 
Aufenthaltsstatus in Deutschland fand eine Einschränkung 
auf Personen im Alter von 18 Jahren und älter statt.
Wie bereits eingangs angesprochen (Kapitel 1.1), erfolgte bei 
den ersten drei Zielgruppen A, B und C eine Einschränkung der Be­
fragung auf Personen im Alter von 18 Jahren und älter. Hintergrund 
dieser Entscheidung ist, dass Kinder und Jugendliche im Regelfall 
gemeinsam mit den Eltern eingebürgert werden46 und dass Kinder 
und Jugendliche das Verfahren daher nur eingeschränkt beurteilen 
können. Zudem haben Unter-18-Jährige auf Grund der Einbürgerung 
zusammen mit ihren Eltern meist keinen eigenständigen Einbür­
gerungsentschluss gefasst, so dass eine Erhebung entsprechender 
Einstellungen bei ihnen wenig sinnvoll ist.47 Im Mittelpunkt der Unter­
suchung stehen somit erwachsene (ehemalige) Ausländerinnen und 
Ausländer, die auf eigenen Antrag hin eingebürgert wurden,48 einen 
Einbürgerungsantrag gestellt haben oder die einen solchen Antrag 
stellen könnten. 
Bei der Zielgruppe A, den Eingebürgerten, wurden zudem 
nur solche befragt, die seit 2005 die deutsche Staatsangehörigkeit 
angenommen haben. Hierfür waren zwei Gründe maßgeblich: Zum 
einen waren ab diesem Zeitpunkt die wesentlichen Veränderungen 
des Staatsangehörigkeitsrechts der letzten Jahre in Kraft getreten 
(ausführlicher in Kapitel 1.2). Zum anderen sollte aus befragungsprak­
tischen Gründen der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit bei 
46	 Zwar ist bei der Anspruchseinbürgerung gemäß § 10 Abs. 1 StAG eine Antrag­
stellung schon vor der Volljährigkeit möglich, diese relativ kleine Gruppe von 
minderjährigen Eingebürgerten kann aber vernachlässigt werden. 
47 Allerdings wurden einige Personen befragt, deren Einbürgerungsantrag bereits 
vor dem 18. Lebensjahr gestellt wurde. Zum Zeitpunkt der Befragung kann aber 
bei diesen Personen eine bewusste Wahrnehmung des Verfahrens erwartet 
werden. 
48 Dies kann auch Ehegatten umfassen, die beispielsweise auf der Rechtsgrundla­
ge des § 10 Abs. 2 StAG die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten haben. 
  
53 Methodische Beschreibung der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 
den Eingebürgerten noch nicht zu lange zurückliegen, um möglichen 
Erinnerungsfehlern entgegen zu wirken. Ein Zeitraum von maximal 
sechs Jahren bei einer 2011 durchgeführten Untersuchung erschien 
hier angemessen.49 
In der Gruppe C, den Nicht-Eingebürgerten, handelt es sich 
um Personen, bei denen die notwendige Aufenthaltsdauer und ein 
entsprechender Aufenthaltsstatus50 für eine Anspruchseinbürgerung 
gemäß § 10 Abs. 1 StAG vorlagen. Umfassende Prüfungen der Einbürge­
rungsvoraussetzungen (beispielsweise Sprachkenntnisse, Sicherung 
des Lebensunterhalts) stellten sich aus befragungspraktischen Erwä­
gungen als nicht durchführbar dar. Bei dieser Gruppe waren unter­
schiedliche Teilgruppen zu erwarten, zum Beispiel Ausländerinnen 
und Ausländer, die über eine Einbürgerung bereits nachgedacht, aber 
noch keine konkreten Schritte zur Antragstellung unternommen hat­
ten. Auch Personen, die bewusst keinen Antrag stellen möchten, oder 
solche, die in der Vergangenheit bereits einen Antrag gestellt hatten, 
der abgelehnt beziehungsweise selbst zurückgezogen wurde, gehör­
ten zur Zielgruppe. 
Bei den Eingebürgerten, Personen im Verfahren sowie Nicht-
Eingebürgerten wurden ausgewählte Herkunftsländer (gruppiert) 
berücksichtigt (siehe auch Kapitel 2.1.1): 
49	 Generell nimmt die Validität der Antworten bei retrospektiven Fragen auf­
grund von Erinnerungsfehlern ab (Babka von Gostomski/Hartmann 1997, 
Schnell et al. 2008: 336). 
50	 Anforderung im sogenannten Screening (Kapitel 2.2.1.1) war, dass ein „unbe­
fristetes“ Aufenthaltsrecht vorliegt. Ausgeschlossen waren damit Personen mit 
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1)	 Türkei 
2)	 Serbien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, 
Montenegro und Kosovo 
(Kurzbezeichnung: Ehemaliges Jugoslawien)51 
3) Griechenland und Italien 
4) Afghanistan, Irak und Iran 
5) Russische Föderation, Ukraine und Weißrussland 
>	 Die Auswahl der Optionspflichtigen mit Einbürgerung 
nach § 40b StAG wurde auf die im Zeitraum von Januar 
1990 bis April 1995 geborenen Personen beschränkt. Diese 
waren also zum Zeitpunkt der Befragung zwischen 16 und 
21 Jahre alt. 
Die Gruppe D, die Optionspflichtigen, unterscheidet sich von 
den drei beschriebenen Zielgruppen sowohl im Hinblick auf die 
rechtliche und inhaltliche Abgrenzung – nur sie unterliegen der Opti­
onspflicht – als auch im Hinblick auf das Alter. Die Auswahl wurde auf 
die von Januar 1990 bis April 1995 geborenen Optionspflichtigen mit 
Einbürgerung nach § 40b StAG beschränkt. Somit wurden in der von 
April bis Juni 2011 laufenden Befragung nur 16- bis 21-Jährige berück­
sichtigt. Die gesetzlich bestimmte Altersspanne, die für die Entschei­
dungsfindung vorgesehen ist, reicht aber von 18 bis 23 Jahre. Da die 
Optionsregelung mit Einbürgerung nach § 40b StAG erst für Geburten 
ab 1990 Anwendung findet, gab es zum Zeitpunkt der Untersuchung 
keine Optionspflichtigen über 21 Jahre. Die untere Grenze für das Alter 
der befragten Personen wurde deswegen auf 16 Jahre gelegt, da für 
diese Personen angenommen werden kann, dass sie im Befragungs­
jahr 2011 die nötige Reife besaßen, um eine rund 30 Minuten lange 
51 Slowenien gehörte zwar auch zum ehemaligen Jugoslawien, wurde aber bei der 
Studienanlage ausgeschlossen, da Slowenien bereits EU-Mitglied ist. 
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Befragung zu bewältigen.52 Bezüglich der untersuchten Gruppe der 
Optionspflichtigen muss darauf hingewiesen werden, dass es sich hier 
um Optionspflichtige handelt, die auf Grundlage der Übergangsre­
gelung die deutsche Staatsangehörigkeit zusätzlich erworben haben 
— also jene zwischen dem 1. Januar 1990 und dem 31. Dezember 1999 
in Deutschland geborenen Kinder ausländischer Eltern, die einen 
Anspruch auf Einbürgerung nach § 40b StAG hatten. Im Gegensatz 
zu den nach dem 1. Januar 2000 geborenen Kindern ausländischer 
Eltern, die nach § 4 Abs. 3 Satz 1 StAG von Geburt an automatisch die 
deutsche Staatsangehörigkeit neben der Staatsangehörigkeit ihrer 
Eltern besitzen, ging dem Erhalt der deutschen Staatsangehörigkeit 
nach § 40b StAG eine bewusste Entscheidung der Eltern voraus. Ent­
sprechend sind in dieser Gruppe Besonderheiten zu vermuten, vor 
allem im Hinblick auf das Bewusstsein über die eigene Optionspflicht 
und den Kenntnisstand darüber. Daher muss mit den Erkenntnissen 
der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 zu Optionspflichtigen nach § 40b 
StAG vorsichtig umgegangen werden. Der Verallgemeinerung auf die 
Gruppe der Optionspflichtigen nach § 4 Abs. 3 Satz 1 StAG sind Gren­
zen gesetzt (ähnlich: Lämmermann 2011: 2). Eine Befragung der nach 
2000 geborenen Optionspflichtigen ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
aufgrund des geringen Alters der Betroffenen allerdings noch nicht 
sinnvoll. Dennoch erscheint es – insbesondere mit Blick auf den kaum 
vorhandenen Forschungsstand zu Optionspflichtigen (Kapitel 1.4.4) – 
angebracht, zum jetzigen Zeitpunkt die vor 2000 geborenen Options­
pflichtigen zu befragen. Zum einen können so erstmalig Erkenntnisse 
bezüglich dieser speziellen Gruppe von jungen Menschen, die ab 2013 
52	 Hintergrund für diese Festlegung war, dass auch Personen im Alter von 16 und 
17 Jahren befragt werden sollten, um eine breitere Basis für Aussagen zum 
Entscheidungsverhalten zu gewinnen. Die Befragung von minderjährigen 
Personen dieser Altersstufen ist prinzipiell möglich, da vor allem die sogenann­
te Einsichtsfähigkeit der Befragten eine Rolle spielt, also die Fähigkeit zu erken­
nen, „welche Konsequenzen eine Teilnahme an einer Befragung für sie hat. Ist 
diese gegeben, so ist nach dem Standesrecht eine (zusätzliche) Einwilligung der 
Eltern nicht erforderlich. Bei Personen unter elf Jahren ist eine solche Einsicht 
jedoch (noch) nicht gegeben, sodass von Befragungen dieses Personenkreises 
abzusehen ist, falls nicht ein Erziehungsberechtigter während des Interviews 
anwesend ist. (...) Bei 14- bis 17-Jährigen wird die Einsichtsfähigkeit jedoch in 
der Regel unterstellt, wobei natürlich der konkrete Gegenstand der jeweiligen 
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bis 2022 ihre Optionsentscheidungen getroffen haben müssen, ge­
wonnen werden und daraus entstehenden Problemen im Verfahren 
sowie bei den Betroffenen kann gegebenenfalls rechtzeitig begegnet 
werden. Zum anderen können die anhand dieser Gruppe gewonnenen 
Einsichten zumindest Hinweise auf Handlungsbedarf bezüglich der 
deutlich größeren Gruppe der nach 2000 geborenen Optionspflichti­
gen, die ab 2023 ihre Optionsentscheidungen getroffen haben müssen 
(dazu Kapitel 1.3 sowie Worbs et al. 2012: Kapitel 1.3), liefern. Von den 
auf Grundlage dieser Erkenntnisse entwickelten Maßnahmen können 
diese jüngeren Optionspflichtigen profitieren. 
2.1.1 	 Zur Auswahl der Herkunftsländer bei Eingebürger




>	 Mit der Auswahl von fünf Herkunftsgruppen mit insgesamt 
15 (ehemaligen) Staatsangehörigkeiten werden bei Einge­
bürgerten, Personen im Verfahren und Nicht-Eingebürger­
ten rund 60 % der Gesamtheit dieser Personen in Deutsch­
land abgedeckt. 
Wie im Kapitel 2.1 angesprochen, wurden bei den Eingebürger­
ten, Personen im Verfahren sowie Nicht-Eingebürgerten außerhalb 
des Verfahrens ausgewählte Herkunftsländer berücksichtigt.53 In 
Tabelle 2-1 werden die fünf Herkunftsgruppen bezüglich der Entwick­
lung der Einbürgerungszahlen in den Jahren 2005 bis 2010 dargestellt 
(Gruppe A). Deutlich wird, dass in der kumulierten Betrachtung mit 
der Berücksichtigung der fünf Herkunftslandgruppen mit 15 (ehema­
ligen) Staatsangehörigkeiten 57,5 % aller Einbürgerungen abgedeckt 
werden. 
53	 In der Planungsphase des Projekts im Jahr 2009/2010 wurden verschiedene 
Gruppen hinsichtlich der primär zu betrachtenden Herkunftsländer diskutiert. 
Hierbei ist zu beachten, dass damals für die Planung nur die amtlichen Zahlen 
bis 2008/2009 vorlagen. Zum Zeitpunkt der Erstellung des nun vorliegenden 
Forschungsberichts sind jedoch auch Zahlen bis zum Jahr 2010 verfügbar (Ka­
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Tabelle 2-1:		 Einbürgerung in den Jahren 2005 bis 2010 sowie Nicht-Eingebürger­













2005 2006 2007 2008 2009 2010 2005  
bis  
2010 






13.127 17.298 14.488 10.790 8.837 10.090 74.630 658.313 
3 Griechenland/Italien 2.975 3.215 3.956 3.171 2.635 2.755 18.707 726.549 




8.669 9.571 8.857 4.678 5.081 6.256 43.112 165.315 
Insgesamt Gruppen 
1 bis 5 
69.183 73.890 66.216 52.563 53.069 57.087 372.008 3.183.437 
Andere 48.058 50.676 46.814 41.907 43.052 44.483 274.990 1.738.261 
Insgesamt 117.241 124.566 113.030 94.470 96.121 101.570 646.998 4.921.698 
Abdeckung durch 
Gruppen 1 bis 5 in % 
59,0 59,3 58,6 55,6 55,2 56,2 57,5 64,7 
Quelle: Bundesministerium des Innern/Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(2011: 226, 233) anhand von Daten des Statistischen Bundesamtes,
eigene Zusammenstellung. 
Die letzte Spalte in Tabelle 2-1 zeigt Gruppe C, das heißt die 
Nicht-Eingebürgerten mit einer Aufenthaltsdauer von mindestens 
acht Jahren. Bei diesem „Einbürgerungspotenzial“ werden, für das 
Jahr 2010 gesehen, mit den fünf ausgewählten Herkunftsgruppen 
64,7 % aller Personen, die sich einbürgern lassen könnten, erreicht. 
Hinsichtlich der jeweils aktuell im Verfahren befindlichen Personen 
(Gruppe B) gibt es keine offiziellen Statistiken. Da sich aber die Ein­
bürgerungszahlen von Jahr zu Jahr nicht schlagartig ändern (Tabelle 
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Herkunftsgruppen um die 60 % der aktuell im Verfahren befindlichen 
Personen abgedeckt werden. 
>	 Bei der Auswahl der fünf Herkunftsgruppen spielten auch 
Aspekte des je nach Land unterschiedlichen Einbürge­
rungsgeschehens, wie etwa die Hinnahme von Mehrstaa­
tigkeit, der Frauenanteil unter den Eingebürgerten sowie 
das ausgeschöpfte Einbürgerungspotenzial, eine Rolle. 
Zudem spielten bei der Auswahl der Herkunftsgruppen nicht 
nur der Abdeckungsgrad insgesamt bei Eingebürgerten, im Einbür­
gerungsverfahren Befindlichen sowie Nicht-Eingebürgerten mit 
mindestens acht Jahren Aufenthalt in Deutschland eine Rolle, sondern 
auch andere Aspekte. Im Folgenden werden für jede Herkunftsgruppe 
vergleichsweise typische Merkmale bei den Gruppen A – und damit 
auch geschätzt für die Gruppe B der im Verfahren befindlichen – und C 
anhand neueren Zahlenmaterials dargestellt. 
1)	 Türkei: Dieses Land ist mit großem Abstand das quantitativ
wichtigste Herkunftsland. Von den 2005 bis 2010 insgesamt 
646.998 Eingebürgerten hatten 170.198 vorher die türkische 
Staatsangehörigkeit (entspricht 26,3 %). Aber auch unter in­
tegrationspolitischen Gesichtspunkten ist dieses Herkunfts­
land relevant, denn Personen aus der Türkei standen im 
Mittelpunkt der Debatten um Veränderungen des Staatsan­
gehörigkeitsrechtes, beispielsweise bei der Frage nach der 
doppelten Staatsangehörigkeit54 und der Einbürgerung von 
älteren (Arbeits-)Migranten. Im Hinblick auf die Geschlech­
terverteilung ließen sich 2010 etwas mehr Männer (55,9 %) 
als Frauen (44,1 %) einbürgern. 
2)	 Serbien, Montenegro, Kosovo, Kroatien, Bosnien-Herzegowi­
na und Mazedonien: Personen aus den Nachfolgestaaten des 
54	 Türkische Eingebürgerte mit fortbestehender bisheriger Staatsangehörigkeit 
im Jahr 2010: 27,7 % im Vergleich zu allen Eingebürgerten mit fortbestehender 
bisheriger Staatsangehörigkeit: 53,1 % (Statistisches Bundesamt 2011: 85ff.). 
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ehemaligen Jugoslawien stellen für die Jahre 2005 bis 2010 

die quantitativ zweitwichtigste Herkunftsgruppe von Einge­
bürgerten dar (11,5 %). Ähnlich wie bei türkischen Migranten 
wurde bei ihnen empirisch eine relativ hohe Einbürgerungs­
neigung festgestellt (siehe Kapitel 1.5), welche bisher jedoch 

nicht genauer untersucht wurde. Bis auf Personen aus Ser­
bien (2010: 70,7 %) ist der Anteil der Eingebürgerten mit fort­
bestehender bisheriger Staatsangehörigkeit gering (Maze­
donien: 10,6 %, Kroatien: 10,9 %, Bosnien-Herzegowina: 14,1 %, 

Montenegro und Kosovo je 25,2 %). Während unter den aus 

dem Kosovo und Serbien Eingebürgerten mehr Männer als 
Frauen (42,6 % und 48,0 %) sind, stellen die Frauen aus den 
anderen Ländern der Nachfolgestaaten des ehemaligen 
Jugoslawien die Mehrheit unter den Eingebürgerten im Jahr 
2010 (51,8 % bei Mazedonien bis 64,3 % bei Kroatien). 
3)	 Griechenland und Italien: Diese Befragtengruppe repräsen­
tiert die „alten“ EU-Länder, die von Erleichterungen beim 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit profitieren kön­
nen. So ist bei dieser Gruppe beispielsweise die Beibehaltung 
der bisherigen Staatsangehörigkeit inzwischen uneinge­
schränkt möglich (Anteil der 2010 eingebürgerten Griechen 
mit fortbestehender bisheriger Staatsangehörigkeit: 99,8 %, 
Italien: 99,9 %). Trotzdem sind verhältnismäßig geringe Ein­
bürgerungszahlen zu verzeichnen. Das ausgeschöpfte Ein­
bürgerungspotenzial (siehe Kapitel 1.3) betrug im Jahr 2010 
insgesamt 2,2 %, bei Personen aus Italien und Griechenland 
liegt es deutlich niedriger (0,3 % und 0,6 %, Statistisches Bun­
desamt 2011: 18ff.). Entsprechend ist ein großes Einbürge­
rungspotenzial aus diesen Ländern vorhanden: 14,8 % aller 
4.921.698 ausländischen Personen mit einer Aufenthaltsdau­
er von mindestens acht Jahren in Deutschland besitzen die 





4) Afghanistan, Irak und Iran: Für den Einschluss dieser Länder 
in die Studie spricht, dass sie sich durch relativ hohe Einbür­
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gerungszahlen auszeichnen (10,1 % aller Eingebürgerten in 
den Jahren 2005 bis 2010). Die Einbürgerung findet häufig 
unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit statt (für 2010: Afgha­
nistan und Iran je 100 %, Irak 79,0 %). Zugleich weisen die 
Migranten aus diesen Herkunftsländern weitere Besonder­
heiten auf (zum Beispiel viele Flüchtlinge sowie Akademiker 
im Falle des Iran, Haug et al. 2009: 307f.), die sich vermutlich 
auf das Einbürgerungsverhalten auswirken. Ferner hat 
der Irak in den letzten Jahren als Herkunftsland an Bedeu­
tung gewonnen und weist seit 2006 (3.693 Eingebürgerte) 
vergleichsweise stark steigende Einbürgerungszahlen auf 
(2010: 5.228 Eingebürgerte). 
5)	 Russische Föderation, Ukraine und Weißrussland: Diese 
Länder bilden die Gruppe von Drittstaaten aus Osteuropa, 
die in den letzten Jahren (mit Ausnahme des Jahres 2008) 
verhältnismäßig hohe Einbürgerungszahlen aufweisen 
(Tabelle 2-1). Zum Teil ist die Frage der Einbürgerung hier 
mit einigen Besonderheiten der Migration von Personen aus 
den GUS-Staaten nach Deutschland verknüpft, wie etwa eine 
ausgeprägte Heiratsmigration (Haug 2010: 35f.). So ist der 
Frauenanteil unter den Eingebürgerten verhältnismäßig 
hoch (für 2010: Russische Föderation 61,2 %, Ukraine 62,4 % 
und Weißrussland 70,6 %). 
Insgesamt wurde angestrebt, jeweils 400 standardisierte Inter­
views mit Eingebürgerten, Personen im Verfahren sowie Nicht-Ein­
gebürgerten zu realisieren. Die fünf Herkunftsgruppen sollten dabei 
jeweils mit etwa 80 Personen vertreten sein. 
2.1.2 Berücksichtigung von Herkunftsländern der Eltern  
bei Optionspflichtigen 
>	 Die Gruppe der Optionspflichtigen mit Einbürgerung nach 
§ 40b StAG ist stark durch Personen mit türkischem Migra­
tionshintergrund geprägt (Gruppe 1: 68,0 %). Um aber auch 
Aussagen über die übrigen Herkunftsgruppen machen zu 
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können, wurden zwei weitere Gruppen betrachtet (Gruppe 
2: Serbien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, 
Montenegro und Kosovo; Gruppe 3: Afghanistan, Irak und 
Iran). Zudem wurde eine vierte Gruppe mit denjenigen Op­
tionspflichtigen gebildet, deren Eltern nicht aus den bereits 
genannten Ländern stammen. 
Wie bereits in Kapitel 1.3 (Tabelle 1-1) angesprochen, gibt es 
rund 49.000 Optionspflichtige mit Einbürgerung nach § 40b StAG. 
Nach Angaben der Bundesregierung verteilen sich 90,7 % aller Opti­
onspflichtigen mit Einbürgerung nach § 40b StAG auf zehn Haupther­
kunftsländer: Türkei 33.402 (68,0 %), Kroatien 2.847 (5,8 %), Serbien, 
Montenegro55 2.801 (5,7 %), Iran 1.800 (3,7 %), Bosnien-Herzegowina 912 
(1,9 %), Vietnam 714 (1,5 %), Pakistan 578 (1,2 %), Mazedonien 560 (1,1 %), 
Afghanistan 542 (1,1 %) und Polen 406 (0,8 %; Deutscher Bundestag 
2008: 3). 
Fasst man die Herkunftsländer bei den Optionspflichtigen 
ähnlich zusammen wie bei den Gruppen A bis C, dann wird schnell 
ersichtlich, dass es nur für drei Herkunftslandgruppen aufgrund der 
Fallzahlen sinnvoll ist, diese zu bündeln. Diese sind Türkei (33.402, 
68,0 %), Serbien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, Mon­
tenegro und Kosovo (7.120, 14,5 %) sowie Afghanistan, Irak und Iran 
(2.920, 5,9 %). Alle restlichen Herkunftsländer belaufen sich damit auf 
5.679 Optionspflichtige mit Einbürgerung nach § 40b StAG (11,6 %). 
In den dargestellten Zahlen sind allerdings alle Optionspflich­
tigen mit Einbürgerung nach § 40b StAG der Jahrgänge 1990 bis 1999 
enthalten. Wie in Kapitel 2.1 begründet, musste im Rahmen dieser 
Studie die Auswahl jedoch auf die von Januar 1990 bis April 1995 gebo­
renen Optionspflichtigen beschränkt werden. Kumuliert man dabei 
55	 Einschließlich der Kategorie „ehemaliges Jugoslawien“ (Deutscher Bundestag 
2008: 3). 
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die von 1990 bis 1994 Geborenen, dann ergibt sich eine Gesamtzahl 
von 19.826 Optionspflichtigen (Deutscher Bundestag 2008: 3).56 
Letztlich wurde entschieden, beim Versuch der Befragung von 
400 Optionspflichtigen folgende Zielvorgaben der Gruppengrößen 
nach Herkunftsgruppen zu erreichen: Türkei 130 (32,5 %), Serbien, Kro­
atien, Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, Montenegro und Kosovo 90 
(22,5 %), Afghanistan, Irak und Iran 60 (15,0 %) und Sonstige 120 (30,0 %) 
Personen. 
2.2 		 Zwei Studiendesigns in der BAMF-Einbürge
rungsstudie 2011 
­
> Es konnten vollständige Interviews mit 319 Eingebürger­
ten, 403 Personen im Einbürgerungsverfahren, 411 Nicht-
Eingebürgerten sowie 401 Optionspflichtigen mit Einbür­
gerung nach § 40b StAG realisiert werden. Dafür war ein 
komplexes Studiendesign mit innovativen Wegen bei den 
Stichprobenziehungen und Erhebungen notwendig. 
Aufgrund der schwer zu erreichenden Zielgruppen wurden bei 
der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 im Grunde genommen zwei Stu­
dien durchgeführt. Erstens wurden auf der Grundlage eines namens­
bezogenen Verfahrens mit anschließenden Telefonscreenings tele­
fonische Interviews mit Eingebürgerten und Nicht-Eingebürgerten 
durchgeführt (Kapitel 2.2.1), zweitens erfolgten mittels zweier von der 
Forschungsgruppe des BAMF selbst durchgeführten, vorgeschalteten 
umfangreichen Adressbeschaffungen über Staatsangehörigkeitsbe­
hörden sowie Einwohnermeldeämter persönlich-mündliche Inter­
views bei Personen im Einbürgerungsverfahren und Optionspflichti­
gen (Kapitel 2.2.2). 
56 Da keine nach Geburtsmonat differenzierten Zahlen vorliegen, ist es nicht 
möglich an dieser Stelle zusätzlich die Optionspflichtigen mit Geburt zwischen 
Januar und April 1995 in die Berechnung einzubeziehen. 
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Mit der Feldarbeit der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 wurde die TNS 
Infratest Sozialforschung GmbH (im Folgenden in Kurzform: Infratest) 
im Februar 2011 beauftragt. 
2.2.1 Studiendurchführung Eingebürgerte und Nicht- 
Eingebürgerte (Gruppen A und C) 
>	 Zur Realisierung der Erhebung mit Eingebürgerten und 
Nicht-Eingebürgerten wurde über ein aufwändiges telefo­
nisches Verfahren (Screening) nach Zielpersonen gesucht. 
Die insgesamt 730 vollständigen, zum Teil in der Mutter­
sprache der Befragten geführten Interviews dauerten im 
Durchschnitt eine halbe Stunde. 
2.2.1.1 Stichprobenziehungen und Kontaktinterviews 
Da es keine zentrale Adressenliste in Deutschland gibt, in der 
sich alle seit 2005 in Deutschland eingebürgerten Personen (Gruppe 
A) befinden, und auch keine zentrale, einheitliche Liste mit den Ad­
ressen aller Ausländer, die seit mindestens acht Jahren und mit einem 
gesicherten Aufenthaltsstatus in Deutschland leben (Gruppe C), zur 
Verfügung steht, mussten andere Wege gefunden werden, um die 
Zielgruppen zu erreichen. 
Der Einsatz von Telefonverzeichnissen, verbunden mit einer 
namensbasierten Stichprobe, bot die Möglichkeit, die anvisierten Her­
kunftsgruppen zu kontrollierbaren Kosten im vorgesehenen Zeitraum 
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zu erreichen.57 Auch eine gute regionale Streuung war mit Hilfe einer 
telefonischen Stichprobe und Befragung möglich. Die wichtigsten In­
formationen, die ein Telefonverzeichnis enthält, sind der Name sowie 
die Telefonnummer des Anschlussinhabers. Weitere Informationen, 
um an die Zielpersonen zu gelangen, sind hingegen nicht vorhanden. 
So ist etwa das Jahr einer möglichen Einbürgerung zur Bestimmung 
für die Gruppe A oder die Länge des Aufenthalts in Deutschland zur 
Einordnung in die Gruppe C durch ein sogenanntes Screeninginter­
view abzuklären. Mittels solcher Fragen und Fragen zur genauen Her­
kunftslandbestimmung findet im Screening eine Vorabfilterung der 
Einträge statt, sodass nach dem Screening lediglich Personen verblei­
ben, die zu den anvisierten Zielgruppen gehören. 
Bei einem namensbezogenen Verfahren werden anhand einer 
Liste der für die ausgewählten Herkunftsländer typischen Namen 
Telefonanschlüsse, die auf Personen mit entsprechenden Namen im 
Telefonbuch eingetragen sind, ausgewählt. Dieses Verfahren gewähr­
leistet, dass auch Eingebürgerte, die aus den entsprechenden Ländern 
stammen, in die Stichprobe einbezogen werden. Bei der gezielten 
Befragung von Teilpopulationen, insbesondere mit ausländischer 
Herkunft, hat sich die Anwendung eines auf Namen basierenden Er­
kennungsverfahrens mittlerweile als Standardinstrument herauskris­
tallisiert (Haug et al. 2009: 41). 
57	 In der Konzeptionsphase wurden auch Alternativen betrachtet, etwa der Ein­
satz von Melderegistern. Aus einem Melderegister wären jedoch die Angaben 
zur Einbürgerung nur unzuverlässig abzuleiten, da dieses Merkmal bei einem 
Umzug von der aufnehmenden Meldebehörde nicht mehr erfasst wird. Daraus 
entsteht eine erschwerte und fehleranfällige Identifikation der Eingebürgerten 
im Melderegister, die – verbunden mit ihrem relativ geringen Anteil an allen 
Einträgen – eine Vielzahl von persönlich durchzuführenden Screeninginter­
views (also Gesprächen mit den eruierten Personen, die klären, ob die Person 
auch tatsächlich den Kriterien der Zielgruppe entspricht) erfordern würde 
und die Untersuchungskosten enorm erhöhen würde. Auch für die Gruppe C 
der Nicht-Eingebürgerten wären solche Screeninginterviews vorab persönlich 
durchzuführen gewesen. Zudem wäre hier ein langer zeitlicher Vorlauf auf­
grund des hohen Kooperationsaufwandes bei Melderegisterstichproben not­
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Infratest schätzte mit Hilfe der amtlichen Statistik ab, wie viele 
Einträge die Liste der Telefonanschlüsse für die ausgewählten Her­
kunftsländer für die Zielgruppen Eingebürgerte und Nicht-Eingebür­
gerte umfassen musste, um letztlich die anvisierten Zielgrößen von 
je 400 Personen (je 80 Personen der entsprechenden fünf Herkunfts­
gruppen) zu befragen.58 Infratest nutzte dabei einen Dateibestand von 
4.700 Telefonanschlüssen.59 Es wurde von Infratest angenommen, dass 
damit bei etwa 15.000 Kontaktinterviews60 die Fallzahl von 800 Vollin­
terviews nach den Untergruppen zu realisieren sei (Pupeter et al. 2011: 
11). Entsprechend dieser Vorausberechnungen wurde vereinbart, dass 
maximal 15.000 Kontaktinterviews in Form von telefonischen CATI­
58	 Dabei werden sogenannte Inzidenzen geschätzt. Als Inzidenz wird in der em­
pirischen Sozialforschung das Verhältnis der Personen, auf die die Kriterien 
der jeweiligen Subgruppe zutreffen (zum Beispiel eingebürgerte Türken) zu 
Personen mit Migrationshintergrund je Herkunftslandgruppe (zum Beispiel 
alle Personen mit türkischem Migrationshintergrund) bezeichnet (Pupeter et al. 
2011: 7). Die berechnete Inzidenzrate ermöglicht die Schätzung der Anzahl von 
benötigten Kontaktinterviews, die für beide Gruppen A und C unter Berücksich­
tigung der Herkunftslandgruppen die anvisierten Zielgrößen von Interviews 
realisierbar erscheinen lässt. 
59	 Die onomastische Stichprobe wurde von der Humpert und Schneiderheinze 
GbR (H&S) erstellt, die sich auf die Ziehung von onomastischen Stichproben aus 
öffentlichen Telefonregistern spezialisiert hat (Pupeter et al. 2011: 7). Laut Infra­
test Iiegt die Treffergenauigkeit „beim Auswahlrahmen von H&S auf Basis des 
onomastischen Verfahrens bei circa 85 %. Das bedeutet, dass in 85 % der Haus­
halte (Telefonnummern), die von H&S als zum Beispiel „mit türkischem Migra­
tionshintergrund“ gekennzeichnet wurden, auch eine Person mit türkischem 
Migrationshintergrund anzutreffen ist. Die Treffergenauigkeit stellt sich jedoch 
je Migrationshintergrund unterschiedlich dar“ (Pupeter et al. 2011: 7). 
60	 Infratest unterscheidet zwischen „Vollinterview“, „Screening-Interview“ und 
“Kontaktinterview“. „Unter einem Vollinterview wird ein Fall verstanden, bei 
dem eine Person im Haushalt aufgrund der Screening-Fragen als zur Stich­
probe gehörend (Gruppen A und C) identifiziert und mit der anschließend das 
komplette Interview durchgeführt wird. Ein Screening-Interview, auch kurz 
„Screener“, ist ein Interview-Fall, bei dem während der Screening-Fragen oder 
nach Durchlaufen der kompletten Screening-Fragen festgestellt wird, dass der 
Zielhaushalt über keine Person verfügt, die in eine der vorgegebenen Zielgrup­
pen passt, oder aber zwar einer Zielgruppe zugeordnet werden kann, für diese 
aber schon die notwendige Anzahl an Interviews vorliegt. Ausfälle, zum Beispiel 
aufgrund fehlender Teilnahmebereitschaft oder auch falscher Telefonnum­
mern, werden nicht als gültige Screener gewertet. Vollinterviews und Screener 
ergeben dann zusammengenommen die Zahl der Kontaktinterviews.“ (Pupeter 
et al. 2011: 8). 
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Interviews (Computer-Assisted Telephone Interviews) durchgeführt 
werden. 
Die Telefonnummern waren für beide telefonisch zu befragen­
den Gruppen in einer Datei organisiert. Die Eingebürgerten (Gruppe 
A) stellten dabei eine deutlich seltenere Gruppe dar als die Personen 
mit ausländischer Staatsangehörigkeit, die seit acht oder mehr Jahren 
und mit einem gesicherten Aufenthaltsstatus in Deutschland leben 
(Gruppe C; Tabelle 2-1 zur Veranschaulichung).61 Daher wurde im 
Screeninginterview zunächst nach Personen der Gruppe A gefragt 
und für alle Zielpersonen der Migrationshintergrund erfasst. Sofern 
keine eingebürgerte Person der zu befragenden Herkunft ausgemacht 
werden konnte, wurde nach Personen der Gruppe C gescreent. Ein 
Screening-Interview, welches zu keinem Vollinterview führte, dauerte 
zwischen einer halben Minute und etwa 5 Minuten, wenn sich erst am 
Ende des Screening-Interviews zeigte, dass die Befragungsperson doch 
nicht zum Kreis der Zielpersonen zählte (Pupeter et al. 2011: 25f.). 
Tabelle 2-2 zeigt zunächst die Ausschöpfung bei den Kontakt­
interviews. Infratest führte insgesamt 15.801 (Zeile 21 in Tabelle 2-2). 
Hierfür wurden 54.700 Telefonnummern verwendet, wovon sich 6.914 
als nicht verwendbar erwiesen (Summe der Zeilen 3 bis 7 in Tabelle 
2-2). 
61 Infratest führte eigene Berechnungen dazu durch (Pupeter et al. 2011: 7ff.). 
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Tabelle 2-2: Ausschöpfung bei den Kontaktinterviews der telefonischen 
Befragung (CATI) für die Gruppe der Eingebürgerten und der 
Nicht-Eingebürgerten 
absolut in % 
1 Telefonnummernpool unbekannt -
2 
Genutzte Telefonnummern 
(unbereinigtes Stichprobenbrutto) 54.700 -
3 Gesperrte Telefonnummer 43 -
4 Falsche Nummern 4.371 -
5 Firmen-Anrufbeantworter/Firma 570 -
6 Fax/Modem/Informationston 783 -
7 Kein Privathaushalt 1.147 -
8 Bereinigtes Stichprobenbrutto 47.786 100 
9 Ausfälle insgesamt 31.985 66,9 
10 Davon Teilnehmer nimmt nicht ab 5.248 11,0 
11 Privater Anrufbeantworter 1.161 2,4 
12 Besetzt 245 0,5 
13 Keine Verständigung möglich 2.324 4,9 
14 Zielperson nicht in der Lage 32 0,1 
15 Zielperson beschäftigt 85 0,2 
16 Kein Termin mit Zielperson möglich 
(etwa Urlaub) 
2.049 4,3 
17 Verweigerung der Kontaktperson 15.785 33,0 
18 Verweigerung der Zielperson 4.268 8,9 
19 Sonstige Ausfälle 556 1,2 
20 Abbruch im Interview 232 0,5 
21 Anzahl der auswertbaren Kontaktinterviews 15.801 33,1 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 (ungewichtet) anhand der Darstellung bei 
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Die Zahl der potenziell nutzbaren Telefonnummern beläuft 
sich damit auf 47.786 Nummern, das sogenannte bereinigte Stich­
probenbrutto (Zeile 8 in Tabelle 2-2). Der wichtigste Ausfallgrund 
ist mit 33,0 % die Verweigerung der Kontaktperson, also der Person, 
die zunächst am Telefon ist (Zeile 17). Auch dass zwar ein Freizeichen 
ertönte, jedoch keine Person abnahm, kam mit 11,0 % vergleichsweise 
oft vor. Drittwichtigster Grund für ein nicht zustande gekommenes 
Kontaktinterview war mit 8,9 %, dass die unter der Nummer erwart­
bare Zielperson angetroffen wurde, aber die Teilnahme verweigerte. 
Zudem kam es mit 4,9 % zu Verständigungsschwierigkeiten mit der 
am Telefon befindlichen Personen, sodass ein Interview nicht geführt 
werden konnte. Andere Gründe für das Nichtzustandekommen eines 
Kontaktinterviews spielen keine große Rolle. Mit rund einem Drittel 
durchgeführter Kontaktinterviews liegt die Ausschöpfung im Rahmen 
dessen, was bei einer ähnlichen CATI-Untersuchung erzielt wurde 
(Haug et al. 2009: 45). Die Erstkontaktsprache beim Kontaktinterview 
war Deutsch. 
2.2.1.2 Vom Kontaktinterview zum vollständigen Interview 
Die telefonischen Kontakt- und Screeninginterviews zur Suche 
der Zielpersonen sowie die Haupterhebungsinterviews mit den Ziel­
personen fanden zwischen dem 28. April 2011 und dem 27. Juni 2011 
jeweils in Form von telefonischen CATI-Interviews statt.62 Trotz 15.801 
Kontaktinterviews (Tabelle 2-2) gelang es Infratest nicht, die anvi­
sierten Zielgrößen, insbesondere bei den seit 2005 Eingebürgerten 
(Gruppe A), zu erreichen. Tabelle 2-3 zeigt die Zahl der verwendbaren 
Interviews. 
62 Eine Ausweitung der Untersuchungszeit war aufgrund der zeitlichen Anlage 
der Studie nicht möglich. 
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Tabelle 2-3:		 Übersicht über die vollständigen Interviews der telefoni­
schen Befragung (CATI) der Eingebürgerten und Nicht-Einge­







































































A Eingebürgerte 74 58 35 80 72 319 
C Nicht-Eingebürgerte 80 85 81 75 90 411 
Vollständige 
Interviews 154 143 116 155 162 730 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 (ungewichtet) anhand der Darstellung bei 
Pupeter et al. (2011: 30), eigene Zusammenstellung und Bezeichnungen. 
Letztlich stellte sich heraus, dass die von Infratest geschätzten 
Wahrscheinlichkeiten für das Antreffen von seit 2005 Eingebürgerten 
zu hoch angesetzt waren (zu den entsprechenden Berechnungen: 
Pupeter et al. 2011: 7ff.). Als im Projektverlauf absehbar wurde, dass 
mittels des Screening-Verfahrens insbesondere eine Vielzahl der ver­
einbarten 15.000 Kontaktinterviews dafür benötigt werden würden, 
griechisch- beziehungsweise italienischstämmige Eingebürgerte zu 
finden, ohne aber absehbar die Fallzahl von 80 bei dieser Teilgruppe 
zu erreichen, wurde von der Projektleitung beim Bundesamt für Mig­
ration und Flüchtlinge davon abgegangen, diese Zielgruppe weiter zu 
kontaktieren.63 Stattdessen wurde versucht, zumindest bei den ande­
63	 Als absehbar wurde, dass es Infratest nicht gelang, mit den von ihnen voraus 
berechneten 15.000 Kontaktinterviews die anvisierten Sollzahlen bei den Einge­
bürgerten zu erreichen, wurde versucht, auch Personen, die sich bei der Gruppe 
der Personen im Einbürgerungsverfahren (Gruppe B, dazu ausführlicher im 
Kapitel 2.2.2.2, Tabelle 2-6) als bereits eingebürgert herausstellten, für ein tele­
fonisches Interview zu gewinnen. Insgesamt kamen 26 der 319 Interviews mit 
Eingebürgerten (Tabelle 2-3) über diesen Weg zustande. 
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ren Zielgruppen die vorgesehenen Sollfallzahlen von 80 Interviews je 
Herkunftslandgruppe unter den Eingebürgerten und Nicht-Eingebür­
gerten annähernd zu erfüllen. In der Herkunftslandgruppe aus Italien 
und Griechenland wurden somit nur 35 Interviews mit Eingebürger­
ten realisiert.64 Auch hinsichtlich der Zielgruppe der Eingebürgerten 
aus dem ehemaligen Jugoslawien wurden aufgrund der zu mutigen 
Einschätzungen von Infratest die Zielgrößen mit letztlich erreichten 
58 Befragten recht deutlich, bei den Herkunftsgruppen Russische 
Föderation/Ukraine/Weißrussland mit 72 und bei der Türkei mit 74 
Eingebürgerten knapp verfehlt. Hingegen konnte mit 80 Eingebürger­
ten aus der Herkunftsgruppe Afghanistan/Irak/Iran ein vollständiges 
Interview geführt werden. 
Bei den eingebürgerten Personen wurde von ausreichenden 
Deutschkenntnissen ausgegangen, so dass deutschsprachige Intervie­
wer und Fragebögen eingesetzt wurden. Die durchschnittliche Inter­
viewdauer innerhalb der Gruppe der seit 2005 Eingebürgerten betrug 
rund 38 Minuten inklusive der vorgeschalteten Screening-Interviews 
(Pupeter et al. 2011: 25f.). 
In der Gruppe C der Nicht-Eingebürgerten konnten 411 Inter­
views realisiert werden, wobei die Zielvorgaben pro Herkunftsgruppe 
von 80 Personen in der Regel übertroffen wurden (Tabelle 2-3). Zur 
Durchführung der telefonischen Interviews mit Nicht-Eingebürgerten 
standen bilinguale Interviewer und fremdsprachige Fragebögen zur 
Verfügung. Zeigte sich im Rahmen des deutschsprachigen Erstkon­
taktgesprächs, dass von nicht ausreichenden Deutschkenntnissen der 
Zielperson auszugehen war, dann wurde ein Termin vereinbart, an 
64 Aussagen, die diese spezifische Gruppe von Eingebürgerten betreffen, müssen 
somit unter Vorbehalt betrachtet werden und können keinen Allgemeingültig­
keitsanspruch für die Gesamtheit der eingebürgerten Personen italienischer 
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dem das Interview in der entsprechenden Sprache (Türkisch, Serbo­
kroatisch, Farsi, Griechisch, Italienisch oder Russisch) durchgeführt 
werden konnte.65 
Fremdsprachige Fragebögen und Interviews in der Mutterspra­
che spielten in der Befragung der Nicht-Eingebürgerten eine wichtige 
Rolle. Insgesamt 15,6 % der Interviews wurden hauptsächlich in einer 
der Sprachen der Herkunftslandgruppen geführt (Pupeter et al. 2011: 
19). Die durchschnittliche Interviewdauer bei der Gruppe der Nicht-
Eingebürgerten belief sich auf rund 36 Minuten inklusive der vorge­
schalteten Screening-Interviews (Pupeter et al. 2011: 26f.). 
2.2.1.3 Weitere Aspekte der Telefoninterviews 
Vor Beginn der Studie fand eine Schulung der bei den tele­
fonischen Kontakt-, Screening- und Hauptinterviews eingesetzten 
Interviewer statt. Zudem wurden die bei telefonischen Befragungen 
gängigen Maßnahmen ergriffen, um eine hohe Befragungsqualität zu 
sichern (wie etwa laufende Kontrolle durch Mithören der Interviews 
durch die Projektleitung oder zeitnahe Gespräche über Auffälligkei­
ten, Pupeter et al. 2011: 23). 
Die insgesamt 191 Interviewer realisierten im Durchschnitt 3,8 
Vollinterviews. 63 Interviewer kamen auf ein oder zwei Interviews, 
während ein Interviewer 22 der insgesamt 730 Vollinterviews mit Ein­
gebürgerten und Nicht-Eingebürgerten durchführte. 
Fast genauso viele Männer (50,6 %) wie Frauen waren im Inter­
viewerstab. Die eingesetzten Telefoninterviewer zeichnen sich zudem 
durch vergleichsweise viele jüngere Personen (58,1 % unter 31 Jahre alt) 
und durch ein überdurchschnittliches Bildungsniveau aus (68,2 % mit 
65 „Ursprünglich war vorgesehen, auch Interviews in den Sprachen Arabisch und 
Paschtu für Personen mit dem (sic!) Herkunftshintergründen Irak und Afghanis­
tan durchzuführen, allerdings hatten die Interviewer mit den entsprechenden 
Fremdsprachenkenntnissen TNS Infratest zwischenzeitlich verlassen und die 

Anwerbung von Interviewern mit ausreichenden Sprachkenntnissen in Paschtu 

und Arabisch gelang nicht, sodass auf diese Übersetzungen verzichtet wurde“ 

(Pupeter et al. 2011: 19).
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dem Besuch einer höheren Schule, mit Abitur oder einem abgeschlos­
senen Studium). 
2.2.2 		 Studiendurchführung Personen im Einbürgerungs
verfahren und Optionspflichtige (Gruppen B und D) 
­
> Innovativ für Deutschland war die Befragung der 403 
Personen, die sich im Einbürgerungsverfahren befanden. 
Noch nie zuvor wurde für die Auswahl dieser Personen, 
breit über Deutschland gestreut, ein Verfahren angewandt, 
bei dem über Staatsangehörigkeitsbehörden die Adressen 
der im Verfahren Befindlichen gewonnen wurden. Bei der 
Befragung der 401 Optionspflichtigen wurden hingegen 
Meldebehördendaten genutzt, um an die Adressen der zu 
Befragenden zu gelangen. Die schließlich durchgeführten 
computerunterstützten persönlich-mündlichen Interviews 
dauerten bei im Verfahren Befindlichen rund 36 Minuten, 
bei Optionspflichtigen durchschnittlich 29 Minuten. 
2.2.2.1 	 Stichprobenziehung auf der Grundlage von Register- 
abfragen 
Zur Befragung von Personen, die sich im Einbürgerungsver­
fahren befinden (Gruppe B), entschied man sich für ein Verfahren, bei 
dem in einem ersten Schritt über Staatsangehörigkeitsbehörden die 
Adressen der im Verfahren Befindlichen gewonnen wurden. In einem 
zweiten Schritt wurde eine statistisch notwendige Anzahl dieser Per­
sonen von Infratest aufgesucht und im persönlich-mündlichen Inter­
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view computerunterstützt (CAPI) befragt.66 Bei Optionspflichtigen 
(Gruppe D) erfolgte der erste Schritt über Meldebehörden, um dann im 
zweiten Schritt ebenfalls persönlich-mündliche Interviews durchzu­
führen.67 
Bei den berücksichtigten Staatsangehörigkeitsbehörden/Mel­
debehörden erfolgte eine Beschränkung auf solche in ausgewählten 
Großstädten, da Personen mit Migrationshintergrund überproporti­
onal häufig dort leben (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
2010: 168ff.). Letztlich wurden 23 Städte berücksichtigt, wobei alle 
alten Bundesländer mit mindestens einer Stadt vertreten waren. Auf­
grund der geringen Anzahl von Ausländern in den neuen Bundeslän­
dern wurde nur Sachsen als einziges der neuen Bundesländer berück­
sichtigt. 
66	 In der Konzeptionsphase der Studie wurden andere Zugänge zu Personen im 
Einbürgerungsverfahren eingehend diskutiert, mussten jedoch aus metho­
dischen und befragungspraktischen Gründen verworfen werden. So würde 
etwa eine Befragung von Einbürgerungstestteilnehmern zu deutlichen Verzer­
rungen hinsichtlich des Bildungsstandes führen. Denn Personen, die eine deut­
sche Hauptschule erfolgreich abgeschlossen haben oder einen vergleichbaren 
beziehungsweise höheren Abschluss einer deutschen allgemein bildenden 
Schule haben, müssen den Einbürgerungstest nicht absolvieren. Über Einbür­
gerungstests gewonnene im Einbürgerungsverfahren Befindliche wären daher 
selektiv in dem Sinne, dass unter anderem Schulabgänger mit deutschem Schul­
abschluss systematisch ausgeschlossen würden. Damit wäre die Verallgemein­
erbarkeit der Studienergebnisse stark eingeschränkt. Auch die Nutzung von 
Telefonverzeichnissen ähnlich wie bei den Gruppen A und C (Kapitel 2.2.2) stand 
zur Debatte. Allerdings erwies sich die Zielgruppe der Personen im Verfahren 
als zu klein, um ein Screeningverfahren auf der Basis der Telefonverzeichnisse 
mit einem vertretbaren finanziellen Aufwand durchzuführen. 
67	 Auch hier wurden alternative Verfahren zur Erreichung der Zielgruppe der 
Optionspflichtigen diskutiert. So erwies sich etwa die Idee, möglicherweise 
über das seit 2007 beim Bundesverwaltungsamt geführte Register der Entschei­
dungen in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten (EStA) an die Adressen der 
Optionspflichtigen zu gelangen, als nicht zielführend. Denn eine im März 2010 
erfolgte Anfrage dort ergab, dass zu diesem Zeitpunkt bisher nur sehr wenige 
Personen (1.120) als optionspflichtig registriert waren. Damit fiel dieses im Stu­
dienverlauf erst im Aufbau befindliche Register mangels Repräsentativität als 
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Die 23 Städte in zwölf Bundesländern waren: 
 Berlin 
 Hamburg 
 München, Nürnberg (Bayern) 
 Köln, Dortmund, Düsseldorf, Essen, Duisburg, Bochum, 
Wuppertal, Bielefeld, Bonn (Nordrhein-Westfalen) 
 Frankfurt am Main (Hessen) 
 Stuttgart, Mannheim (Baden-Württemberg) 
 Bremen 
 Hannover (Niedersachsen) 
 Kiel (Schleswig-Holstein) 
 Mainz (Rheinland-Pfalz) 
 Saarbrücken (Saarland) 
 Dresden, Leipzig (Sachsen) 
Die Adressenbeschaffung aller relevanten Zielpersonen im 
Einbürgerungsverfahren und der Optionspflichtigen über die Staats­
angehörigkeitsbehörden/Meldebehörden der oben angeführten 
Städte führte die Forschungsgruppe des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge unter Beachtung aller datenschutzrechtlichen Erfor­
dernisse von November 2010 bis Anfang Februar 2011 durch.68 Die für 
die betreffenden Städte zuständigen Staatsangehörigkeitsbehörden 
wurden vom BAMF gebeten, eine Liste der zur Zeit im Verfahren be­
findlichen, mindestens 18-jährigen Personen aus den relevanten Her­
kunftsländern (Kapitel 2.1.1) zu erstellen, während die Einwohnermel­
deämter entsprechend angeschrieben wurden, um eine vollständige 
Liste der von Januar 1990 bis April 1995 geborenen Optionspflichtigen 
68 Im Vorfeld der Untersuchung wurde der Bundesbeauftragte für den Daten­
schutz und die Informationsfreiheit (BfDI) über die Vorgehensweise zur Gewin­
nung von im Verfahren befindlichen Personen sowie von Optionspflichtigen 
über Staatsangehörigkeitsbehörden/Meldebehörden beteiligt. Vom BfDI wur­
den in einer Stellungnahme im Oktober 2010 gegen die Datenerhebung „keine 
Bedenken“ erhoben. 
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(Kapitel 2.1.2) dem BAMF zur Verfügung zu stellen.69 Die erbetenen 
Listen enthielten folgende Angaben: Name, Adresse, Geburtsdatum, 
Geschlecht, ausländische Staatsangehörigkeit(en). Alle angefragten 
Staatsangehörigkeitsbehörden/Einwohnermeldeämter sandten bis 
spätestens Anfang Februar 2011 die gewünschten Listen zu. 
Im BAMF wurden die Listen vereinheitlicht, vereinfacht und 
in je einer Datei der im Verfahren Befindlichen beziehungsweise der 
Optionspflichtigen zusammengeführt.70 Sie wurden anschließend Inf­
ratest zur Verfügung gestellt; hier wurden die Adressdaten nochmals 
aufbereitet und bereinigt. 
Tabelle 2-4 zeigt zunächst, dass es gelang, über die Staatsan­
gehörigkeitsbehörden in den 23 berücksichtigten Städten an über 
28.000 Adressen potentieller Zielpersonen der Ende 2010/Anfang 2011 
im Einbürgerungsverfahren befindlichen Personen zu gelangen. Da­
mit stand eine hinreichend große Anzahl an Personen zur Verfügung, 
um in allen fünf Herkunftslandteilgruppen die erforderliche Anzahl 
von 80 Personen zu erreichen. 
69 Bevor die Staatsangehörigkeitsbehörden/Meldebehörden mit der Bitte um Mit­
hilfe angefragt wurden, wurden im November 2010 die Innenministerien der 
Länder vom Bundesministerium des Innern (BMI) über das Forschungsvorhaben 
und das BAMF als ausführende Institution informiert und um Unterstützung 
gebeten. 
70 Diese beiden Listen enthielten dann nur noch folgende Merkmale: 
Name, Adresse, Geburtsmonat und -jahr, Geschlecht sowie ausländische 
Staatsangehörigkeit(en). 
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Tabelle 2-4: 	 Bereinigte Adressen nach der ersten Staatsangehörigkeit der 
Personen im Einbürgerungsverfahren (Gruppe B) nach Ab­
schluss der Adressenbeschaffung über Staatsangehörigkeits­
behörden 
Gruppe Erste Staatsangehörigkeit absolut in % in % 
1 Türkisch 12.423 43,7 43,7 
2 Zusammen ehemaliges Jugoslawien 4.932 17,3 
Darunter: 
2 Serbisch 1.856 6,5 
2 Serbisch-montenegrinisch 92 0,3 
2 Montenegrinisch 51 0,2 
2 Kroatisch 808 2,8 
2 Kosovarisch 1.177 4,1 
2 Bosnisch-herzegowinisch 905 3,2 
2 Bosnisch 39 0,1 
2 Mazedonisch 4 0,0 
3 Zusammen Griechisch/Italienisch 505 1,8 
Darunter: 
3 Griechisch 290 1,0 
3 Italienisch 215 0,8 
4 Zusammen Afghanisch/Irakisch/Iranisch 5.423 19,1 
Darunter: 
4 Afghanisch 1.276 4,5 
4 Irakisch 2.541 8,9 
4 Iranisch 1.606 5,6 
5 Zusammen Russisch/Ukrainisch/Weißrussisch 5.176 18,2 
Darunter: 
5 Russisch 2.038 7,2 
5 Ukrainisch 2.862 10,1 
5 Weißrussisch 276 1,0 
Insgesamt 28.459 100 100 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 (ungewichtet) anhand der Darstellung bei 
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Wie bereits in Kapitel 2.1.2 beschrieben, war es bei Options­
pflichtigen (Gruppe D) nach den vor Studienbeginn vorliegenden 
Zahlen ebenfalls sinnvoll, bestimmte Herkunftslandgruppen nach der 
Staatsangehörigkeit neben der deutschen zusammenzufassen. Tabelle 
2-5 macht deutlich, dass über 7.000 Adressen von Optionspflichtigen 
über die Einwohnermeldeämter in den 23 berücksichtigten Städten 
gewonnen werden konnten. 
Tabelle 2-5:		 Bereinigte Adressen nach der gruppierten Staatsangehö­
rigkeit neben der deutschen bei Optionspflichtigen nach 
Abschluss der Adressenbeschaffung über Einwohnermelde­
ämter, Zielvorgaben der zu befragenden Options-






neben der deutschen 
absolut in % absolut in % absolut in % 
Türkisch 4.519 63,2 130 32,5 167 38,3 
Zusammen ehemaliges 
Jugoslawien 868 12,1 60 15,0 110 25,2 
Zusammen Afghanisch/ 
Irakisch/Iranisch 320 4,5 90 22,5 64 14,7 
Zusammen alle anderen 1.448 20,2 120 30,0 95 21,8 
Insgesamt 7.155 100 400 100 436 100 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 (ungewichtet) anhand der Darstellung bei 
Pupeter et al. (2011: 16f. und 36), eigene Zusammenstellung und Bezeichnungen.71 
Wie bereits in den Kapiteln 2.1.1 bis 2.1.3 angesprochen, wurde 
bei den im Verfahren Befindlichen und bei den Optionspflichtigen 
eine disproportionale Stichprobenanlage vorgenommen. Das Stich­
probendesign sah bei den im Verfahren Befindlichen (Gruppe B) vor, 
dass in jeder definierten Herkunftslandgruppe circa 80 Nettofälle 
71	 Bei Gesamtzahl der Befragten wird hier die Gesamtzahl von 436 Optionspflich­
tigen angegeben. Jedoch mussten bei den Plausibilitätsprüfungen 35 Personen 
ausgeschlossen werden (Kapitel 2.3), sodass sich die Zahl der letztlich für die 
inhaltlichen Analysen berücksichtigten Interviews von Optionspflichtigen auf 
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realisiert werden sollten, bei Optionspflichtigen (Gruppe D) sollten 
die in Tabelle 2-5 angegebenen Zielvorgaben erreicht werden. Da es 
keine Anhaltspunkte für die Adressqualität gab,72 wurde entschieden, 
mit einer vierfachen Übersetzung der Adressen zu starten, das heißt, 
beim gewählten Stichprobenziehungsverfahren wurden nicht je 400, 
sondern je 1.600 Adressen aus der jeweiligen Auswahlgesamtheit (Ta­
bellen 2.4 und 2.5, jeweils „bereinigte Adressen“) gezogen.73 
Dazu wurde eine einstufige disproportional (geschichtete) 
Zufallsstichprobe getrennt für die in den Tabellen 2.4 und 2.5 darge­
stellten zusammengefassten Herkunftslandgruppen unter Berück­
sichtigung einer angemessenen geographischen Verteilung über die 
23 Städte beziehungsweise die Bundesländer vorgenommen. Zudem 
wurde bei der Ziehung kontrolliert, dass die Verteilung nach Ge­
schlecht in etwa der Verteilung der bereinigten Adressen entspricht 
(zu den Einzelheiten der Stichprobenverfahren: Pupeter et al. 2011: 
14ff.). 
2.2.2.2 Von der Adresse zum vollständigen Interview 
Bei den Personen im Verfahren und den Optionspflichtigen 
wurde die Erhebung in Form von persönlich-mündlichen CAPI-Inter­
views (Computer-Assisted Personal Interview) von Infratest-Interview­
ern realisiert. Die Daten wurden zwischen dem 21. April 2011 und dem 
72	 Bei der Planung der BAMF-Einbürgerungsstudie Mitte 2010 musste von einer 
deutlich geringeren Anzahl an im Verfahren befindlichen Personen (siehe 
Tabelle 2-4) und an letztlich verwendbaren Adressen ausgegangen werden, da 
die Qualität der Daten bei den Staatsangehörigkeitsbehörden unbekannt und 
auch die Kooperationsbereitschaft der Staatsangehörigkeitsbehörden nicht 
abzuschätzen war. Die Befürchtungen stellten sich jedoch im Nachhinein er­
freulicherweise als unbegründet heraus und es wurden von den Behörden mehr 
(korrekte) Adressen geliefert als für eine entsprechende Befragung benötigt 
wurden. Alle Staatsangehörigkeitsbehörden waren in der Lage, die entspre­
chenden Daten bereit zu stellen. Aufgrund der Vielzahl von Adressen, die die 
Staatsangehörigkeitsbehörden bereitstellten, war es aus forschungsökonomi­
schen Gründen nötig, eine Stichprobe zu ziehen. 
73 Im Falle der im Verfahren befindlichen Italiener und Griechen (Gruppe B) wur­
den im Laufe der Erhebungszeit von Infratest noch einmal weitere Adresssätze 
gezogen (Pupeter et al. 2011: 23). Daher beträgt letztlich die Gesamtzahl der 
gezogenen Adressen zur Gewinnung von im Verfahren befindlichen Personen 
1.664 (Tabelle 2-6; Pupeter et al. 2011: 38). 
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20. Juni 2011 erhoben. Im Vorfeld wurde ein Ankündigungsschreiben 
mit Informationen über die Ziele des Projektes, die Herkunft der Ad­
ressen sowie mit Erläuterungen zum Datenschutz an die Zielpersonen 
versandt. 
Detaillierte Informationen zur Ausschöpfung bei Personen im 
Verfahren und den Optionspflichtigen bietet Tabelle 2-6. 22,6 % der Ad­
ressen von den Staatsangehörigkeitsbehörden erwiesen sich als nicht 
verwendbar (Tabelle 2-6: Zeile 2, zu den genauen Gründen Zeilen 3 bis 
9), wobei es vergleichsweise häufig vorkam, dass die Zielperson be­
reits eingebürgert war oder nicht mehr unter der Adresse lebte.74 Eine 
Anzahl von 191 nicht verwendbaren Adressen ist bei der Gruppe D der 
Optionspflichtigen zu erkennen (11,9 %), wobei sich hier am häufigsten 
herausstellte, dass die angetroffene Zielperson nicht optionspflichtig 
war (Tabelle 2-6: Zeile 6). Die Fälle, die offensichtlich nicht (mehr) zu 
den gesuchten Personen der im Verfahren Befindlichen und der Opti­
onspflichtigen gehörten, werden für die weitere Betrachtung in Tabel­
le 2-6 (ab Zeile 11) nicht mehr berücksichtigt. 
Für die Berechnung der Ausschöpfung wird als Grundlage also 
nur das sogenannte bereinigte Adressbrutto, also die als verwendbar 
angesehenen Adressen, verwendet. Die häufigsten Gründe, warum ein 
Interview nicht zustande kam, sind das Nichtantreffen der Zielperson 
74 Der vorgeschaltete Pretest zur Studie (Kapitel 2.5) machte deutlich, dass unter 
den Personen, die der Gruppe B der Personen im Verfahren zugehörig sein 
sollten, einige waren, die zum Zeitpunkt der Befragung bereits eingebürgert 
waren. Aus diesen Erfahrungen heraus wurden in der Haupterhebung die be­
reits Eingebürgerten durch die Interviewer vor Ort um Erlaubnis gebeten, sie 
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und die Weigerung der Zielperson, am Interview teilzunehmen (Ta­
belle 2-6: Zeilen 13 und 17). Zudem kommt die relativ hohe Besetzung 
der nicht bearbeiteten/gestoppten Adressen (Tabelle 2-6: Zeile 18) 
dadurch zustande, dass auf Grund der Unsicherheit hinsichtlich der 
Adressenqualität der Registerabfragen eine vierfache Übersetzung 
der Bruttostichprobe vorgenommen wurde (Kapitel 2.2.2.1). Letztlich 
zeigte sich, dass 23,3 % der gezogenen bereinigten Adressen der Op­
tionspflichtigen und 13,4 % bei den im Verfahren Befindlichen keine 
Verwendung mehr fanden, da die Zielgröße von 400 Interviews insge­
samt bereits erreicht wurde. Infratest rechnet diese nicht verwendeten 
Adressen mit in die Ausschöpfung ein. Dann ergibt sich für die Gruppe 
B der im Verfahren Befindlichen eine Ausschöpfung von 31,3 % und für 
die Gruppe D der Optionspflichtigen eine Ausschöpfung von 30,9 % 
(Pupeter et al. 2011: 33).75 
75 Laut den Richtlinien der American Association for Public Opinion Research 
(AAPOR 2011; http://www.aapor.org/AM/Template.cfm?Section=Standard_ 
Definitions2&Template=/CM/ContentDisplay.cfm&ContentID=3156, Zugriff 
am 18.05.2011) für Standarddefinitionen bei der Berechnung der Antwortraten 
können die nicht endgültig bearbeiteten Adressen, die auf Grund der erfüllten 
Nettofallzahlen entstanden, zu neutralen Ausfällen gezählt werden, da diese 
keinen systematischen Ausfallmechanismus implizieren. Würde man entspre­
chend vorgehen, läge die Ausschöpfung bei Gruppe B bei etwa 45 % und bei 
Gruppe D bei circa 54 % (Becher 2011). 
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Tabelle 2-6: 	 Ausschöpfung der gezogenen Adressen für die persönlich-
mündliche Befragung (CAPI) bei den Gruppen der im Ver­
fahren Befindlichen und der Optionspflichtigen 
11 Verwendbare Adressen 
(Bereinigtes Adressbrutto) 
1.288 100 1.409 100 
12 Ausfälle gesamt 885 68,7 973 69,1 
Davon: 
13 Im Haushalt niemand bzw. 
Zielperson nicht angetroffen 
357 27,7 191 13,6 
14 Zielperson verreist/im Urlaub 22 1,7 15 1,1 
15 Zielperson krank/nicht in der 
Lage, dem Interview zu folgen 
10 0,8 7 0,5 
16 Sprachprobleme 14 1,1 2 0,1 
17 Zielperson nicht bereit 235 18,2 245 17,4 
18 Nicht endgültig bearbeitet/ 
gestoppte Adressen 
172 13,4 329 23,3 
19 Sonstige 75 5,8 184 13,1 
20 Durchgeführte Interviews (vor 
Datenbereinigung) 






absolut in % absolut in % 
1 Gezogene Adressen (Adressbrutto) 1.664 100 1.600 100 
2 Nicht verwendbare Adressen 
(Stichprobenneutrale Ausfälle) 
376 22,6 191 11,9 
Davon: 
3 Adresse falsch, existiert nicht 
(mehr) 
70 4,2 28 1,8 
4 Zielperson verstorben 1 0,1 - -
5 Zielperson verzogen 140 8,4 60 3,8 
6 Zielperson gehört nicht zur 
Gruppe D 
- - 103 6,4 
7 Gruppe B: Zielperson ist/war 
nicht im Verfahren 
18 1,1 - -
8 Gruppe B: Zielperson hat 
Antrag zurückgezogen/wurde 
abgelehnt 
23 1,4 - -
9 Gruppe B: Zielperson ist bereits 
eingebürgert 
124 7,5 - -
10 Verwendbare Adressen 
(Bereinigtes Adressbrutto) 
1.288 77,4 1.409 88,1 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 (ungewichtet) anhand der Darstellung bei 
Pupeter et al. (2011: 38), eigene Zusammenstellung und Bezeichnungen.76 
76 Wie in Tabelle 2-5 angesprochen, konnten letztlich 401 der 436 Interviews 
mit Optionspflichtigen in die inhaltlichen Analysen ab Kapitel 3 einfließen. 
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Tabelle 2-7 macht deutlich, dass die Zielvorgaben der vollstän­
digen Interviews bei im Verfahren Befindlichen mit 403 Befragten 
leicht übertroffen wurden. Allerdings wurden die Herkunftslandgrup­
pen Afghanistan, Irak und Iran sowie Russische Föderation, Ukraine 
und Weißrussland häufiger als nach Zielvorgabe, die anderen drei 
Herkunftslandgruppen jedoch gering unter den Zielvorgaben von 
Infratest realisiert. 
Tabelle 2-7: 	 Übersicht über die vollständigen Interviews der persönlich-
mündlichen Befragung (CAPI) der im Verfahren Befindlichen, 
differenziert nach Herkunftslandgruppen (absolute Zahlen) 
Gruppe 











































































Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 (ungewichtet) anhand der Darstellung bei 
Pupeter et al. (2011: 34), eigene Zusammenstellung und Bezeichnungen. 
Bei Tabelle 2-5 wurden die 436 optionspflichtigen Befragten 
dargestellt. Gegenüber den Zielvorgaben wurden dabei überpropor­
tional häufig Personen der Herkunftslandgruppe Türkei und aus dem 
ehemaligen Jugoslawien befragt. 
Die durchschnittliche Befragungsdauer betrug bei Personen im 
Verfahren etwa 36 Minuten, während bei optionspflichtigen Befrag­
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2.2.2.3 Weitere Aspekte der persönlich-mündlichen Inter
views 
­
Die Schulung der Interviewer erfolgte anhand schriftlichen 
Materials. Dieses enthielt Erläuterungen zur Zielsetzung der Studie, 
zur Art des Auswahlverfahrens und zu einzelnen schwierigeren Fra­
genkomplexen. Bei 10 % der Interviews fand eine Postkartenkontrolle 
der durchgeführten Interviews statt.77 
Für die mündlichen Befragungen wurden 83 Interviewer einge­
setzt, von denen jeder im Durchschnitt zehn Personen befragte. Zehn 
Interviewer kamen auf ein oder zwei Interviews, während acht Inter­
viewer mehr als 20 Interviews der insgesamt 839 Vollinterviews mit im 
Verfahren Befindlichen und Optionspflichtigen durchführten. 
Im Interviewerstab waren mehr Männer (59,0 %) als Frauen. Im 
Vergleich mit den Telefoninterviewern (Kapitel 2.2.1.3) sind unter den 
Personen, die die persönlich-mündlichen Interviews durchführten, 
sehr viel mehr ältere Personen. 88,0 % sind über 45 Jahre alt. Ein über­
durchschnittliches Bildungsniveau zeichnet die persönlich-münd­
lichen Interviewer aus, 59,1 % waren oder sind Studenten oder haben 
zumindest das Abitur. 
2.3 Datenaufbereitung und Gewichtung 
>	 Die computerunterstützte Studiendurchführung trägt zu 
einer hohen Datenqualität bei. Im Nachgang der Studie 
wurden die Befragungsdaten vom Befragungsinstitut 
Infratest gewichtet. 
Beide Erhebungen, also die telefonischen Interviews einerseits 
sowie die persönlich-mündlichen andererseits, wurden computerge­
stützt durchgeführt. Dies ermöglicht direkte Plausibilitätsprüfungen 
während der Interviews. In die Programmierung der CATI- und CAPI-
Fragebögen wurden vor allem Prüfungen der Jahresangaben sowie 
77	 Bei einer Postkartenkontrolle werden Befragte nachträglich angeschrieben und 
gebeten, Angaben zur Durchführung des Interviews zu machen. 
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bestimmte Antwortkombinationen eingeschlossen. Auch Rückfragen, 
die im Interview von den Interviewern an die befragten Personen ge­
stellt wurden, konnten dokumentiert werden, da bei unklaren oder 
ungültigen Angaben entsprechende Bildschirmansichten eingeblen­
det wurden mit der Möglichkeit, diese direkt zu korrigieren. 
Trotz der durch die Computerunterstützung erzielten hohen 
Datenqualität wurden die von Infratest gelieferten Datensätze durch 
die Forschungsgruppe des BAMF noch einmal auf Plausibilität geprüft. 
Es stellte sich dabei im Zuge der Datenbereinigung heraus, dass 35 der 
436 Personen in der Gruppe der Optionspflichtigen durch ein inkon­
sistentes Antwortverhalten78 auffielen und daher nicht für die Auswer­
tung berücksichtigt werden konnten. Entsprechend beschränken sich 
die Auswertungen ab Kapitel 3 auf 401 Optionspflichtige. 
Das komplexe Studiendesign der BAMF-Einbürgerungsstudie 
2011 stellte hohe Anforderungen an die Gewichtung. Sowohl bei den 
telefonischen als auch bei den persönlich-mündlichen Interviews 
wurden im Gewichtungsprozess – sehr vereinfacht ausgedrückt – zwei 
Stufen durchlaufen. Bei der angewandten Designgewichtung wurden 
zunächst unterschiedliche Auswahlwahrscheinlichkeiten, die durch 
die gewählten Verfahren entstehen, berücksichtigt.79 Im zweiten 
Schritt der Gewichtung erfolgte eine Randanpassung an die Sollstruk­
78	 Bei einer Plausibilitätsprüfung stellte sich heraus, dass einige Aussagen der 
Befragten nicht mit anderen Aussagen übereinstimmten. 
79	 In der telefonischen Befragung wird bei der Designgewichtung insbesondere 
dem Umstand Rechnung getragen, dass sich je nach Größe des Haushaltes un­
terschiedliche Auswahlchancen ergeben, dass eine Zielperson berücksichtigt 
wird (zu diesem und weiteren dabei berücksichtigten Aspekten, wie etwa der 
Priorisierung der Zielpersonenauswahl, wenn sich im Screening zeigt, dass Ziel­
personen mehrerer Zielgruppen im Haushalt leben: Becher 2011, Pupeter et al. 
2011: 41). Bei der Gruppe der im Verfahren Befindlichen mit persönlich-münd­
lichen Interviews wurde bei der Designgewichtung dem Umstand Rechnung 
getragen, dass die Stichprobe nach Bundesland und Geschlecht geschichtet 
wurde. Entsprechend mussten bei der Designgewichtung die hieraus resultier­
ten ungleichen Auswahlwahrscheinlichkeiten berücksichtigt werden (Becher 
2011, Pupeter et al. 2011: 46f.). 
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turen (Redressementgewichtung).80 Auf die Einzelheiten des Gewich­
tungsprozesses soll hier aber nicht vertiefend eingegangen werden (zu 
den Details: Becher 2011, Pupeter et al. 2011: 41ff.). 
2.4 		 Zum disproportionalen Ansatz, zu geringen  
Fallzahlen und Selektivitätsfragen 
Entsprechend den Ausführungen in den Kapiteln 2.1.1 und 2.1.2 
wurde ersichtlich, dass bei allen vier Zielgruppen – Eingebürgerte, 
Personen im Einbürgerungsverfahren, Nicht-Eingebürgerte, Options­
pflichtige – ein disproportionaler Ansatz hinsichtlich der zu berück­
sichtigenden Herkunftsländer gewählt wurde. Eine Gruppengröße 
von 80 Personen erlaubt durchaus Tendenzaussagen bei Unterschie­
den zwischen Herkunftsgruppen. 
Jedoch sinken die Fallzahlen zuweilen, da bei Unteranalysen 
nicht mehr alle Personen befragt wurden (durch sogenannte vorhe­
rige Filterfragen). Deswegen ist für die Darstellung ab Kapitel 3 auf 
Folgendes hinzuweisen: 
 Die Ergebnisse werden in der Regel jeweils für die Gesamt­
heit der Gruppen A, B, C oder D dargestellt. Aufgrund von 
Besonderheiten spezifischer Teilgruppen innerhalb der vier 
Gruppen (etwa die Teilgruppe der Optionspflichtigen, die 
sich bereits für eine Staatsangehörigkeit entschieden hat, 
gegenüber der Teilgruppe derjenigen, die sich noch nicht 
entschieden hat) sind bestimmte Aspekte jedoch nur für die 
jeweilige Teilgruppe von Relevanz. Sofern für solche Teil­
gruppenanalysen nur sehr geringe Fallzahlen vorliegen,
80	 Dies ist notwendig, da nicht bei allen der im Telefonscreening erreichten Ziel­
personen beziehungsweise nicht bei allen besuchten Adressen ein Interview 
zustande kam (Tabelle 2-2). Diese Ausfälle können sich disproportional zur 
jeweiligen Grundgesamtheit verteilen und so Verzerrungen in der letztlich 

realisierten Auswahl hervorrufen. Derartige Verzerrungen lassen sich durch die 

Redressementgewichtung teilweise korrigieren, wobei die letztlich erreichte 

Auswahl an bekannte Sollstrukturen aus vorliegenden Referenzstatistiken 
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werden keine Prozentzahlen, sondern absolute Zahlen be­
richtet. Dies erfolgt immer dann, wenn die Anzahl der Fälle 
kleiner als 30 ist.
 Herkunftslandspezifische Darstellungen erfolgen nur bei 
auffälligen, statistisch signifikanten Unterschieden.
 Liegen signifikante Unterschiede zwischen Untergruppen 
vor, kann davon ausgegangen werden, dass die Differenzen 
auch in der Realität bestehen und nicht lediglich das Resul­
tat zufallsbedingter Abweichungen der Stichproben von der 
Grundgesamtheit sind.
 Aufgrund der Unterschiede innerhalb der beziehungsweise 
zwischen den Untersuchungsgruppen (zum Beispiel Opti­
onspflichtige, die sich bereits für eine Staatsangehörigkeit 
entschieden haben, und Optionspflichtige, die sich noch 
nicht entschieden haben, beziehungsweise Eingebürgerte, 
deren Einbürgerungsverfahren schon länger zurückliegt, 
und Personen, die sich derzeit in einem Einbürgerungsver­
fahren befinden) mussten an manchen Stellen retrospek­
tive und hypothetische Fragen eingesetzt werden. Beide 
Frageformen gelten generell als schwer zu interpretieren, 
weil bestimmte Befragungseffekte auftreten können. Bei 
retrospektiven Fragen (zum Beispiel „Was haben Sie emp­
funden, als Sie das Schreiben erhalten haben?“) können 
sich Rückerinnerungsprobleme oder eine nachträgliche 
Rationalisierung auf die Antworten auswirken. Bei hypo­
thetischen Fragen (zum Beispiel „Möchten Sie die deutsche 
Staatsangehörigkeit behalten, auch wenn Sie dafür Ihre 
andere/n Staatsangehörigkeit/en aufgeben müssen?“) ist zu 
bedenken, dass der direkte Schluss auf ein entsprechendes 
Verhalten in einer Situation, wie sie in der hypothetischen 
Frage angesprochen wird, problematisch ist. Stehen sich 
retrospektive Aussagen und hypothetische Aussagen ge­
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solche Effekte zurückgeführt werden. Dennoch kann daraus 
zumindest eine Verhaltenstendenz abgeleitet werden.
 Da bei der Gruppe B der im Einbürgerungsverfahren befind­
lichen Personen zwischen der Übersendung der Adressen 
durch die Staatsangehörigkeitsbehörden bis zur eigentli­
chen Befragung bis zu einem halben Jahr liegen konnte, sind 
gewisse Verzerrungen dieser Gruppe nicht ausgeschlossen. 
So könnte es sein, dass für Staatsangehörigkeitsbehörden 
vergleichsweise „leichte“ Fälle der Bearbeitung, die damit 
auch nur eine kurze Bearbeitungszeit benötigen, bei den 
letztlich im Einbürgerungsverfahren befindlichen und be­
fragten Personen unter-, während schwierigere Fälle, die 
etwa noch der Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse be­
dürfen, überrepräsentiert sind.81 Zudem kann vermutet wer­
den, dass bei den im Einbürgerungsverfahren befindlichen 
Personen eine stärkere Fokussierung auf das Thema Einbür­
gerung durch die aktuelle und unmittelbare Betroffenheit 
vorhanden ist als bei der Gruppe A, der Eingebürgerten, 
deren Einbürgerung schon bis zu sechs Jahre zurückliegen 
kann. Möglicherweise ergeben sich damit bei im Verfahren 
Befindlichen stärkere Effekte sozial erwünschter Antwor­
ten, insbesondere bei Einstellungsfragen wie jenen zum 
Willkommensgefühl (Kapitel 4.3.1). Darüber hinaus muss 
in diesem Zusammenhang deutlich betont werden, dass 
von einem Automatismus, dass alle bei der BAMF-Einbürge­
rungsstudie 2011 Befragten, die im Einbürgerungsverfahren 
waren, auch tatsächlich die deutsche Staatsangehörigkeit 
erhalten werden, nicht ausgegangen werden darf.
81	 Einbürgerungsvoraussetzung ist unter anderem, dass der Einbürgerungsbe­
werber „den Lebensunterhalt für sich und seine unterhaltsberechtigten Fami­
lienangehörigen ohne Inanspruchnahme von Leistungen nach dem Zweiten 
oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch bestreiten kann oder deren Inanspruch­
nahme nicht zu vertreten hat“ (§ 10 Abs. 1 Satz 1 StAG). Zudem ist hier auch an 
langwierige Verfahren, die mit dem Prozess der Abgabe des bisherigen Passes 
im Herkunftsland in Zusammenhang stehen, zu denken. 
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Insgesamt muss an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, 
dass die ab Kapitel 3 dargestellten Ergebnisse auf der Grund­
lage der Daten der befragten 319 Eingebürgerten, 403 Perso­
nen im Einbürgerungsverfahren, 411 Nicht-Eingebürgerten 
sowie 401 Optionspflichtigen mit Einbürgerung nach § 40b 
StAG mittels Zufallsstichproben aus der jeweiligen Grund­
gesamtheit ausgewählt wurden. Dies ist entscheidend, um 
allgemeingültige Aussagen (sogenannte „Repräsentativi­
tätsaussagen“) für diese vier Gruppen machen zu können. 
2.5 Zum Fragebogen 
>	 In den Prozess der Fragebogenentwicklung wurden Exper­
ten aus Wissenschaft und Verwaltung eingebunden. Neben 
den zentralen Fragen zum konkreten Einbürgerungs- oder 
Optionsverhalten, zum Verfahren selbst und zu den Auswir­
kungen der Einbürgerung oder Optionspflicht behandelt 
das Frageprogramm der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 
den sozio-demographischen Hintergrund sowie den Integ­
rationsstand der Zielpersonen. 
Die Befragung der Zielpersonen erfolgte anhand standardisier­
ter Fragebögen. Zur Entwicklung der Fragebögen wurden im BAMF 
zunächst Fragen aus vorherigen Studien zusammengestellt, die zur 
Überprüfung der Forschungsfragen geeignet waren. Insbesondere 
bei der Entwicklung von Fragen im Zusammenhang mit Gründen für 
oder gegen eine Einbürgerung beziehungsweise zur Aufgabe der bis­
herigen Staatsangehörigkeit wurde auf Fragebögen der empirischen 
Forschung im Bereich der Einbürgerung zurückgegriffen (Kapitel 1.4). 
In anderen Bereichen, so zum Beispiel bei den Aspekten der Integrati­
on, wurden unter anderem aus Gründen der Vergleichbarkeit Fragen 
ausgesucht, welche bereits in anderen Forschungsprojekten des BAMF 
Verwendung gefunden haben (etwa Babka von Gostomski 2010a, 
Haug et al. 2009: 375ff., Rother 2008: 72ff., TNS Infratest Sozialfor­
schung 2007). Zusätzlich wurden eigene Fragen entwickelt, die insbe­
sondere Details des Einbürgerungs- und Optionsverfahrens abdecken. 
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Im Rahmen der Entwicklung der Fragenkomplexe und der end­
gültigen Auswahl der Fragen wurden Wissenschaftler verschiedener 
Disziplinen,82 Experten des Bundesministeriums des Innern und ande­
rer Ressorts einbezogen.83 Die für die Befragung ausgewählten Fragen 
wurden ab Februar 2011 von Infratest überarbeitet und für beide Befra­
gungsmethoden (CAPI/CATI) aufbereitet.84 Weitere Anpassungen und 
Kürzungen des Fragebogens erfolgten nach Abschluss des Pretests mit 
27 Befragten, der in der Zeit vom 10. März 2011 bis zum 28. März 2011 
stattfand (Pupeter et al. 2011: 5). 
Ein Großteil der zu stellenden Fragen war für alle vier Zielgrup­
pen identisch, pro Zielgruppe kamen jedoch auch spezifische Fragen 
hinzu. Neben den zentralen Fragen zum konkreten Einbürgerungs- 
oder Optionsverhalten, zum Verfahren selbst und zu den Auswir­
kungen der Einbürgerung oder Optionspflicht wurden Fragen zum 
sozio-demographischen Hintergrund sowie zum Integrationsstand 
82	 So fand am 11.10.2010 ein Expertenworkshop im BAMF (Nürnberg) statt. Daran 
nahmen unter anderem Dr. Max Friedrich Steinhardt (Hamburgisches Welt-
WirtschaftsInstitut) und Patrick Fick (Institut für Soziologie der Georg-August-
Universität Göttingen) teil. Ferner ist auch die Expertise von Prof. Dr. Sonja Haug 
(Hochschule Regensburg), Dr. Martina Sauer (Zentrum für Türkeistudien und 
Integrationsforschung) und Dr. Débora Maehler (Universität zu Köln Psycholo­
gisches Institut), die am Workshop in Nürnberg nicht teilnehmen konnten, in 
die Fragebogenentwicklung eingeflossen. 
83	 Es gab am 10.11.2010 eine Besprechung der Fragebogeninhalte mit den Referats­
leitern des BMI, die für die Bereiche a) Staatsangehörigkeits- und Einbürge­
rungsangelegenheiten sowie b) Rechts- und Grundsatzangelegenheiten der In­
tegration, Innenpolitische Aspekte der Integrationsaufgaben anderer Ressorts 
zuständig sind. Zudem gingen am 23.12.2010 im Nachgang dieser Besprechung 
von einem Mitarbeiter der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration Anmerkungen zu dem Frageprogramm ein. 
84	 Die CATI-/CAPI-Technik erfordert eine etwas längere Vorbereitungszeit als ein 
nicht computerunterstützter Fragebogen, zumal wenn, wie es bei der BAMF-
Einbürgerungsstudie 2011 der Fall war, aufgrund der verschiedenen Befragten­
gruppen eine Vielzahl von Filterführungen und Nachfragen bei unplausiblen 
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der Zielpersonen gestellt.85 In der Ergebnisdarstellung der Kapitel 3 bis 
6 sind die Fragen sowie die standardisierten Antwortvorgaben jeweils 
dokumentiert. 
2.6 Zusammenfassung 
 Die BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 ist die erste Studie in 
Deutschland, bei der vergleichend die vier Zielgruppen der 
seit 2005 Eingebürgerten, der Personen im Einbürgerungs­
verfahren, der Nicht-Eingebürgerten, welche die Voraus­
setzungen für eine Einbürgerung weitestgehend erfüllen, 
sowie der Optionspflichtigen mit Einbürgerung nach § 40b 
StAG betrachtet werden können.
 Mit der Auswahl von fünf Herkunftsgruppen mit insgesamt 
15 (ehemaligen) Staatsangehörigkeiten werden bei Einge­
bürgerten, Personen im Verfahren und Nicht-Eingebürger­
ten rund 60 % aller Eingebürgerten, Personen im Verfahren 
und Nicht-Eingebürgerten in Deutschland erreicht. Die Stu­
die deckt damit einen Großteil des Einbürgerungsgesche­
hens in Deutschland ab.
 Bei der Auswahl der fünf Herkunftsgruppen bei den Ein­
gebürgerten, den Personen im Verfahren und den Nicht-
Eingebürgerten spielten – neben der quantitativen Bedeu­
tung dieser Herkunftsgruppen – auch Aspekte des je nach 
Ländern unterschiedlichen Einbürgerungsgeschehens, wie 
etwa der Hinnahme von Mehrstaatigkeit, des Frauenanteils 
unter den Eingebürgerten sowie des ausgeschöpften Ein­
bürgerungspotenzials eine Rolle, um auch hier der Vielfalt 
der Einbürgerungsgesichtspunkte gerecht zu werden. 
85	 Da die ausgedruckte Fassung des Frageprogramms zur BAMF-Einbürgerungs­
studie 2011 100 Seiten umfasst, wird auf die Dokumentation des Fragepro­
gramms in ausführlicher Form in diesem Bericht verzichtet. Über die Internet­
seite des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge zur BAMF-Einbürgerungs­
studie 2011 können aber nach Drucklegung dieses Berichts das Erhebungsins­
trument (TNS Infratest Sozialforschung 2011) sowie der Methodenbericht von 
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 Die Gruppe der Optionspflichtigen mit Einbürgerung nach 
§ 40b StAG ist stark durch Personen mit türkischem Migra­
tionshintergrund geprägt. Um aber auch Aussagen über 
die übrigen Herkunftsgruppen machen zu können, wurden 
weitere Gruppen betrachtet. Die BAMF-Einbürgerungsstu­
die 2011 ist damit die erste Studie in Deutschland, mit der auf 
breiter empirischer Basis bei einer regional breit gestreuten 
Stichprobe überhaupt Aussagen zum Entscheidungsverhal­
ten von Optionspflichtigen möglich sind.86 
 Um die Befragungen mit den vier Zielgruppen zu realisie­
ren, mussten innovative Wege beim Studiendesign gegan­
gen werden. Zur Befragung der vier Zielgruppen wurden 
sowohl computerunterstützte Telefon- als auch persönlich­
mündliche Interviews mit in der Regel einer rund halbstün­
digen Interviewdauer durchgeführt. Zudem gelang es zum 
ersten Mal, in Deutschland über die Staatsangehörigkeits­
behörden der 23 größten Städte an Personen heranzutreten, 
die sich aktuell im Einbürgerungsverfahren befinden. 
 Letztlich konnten vollständige Interviews mit 319 seit 2005 
Eingebürgerten, 403 Personen im Einbürgerungsverfahren, 
411 Nicht-Eingebürgerten, welche die Voraussetzungen für 
eine Einbürgerung weitestgehend erfüllen, sowie 401 Opti­
onspflichtigen mit Einbürgerung nach § 40b StAG realisiert 
werden. 
 Das Frageprogramm der BAMF-Einbürgerungsstudie bietet 
Antworten auf Fragen zum konkreten Einbürgerungs- oder 
Optionsverhalten, zum Verfahren selbst und zu den Auswir­
86	 Als immer noch die Ausnahme für die sozialwissenschaftliche Forschung in 
Deutschland muss die Verknüpfung von qualitativen und quantitativen Metho­
den angesehen werden. Eine solche Verknüpfung wurde bei den Optionspflich­
tigen vorgenommen, indem das qualitativ angelegte Projekt „Die Optionsrege­
lung im Staatsangehörigkeitsrecht aus der Sicht von Betroffenen“ (Worbs et al. 
2012), das ebenfalls von der Forschungsgruppe des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge bearbeitet wurde, vorgelagert wurde. 
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kungen der Einbürgerung oder Optionspflicht. Desweiteren 
finden sich Fragen zum sozio-demographischen Hinter­
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Bevor Ergebnisse zu Geburtsland (Kapitel 3.1), Aufenthaltsdauer 
(Kapitel 3.2), Geschlechts- und Altersstruktur (Kapitel 3.3) sowie zu Fa­
milie (Kapitel 3.4) und Wohnsituation (Kapitel 3.5) berichtet werden, 
ist in Tabelle 3-1 die Zusammensetzung der vier Untersuchungsgrup­
pen nach Herkunftslandgruppen dargestellt.87 Um die disproportio­
nale Anlage der Stichprobe bezüglich der Herkunftsländer auszuglei­
chen, wurde der Datensatz für alle folgenden Analysen gewichtet.88 
87	 Bei den Personen im Einbürgerungsverfahren liegt der relative Anteil der Per­
sonen mit russischer, ukrainischer beziehungsweise weißrussischer Herkunft 
deutlich höher als bei den Eingebürgerten (gewichtete Ergebnisse). Dies könnte 
ein Hinweis darauf sein, dass sich der Anstieg der Einbürgerungszahlen aus die­
sen Herkunftsländern, der sich 2010 gegenüber 2009 gezeigt hat (Statistisches 
Bundesamt 2011: 18ff.), auch 2011 fortsetzt. Der geringere relative Anteil von 
Personen mit italienischem oder griechischem Migrationshintergrund in der 
Gruppe der im Verfahren Befindlichen gegenüber der Gruppe der Eingebürger­
ten ist hier auf das Studiendesign zurückzuführen. Aufgrund der schnelleren 
Einbürgerungsverfahren von Personen dieser Herkunftsgruppe (siehe Kapitel 
5.2.2) war die Adressbasis der italienischen und griechischen Antragsteller zum 
Zeitpunkt der Befragung schon teilweise veraltet, da einige dieser Personen 
in der Zeit zwischen Adressbeschaffung und Befragung bereits eingebürgert 
worden waren (siehe auch Kapitel 2.3.1). In der Folge kam es dazu, dass Personen 
in der Liste aufgeführt waren, die nicht (mehr) zur Grundgesamtheit der im 
Verfahren Befindlichen gehörten, weil sie mittlerweile eingebürgert wurden. 
Auch kam es (in allen Gruppen) dazu, dass Personen, die zum Zeitpunkt der 
Befragung im Einbürgerungsverfahren waren, nicht auf der Liste standen, weil 
sie zum Zeitpunkt der Adressbeschaffung noch keinen Antrag gestellt hatten. 
88	 Es wurde jeweils das für die entsprechende Gruppe (A, B, C, D) berechnete, finale 
Gewicht verwendet (dazu Kapitel 2.3 sowie ausführlich Pupeter et al. 2011: 45 
und 51). Zudem wurde bei der Schätzung der Standardfehler die Schichtung, 
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Neben den relativen Zahlen (gewichtete Ergebnisse) wird hier 
auch die Basis (absolute Fallzahlen) berichtet.89 













































































Basis 74 58 35 80 72 - 319 
% 44,7 17,3 5,5 20,1 12,4 - 100 
Im Verfahren 
Befindliche 
Basis 77 77 72 89 88 - 403 
% 43,7 17,3 1,8 19,1 18,2 - 100 
Nicht-
Eingebürgerte 
Basis 80 85 81 75 90 - 411 
% 41,9 23,1 21,7 4,3 9 - 100 
Optionspflichtige 
Basis 165 108 - 56 - 72 401 
% 65,2 12,4 - 4,1 - 18,3 100 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011,
Basis: ungewichtete Fallzahl; relativer Anteil: gewichtet.90 
3.1 Geburtsland 
>	 Etwa drei Viertel der Eingebürgerten, der im Verfahren 
Befindlichen und der Nicht-Eingebürgerten kamen im 
Ausland zur Welt. Nach Herkunftslandgruppen unterteilt 
ergeben sich besonders geringe Anteile von in Deutschland 
Geborenen unter Personen mit afghanischem, irakischem, 
iranischem sowie mit russischem, ukrainischem und weiß­
russischem Migrationshintergrund. 
89	 Gesonderte Ergebnisse zu Eingebürgerten mit griechischem und italienischem 
Migrationshintergrund müssen aufgrund der geringen Fallzahl mit Vorsicht 
interpretiert werden (siehe auch Kapitel 2.2.1.2). Dies gilt für alle nachfolgenden 
Analysen. 
90	 Eingebürgerte: Ehemalige oder beibehaltene (zweite) Staatsangehörigkeit. 
Im Verfahren Befindliche/Nicht-Eingebürgerte: Aktuelle Staatsangehörigkeit. 
Optionspflichtige: Aktuelle oder ehemalige zweite Staatsangehörigkeit. 
  
 
95 Soziodemographie und Migrationsbiographie 
Abbildung 3-1 gibt wieder, inwieweit Angehörige der drei Un­
tersuchungsgruppen Eingebürgerte, Personen im Einbürgerungsver­
fahren und Nicht-Eingebürgerte in Deutschland, ihrem Herkunftsland 
oder einem anderen Land geboren wurden. Bei der Gruppe der Opti­
onspflichtigen erübrigt sich eine solche Darstellung, da diese Perso­
nen durchgängig in Deutschland geboren sind. 









0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Deutschland Herkunftsland anderes Land 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. Un-
gewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.91 
Die meisten Personen der betrachteten Untersuchungsgruppen 
wurden in ihrem Herkunftsland geboren. Unter den Eingebürgerten 
wurde etwas über ein Drittel in Deutschland geboren (34,3 %). Im Ver­
fahren Befindliche und Nicht-Eingebürgerte wurden demgegenüber 
91	 Fragetext: „In welchem Land sind Sie geboren?“ Antwortmöglichkeiten: Liste 
berücksichtigter Herkunftsländer; anderer Staat und zwar:…; keine Angabe. 
Befragte der Herkunftslandgruppe „Ehemaliges Jugoslawien“, die bei „anderer 
Staat“ einen Nachfolgestaat des ehemaligen Jugoslawien oder „Jugoslawien“ 
angegeben haben, wurden der Kategorie „Herkunftsland“ zugeordnet. Befrag­
te der Herkunftslandgruppe „Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland“, 
die bei „anderer Staat“ einen Nachfolgestaat der ehemaligen Sowjetunion oder 
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seltener in Deutschland geboren (23,4 % beziehungsweise 22,5 %). 
Der im Vergleich zu den Nicht-Eingebürgerten höhere Anteil der in 
Deutschland geborenen Personen unter den Eingebürgerten bestätigt 
die in Kapitel 1.4 dargestellten bekannten Erkenntnisse. 
Deutliche Unterschiede bestehen zwischen den untersuchten 
Herkunftslandgruppen. Eingebürgerte türkischer, ehemals jugosla­
wischer und italienischer sowie griechischer Herkunft sind häufiger 
in Deutschland geboren als Eingebürgerte aus Afghanistan, Irak, Iran 
sowie der Russischen Föderation, Ukraine und Weißrussland. Ein­
gebürgerte türkischer Herkunft sind auch häufiger in Deutschland 
geboren als Eingebürgerte aus einem Nachfolgestaat des ehemaligen 
Jugoslawien. 
Sowohl Afghanen, Iraker und Iraner als auch Russen, Ukrainer 
und Weißrussen im Einbürgerungsverfahren wurden gar nicht in 
Deutschland geboren. Türken sowie Italiener und Griechen dieser 
Untersuchungsgruppe wurden häufiger in Deutschland geboren als 
im Verfahren befindliche ehemalige Jugoslawen. 
Bei den Nicht-Eingebürgerten wurden Türken, ehemalige Ju­
goslawen sowie Italiener und Griechen öfter in Deutschland geboren 
als Afghanen, Iraker und Iraner; Italiener und Griechen häufiger als 
ehemalige Jugoslawen. Alle Russen, Ukrainer und Weißrussen in der 
Gruppe der Nicht-Eingebürgerten wurden nicht in Deutschland gebo­
ren.92 
Die sehr geringen Anteile der in Deutschland Geborenen 
unter Personen mit afghanischem, irakischem, iranischem, russi­
schem, ukrainischem und weißrussischem Migrationshintergrund 
sind vermutlich auf die unterschiedlichen Migrationsmuster und die 
herkunftslandspezifische Migrationsgeschichte nach Deutschland 
zurückzuführen (zum Beispiel Fluchtmigration im vergangenen 
Jahrzehnt aus Afghanistan, Irak, Iran gegenüber der vor über einem 
halben Jahrhundert einsetzenden Arbeitsmigration aus Italien, Grie­
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chenland und der Türkei beziehungsweise Heiratsmigration aus der 
Russischen Föderation, der Ukraine und Weißrussland). 
3.2 Aufenthaltsdauer 
>	 Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche weisen eher 
kürzere, Nicht-Eingebürgerte eher längere Aufenthaltszei­
ten in Deutschland auf. 
Bei der Aufenthaltsdauer der nicht in Deutschland Geborenen 
zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen Eingebürgerten und Per­
sonen im Einbürgerungsverfahren gegenüber Nicht-Eingebürgerten 
(Abbildung 3-2).93 Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer94 der (nicht 
in Deutschland geborenen) Nicht-Eingebürgerten beträgt etwa 28 
Jahre und ist somit deutlich höher als bei den Eingebürgerten (20 Jah­
re) und den Personen, die gerade in einem Einbürgerungsverfahren 
sind (17 Jahre).95 
93	 Nicht-Eingebürgerte mit einer Aufenthaltsdauer unter acht Jahren befinden 
sich aufgrund der methodischen Anlage der Studie nicht in der Untersuchung 
(Beschränkung auf die aufenthaltsrechtlichen Einbürgerungsvoraussetzungen 
der Anspruchseinbürgerung; mindestens 8 Jahre). Aus diesem Grund erfolgt 
hier auch eine Gegenüberstellung von Eingebürgerten und im Verfahren Be­
findlichen mit mindestens achtjährigem Aufenthalt und Nicht-Eingebürgerten. 
94	 Zeitspanne zwischen Zuwanderung nach Deutschland und Interviewdatum. 
Hier nur für Personen mit Aufenthaltsdauer ≥ 8 Jahre. 
95	 Das durchschnittliche Alter bei Zuwanderung beträgt bei Eingebürgerten 17 
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
unter 8 Jahre 
8 bis unter 15 Jahre 
15 bis unter 25 Jahre 
25 bis unter 35 Jahre 
35 und mehr Jahre 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte, die nicht in Deutschland geboren wurden (mit Aufenthalt ≥ 
8 Jahre). Ungewichtete Anzahl: 225/241. Basis: Im Verfahren Befindliche, die nicht 
in Deutschland geboren wurden (mit Aufenthalt ≥ 8 Jahre). Ungewichtete Anzahl: 
286/303. Basis: Nicht-Eingebürgerte, die nicht in Deutschland geboren wurden.
Ungewichtete Anzahl: 330. 96 
Der Anteil der Personen mit einem Aufenthalt in Deutschland 
von acht bis unter 15 Jahren beziehungsweise von 15 bis unter 25 Jah­
ren ist unter den Eingebürgerten und Personen im Einbürgerungsver­
fahren deutlich höher als unter den Nicht-Eingebürgerten. Diese wei­
sen hingegen höhere Anteile bei den 25 Jahre und länger in Deutsch­
land Lebenden auf. Die Einbürgerung scheint demnach nicht in einem 
unmittelbaren Zusammenhang zu der Aufenthaltsdauer zu stehen. 
Bei der Betrachtung der Aufenthaltsdauer fällt auf, dass eini­
ge Eingebürgerte und Personen im Einbürgerungsverfahren (nach 
96 Zeitspanne zwischen Zuwanderung nach Deutschland (Fragetext: „Seit wann 
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eigenen Angaben) weniger als acht Jahre in Deutschland leben. Für 
eine Anspruchseinbürgerung (§ 10 Abs. 1 StAG) beträgt die Mindestauf­
enthaltsdauer acht Jahre. In bestimmten Fällen kann jedoch eine Ein­
bürgerung bereits früher vorgenommen werden (u.a. Nachweis des 
erfolgreichen Abschlusses eines Integrationskurses). 
Auffällig ist vor allem, dass verhältnismäßig viele der eingebür­
gerten Frauen aus der Russischen Föderation, der Ukraine und Weiß­
russland (25,9 %) angeben, weniger als acht Jahre in Deutschland zu le­
ben. Ursache hierfür kann die in dieser Gruppe häufiger vorkommen­
de Einbürgerung als Ehe- oder Lebenspartner eines Deutschen (§ 9 
StAG) sein (Statistisches Bundesamt 2011: 58ff.), die wiederum auch auf 
die in dieser Gruppe häufiger vorkommende Heiratsmigration (Stelzig 
2005) zurückgeführt werden kann.97 Eine weitere Möglichkeit der Er­
klärung der niedrigen Aufenthaltsdauer ist die Miteinbürgerung von 
Ehepartnern (bei Ausländern), auch wenn sich diese noch nicht seit 
acht Jahren rechtmäßig im Inland aufhalten (§ 10 Abs. 2 StAG). 
Ähnlich wie unter den Eingebürgerten weist auch bei den im 
Verfahren Befindlichen vor allem ein verhältnismäßig großer Anteil 
unter den Frauen aus der Russischen Föderation, der Ukraine und 
Weißrussland eine solch geringe Aufenthaltsdauer auf (12,8 %). Unter 
den Frauen aus Afghanistan, Irak und Iran gibt es ebenfalls verhältnis­
mäßig viele, die weniger als acht Jahre in Deutschland leben (9,8 %). 
Im Gegensatz zur Gruppe der Eingebürgerten ist in dieser Untersu­
chungsgruppe jedoch noch keine Einbürgerung erfolgt und die ge­
stellten Einbürgerungsanträge könnten, zum Beispiel im Falle einer 
zu geringen Aufenthaltsdauer, auch noch negativ beschieden werden. 
Auch hier bestehen aber die oben genannten Möglichkeiten (§§ 9, 10 
Abs. 2 StAG). 
Bei der durchschnittlichen Aufenthaltsdauer sind in allen 
drei betrachteten Untersuchungsgruppen vor allem die deutlich ge­
ringeren Aufenthaltszeiten bei Angehörigen der Herkunftslandgrup­
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pen Afghanistan, Irak, Iran und Russische Föderation, Ukraine und 
Weißrussland auffällig.98 Auch dies dürfte auf unterschiedliche Mig­
rationsmuster zurückzuführen sein (etwa: Fluchtmigration im Falle 
Afghanistan, Irak, Iran beziehungsweise Angehörige von Spätaussied­
lern und jüdische Zuwanderer im Falle Russische Föderation, Ukraine, 
Weißrussland). 
3.3 Geschlechts- und Altersstruktur 
>	 Bei der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 spiegelt sich die 
häufige Zuwanderung von Frauen mit russischem, ukrai­
nischem und weißrussischem Migrationshintergrund im 
Wege der Heiratsmigration nach Deutschland wider. 
Die Geschlechtsstruktur innerhalb der vier Untersuchungs­
gruppen ist in Abbildung 3-3 dargestellt. 
Abbildung 3-3: Geschlechtsstruktur (in Prozent) 
 
Eingebürgerte 







0% 20% 40% 60% 80% 100% 
männlich weiblich 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 
98	 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .01). Der Unterschied zwischen Eingebür­
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Bei der vergleichenden Betrachtung der vier Untersuchungs­
gruppen nach Männern und Frauen zeigt sich jeweils nur ein leichter 
Männerüberhang, dieser erweist sich allerdings nicht als signifikant. 
Auf Ebene der Herkunftsländer besteht jedoch sowohl bei Eingebür­
gerten als auch Nicht-Eingebürgerten mit russischem, ukrainischem 
und weißrussischem Migrationshintergrund ein signifikanter Frauen­
überhang.99 Solche Differenzen zwischen den Geschlechtern werden 
in der Regel auf bestimmte Migrationsmuster (hier: Heiratsmigration) 
und daraus resultierenden (unterschiedlichen) Geschlechtsstrukturen 
zurückgeführt (Worbs 2008: 19; siehe auch Kapitel 2.2.1). 
>	 Überproportional häufig lassen sich jüngere Personen un­
ter 30 Jahre einbürgern, während das Einbürgerungspoten­
zial der Älteren bisher nur wenig ausgeschöpft wird. 
Beim Alter bestätigt sich auch in den Daten der BAMF-Einbür­
gerungsstudie 2011 der Befund, dass Eingebürgerte im Durchschnitt 
jünger sind als Nicht-Eingebürgerte (siehe Kapitel 1.4). Entsprechendes 
gilt auch für die im Verfahren Befindlichen. Das Durchschnittsalter100 
der Eingebürgerten liegt insgesamt bei etwa 33 Jahren,101 das der Ein­
bürgerungsbewerber bei etwa 35 Jahren.102 Das Durchschnittsalter 
Nicht-Eingebürgerter ist mit etwa 43 Jahren deutlich höher.103 
99	 (T-Test, p≤ .05). 
100 Berechnung des Alters: Differenz zwischen Interviewdatum und Geburtsdatum. 
101	 Eingebürgerte mit türkischem Migrationshintergrund sind signifikant jünger 
als Eingebürgerte anderer Herkunftslandgruppen (T-Test, p≤ .01). Geschlechter­
unterschiede bestehen nicht (T-Test, p≤ .05). 
102 Personen im Einbürgerungsverfahren mit türkischem Migrationshintergrund 
sind signifikant jünger als im Verfahren Befindliche der anderen Herkunfts­
landgruppen, mit Ausnahme des ehemaligen Jugoslawien (T-Test, p≤ .05). Ge­
schlechterunterschiede bestehen nicht (T-Test, p≤ .05). 
103 Nicht eingebürgerte Italiener und Griechen sind signifikant älter als nicht 
eingebürgerte Afghanen, Iraker und Iraner (T-Test, p≤ .05). Geschlechterunter­
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Abbildung 3-4:		 Altersgruppen der Eingebürgerten, im Verfahren 
Befindlichen und Nicht-Eingebürgerten (in Prozent) 
 
            
Eingebürgerte 













0% 20% 40% 60% 80% 100% 
18 bis 29 Jahre 30 bis 39 Jahre 40 bis 49 Jahre 50 Jahre und älter 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche.
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 104 
Beim Vergleich der Altersgruppen (Abbildung 3-4) werden die 
zuvor beschriebenen Altersunterschiede deutlicher erkennbar. Ins­
besondere bei den Eingebürgerten, aber auch bei den Personen im 
Einbürgerungsverfahren ist der Anteil der Jüngeren (18 bis 29 Jahre/30 
bis 39 Jahre) höher als bei den Nicht-Eingebürgerten. Bei den Nicht-
Eingebürgerten ist hingegen der Anteil der Älteren (40 bis 49 Jahre/50 
Jahre und älter) deutlich höher. 
Bei den Optionspflichtigen liegt das Durchschnittsalter insge­
samt sowie in allen (kumulierten) Herkunftsgruppen bei etwas unter 
19 Jahren. Aufgrund der Besonderheiten dieser Untersuchungsgruppe 
und der unterschiedlichen rechtlichen Situation, in der sich die Opti­
onspflichtigen je nach Alter befinden (dazu Kapitel 1.2), ist es sinnvoll, 
hier entsprechende (ungleich breite) Altersgruppen zu betrachten 
(Abbildung 3-5). 
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Abbildung 3-5: Altersgruppen der Optionspflichtigen (in Prozent) 
      
Optionspflichtige 24,7 68,7 6,6 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
unter 18 Jahre 18 bis unter 21 Jahre 21 Jahre 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401.105 
24,7 % der Optionspflichtigen sind unter 18 Jahre alt und somit 
noch nicht unmittelbar von der Entscheidungspflicht betroffen. Mit 
Eintritt in die Volljährigkeit erhalten die Optionspflichtigen in der Re­
gel ein Schreiben, mit dem sie aufgefordert werden, sich für eine ihrer 
Staatsangehörigkeiten zu entscheiden und die andere(n) aufzugeben. 
Dabei besteht die Möglichkeit, bis zum 21. Geburtstag einen Antrag 
auf Beibehaltungsgenehmigung (für die deutsche Staatsangehörig­
keit) zu stellen. Die meisten Optionspflichtigen befinden sich in dieser 
Altersspanne (68,7 %). Das maximale Alter, das Optionspflichtige zum 
Zeitpunkt der Untersuchung haben konnten, war 21 Jahre.106 Entspre­
chend ist nur ein sehr geringer Teil der untersuchten Optionspflichti­
gen bereits 21 Jahre (6,6 %). 
3.4 Familie 
>	 Unter den Nicht-Eingebürgerten ist ein größerer Anteil ver­
heiratet und hat Kinder als unter den Eingebürgerten und 
im Verfahren Befindlichen. 
105 Alter zum Zeitpunkt der Befragung: Differenz zwischen Interviewdatum und 
Geburtsdatum. 
106 Nur Optionspflichtige, die in der Zeit von Januar bis Juni 1990 geboren wurden, 
konnten zum Zeitpunkt der Befragung das entsprechende Alter erreicht haben. 
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Hinsichtlich des Familienstandes zeigt sich, dass unter den 
Nicht-Eingebürgerten ein größerer Anteil verheiratet ist (69,8 %, ledig: 
22,5 %)107 als es bei den Eingebürgerten (52,5 %, ledig: 43,2 %)108 und Per­
sonen im Einbürgerungsverfahren (51,9 %, ledig: 35,7 %)109 der Fall ist. 
Bei der Betrachtung der Familiensituation ist auffällig, dass der 
überwiegende Teil der Eingebürgerten keine Kinder hat (51,7 %).110 Der 
überwiegende Teil der Personen im Einbürgerungsverfahren hinge­
gen hat Kinder (57,5 %).111 Auch etwa drei Viertel der potenziellen Ein­
bürgerungskandidaten haben Kinder (73,7 %).112 
Die Erkenntnisse können unter anderem mit dem höheren Alter 
der Nicht-Eingebürgerten in Verbindung gebracht werden. Der im 
Vergleich hohe Anteil von Verheirateten und der hohe Kinderanteil 
unter den Nicht-Eingebürgerten ist aber auch dahingehend interes­
sant, weil er Hinweise auf ein “verstecktes Einbürgerungspotenzial“ in 
dieser Gruppe gibt, da auch Ehegatten und (minderjährige) Kinder mit 
eingebürgert werden können, selbst wenn sie sich noch nicht seit acht 
Jahren rechtmäßig im Inland aufhalten (§ 10 Abs. 2 StAG). 
107 6,1 % sind verwitwet; „eingetragene Lebenspartnerschaft“ beziehungsweise 
„geschieden“ jeweils deutlich unter 2 %. Nicht eingebürgerte Türken, Russen, 
Ukrainer und Weißrussen sind signifikant häufiger verheiratet als Nicht-Einge­
bürgerte aus dem ehemaligen Jugoslawien (T-Test, p≤ .05). 
108 3,0 % sind geschieden; „eingetragene Lebenspartnerschaft“ beziehungsweise 
„verwitwet“ jeweils deutlich unter 2 %. Eingebürgerte türkischer Herkunft sind 
signifikant seltener verheiratet beziehungsweise häufiger ledig als Eingebür­
gerte aus der Russischen Föderation, Ukraine und Weißrussland (T-Test, p≤ .05). 
109 10,7 % sind geschieden; „eingetragene Lebenspartnerschaft“ beziehungsweise 
„verwitwet“ jeweils deutlich unter 2 %. Im Verfahren befindliche Italiener und 
Griechen sind signifikant häufiger ledig als im Verfahren Befindliche aus der 
Russischen Föderation, Ukraine und Weißrussland (T-Test, p≤ .05). Ein signifi­
kant geringerer Anteil der afghanischen, irakischen und iranischen Frauen ist 
in dieser Untersuchungsgruppe ledig (T-Test, p≤ .05). 
110 Eingebürgerte aus der Türkei haben häufiger keine Kinder als Eingebürgerte 
aus der Russischen Föderation, Ukraine und Weißrussland (T-Test, p≤ .001). 
111 Im Verfahren Befindliche aus Italien/Griechenland haben häufiger keine Kinder 
als im Verfahren Befindliche aus Afghanistan/Irak/Iran (T-Test, p≤ .05). 
112 Nicht eingebürgerte Türken haben häufiger Kinder als ehemalige Jugoslawen, 
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Unter den Optionspflichtigen ist, entsprechend des Alters der 
Untersuchungsgruppe, nur ein sehr geringer Teil verheiratet (unter 
2 %, ledig: 97,8 %)113 und ein noch geringerer Teil hat bereits Kinder 
(etwa 1 %). 
> Nicht-Eingebürgerte haben weniger häufig deutsche Fami­
lienangehörige als Eingebürgerte und im Verfahren Befind­
liche. Optionspflichtige haben zu einem sehr großen Anteil 
Familienangehörige mit deutscher Staatsangehörigkeit. 
Da es einen Anreiz für in Deutschland lebende Menschen ohne 
deutsche Staatsangehörigkeit darstellen könnte, sich einbürgern zu 
lassen, wenn bereits (enge) Familienangehörige deutsche Staatsbür­
ger sind, wird im Folgenden dargestellt, inwiefern deutsche Staatsan­
gehörige in der Familie sind (Tabelle 3-2). 
113 Rest: keine Angabe. 
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ja 83,2 43,6 67,0 
nein 15,9 53,6 32,1 
weiß nicht 0,2 1,9 0,1 
keine Angabe 0,8 0,9 0,8 
Im Verfahren 
Befindliche 
ja 73,8 56,5 52,7 
nein 26,2 42,0 47,3 
weiß nicht 0,0 1,5 0,0 
keine Angabe 0,0 0,0 0,0 
Nicht-
Eingebürgerte 
ja 59,7 44,9 35,7 
nein 39,1 54,5 63,4 
weiß nicht 1,0 0,6 0,7 
keine Angabe 0,2 0,0 0,2 
Options-
pflichtige 
ja 88,0 66,7 61,6 
nein 9,9 31,9 32,7 
weiß nicht 2,1 1,4 5,7 
keine Angabe 0,0 0,0 0,0 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 
Anteile unter 2 % werden nicht abgebildet. 114 
114 Erste Spalte: Zusammengefasste Angaben zu deutschen Familienangehörigen 
von Geburt beziehungsweise durch Einbürgerung. Zweite Spalte: Nur Angaben 
zu deutschen Familienangehörigen von Geburt. Fragetext: „Hat jemand in Ihrer 
Familie die deutsche Staatsangehörigkeit schon von Geburt an?“ Antwortmög­
lichkeiten: ja; nein; weiß nicht; keine Angabe. Dritte Spalte: Nur Angaben zu 
deutschen Familienangehörigen durch Einbürgerung. Fragetext: „Hat jemand 
(außer Ihnen) in Ihrer Familie die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbür­
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In allen Untersuchungsgruppen hat die überwiegende Mehr­
heit Familienangehörige mit deutscher Staatsangehörigkeit. Auffällig 
ist jedoch, dass der Anteil bei Nicht-Eingebürgerten deutlich geringer 
ausfällt. 
43,6 % der Eingebürgerten und 44,9 % der Nicht-Eingebürgerten 
haben Familienangehörige, die die deutsche Staatsangehörigkeit von 
Geburt an besitzen. Bei den im Einbürgerungsverfahren Befindlichen 
sind es mehr als die Hälfte (56,5 %), bei den Optionspflichtigen 66,7 %. 
Familienangehörige mit deutscher Staatsangehörigkeit durch 
Einbürgerung haben 67,0 % der Eingebürgerten und 52,7 % der Ein­
bürgerungsbewerber. Bei den Nicht-Eingebürgerten ist der Anteil 
mit 35,7 % deutlich geringer. Bei den Optionspflichtigen haben 61,6 % 
Familienangehörige mit deutscher Staatsangehörigkeit durch Einbür­
gerung. 
Von den Eingebürgerten, die Familienangehörige haben, die 
die deutsche Staatsangehörigkeit von Geburt an besitzen,115 trifft dies 
bei 61,5 % auf Kinder zu und bei 15,1 % (auch) auf den Partner. Bei den 
Personen im Einbürgerungsverfahren116 trifft dies bei 62,3 % auf Kinder 
zu und bei 13,6 % (auch) auf den Partner. Bei den Nicht-Eingebürger­
ten117 trifft dies bei 70,1 % auf Kinder zu, bei 15,9 % (auch) auf den Part­
ner. 
115	 Ungewichtete Anzahl: 140 (ausgeschlossen: Personen, die angeben, dass nie­
mand in ihrer Familie die deutsche Staatsangehörigkeit von Geburt an hat). 
116	 Ungewichtete Anzahl: 194 (ausgeschlossen: Personen, die angeben, dass nie­
mand in ihrer Familie die deutsche Staatsangehörigkeit von Geburt an hat). 
117	 Ungewichtete Anzahl: 147 (ausgeschlossen: Personen, die angeben, dass nie­
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Optionspflichtige, die angeben, Familienangehörige mit deut­
scher Staatsangehörigkeit von Geburt an zu haben,118 nennen zu 84,5 % 
Geschwister.119 
28,9 % der Eingebürgerten mit (ebenfalls) eingebürgerten 
Familienangehörigen120 haben Kinder, die die deutsche Staatsange­
hörigkeit durch Einbürgerung erhalten haben, und bei 25,0 % gilt 
dies (auch) für den Partner. 36,2 % der Einbürgerungsbewerber, die 
eingebürgerte Familienangehörige haben,121 haben bereits eingebür­
gerte Kinder, 24,5 % (auch) einen bereits eingebürgerten Partner. Die 
Verhältnisse sind also vergleichbar mit der Situation bei den bereits 
Eingebürgerten. 
Bei den Nicht-Eingebürgerten mit eingebürgerten Familienan­
gehörigen122 zeigt sich hingegen, dass zwar fast die Hälfte Kinder mit 
deutscher Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung (49,4 %) hat. Aller­
dings zeigt sich auch, dass nur 14,7 % (auch) einen Partner haben, der 
die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erhalten hat. 
57,3 % der Optionspflichtigen mit eingebürgerten Familienan­
gehörigen123 haben Eltern, die die deutsche Staatsangehörigkeit durch 
118	 Ungewichtete Anzahl: 262 (ausgeschlossen: Personen, die angeben, dass nie­
mand in ihrer Familie die deutsche Staatsangehörigkeit von Geburt an hat). 
119 Fragetext: „Wer in Ihrer Familie hat die deutsche Staatsangehörigkeit von Ge­
burt an? (Mehrfachnennungen möglich!)“ Antwortmöglichkeiten: Partner/in; 
Kind/Kinder; Geschwister; Mutter/Vater; weitere Verwandtschaft. 
120 Ungewichtete Anzahl: 196 (ausgeschlossen: Personen, die angeben, dass nie­
mand in ihrer Familie die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung 
hat). 
121	 Ungewichtete Anzahl: 180 (ausgeschlossen: Personen, die angeben, dass nie­
mand in ihrer Familie die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung 
hat). 
122 Ungewichtete Anzahl: 147 (ausgeschlossen: Personen, die angeben, dass nie­
mand in ihrer Familie die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung 
hat). 
123 Ungewichtete Anzahl: 248 (ausgeschlossen: Personen, die angeben, dass nie­
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Einbürgerung erhalten haben, und bei 40,5 % gilt dies (auch) für Ge­
schwister.124 
Die deutlich höheren Anteile der Personen mit deutschen 
Staatsangehörigen in der Familie bei Eingebürgerten und im Verfah­
ren Befindlichen lassen eine „Sogwirkung“ vermuten. Dabei könnte 
vor allem von Eingebürgerten innerhalb der eigenen Familie eine 
positive Wirkung auf das Einbürgerungsverhalten ausgehen, da sich 
zeigt, dass Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche zu höheren 
Anteilen (ebenfalls) eingebürgerte Familienangehörige haben als 
Nicht-Eingebürgerte. Eingebürgerte Partner könnten dabei eine be­
sondere Rolle spielen. Die Befunde zu eingebürgerten Familienange­
hörigen bei den Nicht-Eingebürgerten weisen hingegen darauf hin, 
dass bei deren Kindern beziehungsweise der Nachfolgegeneration 
die Einbürgerungsneigung höher ist als bei den nicht eingebürgerten 
Eltern. 
Eine umgekehrte Wirkung zeigt sich bei den Optionspflichti­
gen. Hier scheinen die Eltern eine hohe Einbürgerungsneigung zu 
haben und wie bereits für ihre Kinder auch für sich eine bewusste Ein­
bürgerungsentscheidung zu treffen.125 Die Befunde sind auch wichtige 
Hinweise auf das „Entscheidungsumfeld“ der Betroffenen (dazu auch 
in Kapitel 6.4), in dem offensichtlich Familienangehörige vielfach die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. 
124 Fragetext: „Wer in Ihrer Familie hat die deutsche Staatsangehörigkeit durch 
Einbürgerung angenommen? (Mehrfachnennungen möglich!)“ Antwortmög­
lichkeiten: Partner/in; Kind/Kinder; Geschwister; Mutter/Vater; weitere Ver­
wandtschaft. 
125 Eine Einbürgerung der Eltern kann bei den (minderjährigen) Optionspflich­
tigen im Einzelfall – je nachdem, welche ausländische Staatsangehörigkeit 
bei den Eltern vorher vorhanden war – auch nach sich ziehen, dass die Kinder 
(durch die Einbürgerung ihrer Eltern in Deutschland) nach dem Recht des 
Herkunftsstaates diese Staatsangehörigkeit ebenfalls verlieren und damit auch 
nicht mehr optionspflichtig wären. Dies kann aber nur im Verlauf des Options­
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3.5 Wohnsituation 
>	 Personen im Einbürgerungsverfahren leben seltener in ei­
ner Eigentumswohnung oder einem eigenen Haus als Ein­
gebürgerte und Nicht-Eingebürgerte. 
Bezüglich der Wohnsituation (hier bezogen auf Wohneigen­
tum) bestehen kaum Unterschiede zwischen Eingebürgerten und 
Nicht-Eingebürgerten. In beiden Gruppen leben über 40 % in einem 
eigenen Haus oder einer Eigentumswohnung (Eingebürgerte: 40,5 %, 
Nicht-Eingebürgerte: 43,4 %).126 Bei den Personen im Einbürgerungs­
verfahren sind es hingegen nur 14,2 %.127 Ein Grund für die Unterschie­
de kann die geringere Aufenthaltsdauer bei den im Verfahren Befind­
lichen sein (siehe Kapitel 3.2). 
Betrachtet man die räumliche Verteilung von Eingebürger­
ten und Nicht-Eingebürgerten, dann zeigt sich, dass beide Gruppen 
überwiegend in dichtbesiedelten Gebieten leben. Jeweils ein verhält­
nismäßig großer Teil wohnt in einer Region mit 500.000 und mehr 
Einwohnern (Eingebürgerte: 41,0 %, Nicht-Eingebürgerte: 35,1 %). Über 
ein Drittel (Eingebürgerte: 35,8 %, Nicht-Eingebürgerte: 36,3 %) lebt in 
einer Region mit 100.000 bis unter 500.000 Einwohnern. 
126 Fragetext: „Nun kommen wir zu Ihrer Wohnsituation in Deutschland. Wohnen 
Sie…?“ Antwortmöglichkeiten: in einem eigenen Haus; in einer Eigentumswoh­
nung; in einer Mietwohnung; in einem gemieteten Haus; zur Untermiete; in 
einer Gemeinschaftsunterkunft/in einem Wohnheim; keine Angabe. 
127 Herkunftslandunterschiede bestehen nur zwischen einzelnen Gruppen. Ein­
gebürgerte aus dem ehemaligen Jugoslawien leben häufiger in Wohneigen­
tum als Eingebürgerte aus Italien, Griechenland, der Russischen Föderation, 
Ukraine und Weißrussland. Im Verfahren befindliche Türken wohnen seltener 
in Wohneigentum als entsprechende Italiener und Griechen. Ehemalige Jugo­
slawen, Italiener und Griechen im Verfahren leben häufiger in Wohneigentum 
als Afghanen, Iraker und Iraner dieser Untersuchungsgruppe. Bei den Nicht-
Eingebürgerten leben Türken häufiger als andere Gruppen, mit Ausnahme der 
Italiener und Griechen, in Wohneigentum. Letztere leben häufiger in Wohnei­
gentum als Afghanen, Iraker, Iraner, Russen, Ukrainer und Weißrussen; Jugosla­
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Nur 8,9 % der Eingebürgerten und 6,4 % der Nicht-Eingebürger­
ten leben in einer Region mit 50.000 bis unter 100.000 Einwohnern 
und nur 9,7 % der Eingebürgerten und 13,5 % der Nicht-Eingebürgerten 
in einer Region mit 20.000 bis unter 50.000 Einwohnern. Der Rest (Ein­
gebürgerte: 4,6 %, Nicht-Eingebürgerte: 8,8 %) verteilt sich auf Regio­
nen mit kleinerer Einwohnerzahl. 
Eine entsprechende Betrachtung ist aufgrund des Studien­
designs für Personen im Einbürgerungsverfahren und Optionspflich­
tige nicht sinnvoll.128 Daher wird an dieser Stelle die Verteilung dieser 
Untersuchungsgruppen nach den ausgewählten Städten dargestellt. 
Dabei ergeben sich deutliche Unterschiede: Je etwa ein Fünftel der 
Personen im Einbürgerungsverfahren lebt in den beiden einbezoge­
nen Städten Bayerns (München/Nürnberg: 20,3 %) beziehungsweise in 
den ausgewählten Städten in Nordrhein-Westfalen (19,5 %). Ebenfalls 
verhältnismäßig viele hatten zum Zeitpunkt der Befragung im Norden 
Deutschlands (Hamburg, Bremen, Kiel: 16,5 %) beziehungsweise in 
Berlin (14,4 %) einen Antrag auf Einbürgerung gestellt. In Frankfurt am 
Main leben 7,9 %, in Hannover 7,5 % und in den ausgewählten Städten 
Baden-Württembergs (Mannheim/Stuttgart) 7,4 % der Einbürgerungs­
bewerber. In Mainz und Saarbrücken sind 3,9 % und in Dresden und 
Leipzig 2,7 % der Personen mit laufendem Einbürgerungsverfahren zu 
Hause.129 
Auch bei der Verteilung der Optionspflichtigen zeigen sich 
deutliche Unterschiede zwischen den ausgewählten Städten. Je etwa 
ein Viertel der Optionspflichtigen lebt in den ausgewählten Städten 
Nordrhein-Westfalens (25,6 %) beziehungsweise in Berlin (23,6 %). 
Etwa ein Fünftel wohnt in den beiden einbezogenen Städten Bayerns 
128 Eingebürgerte und Nicht-Eingebürgerte wurden bundesweit (telefonisch) 
befragt, Personen im Verfahren und Optionspflichtige konnten nur in ausge­
wählten größeren Städten (persönlich-mündlich) befragt werden. 
129 An dieser Stelle kann nicht beurteilt werden, ob der hohe Anteil an Einbürge­
rungsanträgen darauf zurückzuführen ist, dass sich Anträge über einen län­
geren Zeitraum angestaut haben und (zum Beispiel aufgrund geringer Perso­
nalausstattung oder hohen Arbeitsaufwands) nicht bearbeitet werden können 
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(München/Nürnberg: 20,5 %) und 11,9 % wohnen in den ausgewählten 
Städten Baden-Württembergs (Mannheim/Stuttgart). In Frankfurt am 
Main leben 7,7 % und im Norden Deutschlands (Hamburg, Bremen, 
Kiel) 6,8 %. Weitere 2,8 % leben in Hannover. In Mainz und Saarbrücken 
leben zusammen etwa 1,1 %. In Dresden und Leipzig sind hingegen 
nicht einmal 0,2 % der Optionspflichtigen mit Einbürgerung nach § 
40b StAG ansässig. 
Die Verteilung der Optionspflichtigen zeigt, in welchen der aus­
gewählten Städte verhältnismäßig viele Optionsverfahren durchzu­
führen sind. Einige dieser Städte weisen zudem eine relativ große Zahl 
an im Einbürgerungsverfahren Befindlichen auf. Dies ist insbesondere 
vor dem Hintergrund von Bedeutung, dass sowohl Options- als auch 
Einbürgerungsverfahren in der Zuständigkeit der Staatsangehörig­
keitsbehörden liegen. Bestimmte Behörden werden demnach in den 
kommenden Jahren zunehmend belastet sein. Exemplarisch zu nen­
nen wären hier die zuständigen Behörden für Berlin, München, Nürn­
berg und auch Frankfurt am Main.130 
130 Hier ist das Regierungspräsidium Darmstadt zuständig, in dessen Zuständig­
keitsbereich die gesamte Region Südhessen fällt. 
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Aspekte der Integration 
Aspekte der Integration 
Bei der Untersuchung verschiedener Personengruppen mit 
Migrationshintergrund in Bezug auf den (möglichen) Erwerb bezie­
hungsweise die (mögliche) Beibehaltung der deutschen Staatsange­
hörigkeit ist auch die Analyse des Integrationsstands von Interesse. 
Die Eingebürgerten und im Einbürgerungsverfahren befindlichen 
Personen haben sich für die Annahme der deutschen Staatsangehörig­
keit entschieden. Die Nicht-Eingebürgerten könnten sich theoretisch 
dafür entscheiden, haben es aber (noch) nicht getan und wollen dies 
eventuell auch gar nicht. Die Optionspflichtigen hingegen haben die 
deutsche Staatsangehörigkeit schon, sind jedoch mit Eintritt in die 
Volljährigkeit in der Pflicht, sich für oder gegen den Beibehalt der 
deutschen Staatsangehörigkeit zu entscheiden. 
Ohne Informationen zum Integrationsstand dieser Personen 
lässt sich das unterschiedliche Entscheidungsverhalten innerhalb die­
ser in vielerlei Hinsicht sehr heterogenen Gruppe kaum angemessen 
bewerten. Das hier verfolgte Ziel besteht darin, anhand von Integrati­
onsindikatoren131 Aussagen über den Integrationsstand innerhalb der 
vier untersuchten Personengruppen zu treffen. Bei der Interpretation 
von Unterschieden zwischen den Untersuchungsgruppen müssen 
auch Ungleichheiten in der Soziodemographie und Migrationsbiogra­
phie (dazu Kapitel 3) berücksichtigt werden. 
131 Siehe dazu etwa als Überblick zur Integrationsberichterstattung in Deutschland 
Worbs/Friedrich (2008); im Integrationsreport des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge: Siegert (2008), Haug (2008), Worbs (2008), Friedrich (2008), 
Siegert (2009), Rühl (2009), Haug (2010), Worbs (2010), Seebaß/Siegert (2011); 
zum bundesweiten Integrationsmonitoring im Auftrag der Beauftragten der 
Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration: Beauftragte der 
Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration (2008), Institut 
für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik/Wissenschaftszentrum Berlin für 
Sozialforschung (2009), Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flücht­
linge und Integration (2010a). 
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Theoretisch stützt sich die Messung der Integration auf Esser 
(2001: 22ff.). Da Esser den in der amerikanischen Forschung gängigen 
Ausdruck „Assimilation“132 verwendet, der in Deutschland negativ 
behaftet ist, wird der Argumentation von Heckmann (2001: 343) fol­
gend der Begriff „Integration“ verwendet.133 Auf dem Konzept von 
Esser basierend ist die Unterscheidung von Integrationsdimensionen 
gängig (Kalter 2008: 20f.). Üblicherweise werden vier Aspekte der 
Integration unterschieden: 1) die strukturelle Integration (Positionen 
im sozialen System), 2) die kognitive beziehungsweise kulturelle In­
tegration (Wissen und Fertigkeiten), 3) die soziale Integration (Bezie­
hungen zwischen Akteuren) und 4) die identifikative beziehungsweise 
emotionale Integration (Identität und Werte; Esser 1980: 22f., Esser 
2000: 289, Esser 2001: 8ff.). Viele Analysen zum Stand der Integration 
konzentrieren sich auf Indikatoren der strukturellen Integration, da 
diese etwa durch die amtliche Statistik (zum Beispiel Arbeitsmarktsta­
tistik) oder den Mikrozensus zur Verfügung stehen. Da andere zentrale 
Indikatoren in diesen Quellen jedoch nicht erfasst sind, können diese 
oft nicht berücksichtigt werden, obwohl sie zu eindeutigeren Erkennt­
nissen führen würden (Woellert et al. 2009: 28). Im Rahmen der BAMF-
Einbürgerungsstudie 2011 wurden Indikatoren aus allen vier Integrati­
onsbereichen erfasst und analysiert. 
4.1 Strukturelle Integration 
Die strukturelle Dimension der Integration wird als die „Beset­
zung einer bestimmten gesellschaftlichen Position durch einen Akteur 
verstanden“ („Plazierung“, sic!; Esser 2001: 9). Wie bereits in Kapitel 
1.4 dargestellt wurde, weisen Eingebürgerte häufig eine bessere sozio-
ökonomische Platzierung im Vergleich zu Ausländern derselben Her­
kunft auf (Salentin/Wilkening 2003, Seibert 2008, Diehl/Blohm 2008). 
132 So etwa Portes/Zhou (1993), Alba/Nee (1997). 
133 Allgemein wird zwischen System- und Sozialintegration unterschieden, wobei 
sich die Sozialintegration auf die Akteure (Bevölkerung) bezieht (Esser 2001: 3) 
und daher hier zentral ist. Esser (2006b: 25) unterscheidet vier Typen der Sozi­
alintegration: 1) Assimilation (Inklusion in die Aufnahmegesellschaft), 2) ethni­
sche Segmentation (Inklusion in die ethnische Gruppe), 3) multiple Inklusion 
beziehungsweise Mehrfachintegration (Inklusion in die ethnische Gruppe und 
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Für die Messung der strukturellen Integration in der BAMF-Ein­
bürgerungsstudie 2011 werden folgende Indikatoren herangezogen: 
 Bildungsniveau (Schulabschluss in Deutschland beziehungs­
weise gegebenenfalls im Herkunftsland) und beruflicher 
Ausbildungsabschluss, 
 Erwerbstätigkeit, 
 berufliche Stellung sowie 
 Einkommen und Einkommensquellen. 
4.1.1 Bildungsniveau 
> Eingebürgerte haben zu einem größeren Anteil (58,4 %) hö­
here Bildungsabschlüsse erreicht als Nicht-Eingebürgerte 
(35,1 %) und Personen, die sich im Einbürgerungsverfahren 
befinden (39,8 %).
Bildung beeinflusst die gesellschaftlichen Teilhabechancen in 
der modernen Wissensgesellschaft. In Deutschland lebende Personen 
mit Migrationshintergrund verfügen hinsichtlich des Schulbildungs­
niveaus über deutlich schlechtere Voraussetzungen als Personen ohne 
Migrationshintergrund. Auswertungen des Mikrozensus belegen, dass 
Zuwanderer und ihre Angehörigen häufiger keinen oder einen nied­
rigeren Abschluss haben als Personen ohne Migrationshintergrund 
(Siegert 2008: 47). In der amtlichen Statistik und in verschiedenen Stu­
dien zeigt sich, dass türkische Migranten im Vergleich zu Migranten 
aus anderen Anwerbeländern ein besonders niedriges Schulbildungs­
niveau aufweisen. Dies gilt sowohl für die im Heimatland erworbenen 
Schulabschlüsse der ersten Generation als auch für die Schulabschlüs­
se, die Migranten der zweiten Generation erworben haben (Siegert 
2008: 50ff.). Unter den Personen mit Migrationshintergrund sind Ein­
gebürgerte oft besser gebildet als Nicht-Deutsche (Salentin/Wilkening 
2003, Seifert 2006, Diehl/Blohm 2008, Woellert et al. 2009, zusammen­
fassend Kapitel 1.4). 
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Im Folgenden wird die schulische Bildung innerhalb der vier 
Untersuchungsgruppen betrachtet (Abbildung 4-1). Um im Herkunfts­
land und in Deutschland erworbene Bildungsabschlüsse annähernd 
vergleichen zu können, werden vier Kategorien des Schulbildungs­
niveaus gebildet: 1) Ohne Abschluss,134 2) Niedrige Schulbildung 
(Pflichtschulabschluss im Herkunftsland oder Hauptschulabschluss 
in Deutschland), 3) Mittlere Schulbildung (Abschluss einer weiterfüh­
renden Schule im Herkunftsland oder Realschulabschluss in Deutsch­
land), 4) Hohe Schulbildung (im Ausland oder in Deutschland erwor­
bene Fachhochschul- beziehungsweise Hochschulreife).135 Grundsätz­
lich ist auch bei dieser Betrachtungsweise zu berücksichtigen, dass das 
Bildungssystem in den untersuchten Ländern sehr unterschiedlich ist 
und sich auch vom deutschen System stark unterscheidet. Anhand der 
Größenordnung der Personen ohne Schulabschluss und der Personen 
mit Hochschulreife lässt sich jedoch das Bildungsniveau der verschie­
denen Herkunftslandgruppen zumindest annähernd ablesen. 
134 Ohne Abschluss“ bedeutet, dass weder in Deutschland noch im Ausland ein 
Abschluss erworben wurde. 
135 Bei einem Abschluss in Deutschland und im Ausland wird der jeweils höchste 
erworbene Abschluss zugrunde gelegt. Personen, die derzeit noch in Deutsch­
land zur Schule gehen, die aber einen Schulabschluss in einem anderen Land 
erworben haben, wird dieser Schulabschluss zugeordnet. Nicht berücksichtigt 
werden an dieser Stelle Schüler in Deutschland, die keinen Schulabschluss in 
einem anderen Land haben. Optionspflichtige werden an dieser Stelle nicht 
betrachtet, da sie zu verhältnismäßig großen Teilen noch Schüler sind bezie­
hungsweise in der Regel (nur) das deutsche Schulsystem durchlaufen. 
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Abbildung 4-1:		 Höchster im Herkunftsland oder in Deutschland erwor­


























Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 314. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 386. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 405. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.136 
136 Fragetext: „Welchen höchsten allgemein bildenden Abschluss haben Sie in 
Deutschland erreicht?“ Antwortmöglichkeiten: Noch Schüler/in; Schule ohne 
Abschluss beendet; Haupt-/(Volks-)Schulabschluss; Mittlere Reife/Realschulab­
schluss (bzw. POS 10. Klasse); Allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife 
(Abitur); Anderer Schulabschluss und zwar:…; Habe keine deutsche Schule 
besucht; keine Angabe. Fragetext: „Haben Sie (im Herkunftsland) oder einem 
anderen Land einen Schulabschluss erreicht? Wenn ja, welchen?“ Antwortmög­
lichkeiten: Ja, Pflichtschulabschluss; Ja, Abschluss einer weiterführenden Schu­
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Auch in der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 bestätigt sich die 
Erkenntnis, dass Eingebürgerte über ein höheres schulisches Bildungs­
niveau verfügen als Nicht-Eingebürgerte. 58,4 % der Eingebürgerten 
weisen eine hohe Schulbildung auf, bei den Nicht-Eingebürgerten 
sind es hingegen nur 35,1 %, bei den Personen im Einbürgerungsver­
fahren immerhin 39,8 %. Unter den Nicht-Eingebürgerten (37,9 %) und 
im Verfahren Befindlichen (30,0 %) weisen hingegen deutlich mehr 
Befragte eine niedrige Schulbildung auf als bei den Eingebürgerten 
(15,9 %). Unterschiede zwischen Nicht-Eingebürgerten und Personen 
im Einbürgerungsverfahren zeigen sich weniger deutlich. Auffällig 
ist jedoch, dass in beiden Untersuchungsgruppen im Vergleich zu den 
Eingebürgerten häufiger Personen ohne Schulabschluss vertreten 
sind. Bei den im Verfahren Befindlichen ist dieser Anteil noch etwas 
höher (7,5 %) als bei den Nicht-Eingebürgerten (3,1 %). 
Bezüglich der schulischen Bildung in Deutschland lassen sich 
auch Optionspflichtige untersuchen (Abbildung 4-2). Insgesamt zeigt 
sich: Eingebürgerte haben deutlich häufiger eine Schule in Deutsch­
land besucht als Nicht-Eingebürgerte oder Personen im Einbürge­
rungsverfahren. Optionspflichtige haben bis auf Einzelne alle eine 
deutsche Schule besucht. Dies ist nicht zuletzt auf die häufigere Geburt 
in Deutschland beziehungsweise das geringere Alter zum Zeitpunkt 
der Zuwanderung innerhalb dieser Personengruppe zurückzuführen 
(siehe Kapitel 3.1 und Kapitel 3.2). 
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Abbildung 4-2: Schulische Bildung in Deutschland (in Prozent) 
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
noch Schüler/in 
Schule ohne Abschluss beendet 
Haupt-/(Volks-)Schulabschluss 
Mittlere Reife/Realschulabschluss (bzw. POS 10. Klasse) 
Allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife (Abitur) 
anderer Schulabschluss 
keine deutsche Schule besucht 
keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.137 
40,7 % der Nicht-Eingebürgerten und 35,3 % der im Verfahren 
Befindlichen haben keine deutsche Schule besucht. Bei den Eingebür­
gerten ist es nur ein Anteil von 27,8 %. 
137 Fragetext: „Welchen höchsten allgemein bildenden Abschluss haben Sie in 
Deutschland erreicht?“ Antwortmöglichkeiten: Noch Schüler/in; Schule ohne 
Abschluss beendet; Haupt-/(Volks-)Schulabschluss; Mittlere Reife/Realschulab­
schluss (bzw. POS 10. Klasse); Allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife 
(Abitur); Anderer Schulabschluss und zwar:…; Habe keine deutsche Schule be­
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Eingebürgerte weisen bei den höheren deutschen Schulab­
schlüssen (Mittlere Reife/Realschule, Fach-/Hochschulreife) größere 
Anteile auf als Nicht-Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche. 
Nicht-Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche weisen dement­
sprechend bei der niedrigeren Schulbildung (Haupt-/Volksschule) 
sowie beim Schulabbruch höhere Anteile auf. 
Entsprechend des jüngeren Alters der Optionspflichtigen be­
findet sich ein verhältnismäßig großer Anteil noch in der Schulausbil­
dung (43,8 %).138 2,5 % sind Schulabbrecher. Im Verhältnis haben bisher 
mehr Optionspflichtige einen mittleren (22,3 %) oder hohen Abschluss 
(16,3 %) erreicht als einen niedrigen Schulabschluss (14,3 %). 
>	 Über drei Viertel derjenigen Optionspflichtigen, die noch 
die Schule besuchen, streben das (Fach-)Abitur an. 
Um ein differenzierteres Bild des schulischen Bildungsniveaus 
der Optionspflichtigen zu erhalten, ist es – aufgrund des hohen Schü­
leranteils von 43,8 % – in dieser Gruppe geboten, auch den angestreb­
ten Schulabschluss zu betrachten (Abbildung 4-3). 
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Abbildung 4-3: Angestrebter Schulabschluss der optionspflichtigen 
Schüler (in Prozent) 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige Schüler. Ungewichtete Anzahl: 193.
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.139 
Optionspflichtige Schüler streben mit deutlicher Mehrheit 
das Abitur an (76,7 %), nur ein verhältnismäßig geringer Anteil einen 
Realschulabschluss (16,9 %) und nur sehr wenige einen Hauptschul­
abschluss (6,2 %). Im Zusammenhang mit den Ergebnissen zur schuli­
schen Bildung in Deutschland ergibt sich somit für die Optionspflichti­
gen ein vergleichsweise hohes Bildungsniveau.140 
4.1.2 Berufsausbildung 
>	 Nicht-Eingebürgerte und Personen im Einbürgerungs­
verfahren haben ähnlich häufig keinen deutschen Ausbil­
dungsabschluss (rund 49 %). Nicht in Deutschland beruflich 
Qualifizierte finden sich seltener unter den Eingebürgerten 
(29,2 %). 
139 Fragetext: „Welchen Schulabschluss streben Sie an?“ Antwortmöglichkeiten: 
Hauptschulabschluss; Mittlere Reife/Realschulabschluss; Fachhochschulreife; 
Allgemeine Hochschulreife (Abitur); Anderen Schulabschluss und zwar:…; kei­
nen; keine Angabe. 
140 Ähnliches zeigt sich auch bei den im Rahmen der qualitativen Studie befragten 
Optionspflichtigen (Worbs et al. 2012: Kapitel 3.1). 
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Nach dem schulischen Ausbildungsabschluss ist die Berufs­
ausbildung zentral für die Positionierung im sozialen und gesell­
schaftlichen System. Es hat sich gezeigt, dass deutliche Unterschiede 
bezüglich der Art und Häufigkeit beruflicher Ausbildungsabschlüsse 
zwischen Personen mit und ohne Migrationshintergrund bestehen 
(Siegert 2009). Babka von Gostomski (2010) kommt zu dem Ergebnis, 
dass über 60 % der ausländischen Befragten in der Repräsentativbefra­
gung „Ausgewählte Migrantengruppen in Deutschland 2006/2007“ 
des BAMF keinen deutschen Ausbildungsabschluss besitzen (Bab­
ka von Gostomski 2010: 94ff.). Bei Eingebürgerten ist die Situation im 
Vergleich zu Ausländern derselben Herkunft zwar besser, im Vergleich 
zu Deutschen ohne Migrationshintergrund zeigen sich jedoch immer 
noch Defizite (Seibert 2008: 3ff.; zusammenfassend auch Kapitel 1.4). 
Die Ergebnisse zur beruflichen Ausbildung in Deutschland der­
jenigen, die nicht mehr eine Schule in Deutschland besuchen, finden 
sich in Abbildung 4-4. Aufgrund des jüngeren Alters der Optionspflich­
tigen ist es sinnvoll, in dieser Untersuchungsgruppe auch den ange­
strebten Berufsausbildungsabschluss (Abbildung 4-5) zu betrachten. 
Bei der beruflichen Ausbildung in Deutschland bestätigt sich, 
dass Nicht-Eingebürgerte häufiger keinen deutschen beruflichen 
Ausbildungsabschluss haben (48,6 %) als Eingebürgerte (29,2 %). Auch 
dies dürfte wieder im Zusammenhang mit der häufigeren Geburt in 
Deutschland beziehungsweise dem geringeren Alter zum Zeitpunkt 
der Zuwanderung nach Deutschland innerhalb der Gruppe der Ein­
gebürgerten stehen (siehe Kapitel 3.2), die entsprechend das höchste 
berufliche Ausbildungsniveau (in Deutschland) erreichen. Personen 
im Einbürgerungsverfahren können in vergleichbarer Weise wie 
Nicht-Eingebürgerte keinen deutschen beruflichen Ausbildungsab­
schluss vorweisen (49,6 %). 
Eingebürgerte (17,4 %) und Personen im Einbürgerungsverfah­
ren (12,7 %) weisen im Vergleich zu Nicht-Eingebürgerten (5,9 %) ver­
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Abbildung 4-4: Berufliche Ausbildung in Deutschland (in Prozent) 
 
  
   

























0% 20% 40% 60% 80% 100% 
noch in Ausbildung 
Abgeschlossene Berufsausbildung (Lehre, Fachschule) 
Meister, Techniker oder gleichwertiger Abschluss 
Hochschul- oder Fachhochschulabschluss 
keinen beruflichen Ausbildungsabschluss 
keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte (ohne Schüler). Ungewichtete Anzahl: 312. Basis: Im Verfahren 
Befindliche (ohne Schüler). Ungewichtete Anzahl: 386. Basis: Nicht-Eingebürgerte 
(ohne Schüler). Ungewichtete Anzahl: 404. Basis: Optionspflichtige (ohne Schüler). 
Ungewichtete Anzahl: 206. Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen. 141 
Wie zu erwarten, befinden sich verhältnismäßig viele Options­
pflichtige noch in der beruflichen Ausbildung (42,0 %).142 Immerhin 
5,0 % haben bereits eine abgeschlossene Berufsausbildung, höhere 
berufliche Abschlüsse konnten (aufgrund des geringen Alters) noch 
nicht erreicht werden. Auffällig ist allerdings, dass ein verhältnismä­
ßig großer Anteil (53,0 %) der Optionspflichtigen in die Kategorie „kei­
nen beruflichen Ausbildungsabschluss“ fällt. 
141	 Fragetext: „Haben Sie einen beruflichen Ausbildungsabschluss in Deutschland 
erworben, falls ja, welchen? Falls Sie mehrere deutsche Ausbildungsabschlüsse 
haben, geben Sie bitte Ihren höchsten Abschluss an.“ Antwortmöglichkeiten: 
Ich bin noch in Ausbildung; Ja, abgeschlossene Berufsausbildung (Lehre, Fach­
schule); Ja, Meister, Techniker oder gleichwertiger Abschluss; Ja, Hochschulab­
schluss oder Fachhochschulabschluss; Nein, ich habe keinen beruflichen Ab­
schluss; keine Angabe. 
142 Ähnliches zeigt sich auch bei Worbs et al. (2012: Kapitel 3.1). 
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Es kann vermutet werden, dass sich Optionspflichtige mit 
Abitur, die eventuell bereits studieren, nicht der Kategorie „Noch in 
Ausbildung“ zugeordnet haben, da sie davon ausgegangen sind, es 
sei dabei nur eine berufliche Ausbildung in Form einer Lehre oder 
Fachschulausbildung angesprochen. Jedoch auch differenziert nach 
Schulabschluss ergibt sich hier kein klares Bild. Unter den Options­
pflichtigen mit Hauptschulabschluss haben 46,3 % keinen beruflichen 
Ausbildungsabschluss, Optionspflichtige mit mittlerer Reife haben zu 
47,1 % und Optionspflichtige mit Abitur zu 57,6 % keinen beruflichen 
Ausbildungsabschluss. Teilweise kann dies darauf zurückgeführt 
werden, dass sich Optionspflichtige zum Zeitpunkt der Befragung 
(Ende April bis Ende Juni) noch in Zwischen- beziehungsweise Orien­
tierungsphasen befanden, also gerade die Schule beendet hatten, die 
Ausbildung beziehungsweise das Studium jedoch noch nicht begon­
nen hatte. Bei den männlichen Befragten kommt hinzu, dass diese sich 
eventuell noch im Wehr- oder Zivildienst befanden oder diesen gerade 
beendet und noch keine Ausbildung begonnen hatten. Der Anteil der 
Optionspflichtigen, die angeben, keinen beruflichen Ausbildungsab­
schluss zu haben, lässt sich somit jedoch nicht vollständig erklären. 
Für Optionspflichtige, die angeben, dass sie sich in einer Ausbil­
dung befinden, liegen auch Informationen zum angestrebten berufli­
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Abbildung 4-5: Angestrebter beruflicher Ausbildungsabschluss der in 




in Ausbildung 76,8 3,3 19,1 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
beruflich-betriebliche Anlernzeit 
beruflich-betriebliche/-schulische Berufsausbildung 
Fach-, Meister-, Technikerschule, Berufs-/Fachakademie 
(Fach-)Hochschulabschluss 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: In Ausbildung befindliche Optionspflichtige. 
Ungewichtete Anzahl: 75. Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.143 
Die deutliche Mehrheit der Optionspflichtigen, die angeben, 
sich derzeit in Ausbildung zu befinden, strebt zunächst eine beruflich-
betriebliche oder beruflich-schulische Berufsausbildung an (76,8 %).144 
Fast ein Fünftel der Optionspflichtigen möchte einen Fachhochschul- 
oder Hochschulabschluss erwerben (19,1 %). 
143 Fragetext: „Welchen beruflichen Ausbildungsabschluss streben Sie an? (Mehr­
fachnennungen möglich!)“ Antwortmöglichkeiten: Beruflich betriebliche 
Anlernzeit mit Abschlusszeugnis, aber keine Lehre; Beruflich-betriebliche Be­
rufsausbildung (Lehre); Beruflich-schulische Berufsausbildung (Berufsfachschu­
le, Handelsschule); Ausbildung an einer Fachschule, Meister-/Technikerschule, 
Berufs- oder Fachakademie; Fachhochschulabschluss; Hochschulabschluss; 
Anderen beruflichen Ausbildungsabschluss und zwar:; weiß nicht; keine Anga­
be. Zugeordnet wurde jeweils der nächstmöglich erreichbare Ausbildungsab­
schluss. 
144 Dies spricht auch für die zuvor geäußerte Vermutung, dass sich Optionspflich­
tige mit Abitur, die eventuell bereits studieren, nicht der Kategorie „Noch in 
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Einige der Optionspflichtigen streben auch eine Ausbildung an 
einer Fach-, Meister- oder Technikerschule beziehungsweise an einer 
Berufs- oder Fachakademie (3,3 %) an. 
Angesichts des hohen Anteils des Abiturs bei den angestrebten 
Schulabschlüssen (siehe Kapitel 4.1.1) dürfte zukünftig der Anteil der 
Optionspflichtigen mit angestrebtem Fachhochschul- oder Hoch­
schulabschluss noch steigen. 
4.1.3 Erwerbstätigkeit und berufliche Stellung 
> Die dominierenden Haupttätigkeiten sind bei Eingebür­
gerten die Vollzeiterwerbstätigkeit (47,7 %) und die noch zu 
absolvierende Schul- oder Berufsausbildung (26,8 %). Etwas 
geringer fallen die Zahlen diesbezüglich bei den im Ver­
fahren Befindlichen aus (Vollzeiterwerbstätigkeit: 38,4 %, 
Schul- oder Berufsausbildung: 19,1 %). Auch 42,1 % der Nicht-
Eingebürgerten arbeiten Vollzeit, aber 12,8 % sind bereits 
in (Früh-) Rente. Aufgrund der Altersstruktur der Options­
pflichtigen sind 81,8 % von ihnen noch in die Schul- oder 
Berufsausbildung involviert. 
Bei der Analyse der Erwerbstätigkeit und beruflichen Stellung 
werden zunächst die beruflichen Haupttätigkeiten innerhalb der vier 
Untersuchungsgruppen dargestellt (Tabelle 4-1). Dabei wird auch 
berücksichtigt, wie viele Personen sich zum Zeitpunkt der Befragung 
in Schule oder Ausbildung befanden beziehungsweise erwerbstätig 
oder nicht erwerbstätig waren. Aus verschiedenen Informationen im 
Fragebogen wurden die Personen den entsprechenden Kategorien 
zugeordnet, so dass an dieser Stelle jeweils Daten für alle vier Untersu­
chungsgruppen vorliegen. 
Daran anschließend wird die berufliche Stellung der erwerbstä­
tigen Befragten (inklusive in Ausbildung/Praktikum Befindliche) un­
tersucht (Tabelle 4-2), in der sich deren sozialer Status widerspiegelt. 
Aus verschiedenen Studien ist bekannt, dass der Anteil der Arbeiter 
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den einheimischen Erwerbstätigen (Haug 2005a, Seibert 2008, Tucci 
2008, Seebaß/Siegert 2011). Ein hoher Arbeiteranteil unter Personen 
mit Migrationshintergrund kann ein Kennzeichen für einen niedrigen 
sozialen Status dieser Bevölkerungsgruppe sein, gleichzeitig spiegelt 
sich darin „die Zuwanderungsgeschichte Deutschlands wider, die 
durch die Anwerbung niedrig qualifizierter Arbeiter geprägt war“ 
(Haug et al. 2009: 229). Die Betrachtung von Unterschieden zwischen 
Eingebürgerten und aufgrund längerer Aufenthaltsdauer (potenziel­
len) Einbürgerungskandidaten sowie den in Deutschland geborenen 
und sehr jungen Optionspflichtigen ist vor diesem Hintergrund gebo­
ten. 









Vollzeit erwerbstätig 38,4 
­
42,1 2,647,7 
Teilzeit erwerbstätig 5,4 10,6 9,3 0,9 
geringfügig/gelegentlich
erwerbstätig, Mini-Job 1,1 2,1 3,1 1,8 
Selbstständig 8,2 6,7 6,3 0,2 
in Schule/Ausbildung 26,8 19,1 9,2 81,8 
im Praktikum 0,4 0,0 0,0 0,9 
Wehr-/Zivildienst 0,3 0,0 0,0 0,3 
Mutterschafts-/ 
Elternzeit 2,3 1,9 1,5 0,7 
Hausfrau/-mann 1,6 7,9 8,6 0,0 
(Früh-)Rentner/in 1,6 2,3 12,8 0,0 
auf Ausbildungsplatz-/
Stellensuche 1,1 2,6 1,3 5,6 
Arbeitslos gemeldet 1,4 7,5 4,0 2,0 
Sonstiges (nicht 
erwerbstätig) 2,0 0,8 1,7 3,1 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
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Tabelle 4-1 zeigt, dass ein verhältnismäßig großer Anteil der 
Eingebürgerten (47,7 %), Personen im Einbürgerungsverfahren (38,4 %) 
und Nicht-Eingebürgerten (42,1 %) vollzeitig erwerbstätig ist. 5,4 % der 
Eingebürgerten, 10,6 % der im Verfahren Befindlichen und 9,3 % der 
Nicht-Eingebürgerten sind in Teilzeit erwerbstätig. Unter den Einge­
bürgerten sind 8,2 %, unter den im Verfahren Befindlichen 6,7 % und 
unter den Nicht-Eingebürgerten 6,3 % selbstständig. 
Bei den Optionspflichtigen sind nur 2,6 % Vollzeit erwerbstätig, 
die deutliche Mehrheit (81,8 %) ist in Schule oder Ausbildung. 5,6 % 
suchen einen Ausbildungsplatz oder eine Stelle, aber nur 2,0 % sind 
tatsächlich arbeitslos gemeldet. 
Unter den Eingebürgerten und Personen im Einbürgerungs­
verfahren befinden sich ebenfalls verhältnismäßig viele in Schule oder 
Ausbildung (26,8 % beziehungsweise 19,1 %). Bei den Nicht-Eingebür­
gerten sind es deutlich weniger (9,2 %), stattdessen ist ein verhältnis­
mäßig großer Anteil in Rente (12,8 %). Dies ist im Wesentlichen darauf 
zurückzuführen, dass unter den Nicht-Eingebürgerten ein größerer 
Anteil der Personen 50 Jahre und älter ist als bei den Eingebürgerten 
und im Verfahren Befindlichen (siehe Kapitel 3.3). 
Bei den Personen im Einbürgerungsverfahren und bei den 
Nicht-Eingebürgerten liegt der Anteil der Hausfrauen und Hausmän­
ner mit 7,9 % beziehungsweise 8,6 % deutlich über dem Anteil bei den 
Eingebürgerten (unter 2 %). Gleiches gilt für die Anteile der arbeitslos 
Gemeldeten. 
>	 Eingebürgerte zeichnen sich häufiger durch eine höhere 
berufliche Stellung aus als Personen im Einbürgerungsver­
fahren. Diese wiederum sind beruflich etwas besser gestellt 
als Nicht-Eingebürgerte. 
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Tabelle 4-2:		 Berufliche Stellung der Erwerbstätigen/in Ausbildung Befind­









un-/angelernte Arbeiter 15,4 18,7 2,65,6 
gelernte Arbeiter/ 
Facharbeiter 10,8 6,2 15,5 0,5 
Vorarbeiter/ 
Kolonnenführer 1,5 0,3 2,6 0,0 
Meister/Polier 0,4 0,0 0,3 0,0 
Angestellte mit 
einfacher Tätigkeit 5,1 10,2 8,9 5,8 
Angestellte mit 
qualifizierter Tätigkeit 19,3 25,9 23,1 3,1 
Angestellte mit hoch-




4,8 1,5 1,3 0,0 
Beamte 0,4 0,6 0,4 0,0 
Selbstständige/ 
Freie Berufe 9,4 9,4 9,2 0,4 
Auszubildende/ 
Praktikanten 28,6 19,6 11,3 87,6 
weiß nicht 0,2 0,0 0,9 0,0 
keine Angabe 0,0 0,0 0,3 0,0 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Erwerbstätige und in Ausbildung befindliche Eingebürgerte. 
Ungewichtete Anzahl: 265. Basis: Erwerbstätige und in Ausbildung befindliche im Ver­
fahren Befindliche. Ungewichtete Anzahl: 293. Basis: Erwerbstätige und in Ausbildung 
befindliche Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 303. Basis: Erwerbstätige und 
in Ausbildung befindliche Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 165. 
Eingebürgerte haben eher eine höhere berufliche Stellung 
(Angestellte mit hochqualifizierter Tätigkeit/mit umfassenden Füh­
rungsaufgaben), während im Verfahren Befindliche und insbesondere 
Nicht-Eingebürgerte eher eine niedrige berufliche Stellung haben 
(un-/angelernte/gelernte Arbeiter/Facharbeiter, Angestellte mit ein­
facher Tätigkeit; Tabelle 4-2). Bei der mittleren beruflichen Stellung 
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Der Anteil der Auszubildenden und Praktikanten liegt bei den 
Eingebürgerten mit 28,6 % höher als bei den Personen im Einbürge­
rungsverfahren (19,6 %) und insbesondere als bei den Nicht-Eingebür­
gerten (11,3 %). Bei den Optionspflichtigen befindet sich die deutliche 
Mehrheit in einer Ausbildung oder einem Praktikum (87,6 %). Die 
wenigen erwerbstätigen Optionspflichtigen, die sich nicht in Ausbil­
dung oder Praktikum befinden, sind im Wesentlichen Angestellte mit 
einfacher (5,8 %) beziehungsweise qualifizierter (3,1 %) Tätigkeit oder 
un-/angelernte Arbeiter (2,6 %), haben also eine niedrige bis mittlere 
berufliche Stellung. Aufgrund ihres niedrigen Alters und der längeren 
Ausbildungszeiten für hochqualifizierte Tätigkeiten gibt es (noch) 
keine Optionspflichtigen mit einer hohen beruflichen Stellung. 
4.1.4 Einkommen 
>	 Hinsichtlich des Einkommens aus Vollzeitbeschäftigung 
können etwa zwei Drittel der entsprechend beschäftigen 
Eingebürgerten und Nicht-Eingebürgerten über ein mo­
natliches persönliches Bruttoeinkommen von 2.000 Euro 
und mehr verfügen. Dies gilt nur für rund die Hälfte der 
Personen im Einbürgerungsverfahren. 
Da sich gezeigt hat, dass Einbürgerungen einen positiven Ein­
fluss auf die Einkommen von Personen mit Migrationshintergrund 
haben und mit einem signifikanten Einkommensanstieg in der Fol­
gezeit der Einbürgerung einhergehen (Steinhardt 2008), wurden im 
Rahmen dieser Befragung auch Fragen zur Höhe des eigenen mo­
natlichen Bruttoeinkommens aufgenommen (Abbildung 4-6).145 Bei 
Optionspflichtigen ist diese Frage in Anbetracht des jüngeren Alters 
der Befragten und des, wie zuvor gezeigt wurde, hohen Anteils an Aus­
zubildenden von untergeordneter Bedeutung und wird daher nicht 
abgebildet.146 
145 Das Bruttoeinkommen wurde aufgrund der besseren Vergleichbarkeit erhoben, 
insbesondere weil keine Angaben zur Haushaltsgröße vorliegen (unterschiedli­
che steuerliche Abzüge). 
146 Fast drei Viertel der erwerbstätigen/in Ausbildung befindlichen Optionspflichti­
gen haben ein Bruttoeinkommen unter 1.000 Euro. 
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Bei der Betrachtung des durchschnittlichen Einkommens der 
in Vollzeit Beschäftigten fällt zunächst auf, dass Eingebürgerte und 
Nicht-Eingebürgerte im Durchschnitt die höchsten Bruttoeinkommen 
erzielen (2.935 Euro/Monat beziehungsweise 2.801 Euro/Monat), Per­
sonen im Einbürgerungsverfahren demgegenüber jedoch sichtbar 
zurückbleiben (2.353 Euro/Monat).147 
147 Nur Befragte, die Angaben auf die offene Abfrage gemacht haben (Fragetext: 
„Wie hoch ist Ihr eigenes monatliches Bruttoeinkommen?“). Bereinigt um 
extreme Werte: Bruttoeinkommen in Höhe von 15.000 Euro und mehr. Einge­
bürgerte n=142; Im Verfahren Befindliche n=155; Nicht-Eingebürgerte n=170. 
Die Bruttogehälter der Männer sind in den Gruppen der Personen im Einbür­
gerungsverfahren und der Nicht-Eingebürgerten signifikant höher als die der 
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Abbildung 4-6: Monatliches persönliches Bruttoeinkommen der in 











Im Verfahren Befindliche 












0% 20% 40% 60% 80% 100% 
unter 1.000 Euro 
1.000 bis unter 2.000 Euro 
2.000 bis unter 3.000 Euro 
3.000 Euro und mehr 
weiß nicht 
keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Vollzeit erwerbstätige Eingebürgerte (ohne Auszubildende). Ungewichtete An­
zahl: 129. Basis: Vollzeit erwerbstätige im Verfahren Befindliche (ohne Auszubildende). 
Ungewichtete Anzahl: 179. Basis: Vollzeit erwerbstätige Nicht-Eingebürgerte 
(ohne Auszubildende). Ungewichtete Anzahl: 215. 
Angaben unter 2 % werden nicht ausgewiesen.148 
Bei der gruppierten Betrachtung der Einkommen zeigt sich 
aber, dass Eingebürgerte im Verhältnis etwas häufiger in den höheren 
Einkommensgruppen (3.000 Euro und mehr; 37,3 %) zu finden sind 
als Nicht-Eingebürgerte (33,7 %) und deutlich häufiger als Personen 
im Einbürgerungsverfahren (21,0 %). Gleichzeitig verfügen in Vollzeit 
beschäftigte Eingebürgerte nur verhältnismäßig selten über sehr nied­
rige Einkommen (unter 1.000 Euro; deutlich unter 2 %). Bei den Nicht-
148 Die dargestellten Kategorien wurden anhand der Angaben der Befragten aus 
zwei Fragen gebildet. Fragetext 1: „Wie hoch ist Ihr eigenes monatliches Brutto­
einkommen?“ Offene Angabe. Falls Befragter keine Angabe macht, folgt Frage­
text 2: „Können Sie es bitte an folgender Liste einschätzen. Bitte nennen Sie mir 
den zutreffenden Buchstaben. A) Unter 500 Euro bis I) Über 4.000 Euro; weiß 
nicht; keine Angabe.“ (CAPI)/„Können Sie mir Ihr Einkommen bitte ungefähr 
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Eingebürgerten ist dies geringfügig häufiger der Fall (2,2 %). Auffällig 
ist der im Vergleich zu den anderen Untersuchungsgruppen hohe 
Anteil der Personen im Einbürgerungsverfahren, die 1.000 bis unter 
2.000 Euro verdienen (42,3 %). 
Die Unterschiede in der Einkommensgruppierung sind wohl im 
Wesentlichen durch die Unterschiede der beruflichen Stellung und 
die Altersunterschiede determiniert. Die geringeren Bruttoeinkom­
men der Personen im Einbürgerungsverfahren könnten allerdings 
auch auf deren seltenere berufliche Ausbildung in Deutschland (siehe 
Kapitel 4.1.2) sowie auf die geringeren Aufenthaltszeiten (siehe Kapitel 
3.2) zurückzuführen sein. Auffällig ist auch, dass Nicht-Eingebürgerte 
verhältnismäßig häufig keine Angaben über ihr Bruttoeinkommen 
machen. Es ist nicht ersichtlich, ob diese Personen den höheren oder 
niedrigeren Einkommensklassen zuzuordnen sind. Aufgrund der 
deutlichen Unterschiede bei der beruflichen Stellung zwischen Einge­
bürgerten und Nicht-Eingebürgerten und der Ähnlichkeiten zwischen 
Personen im Einbürgerungsverfahren und Nicht-Eingebürgerten 
wäre jedoch zu erwarten, dass sich dies auch beim Durchschnittsein­
kommen widerspiegelt. Entsprechend könnte vermutet werden, dass 
es sich bei den Nicht-Eingebürgerten ohne Angaben zum Bruttoein­
kommen eher um Geringverdiener handelt. 
>	 Bei den Personen im Einbürgerungsverfahren tragen Lohn 
und Gehalt seltener zum Haushaltseinkommen bei als bei 
Eingebürgerten und Nicht-Eingebürgerten. Bei circa 16 % 
der im Verfahren Befindlichen beziehen Haushaltsmitglie­
der auch Arbeitslosengeld II. Bei den Nicht-Eingebürger­
ten kommt dies etwas seltener vor. 
Einbürgerungsvoraussetzung ist unter anderem, dass der Ein­
bürgerungsbewerber „den Lebensunterhalt für sich und seine unter­
haltsberechtigten Familienangehörigen ohne Inanspruchnahme von 
Leistungen nach dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
bestreiten kann oder deren Inanspruchnahme nicht zu vertreten 
hat“ (§ 10 Abs. 1 Satz 1 StAG). Da hier die Haushalts- beziehungsweise 
Bedarfsgemeinschaft zugrundegelegt wird, wurde im Rahmen der 
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Befragung auch nach den Quellen des Haushaltseinkommens gefragt 
(Abbildung 4-7). Dies ist hilfreich, um etwa einschätzen zu können, 
ob Personen im Einbürgerungsverfahren und Nicht-Eingebürgerte 
auch diese Voraussetzung erfüllen.149 Bei Eingebürgerten ist die Be­
deutung dieser Information vor dem Hintergrund der bereits vollzo­
genen Einbürgerung zweitrangig und dient eher einer Beschreibung 
des Haushaltseinkommens. Aussagen über das Fortbestehen oder 
Nichtfortbestehen dieser Einbürgerungsvoraussetzung bei bereits 
Eingebürgerten können anhand dieser Angaben nicht getroffen wer­
den, weil keine Information vorliegt, ob eine Inanspruchnahme von 
Sozialleistungen erst vor kurzem oder bereits unmittelbar nach der 
Einbürgerung eingetreten ist. Bei Optionspflichtigen spielen entspre­
chende Angaben keine Rolle, insbesondere da bei den Minderjährigen 
weitestgehend davon auszugehen ist, dass diese noch im Haushalt der 
Eltern leben. 
149 Da die Stellung im Haushalt der Person, die entsprechende Leistungen in An­
spruch nimmt, nicht bekannt ist, kann nicht festgestellt werden, ob diese Person 
auch unterhaltsberechtigt ist. Somit kann hier auch kein eindeutiger Schluss 
von der Struktur des Haushaltseinkommens auf die Einbürgerungsvorausset­
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Eingebürgerte 
Im Verfahren Befindliche 
Nicht-Eingebürgerte 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411.150 
Bei der Betrachtung der genannten Einkunftsquellen des 
Haushalts fällt deutlich auf, dass Lohn und Gehalt nur bei 66,1 % der 
Haushalte der Personen im Einbürgerungsverfahren zum Haushalts-
einkommen beitragen, während dies bei den Eingebürgerten und 
Nicht-Eingebürgerten in über 80 % der Haushalte der Fall ist. 
150 Fragetext: „Ich nenne Ihnen nun eine Liste mit Einkommensarten. Bitte sagen 
Sie mir zu jeder Einkommensart, ob sie zum Einkommen in Ihrem Haushalt 
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Obwohl Eingebürgerte seltener (eigene) Kinder haben als 
Nicht-Eingebürgerte, trägt Kindergeld häufiger bei den Eingebürger­
ten (62,8 %) zum Haushaltseinkommen bei als bei den Nicht-Eingebür­
gerten (55,2 %; im Verfahren Befindliche: 65,6 %). Da es sich beim Haus­
haltseinkommen nicht (allein) um das Kindergeld für eigene, sondern 
auch für andere im Haushalt lebende Kinder handeln kann bezie­
hungsweise auch nicht mehr Kindergeld berechtigte Kinder angege­
ben werden konnten, sind solche Unterschiede durchaus möglich. 
Bezüglich der Transferleistungen fällt auf, dass Arbeitslosen­
geld II (ALG II/„Hartz IV“) am häufigsten in den Haushalten der Perso­
nen im Einbürgerungsverfahren zum Haushaltseinkommen beiträgt 
(15,5 %).151 Bei den Nicht-Eingebürgerten trägt es hingegen seltener 
(9,0 %), bei den Eingebürgerten am seltensten zum Haushaltseinkom­
men bei (7,1 %). Berücksichtigt man beim Beitrag von Transfereinkom­
men zum Haushaltseinkommen nur das ALG II, dann zeigt sich, dass 
der größte Teil der Nicht-Eingebürgerten (91,0 %) neben den aufent­
haltsrechtlichen Bedingungen auch diese Einbürgerungsvorausset­
zung zu erfüllen scheint. Bei den im Verfahren Befindlichen ist hin­
gegen die Aussicht auf Erfolg des Einbürgerungsantrags bei fast 16 % 
bezüglich dieser Voraussetzung zumindest fraglich.152 Es kann jedoch 
sein, dass sie die Inanspruchnahme nicht zu vertreten haben oder dass 
nicht unterhaltsberechtigte Personen im Haushalt ALG II empfangen, 
dann wäre eine Einbürgerung trotzdem möglich. 
151	 Dieser im Vergleich zu den anderen Untersuchungsgruppen auffällig hohe 
Anteil könnte eventuell ein Grund sein, warum sich diese Personen noch im 
Einbürgerungsverfahren befinden. Eventuell werden die Anträge von manchen 
Behörden nicht abgelehnt, sondern erst weiter bearbeitet, wenn kein ALG II 
mehr bezogen wird und somit auch diese Einbürgerungsvoraussetzung vor­
liegt. 
152 Auch bei den sonstigen Transferleistungen liegen die Haushalte von Personen 
im Einbürgerungsverfahren vorne (14,3 %), allerdings gefolgt von den Haushal­
ten der Eingebürgerten (12,9 %). Schlusslicht bilden die Haushalte von Nicht-
Eingebürgerten (5,1 %). Da es sich hier um eine sehr breite Kategorie sonstiger 
Transferleistungen handelt und auch BAföG als Beispiel angegeben wurde, 
kann dieser Unterschied auch auf das deutlich höhere Bildungsniveau der Ein­
gebürgerten und das etwas höhere Bildungsniveau der im Verfahren Befindli­
chen (Kapitel 4.1.1) zurückgeführt werden, da zumindest einige (beziehungswei­
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Der deutlich häufigere Beitrag von Rente/Frührente oder Pen­
sion zum Haushaltseinkommen bei Nicht-Eingebürgerten gegenüber 
den anderen Untersuchungsgruppen kann auch auf das höhere 
Durchschnittsalter der Nicht-Eingebürgerten zurückzuführen sein 
(siehe Kapitel 3.3), wobei hier zu berücksichtigen ist, dass es sich um 
Haushaltsangaben handelt. 
4.2 Kulturelle Integration 
Die kognitive beziehungsweise kulturelle Dimension der Integ­
ration umfasst Wissen und Kompetenzen sowie die „(kulturellen) Fer­
tigkeiten, insbesondere sprachlicher Art“ (Esser 2001: 8). Die Aspekte 
der strukturellen und kulturellen Integration sind eng miteinander 
verknüpft. Insbesondere ein hohes Bildungsniveau und das Beherr­
schen der deutschen Sprache werden immer wieder als „Schlüsselfak­
toren für eine gelingende Integration“ hervorgehoben, da sie „Lebens­
chancen in Deutschland“ verbessern können (Babka von Gostomski 
2010: 79). Die Sprachkompetenz wirkt sich insbesondere auf die schu­
lischen Leistungen und somit auf die Bildungsabschlüsse aus. Damit 
hat sie wiederum einen Einfluss auf die strukturelle Integration und ist 
wesentliche Voraussetzung für den Arbeitsmarkterfolg (Esser 2006b, 
Haug 2005b, Stanat/Christensen 2006). Dieser wiederum ermöglicht 
ein gutes Einkommen und somit (weitgehend) finanzielle Unabhän­
gigkeit. All diese Aspekte können als Grundlage gesellschaftlicher 
Teilhabe angesehen werden. 
Für die Messung der kulturellen Integration, die sich vor allem 
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4.2.1 Sprachkenntnisse 
>	 Alle untersuchten Gruppen sind gemäß ihrer Selbstein­
schätzung sprachlich gut in Deutschland integriert. Opti­
onspflichtige und Eingebürgerte verfügen über geringfü­
gig bessere Kenntnisse in Deutsch als Personen im Einbür­
gerungsverfahren und Nicht-Eingebürgerte. 
„Die Sprache bildet einen zentralen Aspekt der Integration von 
Migranten, womöglich sogar den wichtigsten“ (Esser 2006b: 23). Dass 
Sprachkenntnisse des Aufnahmelandes notwendige Voraussetzung 
für die erfolgreiche Integration von Menschen mit Migrationshinter­
grund sind, ist mittlerweile unbestritten (Esser 2006a: 6, Unabhängige 
Kommission „Zuwanderung“ 2001: 259ff., Sachverständigenrat für 
Zuwanderung und Integration 2004: 253ff., Beauftragte der Bundesre­
gierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2007: 47ff.). Um die 
Sprachkenntnisse der Befragten in Deutsch und ihrer Herkunftsspra­
che abzuschätzen, wurden die Befragten nach ihrer Selbsteinschät­
zung auf einer Skala von (1) „sehr gut“ bis (6) „gar nicht“ in den Berei­
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Tabelle 4-3:		 Sprech-, Lesefähigkeit und Schreibvermögen der deutschen 










Gar nicht bis schlecht 1,7 6,0 0,30,3 
Mittelmäßig 13,4 15,8 23,9 6,5 
Gut oder sehr gut 86,2 82,6 70,1 93,2 











Mittelmäßig 7,5 7,3 12,1 3,5 
Gut oder sehr gut 92,2 90,8 81,2 95,6 











Mittelmäßig 15,7 15,7 26,0 11,6 
Gut oder sehr gut 82,8 79,3 62,5 87,6 
keine Angabe 0,0 0,1 0,0 0,0 
Mittelwert
Schreibvermögen 
1,7 1,8 2,3 1,6 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 153 
153 Fragetext: „Wie gut sprechen/lesen/schreiben Sie Deutsch?“ Antwortmöglich­
keiten: sehr gut; gut; mittelmäßig; schlecht; sehr schlecht; gar nicht; keine 
Angabe. Mittelwert: Skalenwert auf einer 6-stufigen Skala von 1 „sehr gut“ bis 6 
„gar nicht“. 
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Optionspflichtige haben in den Bereichen Sprechen, Lesen und 
Schreiben die besten Deutschkenntnisse (Tabelle 4-3), insbesondere 
die Lesefähigkeit ist nach eigener Einschätzung der Betroffenen „sehr 
gut“ (Mittelwert: 1,4). Angesichts der Geburt und des Aufwachsens in 
Deutschland, des Durchlaufens des deutschen Bildungssystems und 
insbesondere der hohen (angestrebten) Bildungsabschlüsse (siehe 
Kapitel 4.1.1) ist dieses Ergebnis wenig verwunderlich. 
Bei den Untersuchungsgruppen im Zusammenhang mit ei­
ner Einbürgerung zeigt sich, dass Eingebürgerte, also die Gruppe 
mit dem höchsten Bildungsniveau, die besten selbsteingeschätzten 
Deutschkenntnisse aufweisen. Während die Deutschkenntnisse von 
Eingebürgerten und im Verfahren Befindlichen nicht besonders stark 
voneinander abweichen, zeigen sich bei den Nicht-Eingebürgerten 
weniger gute Fähigkeiten im Umgang mit der deutschen Sprache, und 
das, obwohl die durchschnittliche Aufenthaltsdauer deutlich höher 
liegt (siehe Kapitel 3.3). 
Auffällig ist, dass in allen Gruppen die Lesefähigkeit besser 
eingestuft wird (1,4 bis 1,9) als die Sprechfähigkeit (1,5 bis 2,0). Ein Er­
gebnis, das sich in anderen Untersuchungen des BAMF, zum Beispiel in 
RAM 2006/2007, nicht gezeigt hat (Babka von Gostomski 2010: 107ff.).154 
Das Schreibvermögen wird in der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 am 
schwächsten eingestuft (1,6 bis 2,3). Auffällig ist, dass auch die nicht 
eingebürgerten Ausländer, bei denen eine Einbürgerung (theoretisch) 
möglich erscheint, ihre Deutschkenntnisse in allen drei Sprachberei­
chen als „gut“ (1,9 bis 2,3) einstufen. Die in RAM 2006/2007 befragten 
Ausländer155 stuften ihre Fähigkeiten in diesen Bereichen „gut“ (Spre­
chen, Lesen) bis „mittelmäßig“ (Schreiben) ein. 
154 Ähnliche Ergebnisse zeigen sich hingegen hinsichtlich des Schreibvermögens 
im Rahmen des Integrationspanels des BAMF. Dort stufen Integrationskursteil­
nehmende ihr Schreibvermögen in Deutsch besser ein als ihre Sprechfähigkeit 
(Schuller et al. 2011: 136f.). 
155 Eine Beschränkung nach theoretischer Einbürgerungsmöglichkeit aufgrund 
der aufenthaltsrechtlichen Voraussetzungen fand in dieser Studie nicht statt, 
die Herkunftsländer sind nicht identisch. 
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>	 Optionspflichtige beherrschen nach eigener Einschätzung 
die Herkunftssprache (ihrer Familie) zu sehr viel geringe­
ren Anteilen „gut“ oder „sehr gut“ als dies die anderen drei 
Gruppen berichten. 
Bezüglich der sprachlichen Fähigkeiten in der Herkunftsspra­
che zeigt sich ein umgekehrtes Bild: Optionspflichtige beurteilen die 
Fähigkeiten in der Herkunftssprache (ihrer Familie) schlechter als die 
anderen Gruppen. Während die Sprechfähigkeit als gut (2,2) beschrie­
ben werden kann, sind Lese- und Schreibvermögen eher „befriedi­
gend“. Entsprechend scheint die Herkunftssprache eher im Rahmen 
von Gesprächen (zum Beispiel innerhalb der Familie) genutzt zu wer­
den als zum Lesen oder Schreiben. 
Eingebürgerte, Personen im Einbürgerungsverfahren und 
Nicht-Eingebürgerte schätzen ihr Herkunftssprachvermögen in allen 
drei Bereichen „gut“ (1,7 bis 2,3) ein. Beim Vergleich dieser Untersu­
chungsgruppen zeigt sich, dass Nicht-Eingebürgerte über die besten 
(1,7 bis 2,0) und Eingebürgerte über die schlechtesten Kenntnisse in 
der Herkunftssprache verfügen (1,9 bis 2,3). Das Sprechen wird in allen 
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Tabelle 4-4:		 Sprech-, Lesefähigkeit und Schreibvermögen der Herkunfts­










Gar nicht bis schlecht 6,0 1,4 
-
6,94,9 
Mittelmäßig 17,3 15,2 14,4 30,2 
Gut oder sehr gut 77,8 78,9 84,2 62,8 
keine Angabe 0,0 0,0 0,0 0,0 
Mittelwert 
Sprechfähigkeit 
1,9 1,8 1,7 2,2 
Lesefähigkeit 
Gar nicht bis schlecht 11,2 13,4 4,8 20,0
Mittelmäßig 16,9 9,5 12,0 32,5 
Gut oder sehr gut 71,9 77,1 83,2 47,5 
keine Angabe 0,0 0,0 0,0 0,0 
Mittelwert 
Lesefähigkeit 
2,0 2,0 1,7 2,7 
Schreibvermögen 
Gar nicht bis schlecht 18,4 16,4 7,7 27,2
Mittelmäßig 21,2 11,9 21,9 33,3 
Gut oder sehr gut 60,3 71,8 70,4 39,5 
keine Angabe 0,0 0,0 0,0 0,0 
Mittelwert
Schreibvermögen 
2,3 2,1 2,0 2,9 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 156 
156 Fragetext: „Wie gut sprechen/lesen/schreiben Sie (Sprache des Herkunfts­
landes)?“ Antwortmöglichkeiten: sehr gut; gut; mittelmäßig; schlecht; sehr 
schlecht; gar nicht; keine Angabe. Mittelwert: Skalenwert auf einer 6-stufigen 
Skala von 1 „sehr gut“ bis 6 „gar nicht“. 
  
 
143 Aspekte der Integration 
4.2.2 Sprachnutzung 
>	 Nicht-Eingebürgerte nutzen die Herkunftssprache häufi­
ger als andere. Auch ihre Freundeskreise scheinen seltener 
deutschsprachig geprägt zu sein als dies bei Eingebürger­
ten, im Verfahren Befindlichen und Optionspflichtigen der 
Fall ist. Insgesamt ist jedoch bei allen Gruppen die deutsche 
Sprache oder zumindest ein gleichzeitiges Verwenden der 
deutschen und der Herkunftssprache sowohl in der Familie 
als auch im Freundeskreis dominant. 
Neben der Selbsteinschätzung der Sprachkenntnisse in Deutsch 
und der Herkunftssprache wurde auch die Sprachnutzung zu Hause 
und mit Freunden erhoben (Tabelle 4-5). 









Welche Sprache sprechen Sie hauptsächlich zu Hause? 
Deutsch 21,1 22,5 22,2 21,2 
Herkunftssprache 16,1 17,0 23,7 14,2 
Mix aus beiden 51,4 46,4 48,1 63,9 
andere Sprache 10,4 13,5 6,0 0,8 
keine Angabe 1,0 0,6 0,0 0,0 
Welche Sprache sprechen Sie hauptsächlich mit Freunden? 
Deutsch 60,5 44,2 37,9 69,9 
Herkunftssprache 5,4 8,5 15,3 3,1 
Mix aus beiden 29,8 35,5 42,9 26,0 
andere Sprache 4,1 11,4 3,4 0,5 
keine Angabe 0,3 0,3 0,5 0,5 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 157 
157 Fragetext: „Welche Sprache sprechen Sie hauptsächlich zu Hause/mit Ihren 
Freunden?“ Antwortmöglichkeiten: Deutsch; (Sprache des Herkunftslandes); 
Ein Mix aus (Sprache des Herkunftslandes) und Deutsch; Eine andere Sprache 
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In allen vier Untersuchungsgruppen wird zu Hause, also im 
engeren familiären Umfeld, von jeweils über einem Fünftel haupt­
sächlich Deutsch gesprochen. 
Unterschiedliche Muster zeigen sich jedoch bei der Nutzung 
der Herkunftssprache. Nicht-Eingebürgerte sprechen im Verhältnis 
häufiger zu Hause hauptsächlich ihre Herkunftssprache (23,7 %) als 
Eingebürgerte (16,1 %) und Personen im Einbürgerungsverfahren 
(17,0 %). Bei den Optionspflichtigen ist die Herkunftssprache lediglich 
in 14,2 % die zu Hause hauptsächlich genutzte Sprache.158 Stattdes­
sen wird dort deutlich häufiger ein Mix aus Herkunftssprache und 
Deutsch gesprochen (63,9 %) als in den anderen Untersuchungsgrup­
pen. Während dies auch bei über der Hälfte der Eingebürgerten der 
Fall ist (51,4 %), gilt dies nur für 48,1 % der Nicht-Eingebürgerten und 
46,4 % der Personen im Einbürgerungsverfahren. Eine andere Sprache 
wird nur bei 6,0 % der Nicht-Eingebürgerten, allerdings bei 10,4 % der 
Eingebürgerten beziehungsweise 13,5 % der im Verfahren Befindlichen 
gesprochen.159 
158 Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass „zu Hause“ bei Eingebürgerten, im Verfah­
ren Befindlichen und Nicht-Eingebürgerten häufiger auf den Partner (und die 
Kinder) bezogen ist, während dies bei der jüngeren Gruppe der Optionspflich­
tigen in erster Linie für die Eltern gilt und somit die Sprachnutzung zu Hause 
auch wesentlich von den Deutschkenntnissen der Eltern abhängt. 
159 Bei der Nennung „Eine andere Sprache“ folgte eine offene Abfrage, um welche 
Sprache es sich dabei handelt. Dabei wurde von Personen irakischer und türki­
scher Herkunft häufig Kurdisch genannt, bei Türkeistämmigen auch Arabisch. 
Personen mit Herkunft aus der Ukraine oder Weißrussland geben oft Russisch 
an. Manchmal werden auch mehrere Sprachen genannt. 
Der deutliche Unterschied bei der Nutzung „anderer Sprachen“ zu den Opti­
onspflichtigen hat einen befragungspraktischen Hintergrund: Aus technischen 
Gründen (Vielzahl der Herkunftsländer) konnte nicht in allen Fällen die Sprache 
des Herkunftslandes (der Eltern) direkt abgefragt werden, sondern es wurde 
ein indirekter Platzhalter verwendet („Sprache des Herkunftslandes Ihrer El­
tern“, ausführlich: Pupeter et al. 2011: Anhang 1). Aufgrund dieser allgemeinen 
Formulierung wurden somit in der Abfrage auch bei einem binationalen Zu­
hause verschiedene Herkunftssprachen der Eltern abgedeckt. Bei den anderen 
Untersuchungsgruppen ist die Verwendung anderer hauptsächlich genutzter 
Sprachen hingegen (auch) auf Eltern/Familienangehörige unterschiedlicher 
(sprachlicher) Herkunft zurückzuführen, weshalb entsprechend „eine andere 
Sprache“ angegeben wurde, wenn es sich bei der hauptsächlich genutzten 
Sprache nicht um die aufgrund der Zuordnung zur Herkunftslandgruppe direkt 
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Sehr eindeutige Unterschiede zeigen sich bei der Sprachnut­
zung mit Freunden, die auch Hinweise auf die Zusammensetzung 
der Freundeskreise geben dürften. Insbesondere Optionspflichtige 
sprechen größtenteils Deutsch mit ihren Freunden (69,9 %), die Her­
kunftssprache wird nur selten gesprochen (3,1 %) und wenn, dann eher 
in einem Mix mit Deutsch (26,0 %). Optionspflichtige scheinen ent­
sprechend eher deutsche oder zumindest deutschsprachig geprägte 
Freundeskreise zu haben. Ähnliches gilt auch für Eingebürgerte, die zu 
60,5 % Deutsch mit ihren Freunden sprechen und die Herkunftsspra­
che eher gemeinsam mit Deutsch (29,8 %) als nur die Herkunftssprache 
sprechen (5,4 %). Insbesondere Nicht-Eingebürgerte (37,9 %), aber auch 
Personen im Einbürgerungsverfahren (44,2 %) sprechen weniger häu­
fig hauptsächlich Deutsch mit ihren Freunden. Sowohl die hauptsäch­
liche Nutzung der Herkunftssprache (15,3 %) als auch die Nutzung in 
Kombination mit Deutsch (42,9 %) ist bei Nicht-Eingebürgerten häufi­
ger als in den anderen Untersuchungsgruppen anzutreffen. Die Freun­
deskreise scheinen hier seltener deutsch oder zumindest deutschspra­
chig geprägt zu sein. 
4.3 Soziale Integration 
„Die soziale Integration von Migranten bemisst sich an Merk­
malen der Beziehungsnetzwerke“ (Haug 2010: 12) und wird auch als 
„Interaktion“ beschrieben (Esser 2001: 10). Sie ist für die Gesamtinte­
gration von Menschen mit Migrationshintergrund von hoher Bedeu­
tung. Voraussetzung ist, dass das Individuum durch soziale Handlun­
gen über Gelegenheiten verfügt, um Kontakte zu anderen zu knüpfen 
(Esser 2000: 252). Im Falle von Personen mit Migrationshintergrund 
muss etwa die Möglichkeit zu Kontakten mit Angehörigen der Mehr­
heitsgesellschaft bestehen. Neben der prinzipiellen Bereitschaft zu 
solchen Kontakten und Formen der Kommunikation (zum Beispiel 
Sprachfähigkeiten) sind hier Gelegenheitsstrukturen (wie zum Beispiel 
das Wohnumfeld oder der Arbeitsplatz) nötig, die die Möglichkeit zur 
Kontaktaufnahme begünstigen. Es gilt als unstrittig, dass ein gewisses 
Maß an Kontakten zu Personen der Aufnahmegesellschaft für eine 
erfolgreiche Integration vorhanden sein muss (Haug 2003: 99). 
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Aus dem Bereich der sozialen Integration werden in der vor­
liegenden Studie soziale Kontakte und Freundschaft (Kontakte in der 
Familie, am Arbeitsplatz, in der Nachbarschaft und im Freundeskreis) 
sowie Mitgliedschaften in deutschen und herkunftslandbezogenen 
Vereinen zur Messung herangezogen. 
4.3.1 Soziale Kontakte 
>	 Eingebürgerte, Personen im Einbürgerungsverfahren und 
Nicht-Eingebürgerte, aber besonders die Optionspflichti­
gen sind sehr gut in soziale (Freundschafts-)Netzwerke mit 
Menschen deutscher Herkunft eingebunden. 
Durch die Kontakthäufigkeit zu Personen der Aufnahmegesell­
schaft kann das Maß interethnischer Kontakte bestimmt werden. Zur 
Messung dieser Alltagskontakte, die über Grußkontakte hinausgehen, 
wurde gefragt, wie häufig diese in bestimmten Bereichen bestehen 
(Abbildung 4-8). 
Kontakte innerhalb der Familie zu Personen deutscher Her­
kunft sind bei Nicht-Eingebürgerten etwas häufiger als bei Eingebür­
gerten und im Verfahren Befindlichen. Insbesondere bei den Options­
pflichtigen sind Kontakte zu Personen deutscher Herkunft innerhalb 
der Familie deutlich seltener (46,9 %), was unter anderem darauf 
zurückzuführen ist, dass diese sehr jungen Befragten noch häufig mit 
ihren Eltern (nicht-deutscher Herkunft) zusammenleben.160 
160 Unterschiede können auch auf ein individuell unterschiedliches Verständnis 
des Begriffs „deutscher Herkunft“ zurückzuführen sein, das sich auch innerhalb 
einer Gruppe zeigen kann, zum Beispiel wenn (ebenfalls) optionspflichtige Ge­
schwister entweder der Kategorie „deutscher Herkunft“ oder „nicht-deutscher 
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Die häufigsten Kontakte zu Menschen deutscher Herkunft be­
stehen im Bereich Arbeit und Ausbildung. 95,0 % der Optionspflichti­
gen, 93,1 % der Eingebürgerten, 78,5 % der Personen im Einbürgerungs­
verfahren und 72,8 % der Nicht-Eingebürgerten haben häufig Kontakte 
zu deutschstämmigen Kollegen, Mitschülern, Mit-Auszubildenden 
oder Kommilitonen. 
Personen im Einbürgerungsverfahren (92,2 %), Eingebürgerte 
(85,4 %) und Nicht-Eingebürgerte (84,9 %), aber auch Optionspflichtige 
(81,2 %) haben häufig Kontakte zu Personen deutscher Herkunft in ih­
rem nachbarschaftlichen Umfeld. Bei den Optionspflichtigen kann der 
etwas geringere Anteil zum Beispiel auf die hohe Mobilität innerhalb 
dieser sehr jungen Gruppe zurückzuführen sein. 
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Abbildung 4-8: Kontakte zu Personen deutscher Herkunft im alltäglichen 











































































































0% 20% 40% 60% 80% 100% 
häufig selten nie keine Angabe 
­
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen. 161 
161	 Fragetext: „Nun komme ich zu Ihren Beziehungen und Kontakten im Alltag zu Per­
sonen deutscher Herkunft. – Mit Kontakten sind Gespräche und persönliche Treffen 
gemeint, die über Grußkontakte hinausgehen. Wie häufig haben Sie Kontakte zu 
Personen deutscher Herkunft? Haben Sie solche Kontakte täglich/mehrmals in der 
Woche/einmal in der Woche (häufig), mehrmals im Monat/seltener (gelegentlich) 
oder überhaupt nicht (nie)? A) in Ihrer eigenen Familie/Verwandtschaft, B) an Ihrem 
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In allen vier Untersuchungsgruppen bestehen häufig freund­
schaftliche Kontakte zu Deutschstämmigen. Insbesondere Options­
pflichtige haben solche Kontakte besonders häufig (90,7 %). Auch Ein­
gebürgerte (85,8 %), Personen im Einbürgerungsverfahren (85,0 %) und 
Nicht-Eingebürgerte (83,3 %) haben häufige Kontakte zu Freunden 
deutscher Herkunft. 
Dies belegt: Sowohl Eingebürgerte und Personen im Einbürge­
rungsverfahren als auch Nicht-Eingebürgerte, insbesondere jedoch 
die Optionspflichtigen sind sehr gut in soziale (Freundschafts-)Netz­
werke mit Menschen deutscher Herkunft eingebunden. 
Eine Gesamtbetrachtung privater Kontakte zu Personen deut­
scher Herkunft gibt Abbildung 4-9 wieder.162 
162 Hierzu wird ein Gesamtindex „Kontaktintensität“ gebildet. Dabei werden nur 
private Kontakte (Familie, Nachbarschaft, Freundeskreis) berücksichtigt, da bei 
einer Berücksichtigung von Kontakten im Bereich Ausbildung/Arbeit auf dem 
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
häufig selten nie 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 314. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 402. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 408. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 397. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen. 163 
Private Kontakte zu Personen deutscher Herkunft kommen bei 
Eingebürgerten etwas häufiger vor (85,8 %) als bei Nicht-Eingebürger­
ten (83,2 %) und Personen im Einbürgerungsverfahren (82,3 %). Sie sind 
aber auch bei Optionspflichtigen häufig (82,0 %). 
> Freundschaftliche Kontakte zu Menschen gleicher Herkunft 
sind unter den Personen im Einbürgerungsverfahren etwas 
häufiger. Insgesamt besteht in allen vier Untersuchungs­
gruppen aber eine stärkere Orientierung zu Personen deut­
scher Herkunft im alltäglichen Leben. 
Neben Kontakten im alltäglichen Leben zu Personen deutscher 
Herkunft interessiert auch die Kontaktintensität zu Personen aus dem 
Herkunftsland (Abbildung 4-10). 
163 Bildung eines Gesamtindex „Kontaktintensität“ von 0 bis 5 aus den Angaben zur 
Kontakthäufigkeit zu Personen deutscher Herkunft in den Bereichen Familie 
und Verwandte, Freunde und Bekannte sowie Nachbarschaft: „nie“ (Wert 0: 
keine Kontakte in allen drei Bereichen), „selten“ (Werte 1 bis 2), „häufig“ (Werte 
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Abbildung 4-10: Kontakte zu Personen aus dem Herkunftsland im 

















































































































0% 20% 40% 60% 80% 100% 
häufig selten nie keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.164 
164 Fragetext: „Nun komme ich zu Ihren Beziehungen und Kontakten im Alltag zu 
Personen aus (Herkunftsland). – Mit Kontakten sind Gespräche und persönliche 
Treffen gemeint, die über Grußkontakte hinausgehen. Wie häufig haben Sie 
Kontakte zu Personen aus (Herkunftsland)? Haben Sie solche Kontakte täglich/ 
mehrmals in der Woche/einmal in der Woche (häufig), mehrmals im Monat/ 
seltener (gelegentlich) oder überhaupt nicht (nie)? A) in Ihrer eigenen Familie/ 
Verwandtschaft, B) an Ihrem Arbeitsplatz, C) in Ihrer Nachbarschaft, D) in Ihrem 
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Bei Eingebürgerten (76,0 %) und Nicht-Eingebürgerten (75,7 %) 
bestehen im Alltag etwas seltener familiäre Kontakte zu Personen 
aus dem Herkunftsland als bei Personen im Einbürgerungsverfahren 
(83,2 %). Bei den Optionspflichtigen ist der deutlich häufigere Kontakt 
(91,5 %) darauf zurückzuführen, dass diese sehr jungen Befragten noch 
häufig mit ihren Eltern zusammenleben. 
Insbesondere Nicht-Eingebürgerte haben bei Arbeit und Ausbil­
dung seltener Kontakte zu Menschen aus ihren Herkunftsländern als 
im Verfahren Befindliche und Eingebürgerte. 
Bei der Betrachtung von Kontakten in der Nachbarschaft zu 
Menschen aus dem Herkunftsland fällt auf, dass Nicht-Eingebürgerte 
ein Nachbarschaftsumfeld mit etwas höherem Anteil an Personen 
aus dem Herkunftsland zu haben scheinen oder zumindest häufiger 
nachbarschaftliche Kontakte mit Personen gleicher Herkunft pflegen. 
Während 47,3 % der Nicht-Eingebürgerten häufig Kontakte zu Nach­
barn aus dem gleichen Herkunftsland haben, trifft dies nur für 34,9 % 
der Eingebürgerten und 40,7 % der im Verfahren Befindlichen zu. Auch 
Optionspflichtige haben solche Kontakte im nachbarschaftlichen Um­
feld verhältnismäßig häufig (58,4 %). 
Vier Fünftel (80,0 %) der Optionspflichtigen haben häufige Kon­
takte zu Freunden gleichen Migrationshintergrundes. Dies trifft auch 
auf drei Fünftel der Eingebürgerten (59,4 %) und Nicht-Eingebürgerten 
(60,4 %) sowie 65,1 % der Personen im Einbürgerungsverfahren zu. 
Die Kontaktintensität privater Kontakte zu Personen aus dem 
Herkunftsland wird in Abbildung 4-11 wiedergegeben.165 
165 Auch hier werden, wie zuvor bei dem Gesamtindex zu Kontakten deutscher 
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
häufig selten nie 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 316. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 405. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 398. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen. 166 
Private Kontakte zu Personen aus dem Herkunftsland kommen 
bei Nicht-Eingebürgerten etwas häufiger vor (61,3 %) als bei Eingebür­
gerten (55,5 %). Personen im Einbürgerungsverfahren (64,6 %) haben 
sogar noch etwas häufiger private Kontakte zu Personen aus dem 
Herkunftsland als Nicht-Eingebürgerte. Private Kontakte zu Personen 
aus dem Herkunftsland sind bei Optionspflichtigen besonders häufig 
(83,1 %), was aber auf die häufige Kontaktintensität innerhalb der Fami­
lie zurückzuführen ist, da sie noch häufig mit ihren Eltern zusammen­
leben. 
Insgesamt zeigt sich bei der Betrachtung der Alltagskontakte, 
dass in allen vier Untersuchungsgruppen im alltäglichen Leben eine 
stärkere Orientierung zu Personen deutscher Herkunft als zu Personen 
des Herkunftslandes besteht. 
166 Bildung eines Gesamtindex „Kontaktintensität“ von 0 bis 5 aus den Angaben zur 
Kontakthäufigkeit zu Personen aus dem Herkunftsland in den Bereichen Fami­
lie und Verwandte, Freunde und Bekannte sowie Nachbarschaft: „nie“ (Wert 0: 
keine Kontakte in allen drei Bereichen), „selten“ (Werte 1 bis 2) „häufig“ (Werte 3 
bis 5); Fehlende: „keine Angabe“ in einem der drei Bereiche. 
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4.3.2 Mitgliedschaft in Vereinen/Verbänden 
>	 Bezüglich der Mitgliedschaft in deutschen Vereinen äh­
neln sich Eingebürgerte und Nicht-Eingebürgerte. Per­
sonen im Einbürgerungsverfahren sind seltener Mitglied 
in deutschen Vereinen. Auffällig ist dies auch bei den 
Optionspflichtigen. In auf das Herkunftsland bezogenen 
Vereinen sind etwas häufiger Nicht-Eingebürgerte und 
Optionspflichtige Mitglied. 




Im Verfahren Befindliche 2,8 
Nicht-Eingebürgerte 
Optionspflichtige 2,3 















keine eine zwei drei bis sechs 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche.
 Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 167 
Es wird angenommen, dass die Mitgliedschaft in Vereinen eine 
Gelegenheitsstruktur darstellt, um mit anderen Menschen zu inter­
agieren (Haug et al. 2009: 255). Im Rahmen der BAMF-Einbürgerungs­
studie 2011 wurde die Mitgliedschaft in deutschen (Abbildung 4-12) 
und in herkunftslandbezogenen (Abbildung 4-13) Vereinen erhoben. 
167 Fragetext: „Ich lese Ihnen nun eine Liste von deutschen Vereinen, Verbänden 
und Organisationen vor. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie Mitglied sind. Hier­
mit meine ich nicht: in Deutschland gegründete Vereine, die einen Bezug zu 
(Herkunftsland) haben. A) Sportverein, B) Gewerkschaft, C) Berufsverband, D) 
Kultur- (Musik, Tanz), Bildungs- oder Freizeitverein (Jugend, Senioren), E) Reli­
giöse Organisation, F) Politische Partei/Vereinigung/Gruppe, G) Andere Vereini­
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Die knappe Mehrheit der Eingebürgerten und Nicht-Eingebür­
gerten ist Mitglied in mindestens einem deutschen Verein, Verband 
oder einer deutschen Organisation. Insbesondere Nicht-Eingebürger­
te sind etwas häufiger in mehreren deutschen Vereinen (oder ähnli­
chem) Mitglied. 
Die deutliche Mehrheit der Personen im Einbürgerungsverfah­
ren (67,6 %) ist nicht in einem deutschen Verein, Verband oder einer 
deutschen Organisation Mitglied. Grund für den Unterschied könnte 
unter anderem die geringere durchschnittliche Aufenthaltsdauer 
(siehe Kapitel 3.2) in dieser Untersuchungsgruppe sein. Auffällig ist, 
dass auch Optionspflichtige mehrheitlich (61,8 %) in keinem deutschen 
Verein (oder ähnlichem) Mitglied sind. 
Abbildung 4-13:		 Mitgliedschaften in herkunftslandbezogenen Vereinen, 




Im Verfahren Befindliche 
Nicht-Eingebürgerte 3,5 
Optionspflichtige 2,3 












keine eine zwei drei bis sechs 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen. 168 
168  Fragetext: „Sind Sie Mitglied in den folgenden Vereinen, Verbänden oder 
Organisationen aus (Herkunftsland)? Darunter fallen auch in Deutschland 
gegründete Vereine, die einen Bezug zu (Herkunftsland) haben. A) Sportverein, 
B) Landsmannschaftlicher/nationaler Verein/Gruppe, C) Berufsverband, D) Kul­
tur- (Musik, Tanz), Bildungs- oder Freizeitverein (Jugend, Senioren), E) Religiöse 
Organisation, F) Politische Partei/Vereinigung/Gruppe, G) Andere Vereinigung 
oder Gruppe: …“. 
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In allen Untersuchungsgruppen ist die deutliche Mehrheit 
nicht in einem Verein, Verband oder einer Organisation mit Her­
kunftslandbezug. Insbesondere Eingebürgerte und Personen im 
Einbürgerungsverfahren sind nur selten Mitglied in einem herkunfts­
landbezogenen Verein (oder ähnlichem). Unter den Nicht-Eingebür­
gerten ist immerhin fast ein Fünftel Mitglied in einem (oder mehreren) 
entsprechenden Verein(en). Bei den Optionspflichtigen ist es sogar fast 
ein Viertel. 
Im Wesentlichen handelt es sich um Mitgliedschaften in Kultur- 
(Musik, Tanz), Bildungs- oder Freizeitvereinen, religiösen Organisati­
onen oder Sportvereinen mit Herkunftslandbezug. Insbesondere bei 
den Optionspflichtigen ist der Anteil der Mitglieder in einer religiösen 
Organisation mit Herkunftslandbezug sehr hoch (17,9 %; Nicht-Einge­
bürgerte 8,0 %, Eingebürgerte 6,5 %, im Verfahren Befindliche 5,7 %). 
4.4 Identifikative Integration 
Die identifikative Dimension der Integration bezieht sich auf 
die „Identifikation eines Akteurs mit einem sozialen System“ und gilt 
als „gedankliche und emotionale Beziehung“ zu diesem System, die 
den Einzelnen mit diesem System „identisch“ werden lässt (Esser 2001: 
12). 
Die identifikative beziehungsweise emotionale Integration 
wird hier über das „Willkommensgefühl“, die Verbundenheit mit 
Deutschland und dem Herkunftsland, das Vertrauen in einzelne Ins­
titutionen der drei Gewalten (Legislative, Judikative, Exekutive) sowie 
anhand der Bleibe-, Aus- oder Rückwanderungsabsicht gemessen. 
Die (Entscheidung zur) Einbürgerung als Ausdruck der Identifi­
kation wird häufig auch „unter dieser Dimension kategorisiert“ (Haug 
et al. 2009: 209), da sie hier jedoch Untersuchungsgegenstand ist, wird 
lediglich auf Unterschiede in den genannten Aspekten der identifika­
tiven Integration vor dem Hintergrund des Einbürgerungsstatus (ein­
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4.4.1 Willkommensgefühl 
> Nicht-Eingebürgerte fühlen sich häufiger als Fremde und 
sind häufiger der Ansicht, dass man auch mit deutschem 
Pass nicht als gleichberechtigter Deutscher wahrgenom­
men würde. Diese Wahrnehmung ist auch bei Options­
pflichtigen verbreitet. 
Das Willkommensgefühl der Befragten wurde mit drei Aus­
sagen erfasst. Eine der Aussagen war persönlicher formuliert („Ich 
werde in Deutschland als Fremde/r wahrgenommen“). Zwei Aussagen 
waren allgemeiner gehalten, wobei eine auf die Einschätzung der 
Befragten über den Umgang mit Menschen nicht-deutscher Herkunft 
in Deutschland („In Deutschland geht man offen auf Menschen nicht­
deutscher Herkunft zu“) und eine auf die gleichberechtigte Anerken­
nung mit deutschem Pass („Auch mit deutschem Pass wird man nicht 
als gleichberechtigte/r Deutsche/r anerkannt“) abzielte (Tabelle 4-6). 
Nicht-Eingebürgerte haben häufiger das Gefühl, in Deutsch­
land als Fremde wahrgenommen zu werden, als Befragte der anderen 
Untersuchungsgruppen. Fast zwei Fünftel der Nicht-Eingebürgerten 
(39,2 %) sind dieser Ansicht, unter den Personen im Einbürgerungsver­
fahren teilt ein Drittel (33,4 %) diese Einschätzung. Unter den Options­
pflichtigen und Eingebürgerten sind es jeweils über ein Viertel (25,8 % 
beziehungsweise 28,2 %). 
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Zustimmung 28,2 33,4 39,2 25,8 
teils/teils 31,5 20,1 21,3 26,5 
Ablehnung 40,3 46,5 39,5 47,7 
keine Angaben 0,0 0,0 0,0 0,0 
In Deutschland 




Zustimmung 33,4 35,2 37,8 31,7 
teils/teils 37,6 44,1 35,4 43,7 
Ablehnung 27,3 19,3 23,4 24,5 
keine Angaben 1,7 1,4 3,4 0,2 
Auch mit deutschem 
Pass wird man nicht 
als gleichberechtigte/r 
Deutsche/r anerkannt. 
Zustimmung 39,5 29,5 50,3 44,7 
teils/teils 26,4 33,1 20,2 23,0 
Ablehnung 30,9 30,1 17,7 29,9 
keine Angaben 3,2 7,2 11,9 2,4 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401.169 
Jeweils etwa ein Drittel der Eingebürgerten, im Verfahren Be­
findlichen, Nicht-Eingebürgerten und Optionspflichtigen findet, dass 
man in Deutschland offen auf Menschen nicht-deutscher Herkunft 
zugeht. Nicht-Eingebürgerte stimmen dieser Aussage im Vergleich 
mit den anderen Gruppen am häufigsten zu (37,8 %), Optionspflichtige 
am seltensten (31,7 %). 
169 Fragetext: „Bitte sagen Sie mir, inwieweit Sie den folgenden Aussagen zustim­
men oder auch nicht.“ Antwortmöglichkeiten: stimme voll und ganz zu/stimme 
eher zu (Zustimmung/Zust.); teils/teils; stimme eher nicht zu/stimme überhaupt 
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Mit Bezug auf die deutsche Staatsangehörigkeit zeigt sich, 
dass über die Hälfte (50,3 %) der Nicht-Eingebürgerten der Ansicht ist, 
Personen mit Migrationshintergrund würden in Deutschland auch 
mit deutschem Pass nicht als gleichberechtigte Deutsche anerkannt. 
Eingebürgerte (39,5 %) und vor allem Personen im Einbürgerungsver­
fahren (29,5 %) vertreten diese Ansicht deutlich seltener. Diese relativ 
weit verbreitete Ansicht unter Nicht-Eingebürgerten könnte sie unter 
anderem hemmen, einen Antrag auf Einbürgerung zu stellen. Auffäl­
lig ist aber auch, dass ein verhältnismäßig großer Anteil der Options­
pflichtigen, die ja bereits länger im Besitz des deutschen Passes sind, 
das Gefühl haben, dennoch nicht als gleichberechtigte Deutsche aner­
kannt zu werden (44,7 %). Dies könnte auch darauf zurückgeführt wer­
den, dass Optionspflichtige von ihrem Umfeld eventuell häufiger gar 
nicht als Deutsche (oder Mehrstaater) wahrgenommen werden, son­
dern unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit dem Herkunftsland 
ihrer Eltern „zugeordnet“ werden.170 Dies bestätigt sich in einzelnen 
Interviews mit Optionspflichtigen im Rahmen der qualitativen Studie 
(Worbs et al. 2012: Kapitel 3.2). 
4.4.2 		 Verbundenheit mit Deutschland und dem Her
kunftsland 
­
>	 Hinsichtlich der Verbundenheit mit Deutschland und/oder 
dem Herkunftsland lässt sich bei allen vier Gruppen eine 
ausgeprägte Tendenz der Verbundenheit mit Deutschland 
feststellen, auch wenn sich diese häufig in Form einer Dop­
pelidentität, also der gleichzeitigen hohen Verbundenheit 
mit dem Herkunftsland, zeigt. Insbesondere bei den Nicht-
Eingebürgerten ist dies häufig anzutreffen. 
170 Optionspflichtige können auch mehrere ausländische Staatsangehörigkeiten 
haben, zum Beispiel wenn die Eltern unterschiedliche Staatsangehörigkeiten 
an ihre Kinder weitergeben. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird an ent­
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Um die Verbundenheit zu Deutschland und dem Herkunftsland 
beurteilen zu können, wurde gefragt, mit welchem Land sich die Be­
fragten eher verbunden fühlen (Abbildung 4-14). 
In allen vier untersuchten Gruppen zeigt sich eine starke Ten­
denz der Verbundenheit zu Deutschland, auch wenn sich diese häufig 
in Form einer Doppelidentität (gleiche Verbundenheit mit beiden 
Ländern) zeigt. Einzig bei den Nicht-Eingebürgerten (11,5 %) und den 
Optionspflichtigen (9,0 %) fühlt sich ein nennenswerter, aber kleiner 
Teil eher mit dem Herkunftsland (der Familie) verbunden. 
Bei den Nicht-Eingebürgerten zeigt sich hinsichtlich der Ver­
bundenheit eher eine Tendenz in Richtung „Mehrfachintegration“ 
(Inklusion in die ethnische Gruppe und die Aufnahmegesellschaft, 
Esser 2006b: 25), die knappe Mehrheit fühlt sich mit Deutschland und 
dem Herkunftsland in gleichem Maße verbunden (51,7 %). Bei den Per­
sonen im Einbürgerungsverfahren fühlt sich die deutliche Mehrheit 
eher mit Deutschland verbunden (63,2 %). Letzteres kann (auch) darauf 
zurückzuführen sein, dass im Einbürgerungsverfahren eine größere 
Bewusstheit des Themas vorherrscht.171 
171 Bezüglich der Identifikation mit Deutschland stellt Maehler (2012) fest, dass 
diese bei eingebürgerten Migranten auf langfristige Sicht zurückgeht. Zurück­
geführt wird dies auf einen „Sozialisationseffekt“, der als „Stolzproblematik“ 
bezeichnet wird (Maehler 2012: 274). Dieser Aspekt kann auch eine Erklärung 
für die in der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 beobachtete höhere Verbunden­
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Im Verfahren Befindliche 
Nicht-Eingebürgerte 
Optionspflichtige 
47,7 46,4 4,3 
63,2 34,4 
35,1 51,7 11,5 
46,2 43,0 9,0 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
eher mit Deutschland 
mit beiden gleich 
eher mit Herkunftsland 
weiß nicht 
keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen. 172 
4.4.3 Institutionenvertrauen 
>	 Das Vertrauen in Institutionen wie den Bundestag, die 
Bundesregierung, die Justiz, die Polizei oder allgemein in 
Behörden ist bei Personen im Einbürgerungsverfahren am 
höchsten. Danach folgen Eingebürgerte, dann Options­
pflichtige. Deutlich schwächer ist das Institutionenvertrau­
en bei Nicht-Eingebürgerten. 
Das Vertrauen in bestimmte Institutionen in Deutschland zeigt 
die folgende Tabelle. Es wird dabei davon ausgegangen, dass mit ei­
nem höheren Vertrauen in die verschiedenen Institutionen der Legis­
lative, Judikative und Exekutive eine stärkere Identifikation mit dem 
politischen und gesellschaftlichen System und somit eine stärkere 
identifikative Integration einhergeht (Tabelle 4-7). 
172 Fragetext: „Mit welchem Land fühlen Sie sich eher verbunden?“ 
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Eingebürgerte 41,5 44,3 10,2 0,6 3,4 
Bundestag Im Verfahren 
Befindliche 
60,0 24,9 9,7 2,6 2,8 
Nicht-Eingebürgerte 28,9 40,9 19,2 6,9 4,2 
Optionspflichtige 31,2 50,1 12,1 2,1 4,5 





52,7 32,1 11,9 1,9 1,3 
Nicht-Eingebürgerte 34,5 40,9 19,9 2,2 2,5 
Optionspflichtige 39,8 42,5 14,9 0,0 2,7 




74,0 21,9 1,7 1,2 1,3 
Nicht-Eingebürgerte 47,6 30,3 14,0 5,9 2,3 
Optionspflichtige 60,2 27,5 9,6 1,3 1,5 




78,7 18,3 2,3 0,2 0,6 
Nicht-Eingebürgerte 62,7 23,6 9,8 2,3 1,6 
Optionspflichtige 62,1 27,5 9,7 0,2 0,6 




64,3 28,1 7,0 0,0 0,6 
Nicht-Eingebürgerte 45,7 38,8 11,0 2,3 2,2 
Optionspflichtige 45,6 41,5 9,9 0,5 2,6 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. Basis: 
Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 173 
173 Fragetext: „In Deutschland gibt es verschiedene Institutionen. Zu diesen kann man 
unterschiedlich großes Vertrauen haben. Bitte sagen Sie mir, inwiefern Sie Vertrauen 
in folgende Institutionen haben oder nicht.“ Antwortmöglichkeiten: volles Vertrau­
en/viel Vertrauen (hohes Vertrauen); mittleres Vertrauen; wenig Vertrauen/über­
haupt kein Vertrauen (geringes/kein Vertrauen); kenne ich nicht (Institution nicht 
bekannt); keine Angabe. 
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Beim Vertrauen der Befragten in verschiedene Institutionen 
besteht ein deutlich erkennbares Muster: Eingebürgerte und Personen 
im Einbürgerungsverfahren weisen ein höheres Vertrauen in Legisla­
tive (Bundestag), Judikative (Justiz) und Exekutive (Bundesregierung, 
Polizei, Behörden) auf als Nicht-Eingebürgerte und Optionspflichtige, 
einzige Ausnahme stellt im Bereich der Exekutive das Vertrauen zur 
Bundesregierung dar. 
In allen Bereichen haben Personen im Einbürgerungsverfahren 
im Vergleich zu den anderen Gruppen am häufigsten hohes Vertrau­
en in die genannten Institutionen.174 Danach folgen Eingebürgerte. 
Optionspflichtige haben jedoch ein höheres Maß an Vertrauen in die 
Bundesregierung als Eingebürgerte und Nicht-Eingebürgerte. Das 
Vertrauen in die Bundesregierung ist bei letztgenannten Untersu­
chungsgruppen in etwa auf gleichem Niveau. 
Gemessen an Eingebürgerten und Personen im Einbürge­
rungsverfahren verfügen Optionspflichtige, insbesondere aber Nicht-
Eingebürgerte über ein Vertrauens- und somit vermutlich auch ein 
Identifikationsdefizit bezüglich der hier betrachteten Institutionen 
der drei Gewalten. 
Da sowohl Nicht-Eingebürgerte als auch Personen im Einbürge­
rungsverfahren (noch) nicht über ein Wahlrecht (auf Bundesebene)175 
verfügen, kann das geringere Vertrauen der Nicht-Eingebürgerten 
in Bundestag und Bundesregierung nicht allein durch das fehlende 
Wahlrecht erklärt werden. Vielmehr ist zu vermuten, dass sich hinter 
dem geringeren Vertrauen der Nicht-Eingebürgerten bestimmte Hin­
tergrundfaktoren verstecken, wie zum Beispiel das Gefühl, sich durch 
diese Organe weniger in ihren Interessen oder Anliegen vertreten zu 
174 Hierbei kann es sich auch um einen Befragungseffekt handeln (soziale Er­
wünschtheit), der sich dergestalt äußert, dass sich diese Gruppe aufgrund des 
laufenden Einbürgerungsverfahrens besonders vertrauensvoll zeigen wollte. 
175 EU-Bürger können in Deutschland zumindest auf kommunaler Ebene wählen. 
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sehen.176 Solche Aspekte könnten sich wiederum negativ auf die Ein­
bürgerungsneigung auswirken. 
Das geringere Vertrauen der Nicht-Eingebürgerten in die 
Behörden könnte auf häufigere (oder zurückliegende) Probleme zu­
rückzuführen sein, zum Beispiel bei der Beantragung von Aufenthalts­
genehmigungen. Bei den Optionspflichtigen könnte dies zumindest 
teilweise auf negative Erfahrungen im Rahmen des Optionsverfahrens 
oder eine allgemein negative Wahrnehmung des Optionsverfahrens 
zurückzuführen sein. Hierbei kann es sich auch um einen Alterseffekt 
handeln, da unter anderem Bundestag oder Bundesregierung im Be­
wusstsein noch keine so große Rolle spielen. 
4.4.4 Bleibe-, Aus- oder Rückwanderungsabsicht 
>	 Die deutliche Mehrheit der Eingebürgerten, Personen im 
Einbürgerungsverfahren, Nicht-Eingebürgerten und Opti­
onspflichtigen will in Deutschland bleiben. Wenn es Pläne 
gibt, Deutschland zeitweise oder ganz zu verlassen, dann 
werden diese eher von Optionspflichtigen, aber auch von 
Nicht-Eingebürgerten artikuliert. Die abwanderungsberei­
ten Optionspflichtigen orientieren sich dabei in Richtung 
anderer Länder, entsprechende Nicht-Eingebürgerte sind 
eher herkunftslandorientiert. 
In Abbildung 4-15 wird dargestellt, inwiefern Eingebürgerte, 
Personen im Einbürgerungsverfahren, Nicht-Eingebürgerte oder Op­
tionspflichtige planen, Deutschland für längere Zeit — also für über 
ein Jahr oder für immer — zu verlassen und, wenn ja, wohin sie gehen 
möchten. 
176 Entsprechendes lässt auch die in dieser Untersuchungsgruppe häufigere An­
gabe „kenne ich nicht“ (Institution nicht bekannt) vermuten, die insbesondere 
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20% 40% 60% 80% 100% 
Herkunftsland 
anderes Land 
in Deutschland bleiben 
weiß nicht 
keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Basis: Optionspflichtige. Ungewichtete Anzahl: 401. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen. 177 
Insgesamt zeigt sich, dass nur verhältnismäßig wenige der 
untersuchten Personen die Absicht haben, für längere Zeit (über ein 
Jahr oder für immer) in ihr Herkunftsland zurückzukehren. Insbe­
sondere bei den Personen im Einbürgerungsverfahren, aber auch bei 
den Eingebürgerten ist dies erwartungsgemäß selten der Fall. Bei den 
Nicht-Eingebürgerten wollen dies immerhin 8,6 % und bei den Opti­
onspflichtigen wollen 6,1 % für immer oder für längere Zeit in das Her­
kunftsland ihrer Familie zurückkehren. In der letztgenannten Gruppe 
besteht auch, verglichen mit den anderen Untersuchungsgruppen, 
eine relativ starke Absicht, für längere Zeit in einem anderen Land als 
in Deutschland oder dem Herkunftsland ihrer Familie zu leben (10,6 %). 
Bei diesen jungen Menschen könnte dies unter anderem mit Plänen 
177 Fragetext: „Beabsichtigen Sie, Deutschland für längere Zeit, d.h. über ein Jahr 
oder für immer zu verlassen, gemeint sind keine Urlaube? Wenn ja, wohin 
möchten Sie gehen?“ Antwortmöglichkeiten: Ja, in (Herkunftsland); Ja, in ein 
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im Rahmen der Ausbildung (Auslandsstudium/-semester), aber auch 
mit der beruflichen Weiterentwicklung zusammenhängen. Dies kann 
auch für diejenigen gelten, die planen, einmal im Herkunftsland (der 
Eltern) zu leben, da sich dies zum Beispiel aufgrund bereits vorhande­
ner Sprachkenntnisse für einen solchen Schritt in besonderer Weise 
eignen würde. Hinzu kommt in dieser Gruppe zum einen, dass Opti­
onspflichtige aufgrund ihres Alters noch weniger Verpflichtungen 
haben und weniger gefestigt sind (zum Beispiel Familie, Kinder) und 
somit für entsprechende Schritte flexibler sind. Zum anderen wachsen 
sie in einer Zeit voranschreitender Globalisierung auf, in der auch in 
beruflicher Hinsicht zunehmend Auslandserfahrungen sowie (globa­
le) Mobilität gefordert werden. Ähnliche Ergebnisse bringt auch die 
qualitative Studie zur Optionspflicht hervor (Worbs et al. 2012: Kapitel 
3.7). 
Auch unter den Eingebürgerten planen immerhin 5,8 %, noch 
einmal für längere Zeit in einem anderen Land zu leben. Für diese Per­
sonen kann der deutsche Pass auch ein „Sprungbrett“ sein, insbeson­
dere weil durch die EU-Zugehörigkeit der Weg in andere EU-Staaten 
(zum Beispiel um dort zu leben oder zu arbeiten) frei wird und auch 
Reisen und Aufenthalte in anderen Ländern (oft) deutlich erleichtert 
werden. 
Insgesamt aber zeigt sich, dass sich die deutliche Mehrheit 
der Eingebürgerten (85,3 %), Personen im Einbürgerungsverfahren 
(95,2 %), Nicht-Eingebürgerten (86,7 %) und Optionspflichtigen (74,8 %) 
für eine Zukunft in Deutschland entschieden hat. 
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Aspekte der Einbürgerung 
Dieses Kapitel beschäftigt sich mit der Einbürgerung in 
Deutschland. Im Vordergrund stehen dabei Aspekte im Zusammen­
hang mit dem Einbürgerungsverfahren, Gründe für und gegen eine 
Einbürgerung sowie Folgen der Einbürgerung. Dazu werden drei Un­
tersuchungsgruppen betrachtet: Eingebürgerte, Personen im Einbür­
gerungsverfahren (auch als „im Verfahren Befindliche“ bezeichnet) 
und Nicht-Eingebürgerte. 
Zunächst wird sich dem Informationsstand und den Kenntnis­
sen zur Einbürgerung (Kapitel 5.1) gewidmet. Dabei werden sowohl 
die Nutzung von (potenziellen) Informationsquellen, die Wirkung 
und individuelle Beurteilung von Informationen, aber auch der 
Kenntnisstand (der Nicht-Eingebürgerten) über die Einbürgerung in 
Deutschland untersucht. Daran anschließend wird der Verlauf des Ein­
bürgerungsverfahrens anhand der Angaben der Befragten dargestellt 
(Kapitel 5.2), beginnend bei den Rahmenbedingungen der Antragstel­
lung über Dauer und Kosten der Einbürgerung sowie weitere Aspekte 
im Zusammenhang mit dem Verfahren (Einbürgerungstest/-feier) bis 
hin zur Beurteilung des Verfahrens. Danach werden Gründe für und 
gegen eine Einbürgerung untersucht (Kapitel 5.3). Daneben wird au­
ßerdem die Unterstützung der Einbürgerung durch das persönliche 
Umfeld betrachtet (Kapitel 5.4) und es wird der Frage nachgegangen, 
welche Bedeutung Staatsangehörigkeit für die Befragten hat und wie 
sie die Aufgabe ihrer ursprünglichen Staatsangehörigkeit beurteilen 
(Kapitel 5.5). Folgen der Einbürgerung sowie die Nutzung von Rechten 
im Zusammenhang mit der deutschen Staatsangehörigkeit bilden den 
vorletzten Abschnitt (Kapitel 5.6). Abschließend werden im Rahmen 
einer multivariaten Analyse Einflussfaktoren auf die Einbürgerungs­
entscheidung betrachtet (Kapitel 5.7). 
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5.1 Informationsstand und Kenntnisse zur  
Einbürgerung 
In Bezug auf den Informationsstand zur Einbürgerung ist es 
vordergründig von Interesse zu erfahren, welche Nutzungsrelevanz 
einzelne Informationsquellen haben. 
>	 Die wichtigsten Informationsquellen zur Einbürgerung sind 
die Staatsangehörigkeitsbehörden und das Internet. Auch 
Familie, Freunde und Bekannte spielen eine Rolle bei der 
Informationsbeschaffung. 
Abbildung 5-1 zeigt, welche Informationsquellen von Eingebür­
gerten und Einbürgerungsbewerbern (im Verfahren Befindliche) vor 
einer Einbürgerung genutzt wurden beziehungsweise von potenziel­
len Einbürgerungskandidaten (Nicht-Eingebürgerte) genutzt würden. 
Die quantitativ wichtigste Informationsquelle zur Einbürgerung ist 
dabei die Staatsangehörigkeitsbehörde. 
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Abbildung 5-1: Nutzungsrelevanz verschiedener Informationsquellen zur 























































0% 20% 40% 60% 80% 
Eingebürgerte Im Verfahren Befindliche Nicht-Eingebürgerte 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.178 
178 Fragetext: „Bei wem haben Sie sich vor Ihrer Einbürgerung informiert? (A/B) / 
Bei wem würden Sie sich vor einer Einbürgerung informieren? (C) Sie können 
mehrere Angaben machen.“ Antwortmöglichkeiten: ja; nein; keine Angabe. 
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Eingebürgerte und Personen im Einbürgerungsverfahren ha­
ben sich vor ihrem Antrag auf Einbürgerung verhältnismäßig häufig 
in einer Staatsangehörigkeitsbehörde über die Einbürgerung infor­
miert (44,5 % beziehungsweise 53,6 %), Nicht-Eingebürgerte würden 
dies noch häufiger machen (73,5 %). 
Zweitwichtigste Quelle ist bei den Eingebürgerten und Nicht-
Eingebürgerten das Internet. Dieses wurde vor der Einbürgerung von 
40,4 % der Eingebürgerten zur Informationsbeschaffung genutzt und 
würde vor einer Einbürgerung von 65,8 % der Nicht-Eingebürgerten 
zur Information genutzt. Danach folgen bei den Eingebürgerten Fami­
lie (40,0 %) sowie Freunde und Bekannte (34,9 %). Die Nicht-Eingebür­
gerten würden sich vor einer Einbürgerung häufiger bei Ausländer-/ 
Integrationsbeauftragten oder Ausländerbeiräten (60,3 %) informieren 
als bei Familie (40,5 %), Freunden und Bekannten (49,9 %). Ausländer-/ 
Integrationsbeauftragte oder Ausländerbeiräte hatten hingegen bei 
den Eingebürgerten und Personen im Einbürgerungsverfahren als In­
formationsquelle im Vorfeld eine deutlich geringere Bedeutung (17,2 % 
beziehungsweise 22,9 %). 
Bei den Personen im Einbürgerungsverfahren wurden Familie 
(49,7 %) sowie Freunde und Bekannte (48,3 %) häufiger zur Information 
herangezogen als das Internet (44,1 %). Sonstige nicht näher benannte 
Informationsquellen sowie Rechtsanwälte, Vereine und Organisati­
onen (auch Migrantenorganisationen), Beratungsstellen von Wohl­
fahrtsverbänden (zum Beispiel Caritas oder Arbeiterwohlfahrt) und 
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Geistliche (zum Beispiel Imame) sind im Vergleich mit anderen 
Informationsquellen, insbesondere bei Eingebürgerten und im Ver­
fahren Befindlichen, nur von geringer Bedeutung.179 
Insgesamt lässt sich erkennen, dass bei den Nicht-Eingebür­
gerten ähnliche Quellen eine hohe Bedeutung zur Informierung über 
eine mögliche Einbürgerung haben, wie sie es auch bei den Eingebür­
gerten und Personen im Einbürgerungsverfahren vor deren Einbürge­
rungsantrag hatten. 
Betrachtet man die Anzahl der genutzten Informationsquellen, 
dann zeigt sich, dass unter den Eingebürgerten 9,7 % keine Informa­
tionsquellen vor ihrer Einbürgerung genutzt haben, 26,4 % nur eine 
Informationsquelle und 53,6 % zwei oder drei Informationsquellen. 
Der Rest hat auf mehr als drei Quellen zurückgegriffen. 
Von den Personen im Einbürgerungsverfahren haben nur 
3,3 % keine, 20,4 % eine, 56,6 % zwei oder drei und der Rest mehr als drei 
Quellen zur Information herangezogen. 
Es ist davon auszugehen, dass das persönliche Umfeld und ins­
besondere die Informationen und auch die damit kommunizierten 
Erfahrungen von eingebürgerten Personen aus dem näheren Umfeld 
einen Einfluss darauf haben, ob eine Person einen Einbürgerungsan­
trag stellt. Daher wurde überprüft, ob die Informationen von Personen 
179 Auffällig ist, dass die Anteile unter den Nicht-Eingebürgerten bei den meis­
ten Informationsquellen deutlich höher sind als die Anteile unter den Ein­
gebürgerten und den Personen im Einbürgerungsverfahren. Dies dürfte im 
Wesentlichen auf die Art und Weise der Fragestellung zurückzuführen sein. 
Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche geben rückblickend (aus einer 
vorgelesenen/vorgelegten Liste) an, welche Informationsquellen sie vor ihrem 
Einbürgerungsantrag tatsächlich genutzt haben. Manche der genannten In­
formationsquellen waren den Betroffenen eventuell zum damaligen Zeitpunkt 
gar nicht bekannt oder sie werden aufgrund von Erinnerungslücken nicht 
angegeben. Die Nicht-Eingebürgerten hingegen geben aus einer Liste mögli­
cher Informationsquellen, die ihnen vorgelesen wird, an, welche Quellen sie 
vor einer Einbürgerung nutzen würden. Hinzu kommt, dass das Vorhaben, eine 







172 Aspekte der Einbürgerung 
aus dem näheren Umfeld bestärkend oder abschreckend darauf wir­
ken, einen Einbürgerungsantrag zu stellen (Abbildung 5-2). 
Abbildung 5-2:		 Wirkung der Informationen aus dem persönlichen Um­
feld auf die Entscheidung, einen Einbürgerungsantrag zu 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte, die sich bei Familie, Freunden und Bekannten informiert
haben. Ungewichtete Anzahl: 170. Basis: Im Verfahren Befindliche, die sich bei Familie, 
Freunden und Bekannten informiert haben. Ungewichtete Anzahl: 235. 

Basis: Nicht-Eingebürgerte, die jemanden in Familie, Freundes- und Bekanntenkreis 

kennen, der eingebürgert wurde. Ungewichtete Anzahl: 302. 

Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.180
 
180 Fragetext: „Haben die Informationen aus Ihrer Familie oder Ihrem Freundes- 
und Bekanntenkreis Sie eher bestärkt oder eher abgeschreckt, einen Antrag auf 
Einbürgerung zu stellen? Oder hatten diese keinen Einfluss auf Ihre Entschei­
dung?“ Antwortmöglichkeiten: bestärkt; abgeschreckt; weder noch; teilweise 
bestärkt und teilweise abgeschreckt; weiß nicht; keine Angabe. 
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Unter den Eingebürgerten wurden 40,0 % durch die Informa­
tionen aus ihrer Familie oder ihrem Freundes- und Bekanntenkreis 
bestärkt, einen Antrag auf Einbürgerung zu stellen. 10,9 % wurden 
teilweise bestärkt und unter 1 % wurde abgeschreckt. Bei einem ver­
hältnismäßig großen Anteil (47,6 %) hatten die Informationen weder 
eine bestärkende noch eine abschreckende Wirkung. 
Bei den Personen im Einbürgerungsverfahren zeigt sich deut­
lich eine bestärkende Wirkung der Informationen aus Familie oder 
Freundes- und Bekanntenkreis auf den Einbürgerungsantrag (63,5 %). 
7,5 % wurden zumindest teilweise bestärkt, unter 2 % wurden abge­
schreckt und 27,1 % wurden weder bestärkt noch abgeschreckt. 
Bei den Nicht-Eingebürgerten haben Informationen aus dem 
Freundes- und Bekanntenkreis nur bei 19,0 % eine bestärkende und bei 
4,4 % eine teilweise bestärkende Wirkung, einen Antrag auf Einbürge­
rung zu stellen. Bei 3,6 % haben sie eine abschreckende Wirkung, bei 
der deutlichen Mehrheit von 69,0 % jedoch keinen Effekt auf den Ein­
bürgerungswunsch.181 
Von den Informationen aus Familie, Freundes- und Bekann­
tenkreis ist also auf Eingebürgerte und Personen im Einbürgerungs­
verfahren eher eine bestärkende als eine abschreckende Wirkung auf 
den Einbürgerungsantrag ausgegangen. Bei vielen Eingebürgerten 
ist allerdings keine eindeutige Wirkung festzustellen. Bei den Nicht-
Eingebürgerten haben die Informationen von Familie, Freunden und 
Bekannten seltener eine bestärkende Wirkung darauf, einen Antrag 
auf Einbürgerung zu stellen. Bei den meisten ist keine klare Wirkung 
festzustellen. Es kann also vermutet werden, dass Nicht-Eingebür­
gerte, die theoretisch die Einbürgerungsvoraussetzungen erfüllen, 
181	 Den Nicht-Eingebürgerten wurde diese Frage nur gestellt, wenn sie tatsächlich 
jemanden in der Familie oder i Freundes- und Bekanntenkreis kennen, der ein­
gebürgert wurde. Dies ermöglicht besser, den Einfluss der Informationen aus 
dem persönlichen Umfeld zu beurteilen, wenn dieses Umfeld tatsächlich über 
Erfahrungen mit der Einbürgerung verfügt. (Vorgeschaltete Frage: „Kennen Sie 
jemanden in Ihrer Familie oder Ihrem Freundes- und Bekanntenkreis, der die 
deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung angenommen hat?“ Ant­
wortmöglichkeiten: ja; nein; weiß nicht; keine Angabe.) 
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sich bislang nicht einbürgern lassen, weil sie unter anderem von den 
Erfahrungen ihres persönlichen Umfelds nicht eindeutig bestärkt 
werden. Dies könnte etwa daran liegen, dass Nicht-Eingebürgerte mit 
ihren eingebürgerten Familienmitgliedern, Freunden und Bekannten 
weniger über deren Erfahrungen mit der Einbürgerung sprechen. Ent­
sprechend scheint der Verlauf der Einbürgerung aufgrund der Aktua­
lität häufiger bei im Verfahren Befindlichen Gesprächsthema zu sein. 
Darauf weist zumindest der im Vergleich zu den anderen Gruppen 
geringere Anteil der „weder-noch“-Angaben hin. 
Die im Vergleich zu den Eingebürgerten häufiger bestärkende 
Wirkung der Informationen von Familie, Freunden und Bekannten 
unter den Personen im Einbürgerungsverfahren könnte darauf zu­
rückzuführen sein, dass derzeit im Verfahren Befindliche über Infor­
mationen von Personen aus dem näheren Umfeld verfügen, die erst in 
jüngerer Zeit eingebürgert wurden (seit der Reform des Staatsangehö­
rigkeitsrechts). Die Eingebürgerten (seit 2005) könnten noch häufiger 
Informationen zur Einbürgerung von Personen aus dem näheren 
Umfeld bekommen haben, die noch vor dieser Reform eingebürgert 
wurden, also als die Einbürgerung noch deutlich schwieriger und die 
Verfahren deutlich langwieriger waren. 
>	 Eingebürgerte und Personen, die sich im Einbürgerungs­
verfahren befinden, sind überwiegend der Ansicht, dass 
Informationen zur Einbürgerung leicht verfügbar sind. 
Nicht-Eingebürgerte sind deutlich seltener dieser Meinung. 
Ein Fünftel in dieser Gruppe weiß nicht, wo man sich über 
eine Einbürgerung informieren kann. 
In Abbildung 5-3 wird die individuelle Beurteilung der Informa­
tionen zur Einbürgerung durch Eingebürgerte, im Verfahren Befindli­
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Abbildung 5-3: Individuelle Beurteilung der Informationen zur 
Einbürgerung (in Prozent) 
 
   
  
     
  
    
   
 
    
  
    
 
       
  
    
   
    
  
    
 
      
  
    
   
 


















































sind leicht verfügbar. 
Weiß nicht, wo ich mich über 
Einbürgerung informieren kann. 
Sollte mehr Infos und
Beratungsangebote in anderen
Sprachen geben. 
Sollte mehr Informationen über
bestehende Beratungsangebote geben. 
Informationen zur Einbürgerung sind
leicht verfügbar. 
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Informationen zur Einbürgerung sind
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Wusste anfangs nicht, wo ich mich über 
Einbürgerung informieren kann. 
Sollte mehr Infos und
Beratungsangebote in anderen
Sprachen geben. 
Sollte mehr Informationen über


































0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Zustimmung teils/teils Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 
411. Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.182 
182 Fragetext: „Nun habe ich noch mal ein paar Aussagen zur Einbürgerung allge­
mein: Bitte sagen Sie mir, inwiefern Sie diesen zustimmen oder nicht.“ Antwort­
möglichkeiten: stimme voll und ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung); teils/ 
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Eingebürgerte und Personen, die sich im Einbürgerungsverfah­
ren befinden, sind größtenteils der Ansicht, dass Informationen zur 
Einbürgerung leicht verfügbar sind (67,9 % beziehungsweise 71,4 %). 
Bei den Nicht-Eingebürgerten sind es nur 49,7 %, was darauf hinweist, 
dass diese Personengruppe schwerer an Informationen gelangt, was 
sich wiederum negativ auf ihre Einbürgerungstendenz auswirken 
könnte. 
Es zeigt sich auch, dass immerhin 19,9 % der Nicht-Eingebürger­
ten nicht wissen, wo sie sich über eine Einbürgerung informieren kön­
nen; bei 12,2 % ist dies zumindest teilweise der Fall.183 Auch bei den Ein­
gebürgerten und Personen im Einbürgerungsverfahren wussten 16,3 % 
beziehungsweise 23,6 % anfangs nicht, wo sie sich über eine Einbürge­
rung informieren können. Dass ein Fünftel (zumindest anfangs) nicht 
weiß, wo sie sich über die Einbürgerung in Deutschland informieren 
können, legt den Schluss nahe, dass Informationsangebote noch viel 
breiter bekannt gemacht und beworben werden sollten. 
>	 Die Bereitstellung von Informationen und Beratungsange­
boten zur Einbürgerung in anderen Sprachen sehen jeweils 
etwa ein Drittel der Eingebürgerten und der Personen im 
Einbürgerungsverfahren sowie 46,7 % der Nicht-Eingebür­
gerten als wünschenswert an. 
Darüber hinaus sollte auch darüber nachgedacht werden, mehr 
Informationen und Beratungsangebote zur Einbürgerung in anderen 
Sprachen bereitzustellen. Jeweils etwa ein Drittel der Eingebürgerten 
und Personen im Einbürgerungsverfahren ist dieser Ansicht (34,4 % 
beziehungsweise 33,1 %). Unter den Nicht-Eingebürgerten sind es 
sogar deutlich mehr: 46,7 % sind der Meinung, dass es mehr Informa­
tionen und Beratungsangebote in anderen Sprachen geben sollte. 
Dieser deutliche Unterschied zu den Eingebürgerten und Personen im 
183 Es ist zu vermuten, dass die Anteile noch höher sind, da diese Frage im Frage­
bogen erst nach der Benennung der voraussichtlich genutzten Informations-
quellen gestellt wurde und den Nicht-Eingebürgerten somit einige potenzielle 
Informationsquellen an dieser Stelle der Befragung bereits bekannt waren. 
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Verfahren dürfte im Wesentlichen auf die schlechteren Deutschkennt­
nisse der Nicht-Eingebürgerten (Kapitel 4.2.1) zurückzuführen sein. 
Insgesamt zeigt sich, dass 60,8 % der Nicht-Eingebürgerten 
schon einmal über eine Einbürgerung nachgedacht haben; 39,1 % ha­
ben dies noch nicht getan.184 
> 59,2 % der Nicht-Eingebürgerten sind nach eigener Ein­
schätzung gut oder sehr gut über die Einbürgerung in­
formiert. Allerdings fühlt sich auch ein erheblicher Anteil 
(39,3 %) schlecht bis sehr schlecht informiert. 
Die Mehrheit der Nicht-Eingebürgerten verfügt nach eigener 
Einschätzung über einen guten bis sehr guten Informationsstand über 
die Einbürgerung in Deutschland (Abbildung 5-4). Die Selbsteinschät­
zung der Nicht-Eingebürgerten über ihren Informationsstand zur 
Einbürgerung wird für die Gesamtheit der Nicht-Eingebürgerten so­
wie getrennt nach Nicht-Eingebürgerten, die bereits beziehungsweise 
noch nicht über eine Einbürgerung nachgedacht haben, dargestellt. 
184 Fragetext: „Haben Sie schon einmal über eine mögliche Einbürgerung nachge­
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Abbildung 5-4:		 Selbsteinschätzung der Nicht-Eingebürgerten über ihren 
Informationsstand zur Einbürgerung in Deutschland 
(in Prozent) 




    
Nicht-Eingebürgerte, die über eine 
Einbürgerung nachgedacht haben 
Nicht-Eingebürgerte, die nicht über eine 
Einbürgerung nachgedacht haben 
Nicht-Eingebürgerte (Gesamt) 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. Anteile unter 2 % werden nicht 
ausgewiesen. Bezüglich der sehr guten Informationen sind die Unterschiede zwischen 
Personen, die über eine Einbürgerung nachgedacht haben, und Personen, die nicht 
über eine Einbürgerung nachgedacht haben, signifikant (T-Test, p≤ .05).185 
Die Mehrheit der Nicht-Eingebürgerten ist nach eigenen Anga­
ben gut (41,2 %) bis sehr gut (18,0 %) über die Einbürgerung informiert. 
Dennoch fühlen sich fast zwei Fünftel schlecht (29,5 %) bis sehr schlecht 
(9,8 %) informiert. 
Nicht-Eingebürgerte, die schon einmal über eine Einbürgerung 
nachgedacht haben, sind (nach eigenen Angaben) häufiger sehr gut 
(22,7 %) informiert als Nicht-Eingebürgerte, die noch nicht über eine 
Einbürgerung nachgedacht haben (10,7 %). 
185 Fragetext: „Wie gut sind Ihre Informationen über die Einbürgerung in Deutsch­
land?“ Antwortmöglichkeiten: sehr gut; gut; eher schlecht; sehr schlecht; weiß 
nicht; keine Angabe. 
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Nicht eingebürgerte Türken, Griechen und Italiener sowie 
Nicht-Eingebürgerte aus einem der Nachfolgestaaten des ehemaligen 
Jugoslawien schätzen ihren Informationsstand signifikant schlechter 
ein als nicht eingebürgerte Afghanen, Iraker und Iraner.186 
>	 Etwa die Hälfte der Nicht-Eingebürgerten kennt die we­
sentlichen Einbürgerungsvoraussetzungen nicht. Diese 
Unkenntnis ist unter Nicht-Eingebürgerten aus der Türkei, 
den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien sowie 
aus Italien und Griechenland besonders verbreitet. 
Nach eigenen Angaben kennen 47,7 % der Nicht-Eingebürger­
ten die wesentlichen Voraussetzungen des Staatsangehörigkeitsrechts 
für eine Einbürgerung in Deutschland (Nicht-Eingebürgerte, denen 
die Voraussetzungen bekannt sind). Die knappe Mehrheit (50,8 %) 
kennt diese jedoch nicht (Nicht-Eingebürgerte, denen die Vorausset­
zungen nicht bekannt sind; Abbildung 5-5).187 
186 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05) auf einer 4-stufigen Skala von 1 „Sehr 
gut“ bis 4 „Sehr schlecht“. 
187	 Die Selbsteinschätzung, ob die wesentlichen Voraussetzungen bekannt sind, 
wurde vor der konkreten Abfrage der (tatsächlichen) Kenntnis einzelner Vor­
aussetzungen (Abbildung 5-6) erhoben. 
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Abbildung 5-5:		 Selbsteinschätzung der Nicht-Eingebürgerten, ob ihnen 
die wesentlichen Einbürgerungsvoraussetzungen nach 

































0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Voraussetzungen sind bekannt 
Voraussetzungen sind nicht bekannt 
weiß nicht 
keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet.
 
Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. Anteile unter 2 % werden nicht 

ausgewiesen. Die Unterschiede zwischen Türkei, Ehemaliges Jugoslawien, 

Italien/Griechenland gegenüber Afghanistan/Irak/Iran beziehungsweise Russische 

Föderation/Ukraine/Weißrussland sind jeweils signifikant (T-Test, p≤ .01).188 
Wie sich zeigt, kennen Nicht-Eingebürgerte aus Afghanistan, 
dem Irak und dem Iran sowie aus der Russischen Föderation, der 
Ukraine und Weißrussland häufiger die wesentlichen Einbürge­
rungsvoraussetzungen als Nicht-Eingebürgerte aus der Türkei, den 
Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien oder aus Italien und 
Griechenland. 
188 Fragetext: „Kennen Sie die wesentlichen Voraussetzungen für eine Einbürge­
rung in Deutschland nach dem Staatsangehörigkeitsrecht?“ Antwortmöglich­
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Differenziert man wieder zwischen Personen, die schon einmal 
über eine Einbürgerung nachgedacht haben, und Personen, die nicht 
über eine Einbürgerung nachgedacht haben, dann zeigt sich, dass 
erstere die Voraussetzungen deutlich häufiger kennen (58,7 %) als letz­
tere (30,7 %).189 
In Abbildung 5-6 wird dargestellt, inwiefern Nicht-Eingebür­
gerte, denen die Voraussetzungen bekannt sind, einzelne Einbürge­
rungsvoraussetzungen kennen. Es zeigt sich, dass die genannten Vor­
aussetzungen den meisten dieser Personen tatsächlich bekannt sind. 
Abbildung 5-6: Tatsächliche Kenntnis einzelner Einbürgerungsvoraus-
setzungen (Nicht-Eingebürgerte, die angeben, dass ihnen 































Sicherung des Lebensunterhalts 









Aufenthalt in Deutschland 
Aufgabe der bisherigen 
Staatsangehörigkeit 
2,4 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
bekannt nicht bekannt keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Nicht-Eingebürgerte, die die wesentlichen Einbürgerungsvoraussetzungen 
kennen. Ungewichtete Anzahl: 235. Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.190 
189 Die Unterschiede sind signifikant (T-Test, p≤ .01).
	
190 Fragetext: „Bitte sagen Sie mir, welche dieser Einbürgerungsvoraussetzungen 

Sie kennen.“ Antwortmöglichkeiten: kenne ich; kenne ich nicht; keine Angabe. 
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Die am häufigsten bekannten Voraussetzungen sind der Nach­
weis ausreichender deutscher Sprachkenntnisse (96,3 %) sowie die 
Voraussetzung, ein unbefristetes Aufenthaltsrecht zu haben (93,5 %). 
Ein großer Anteil weiß auch, dass man für eine Einbürgerung in 
Deutschland den Lebensunterhalt ohne Inanspruchnahme von Sozial­
leistungen sichern muss (85,1 %), sich zur freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung bekennen muss (84,2 %), einen bestandenen Einbürge-
rungstest nachweisen muss (83,3 %) und über einen mindestens acht­
jährigen rechtmäßigen Aufenthalt in Deutschland verfügen muss 
(82,2 %). 
Die deutliche Mehrheit (71,5 %) weiß auch, dass die bisherige 
Staatsangehörigkeit bei einer Einbürgerung aufgegeben werden 
muss. Die im Verhältnis etwas geringere Kenntnis dieser Vorausset­
zung ist auch darauf zurückzuführen, dass diese Voraussetzung nicht 
für alle Einbürgerungsbewerber gilt. Personen aus Afghanistan, Irak, 
Iran, Griechenland und Italien werden in der Regel unter Beibehal­
tung ihrer bisherigen Staatsangehörigkeit eingebürgert.191 
Insgesamt zeigt sich, dass 51,3 % der betrachteten Nicht-Einge­
bürgerten, die angeben, die wesentlichen Voraussetzungen zu ken­
nen, alle sieben genannten Voraussetzungen tatsächlich kennen und 
191 Afghanistan und Iran gehören zu den „Staaten, die faktisch keine Entlassung 
vornehmen“ (Bundesministerium des Innern 2009: 33). Im Jahr 2010 wurden 
auch 79 % der Eingebürgerten aus dem Irak unter Hinnahme von Mehrstaatig­
keit eingebürgert (Statistisches Bundesamt 2011: 89). Staatsangehörigkeiten 
eines anderen EU-Staates sowie der Schweiz müssen nach § 12 Abs. 2 StAG eben-
falls nicht aufgegeben werden. 
Nicht-Eingebürgerte aus Afghanistan, Irak, Iran, Italien und Griechenland ken­
nen zu 63,9 % diese Voraussetzung (andere Herkunftsländer: 74,0 %), 26,9 % ken­
nen sie nicht (andere Herkunftsländer: 24,3 %). In dieser Untergruppe ist schwer 
zu interpretieren, ob die Personen die Voraussetzung tatsächlich nicht kennen 
oder dies angeben, weil sie wissen, dass diese Voraussetzung für sie in der Regel 
nicht gilt. Für einen verhältnismäßig hohen Anteil der Nicht-Eingebürgerten 
dieser Herkunftsländer liegen keine Angaben vor (9,2 %; andere Länder: 1,7 %). Es 
ist daher zu vermuten, dass einige Nicht-Eingebürgerte, für die diese Vorausset­
zung in der Regel nicht gilt, nicht sicher sind, wie die Frage zu beantworten ist 
und aufgrund der Annahme, dass diese Voraussetzung für sie nicht gilt, keine 
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43,5 % zumindest vier bis sechs dieser Voraussetzungen kennen. Der 
Rest kennt nur eine, zwei oder drei der genannten Voraussetzungen.192 
Bei einer Gesamtbetrachtung aller Nicht-Eingebürgerten zeigt 
sich, dass insgesamt 52,3 % aller Nicht-Eingebürgerten die Einbürge­
rungsvoraussetzungen nicht kennen, 24,5 % alle sieben gennannten 
Voraussetzungen kennen und 20,6 % zumindest vier bis sechs der 
Voraussetzungen kennen. Der Rest kennt nur eine, zwei oder drei der 
genannten Voraussetzungen.193 Nicht eingebürgerte Türken, ehema­
lige Jugoslawen, Griechen und Italiener kennen deutlich weniger der 
genannten Voraussetzungen als Russen, Ukrainer, Weißrussen oder 
Afghanen, Iraker und Iraner.194 
192 Bildung eines additiven Index von 1 „eine Voraussetzung bekannt“ bis 7 „alle 
genannten Voraussetzungen bekannt“. 
193 Bildung eines additiven Index von 0 „keine Voraussetzung bekannt“ bis 7 „alle 
genannten Voraussetzungen bekannt“. Nicht-Eingebürgerte, die zuvor ange­
geben haben, die wesentlichen Voraussetzungen nicht zu kennen, bekommen 
auf dem Index den Wert 0 zugeordnet. Ansonsten wird für jede bekannte Vo­
raussetzung der Wert 1 zugeordnet, so dass Personen, die nur eine der sieben 
genannten Voraussetzungen kennen, auf dem Index den Wert 1 erhalten, Perso­
nen, die alle sieben Voraussetzungen kennen, den Wert 7. 
194  Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .01) auf einem additiven Index der ge­
nannten Einbürgerungsvoraussetzungen von 0 „keine Voraussetzung bekannt“ 
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Abbildung 5-7:		 Selbsteinschätzung, inwiefern die Einbürgerungsvoraus­
setzungen erfüllt sind (Nicht-Eingebürgerte, die angeben, 




   

































0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Voraussetzungen sind vollständig erfüllt 
Voraussetzungen sind teilweise erfüllt 
Voraussetzungen sind nicht erfüllt 
weiß nicht 
keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Nicht-Eingebürgerte, die die wesentlichen Einbürgerungsvoraussetzungen 
kennen. Ungewichtete Anzahl: 235. Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen. 
Die Unterschiede zwischen Türkei, Ehemaliges Jugoslawien, Italien/Griechenland 
gegenüber Afghanistan/Irak/Iran beziehungsweise Russische Föderation/Ukraine/ 
Weißrussland sind jeweils signifikant (T-Test, p≤ .05).195 
Nach eigener Einschätzung erfüllen 71,9 % der Nicht-Eingebür­
gerten, denen die wesentlichen Einbürgerungsvoraussetzungen be­
kannt sind, diese Voraussetzungen vollständig (Abbildung 5-7).196 
Ehemalige Jugoslawen (81,4 %), Italiener und Griechen (77,8 %) 
sowie Türken (76,3 %), denen die Voraussetzungen bekannt sind, er­
füllen nach eigener Einschätzung deutlich häufiger alle Vorausset­
195 Fragetext: „Erfüllen Sie diese Voraussetzungen?“ Antwortmöglichkeiten: ja, 
alle; ja, teilweise; nein; weiß nicht; keine Angabe. 
196 Die Frage, inwiefern die Betroffenen die Voraussetzungen erfüllen, war der 
Benennung der bekannten Voraussetzungen (Abbildung 5-6) vorgelagert, um 
eine „unverzerrte“/spontane Beurteilung des Vorliegens der Voraussetzungen 
zum Zeitpunkt der Befragung zu erhalten. Dadurch sollte abgebildet werden, 
inwiefern die Befragten glauben, dass sie die Einbürgerungsvoraussetzungen 
erfüllen, ohne dass ihnen diese zuvor genannt wurden. 
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zungen als Russen, Ukrainer und Weißrussen (53,8 %) sowie Afghanen, 
Iraker und Iraner (42,2 %). 
5.2 Einbürgerungsverfahren 
Bei der Betrachtung des Einbürgerungsverfahrens stehen 
verschiedene Aspekte, vom Einbürgerungsentschluss über die An­
tragstellung bis zum Abschluss der Einbürgerung (gegebenenfalls im 
Rahmen einer Einbürgerungsfeier), im Mittelpunkt. Zunächst werden 
dabei die Rahmenbedingungen der Antragstellung analysiert (Kapitel 
5.2.1). Dazu zählen etwa die Dauer von der Einbürgerungsentschei­
dung bis zur Antragstellung, der Zeitpunkt des Einbürgerungsantrags 
(Aufenthaltsdauer in Deutschland), aber zum Beispiel auch die Einbür­
gerungsabsicht der Nicht-Eingebürgerten. Bei den konkreten Verfah­
rensaspekten werden Dauer (Kapitel 5.2.2) und Kosten (Kapitel 5.2.3) 
der Einbürgerung ermittelt, aber auch Fragen im Zusammenhang von 
Einbürgerungstest und Integrationskursen (Kapitel 5.2.4), zur Beibe­
haltung der bisherigen Staatsangehörigkeit oder Entlassung aus der 
bisherigen Staatsangehörigkeit (Kapitel 5.2.5) und zu Einbürgerungs­
feiern (Kapitel 5.2.6) beantwortet. Abgeschlossen wird die Darstellung 
der Verfahrensaspekte mit der individuellen Beurteilung des Einbür­
gerungsverfahrens durch die Befragten (Kapitel 5.2.7). 
5.2.1 Rahmenbedingungen der Antragstellung 
Bei den Rahmenbedingungen der Antragstellung zeigt sich zu­
nächst, dass sowohl bereits eingebürgerte Personen als auch Personen, 
die sich in einem Einbürgerungsverfahren befinden, ihren Antrag auf 
Einbürgerung größtenteils erst stellten, als sie wussten, dass sie alle 
Voraussetzungen für eine Einbürgerung erfüllen (88,6 % beziehungs­
weise 91,1 %). Ein jeweils geringer Anteil der Eingebürgerten und Perso­
nen im Einbürgerungsverfahren hat den Antrag jedoch gestellt, ohne 
zu wissen, ob sie die Voraussetzungen erfüllen (10,7 % beziehungsweise 
7,1 %).197 
197 Fragetext: „Haben Sie den Antrag gestellt, als Sie wussten, dass Sie alle Voraus­
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> Der Entscheidung, einen Antrag auf Einbürgerung zu stel­
len, geht nicht selten ein längerer Prozess des Überlegens 
voran. So dauerte es bei fast der Hälfte der im Verfahren 
Befindlichen von der Einbürgerungsentscheidung bis zur 
Antragstellung ein Jahr oder länger. 
Um zu verdeutlichen, wie schnell die Befragten ihren Entschluss 
zur Einbürgerung in konkretes Handeln umsetzten, kann die Zeitdau­
er zwischen Einbürgerungsentscheidung und Einbürgerungsantrag 
(Entscheidungsdauer) ermittelt werden. In Abbildung 5-8 wird diese 
Dauer für Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche abgebildet. 
Abbildung 5-8: Dauer zwischen Einbürgerungsentscheidung und Antrag­
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Unter 1 Monat 
1 bis unter 6 Monate 
6 bis unter 12 Monate 
12 bis unter 24 Monate 
24 bis unter 36 Monate 
36 bis unter 48 Monate 
48 Monate und mehr 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte (mit Angaben zur Zeitdauer). Ungewichtete Anzahl: 167. 
Basis: Im Verfahren Befindliche (mit Angaben zur Zeitdauer). 
Ungewichtete Anzahl: 330.198 
198 Differenz aus den Angaben zu „Und wann haben Sie Ihren Antrag auf Einbürge­
rung gestellt?“ (Monat, Jahr, weiß nicht, keine Angabe) und „Wann stand für Sie 
fest, dass Sie einen Antrag auf Einbürgerung stellen werden?“ (Monat, Jahr, weiß 
nicht, keine Angabe). 
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Bei der Betrachtung der Dauer zwischen Einbürgerungsent­
scheidung und -antrag zeigt sich, dass Eingebürgerte sehr viel schnel­
ler nach der Entscheidung ihren Antrag gestellt haben, als dies die 
im Verfahren Befindlichen getan haben. 43,7 % der Eingebürgerten 
können den „Schnell-Handelnden“ zugeordnet werden, die innerhalb 
eines Monats nach ihrer Entscheidung ihren Antrag gestellt haben. Bei 
den im Verfahren Befindlichen sind dies nur 23,8 %. Unter den im Ver­
fahren Befindlichen hat über ein Fünftel (20,7 %) sehr lange gezögert 
und vier Jahre oder länger gebraucht, um einen Einbürgerungsantrag 
zu stellen. 
Die Unterschiede können sicher teilweise auch auf Rückerinne­
rungsprobleme seitens der Eingebürgerten, bei denen der Zeitpunkt 
der Entscheidung beziehungsweise Antragstellung bereits länger 
zurückliegt, zurückzuführen sein, was zu einer Relativierung des tat­
sächlichen Zeitraums führen kann.199 
Insgesamt zeigt sich, dass fast die Hälfte der im Verfahren Be­
findlichen erst nach einem Jahr oder später einen Antrag gestellt hat, 
während über drei Fünftel der Eingebürgerten nach weniger als sechs 
Monaten ihren Antrag gestellt haben. 
Im Durchschnitt betrug die Entscheidungsdauer bei den Einge­
bürgerten 19 Monate. Deutliche Unterschiede bestehen nur zwischen 
den Herkunftslandgruppen Russische Föderation/Ukraine/Weißruss­
land (durchschnittlich 32 Monate) und Afghanistan/Irak/Iran (durch­
schnittlich sechs Monate).200 Bei den Personen im Einbürgerungsver­
fahren betrug die durchschnittliche Entscheidungsdauer 30 Monate. 
Signifikante Unterschiede zwischen den Herkunftslandgruppen beste­
hen nicht. 
199 Diese Rückerinnerungsprobleme zeigen sich auch daran, dass nur bei 167 von 
319 Personen entsprechende Angaben ausgewertet werden können (im Verfah­
ren Befindliche: 330 von 403 Personen). 
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Das durchschnittliche Alter der Eingebürgerten bei der Antrag­
stellung betrug 29 Jahre, das der im Verfahren Befindlichen 32 Jahre.201 
Eingebürgerte mit italienischem und griechischem sowie russischem, 
ukrainischem und weißrussischem Migrationshintergrund waren 
bei der Antragstellung im Durchschnitt älter (je 36 Jahre) als ehemals 
jugoslawisch- oder türkisch-stämmige Eingebürgerte (29 beziehungs­
weise 27 Jahre). Unter den im Verfahren Befindlichen bestehen solche 
Differenzen zwischen Personen mit ehemals jugoslawischem und tür­
kischem Migrationshintergrund (32 beziehungsweise 29 Jahre) gegen­
über Personen mit italienischem und griechischem (37 Jahre) sowie 
afghanischem, irakischem und iranischem Migrationshintergrund (36 
Jahre) beziehungsweise zwischen Türkischstämmigen und im Verfah­
ren Befindlichen russischer, ukrainischer und weißrussischer Herkunft 
(35 Jahre).202 
>	 Personen mit russischem, ukrainischem und weißrussi­
schem Migrationshintergrund weisen im Durchschnitt die 
geringste Aufenthaltsdauer zum Zeitpunkt ihres Einbürge­
rungsantrags auf, Personen mit italienischem und griechi­
schem Migrationshintergrund die höchste. 
201 Differenz aus Datum der Antragstellung und Geburtsdatum: „Und wann haben 
Sie Ihren Antrag auf Einbürgerung gestellt?“ (Monat, Jahr, weiß nicht, keine 
Angabe) und „Wann sind Sie geboren?“ (Monat, Jahr). 
202 Die Unterschiede sind signifikant (Vergleich der Mittelwerte T-Test, p≤ .05). 
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Abbildung 5-9: Durchschnittliche Aufenthaltsdauer der Eingebürgerten 
und der im Verfahren Befindlichen zum Zeitpunkt der 
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Eingebürgerte Im Verfahren Befindliche 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte (mit Angaben zur Zeitdauer). Ungewichtete Anzahl: 145. Basis: 
Im Verfahren Befindliche (mit Angaben zur Zeitdauer). Ungewichtete Anzahl: 278. 
Eingebürgerte: Die Unterschiede zwischen den Herkunftslandgruppen sind jeweils 
signifikant (Vergleich der Mittelwerte T-Test, p≤ .01), Ausnahmen: Türkei und Italien/ 
Griechenland, Ehemaliges Jugoslawien und Afghanistan/Irak/Iran. Im Verfahren 
Befindliche: Die Unterschiede zwischen den Herkunftslandgruppen sind jeweils 
signifikant (Vergleich der Mittelwerte T-Test, p≤ .05), 
Ausnahmen: Türkei und Ehemaliges Jugoslawien.203 
Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer der (nicht in Deutsch­
land geborenen) im Verfahren Befindlichen zum Zeitpunkt ihrer An­
tragstellung betrug 14 Jahre. Bei den (nicht in Deutschland geborenen) 
203 Differenz aus Datum der Antragstellung „Und wann haben Sie Ihren Antrag auf 
Einbürgerung gestellt?“ (Monat, Jahr, weiß nicht, keine Angabe) und Zuwande­
rungsdatum „Sie haben gesagt, dass Sie nicht in Deutschland geboren wurden. 
Seit wann leben Sie in Deutschland? Sagen Sie mir, wenn möglich, Monat und 
Jahr.“ (Monat, Jahr). 
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Eingebürgerten waren es 16 Jahre. Deutliche Unterschiede bestehen 
zwischen den Herkunftslandgruppen (Abbildung 5-9). 
In beiden Untersuchungsgruppen zeigt sich, dass Personen 
mit russischem, ukrainischem und weißrussischem Migrationshin­
tergrund im Durchschnitt die geringste Aufenthaltsdauer aufweisen. 
Auch Personen mit afghanischem, irakischem und iranischem Mig­
rationshintergrund weisen im Vergleich zu den anderen Herkunfts­
landgruppen eine geringere Aufenthaltsdauer zum Zeitpunkt ihrer 
Antragstellung auf. Demgegenüber lebten Personen mit italienischem 
und griechischem Migrationshintergrund, verglichen mit den an­
deren Herkunftslandgruppen, bei ihrer Antragstellung am längsten 
in Deutschland. Auffällig ist, dass Eingebürgerte aus der Russischen 
Föderation, der Ukraine und Weißrussland eine durchschnittliche 
Aufenthaltsdauer von sieben Jahren aufweisen und demnach einen 
Antrag auf Einbürgerung stellen, ohne dass die Mindestaufenthalts­
dauer einer Anspruchseinbürgerung von acht Jahren erfüllt ist (§ 10 
Abs. 1 StAG). Dies kann darauf zurückgeführt werden, dass insbeson­
dere Frauen aus diesen Herkunftsländern häufiger als Ehe- oder Le­
benspartner von Deutschen (Heiratsmigration, Ehepartner von Spät­
aussiedlern) nach § 9 StAG eingebürgert werden (dazu auch Kapitel 
3.2; Statistisches Bundesamt 2011: 58ff.). 
Das durchschnittliche Alter der Eingebürgerten bei ihrer Ein­
bürgerung betrug 30 Jahre,204 die durchschnittliche Aufenthaltsdauer 
16 Jahre.205 
Eingebürgerte aus der Türkei sind bei ihrer Einbürgerung 
deutlich jünger (26 Jahre) als Eingebürgerte der anderen Herkunfts­
landgruppen. Signifikant sind die Altersunterschiede auch zwischen 
204 Differenz aus Datum der Einbürgerung „Wann haben Sie die deutsche Staatsan­
gehörigkeit erhalten?“ (Monat, Jahr) und Geburtsdatum „Wann sind Sie gebo­
ren?“ (Monat, Jahr). 
205 Differenz aus Datum der Einbürgerung „Wann haben Sie die deutsche Staats­
angehörigkeit erhalten?“ (Monat, Jahr) und Zuwanderungsdatum „Sie haben 
gesagt, dass Sie nicht in Deutschland geboren wurden. Seit wann leben Sie in 
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Eingebürgerten mit ehemals jugoslawischer Herkunft (31 Jahre) und 
Eingebürgerten der Herkunftslandgruppen Italien/Griechenland (37 
Jahre) und Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland (36 Jahre).206 
Die Aufenthaltsdauer zum Zeitpunkt der Einbürgerung von 
Personen aus der Russischen Föderation, der Ukraine und Weißruss­
land ist im Vergleich zu den anderen Herkunftslandgruppen deut­
lich geringer (8 Jahre).207 Auch Eingebürgerte aus Afghanistan, Irak 
und Iran leben zum Zeitpunkt der Einbürgerung seit kürzerer Zeit in 
Deutschland (13 Jahre) als Eingebürgerte aus einem Nachfolgestaat 
des ehemaligen Jugoslawien (17 Jahre), der Türkei (22 Jahre) oder aus 
Italien und Griechenland (26 Jahre).208 
>	 Über alle Herkunftsgruppen hinweg betrachtet haben 
17,5 % der Nicht-Eingebürgerten einen festen Einbürge­
rungsentschluss gefasst. Jedoch variiert dies zwischen den 
Herkunftsgruppen stark. So wollen 81,0 % der nicht einge­
bürgerten Afghanen, Iraker und Iraner die deutsche Staats­
angehörigkeit auf jeden Fall erwerben, jedoch nur 2,3 % der 
nicht eingebürgerten Italiener und Griechen. 
Inwiefern unter den Nicht-Eingebürgerten eine Einbürge­
rungsabsicht besteht, lässt sich Abbildung 5-10 entnehmen. Es wird 
davon ausgegangen, dass Nicht-Eingebürgerte, die „auf jeden Fall“ die 
deutsche Staatsangehörigkeit beantragen wollen, einen festen Einbür­
gerungsentschluss gefasst haben. 
206 Die Unterschiede sind signifikant (Vergleich der Mittelwerte T-Test, p≤ .05; 
Herkunftslandgruppe: Afghanistan/Irak/Iran, durchschnittliches Alter bei Ein­
bürgerung: 32 Jahre). 
207 Die Unterschiede sind signifikant (Vergleich der Mittelwerte T-Test, p≤ .01). 
208 Die Unterschiede sind signifikant (Vergleich der Mittelwerte T-Test, p≤ .05). 
Auch die Unterschiede zwischen Ehemaliges Jugoslawien und Italien/Griechen­
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Insgesamt lässt sich feststellen, dass 17,5 % der Nicht-Eingebür­
gerten einen festen Einbürgerungsentschluss gefasst haben und 10,9 % 
wahrscheinlich die deutsche Staatsangehörigkeit beantragen wollen. 
Bezüglich der untersuchten Herkunftslandgruppen bestehen jedoch 
erhebliche Unterschiede. Afghanen, Iraker und Iraner weisen die mit 
Abstand höchste Einbürgerungsabsicht auf, hier haben 81,0 % einen 
festen Einbürgerungsentschluss gefasst. Im Gegensatz dazu weisen 
Italiener und Griechen die geringste Einbürgerungsabsicht auf, nur 
2,3 % haben einen festen Einbürgerungsentschluss gefasst.209 Die 
geringere Einbürgerungsneigung der Griechen und Italiener dürfte 
im Wesentlichen darauf zurückzuführen sein, dass sie als EU-Bürger 
ohnehin bereits über wesentliche Rechte verfügen (zum Beispiel Ar­
beitnehmerfreizügigkeit, Aufenthaltsrecht, Reisefreiheit, Wahlrecht 
zu Europa- und Kommunalwahlen).210 
209 Bezüglich des festen Einbürgerungsentschlusses sind die Unterschiede zwi­
schen den Herkunftslandgruppen – mit Ausnahme Türkei und Ehemaliges 
Jugoslawien sowie Ehemaliges Jugoslawien und Russische Föderation/Ukraine/ 
Weißrussland – signifikant (T-Test, p≤ .05). 
210 So merkt auch Niesten-Dietrich (2012: 89) an, „dass der Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit für diese Bevölkerungsgruppe aufgrund der sehr weit­
gehenden Inländergleichstellung nicht ‚verlockend‘ genug“ erscheine und 
„sich die ‚spürbare‘ Rechtserweiterung nämlich tatsächlich weitgehend auf 
das Wahlrecht zu den Länderparlamenten und dem Bundestag“ reduziere und 
vielen (potenziellen) Einbürgerungskandidaten der Aufwand „vor diesem Hin­
tergrund zu hoch“ erscheine (ausführlicher zur Rechtserweiterung durch den 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit, insbesondere für Drittstaatsange­
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Ja, auf jeden Fall 
Ja, wahrscheinlich 
Nein, wahrscheinlich nicht 
Nein, auf keinen Fall 
Ich bin mir unsicher 
weiß nicht 
keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. Anteile unter 2 % werden nicht 
ausgewiesen. Die Unterschiede zwischen den Herkunftslandgruppen sind jeweils 
signifikant (Vergleich der Mittelwerte T-Test, p≤ .01), Ausnahmen: Türkei und Ehemali­
ges Jugoslawien, Türkei und Italien/Griechenland, Ehemaliges Jugoslawien und 
Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland.211 
Nicht-Eingebürgerte, die auf jeden Fall oder wahrscheinlich 
einen Antrag auf Einbürgerung stellen möchten (28,4 %), also eine Ein­
bürgerungsabsicht haben, wollen den Antrag größtenteils innerhalb 
eines Jahres stellen (Abbildung 5-11). 
211	 Fragetext: „Haben Sie vor, die deutsche Staatsangehörigkeit zu beantragen?“ 
Antwortmöglichkeiten: Ja, auf jeden Fall/Ja, wahrscheinlich (Einbürgerungsab­
sicht); Nein, wahrscheinlich nicht/Nein, auf keinen Fall (keine Einbürgerungs­
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Abbildung 5-11:		 Zeitpunkt der geplanten Antragstellung (NichtEingebür­
gerte mit Einbürgerungsabsicht; in Prozent) 
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
In den nächsten 3 Monaten 
Im Laufe des nächsten halben Jahres 
Im Laufe eines Jahres 
Später als in einem Jahr 
weiß nicht 
keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Nicht-Eingebürgerte mit Einbürgerungsabsicht. Ungewichtete Anzahl: 170.212 
Fast ein Drittel (32,5 %) der Nicht-Eingebürgerten mit Einbürge­
rungsabsicht will den Einbürgerungsantrag innerhalb von drei Mona­
ten stellen. Diese Personen sind also wenig zögerlich. 5,7 % wollen den 
Antrag immerhin im Laufe des nächsten halben Jahres und weitere 
19,4 % im Laufe eines Jahres stellen. Über ein Drittel (33,7 %) will den 
Antrag allerdings erst später als in einem Jahr stellen.213 
>	 Nicht-Eingebürgerte mit Einbürgerungsabsicht, die mit der 
Antragstellung warten, begründen ihr Zögern vor allem 
damit, dass sie die Einbürgerungsvoraussetzungen zurzeit 
nicht vollständig erfüllen. Auch die Hoffnung auf die dop­
pelte Staatsangehörigkeit, Unsicherheit über die eigene 
Entscheidung und finanzielle Aspekte spielen eine Rolle. 
212 Fragetext: „Wann wollen Sie dies tun?“
	
213 Wie in Kapitel 2.4 erläutert wurde, ist zu bedenken, dass der direkte Schluss 

auf ein entsprechendes Verhalten (hier das mehr oder weniger baldige Stellen 
eines Einbürgerungsantrags) in einer Situation, wie sie in einer hypothetischen 
Frage angesprochen wird, problematisch ist. Es ist also davon auszugehen, dass 
nicht alle Personen, die in einer Befragung die Absicht äußern, einen baldigen 
Einbürgerungsantrag zu stellen, dies auch tatsächlich innerhalb des von ihnen 
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Nicht-Eingebürgerte mit Einbürgerungsabsicht, die den Antrag 
später als in den nächsten drei Monaten stellen wollen (Zögerer), wur­
den nach den Gründen für ihr Warten gefragt (Abbildung 5-12). 
Abbildung 5-12:		 Gründe für das Warten mit dem Einbürgerungsantrag 
(Zögerer; in Prozent) 
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Weil ich die Voraussetzungen zurzeit
nicht erfülle 
Weil ich hoffe, dass das Gesetz




Weil ich mir noch nicht
ganz sicher bin 
Weil ich zurzeit nicht ausreichend
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Weil ich zurzeit auf einen Platz für
einen Sprachkurs warte 
Weil ich zurzeit in einem
Orientierungs- oder
Einbürgerungskurs bin und den 




0% 20% 40% 60% 80% 100% 
ja nein weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 

Basis: Nicht-Eingebürgerte mit Einbürgerungsabsicht, die ihren Antrag auf Einbürge­




214 Fragetext: „Warum warten Sie noch mit Ihrem Antrag? Bitte sagen Sie mir je­
weils, ob die folgende Angabe auf Sie zutrifft.“ Antwortmöglichkeiten: ja; nein; 
weiß nicht; keine Angabe. 
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Bei den Gründen für das Warten mit dem Einbürgerungsantrag 
geben 38,4 % der nicht eingebürgerten Zögerer mit Einbürgerungsab­
sicht an, sie würden die Einbürgerungsvoraussetzungen zurzeit nicht 
erfüllen. Fast ebenso viele (37,4 %) begründen ihr Zögern mit der Hoff­
nung auf eine Gesetzesänderung, die ihnen ermöglicht, ihre bisherige 
Staatsangehörigkeit beizubehalten.215 34,7 % warten noch, weil sie sich 
noch nicht ganz sicher sind, und 33,4 % haben zurzeit nicht ausrei­
chend Geld für die Gebühren. 
9,2 % der Nicht-Eingebürgerten mit Einbürgerungsabsicht 
glauben, dass sie noch nicht über ausreichend Sprachkenntnisse für 
eine Einbürgerung verfügen. Nur wenige stellen noch keinen Antrag, 
weil sie zurzeit noch auf einen Platz in einem Sprachkurs warten (3,6 %) 
oder zurzeit in einem Orientierungs- oder Einbürgerungskurs sind 
und den Einbürgerungstest erst danach machen wollen (3,1 %). 
Da davon auszugehen ist, dass das soziale Umfeld in die Ein­
bürgerungsüberlegungen und gegebenenfalls die Einbürgerungs­
entscheidung mit einbezogen wird und einen Einfluss darauf hat, ist 
es von Interesse zu wissen, ob Einbürgerungsanträge gemeinsam mit 
anderen, insbesondere mit der Familie, gestellt werden/würden (Ab­
bildung 5-13). 
215 Gemeint sind hier auch gegebenenfalls mehrere Staatsangehörigkeiten. Aus 
Gründen der besseren Lesbarkeit wird an entsprechenden Stellen jedoch nur 
der Singular verwendet. 
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Abbildung 5-13: Einbürgerungsantrag alleine oder gemeinsam mit






























0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 
Eingebürgerte Im Verfahren Befindliche Nicht-Eingebürgerte 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte mit Einbürgerungsabsicht. 
Ungewichtete Anzahl: 170. Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.216 
Sehr deutlich zeigt sich bei den Eingebürgerten und Personen 
im Einbürgerungsverfahren, dass Einbürgerungsanträge größtenteils 
alleine gestellt wurden (63,9 % beziehungsweise 54,4 %). Auch Nicht-
216 Fragetext: „Haben Sie den Antrag gemeinsam mit anderen gestellt, zum Bei­
spiel mit Familienmitgliedern oder Freunden? (A/B)/Werden Sie die Einbür­
gerung mit anderen zusammen beantragen, zum Beispiel mit Familienmit­
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Eingebürgerte würden Einbürgerungsanträge zu einem verhältnis­
mäßig großen Anteil alleine stellen (45,6 %). 
Personen, die ihren Einbürgerungsantrag nicht alleine gestellt 
haben beziehungsweise stellen würden, stellen diesen verhältnismä­
ßig häufig mit ihren Partnern und Kindern. Ebenfalls verhältnismäßig 
häufig werden Anträge gemeinsam mit Geschwistern und Eltern 
gestellt. Freunde und Bekannte spielen bei der Antragstellung kaum 
eine Rolle. Werden Anträge gemeinsam mit anderen gestellt, dann 
geschieht dies also in erster Linie mit der Familie. 
Alle Untersuchungsgruppen wurden gefragt, ob sie früher 
schon einmal einen Antrag auf Einbürgerung gestellt haben.217 Unter 
den Eingebürgerten haben 8,5 % einen und 0,7 % mehrere (zwei oder 
drei) Anträge auf Einbürgerung vor ihrem letzten (erfolgreichen) An­
trag gestellt. Ähnlich sieht es bei den im Verfahren Befindlichen aus. 
8,5 % haben bereits einen Antrag und 0,4 % mehrere (zwei oder drei) 
Anträge vor ihrem aktuellen Einbürgerungsantrag gestellt. Unter den 
Nicht-Eingebürgerten haben früher bereits 11,0 % einen (nicht erfolg­
reichen) Antrag auf Einbürgerung gestellt, 0,3 % haben bereits meh­
rere (zwei oder drei) Anträge gestellt, die nicht zu einer Einbürgerung 
geführt haben. 
5.2.2 Dauer der Einbürgerung 
> Die Dauer des Einbürgerungsverfahrens beträgt bei Einge­
bürgerten im Durchschnitt 14 Monate. 60,0 % der Verfahren 
werden aber in weniger als zwölf Monaten abgeschlossen. 
Die Dauer der Einbürgerung, also die Zeit von Antragstellung 
bis Einbürgerung, betrug bei den Eingebürgerten im Durchschnitt 14 
Monate.218 
217 Fragetext: „Haben Sie früher (schon) einmal einen Antrag auf Einbürgerung 
gestellt?“ Antwortmöglichkeiten: Ja, einen; Ja, mehrere, und zwar … Anträge; 
Nein, noch nie; keine Angabe. 
218 Circa 2 % der Anträge wurden bereits vor 2000 gestellt. Betrachtet man nur Per­
sonen, die ihren Antrag im Jahr 2000 oder später gestellt haben, dann beträgt 
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Bei den im Verfahren Befindlichen beträgt die bisherige Dauer 
des Einbürgerungsverfahrens, also die Zeit von Antragstellung bis zur 
Befragung, im Durchschnitt 28 Monate.219 Die Dauer zwischen ihrem 
Einbürgerungsantrag und ihrer erwarteten Einbürgerung (erwartete 
Einbürgerungsdauer) schätzen diese Personen sogar im Durchschnitt 
auf 32 Monate.220 
219 47,1 % der Einbürgerungsanträge wurden 2009 oder früher gestellt. Circa 2 % 
der Anträge wurden sogar bereits vor 2000 gestellt. Betrachtet man nur Perso­
nen, die ihren Antrag im Jahr 2000 oder später gestellt haben, dann beträgt die 
durchschnittliche bisherige Verfahrensdauer 24 Monate. 
Betrachtet man eine „bereinigte“ Dauer des Einbürgerungsverfahrens (in 
Deutschland), also die Dauer des Einbürgerungsverfahrens abzüglich der (bis­
herigen) Dauer der Entlassung aus dem Herkunftsland, dann ergibt sich für 
Personen mit abgeschlossenem Entlassungsverfahren (n=24) eine durchschnitt­
liche (bereinigte) bisherige Dauer des Einbürgerungsverfahrens von 15 Mona­
ten, bei Personen mit laufendem Entlassungsverfahren (n=97) eine bisherige 
(bereinigte) Dauer des Einbürgerungsverfahrens von 11 Monaten. Personen, die 
sich (noch) nicht in einem Entlassungsverfahren befinden (n=253), haben eine 
bisherige (bereinigte) Dauer des Einbürgerungsverfahrens von 31 Monaten. 
Betrachtet man wiederum nur die Angaben von Personen bei denen eine Beibe­
haltung in der Regel möglich ist (n=150; Kapitel 5.1), dann beträgt die bisherige 
Dauer des Einbürgerungsverfahrens 21 Monate (im Vergleich Eingebürgerte: 
12 Monate) und ist somit auch bei diesen eher unproblematischen Fällen noch 
relativ hoch. Es zeigt sich auch, dass sie in dieser Gruppe bei den Italienern und 
Griechen (n=66) „nur“ 12 Monate (Eingebürgerte: 6 Monate), bei den Afghanen, 
Irakern und Iranern (n=74) hingegen 22 Monate (Eingebürgerte: 14 Monate) 
beträgt. Im Vergleich zu Eingebürgerten dieser Herkunftslandgruppen ist dies 
allerdings noch immer sehr hoch. Dies kann ein Hinweis darauf sein, dass es sich 
hier teilweise auch um bislang nicht bearbeitete Anträge („Karteileichen“) oder 
um seitens der Behördenmitarbeiter „bewusst aufgeschobene“ Anträge (zum 
Beispiel weil einzelne Einbürgerungsvoraussetzungen noch nicht erfüllt/nach­
gewiesen sind) handeln könnte. 
220 Betrachtet man nur Personen, die ihren Antrag im Jahr 2000 oder später gestellt 
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Abbildung 5-14:		 Tatsächliche, bisherige und erwartete Dauer des Einbür­
gerungsverfahrens (Eingebürgerte/im Verfahren Befindli­
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Unter 1 Monat 
1 bis unter 6 Monate 
6 bis unter 12 Monate 
12 bis unter 24 Monate 
24 bis unter 36 Monate 
36 bis unter 48 Monate 
48 Monate und mehr 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte (mit Angaben zur Zeitdauer). Ungewichtete Anzahl: 186. Basis: 
Im Verfahren Befindliche (mit Angaben zur Zeitdauer). Ungewichtete Anzahl: 374/269 
(bisherige Dauer/erwartete Dauer). Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen. Un­
terschiede zwischen „bisherige Verfahrensdauer“ und „erwartete Einbürgerungsdau­
er“ ergeben sich aus unterschiedlichen Fallzahlen.221 
Unterschiede bei Einbürgerungsdauer, bisheriger Verfahrens­
dauer und erwarteter Einbürgerungsdauer auf Ebene der Herkunfts­
landgruppen zeigen sich in Form kürzerer Zeiträume bei Italienern 
und Griechen gegenüber Angehörigen der anderen Herkunftsland­
gruppen.222 
221 Tatsächliche Einbürgerungsdauer: Differenzen zwischen „Wann haben Sie die 
deutsche Staatsangehörigkeit erhalten?“ (Monat, Jahr) und „Und wann haben 
Sie Ihren Antrag auf Einbürgerung gestellt?“ (Monat, Jahr, weiß nicht, keine 
Angabe); Bisherige Verfahrensdauer: Interviewdatum (Monat, Jahr) und „Und 
wann haben Sie Ihren Antrag auf Einbürgerung gestellt?“ (Monat, Jahr, weiß 
nicht, keine Angabe); Erwartete Einbürgerungsdauer: „Was denken Sie, wann 
erhalten Sie Ihren deutschen Pass beziehungsweise Ihre Einbürgerungsurkun­
de?“ (Monat, Jahr, weiß nicht, keine Angabe) und „Und wann haben Sie Ihren 
Antrag auf Einbürgerung gestellt?“ (Monat, Jahr, weiß nicht, keine Angabe). 
222 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05). 
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Betrachtet man tatsächliche Einbürgerungsdauer, bisherige 
Verfahrensdauer und erwartete Einbürgerungsdauer gruppiert, dann 
ergibt sich ein differenzierteres Bild (Abbildung 5-14). 
Bei der tatsächlichen Einbürgerungsdauer (Eingebürgerte) 
zeigt sich, dass 60,0 % der Einbürgerungsverfahren weniger als zwölf 
Monate dauern. Ein verhältnismäßig großer Anteil der Einbürgerungs­
verfahren dauert sechs bis unter zwölf Monate (35,9 %). Nur bei einem 
kleinen Anteil hat die Einbürgerung 48 Monate und länger gedauert 
(4,5 %). 
Die Personen im Einbürgerungsverfahren befinden sich zu über 
40 % bereits seit einem bis unter zwölf Monaten im Einbürgerungsver­
fahren (bisherige Verfahrensdauer). Ein verhältnismäßig großer Anteil 
der Einbürgerungsverfahren hat eine bisherige Dauer von sechs bis 
unter zwölf Monaten (30,9 %). Jedoch befinden sich 16,1 % bereits seit 48 
Monaten und länger im Einbürgerungsverfahren. Ein Fünftel (20,5 %) 
der Personen, deren Verfahren bereits seit 48 Monaten und länger an­
dauert, befindet sich derzeit in einem Entlassungsverfahren mit einer 
bisherigen Dauer von durchschnittlich über fünfeinhalb Jahren (67 
Monate). Bei der deutlichen Mehrheit sind diese sehr langen Verfah­
ren jedoch darauf zurückzuführen, dass noch kein Antrag auf Entlas­
sung aus der bisherigen Staatsangehörigkeit gestellt wurde (69,1 %).223 
Der im Gegensatz zu den Eingebürgerten hohe Anteil der sehr langen 
Verfahren könnte ein Stichprobeneffekt sein, der vermutlich darauf 
beruht, dass sich über die Zeit in den Listen der Staatsangehörigkeits­
behörden (auch) häufiger Personen mit längeren/problematischen 
Einbürgerungsverfahren „ansammeln“ (negative Selektion). 
223 16,8 % der Personen mit einer bisherigen Verfahrensdauer von 48 Monaten und 
mehr haben noch keinen Entlassungsantrag im Herkunftsland gestellt, weil sie 
dachten dies tue die Staatsangehörigkeitsbehörde in Deutschland. 44,8 % haben 
aus anderen Gründen noch keinen Entlassungsantrag gestellt, häufige Gründe 
sind Probleme mit dem Entlassungsantrag (fehlende Dokumente, Angst/Unbe­
hagen gegenüber Entlassungsbehörden, Kosovaren: Probleme mit serbischen 
Behörden) oder das Warten auf eine Einbürgerungszusicherung der Staatsan­
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Bei der erwarteten Einbürgerungsdauer zeigt sich, dass ein 
verhältnismäßig großer Anteil der im Verfahren Befindlichen damit 
rechnet, dass ihr Einbürgerungsverfahren zwölf bis unter 24 Monaten 
dauern wird. 14,3 % sind der Ansicht, dass es 48 Monate und länger 
dauern wird. 
5.2.3 Kosten der Einbürgerung 
> Die Einbürgerungskosten liegen im Durchschnitt bei 500 
Euro pro Person, es bestehen jedoch deutliche Unterschie­
de zwischen den Herkunftsländern. Besonders in den 
Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien fallen hohe 
Kosten im Zusammenhang mit der Entlassung an. 
Die Gesamtkosten, das heißt alle Kosten im Zusammenhang mit 
der Einbürgerung (Kosten in Deutschland, im Herkunftsland, gegebe­
nenfalls Reisekosten, sonstige angefallene Kosten), betragen für die 
Eingebürgerten nach ihrer eigenen Einschätzung zwischen 150 Euro 
und 9.000 Euro. Der Mittelwert liegt bei 500 Euro (Median).224 
Im Verfahren Befindliche schätzen diese Gesamtkosten eben­
falls auf 500 Euro (Median).225 
Wie unterschiedlich die (tatsächlichen beziehungsweise erwar­
teten) Gesamtkosten bei den verschiedenen Herkunftslandgruppen 
ausfallen, wird in Tabelle 5-1 wiedergegeben. 
224 Beim Median handelt es sich um den mittleren Wert einer nach der Größe (hier: 
Höhe der Kosten) geordneten Reihe. Er ist an dieser Stelle besser geeignet, um 
den Kostenmittelwert zu beschreiben als der Durchschnittswert (sogenanntes 
arithmetisches Mittel), da der Durchschnitt durch Extremwerte (Maximum der 
angegebenen Kosten: 9.000 Euro) erheblich verzerrt wird (Durchschnitt: 993 
Euro). 
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Tabelle 5-1: Mittelwert der Gesamtkosten im Zusammenhang mit der 








Türkei Median 500 400 
arithmetisches Mittel 659 911 
Ehemaliges Jugoslawien Median 1.800 1.100 
arithmetisches Mittel 1.950 2.013 
Italien/Griechenland Median 350 300 
arithmetisches Mittel 372 425 
Afghanistan/Irak/Iran Median 450 400 
arithmetisches Mittel 997 783 
Russische Föderation/ 
Ukraine/Weißrussland 
Median 600 800 
arithmetisches Mittel 1.153 994 
Gesamt Median 500 500 
arithmetisches Mittel 993 1.102 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte (mit Angaben zu Kosten). Ungewichtete Anzahl: 273. Basis: Im 
Verfahren Befindliche (mit Angaben zu Kosten). Ungewichtete Anzahl: 358. Eingebür­
gerte: Die Unterschiede zwischen den Herkunftslandgruppen sind jeweils signifikant 
(Vergleich der Mittelwerte T-Test, p≤ .05), Ausnahmen: Türkei gegenüber Afghanistan/ 
Irak/Iran und Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland sowie Afghanistan/Irak/Iran 
gegenüber Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland. Im Verfahren Befindliche: Die 
Unterschiede zwischen den Herkunftslandgruppen sind jeweils signifikant (Vergleich 
der Mittelwerte T-Test, p≤ .05), Ausnahmen: Türkei gegenüber Italien/Griechenland, 
Afghanistan/Irak/Iran und Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland sowie Afghanis-
tan/Irak/Iran gegenüber Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland.226 
226 Fragetext: „Wie hoch schätzen Sie die Gesamtkosten im Zusammenhang mit Ih­
rer Einbürgerung? Bitte denken Sie auch hier sowohl an die Kosten in Deutsch­
land und Ihrem Herkunftsland als auch an eventuelle Reisekosten oder sonstige 
für Sie angefallenen/anfallende Kosten.“ 
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Die Gesamtkosten der Einbürgerung liegen bei Personen mit 
ehemals jugoslawischer Herkunft im Vergleich zu den anderen Her­
kunftslandgruppen mit deutlichem Abstand am höchsten. Dies ist 
sowohl bei den tatsächlichen Kosten (Eingebürgerte) als auch bei den 
geschätzten Kosten der Einbürgerung (im Verfahren Befindliche) 
der Fall. Nur etwa halb so hoch sind die Kosten in der Herkunftsland­
gruppe Russische Föderation, Ukraine und Weißrussland. Erst danach 
folgen Afghanistan/Irak/Iran und die Türkei. Die niedrigsten Kosten 
fallen bei den EU-Bürgern (Italien/Griechenland) an. Da bei Personen 
aus Afghanistan, Irak und Iran sowie Italien und Griechenland in der 
Regel keine Aufgabe der ausländischen Staatsangehörigkeit notwen­
dig beziehungsweise möglich ist, sind die geringeren Kosten darauf 
zurückzuführen, dass in der Regel keine (oder nur selten) Kosten für 
die Entlassung im Herkunftsland anfallen. 
>	 Die Kosten der Einbürgerung werden überwiegend als 
hoch beurteilt. Über die Hälfte der Eingebürgerten ist der 
Ansicht, dass die Einbürgerungskosten in Deutschland 
den höchsten Anteil ausgemacht haben (61,3 %), bei den im 
Verfahren Befindlichen sind 46,4 % dieser Ansicht. 
Eine Bewertung der Gesamtkosten der Einbürgerung durch 
die Eingebürgerten und im Verfahren Befindlichen ist subjektiv und 
entsprechend von der jeweiligen Person (beziehungsweise ihrem 
finanziellen Hintergrund) abhängig. Dennoch ist es von Interesse, zu 
erfahren, ob die Befragten die Kosten im Zusammenhang mit ihrer 
Einbürgerung hoch oder niedrig einstufen. Die individuelle Beurtei­
lung der Gesamtkosten der Einbürgerung durch Eingebürgerte und 
im Verfahren Befindliche wird in Abbildung 5-15 dargestellt. 
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Abbildung 5-15: Individuelle Bewertung der Gesamtkosten der Einbürge­








Im Verfahren Befindliche 7,1 















Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.227 
Wie sich zeigt, werden die Kosten der Einbürgerung überwie­
gend als hoch beurteilt. 24,0 % der Eingebürgerten sind der Ansicht, 
dass die Gesamtkosten der Einbürgerung sehr hoch sind und 39,7 % 
halten sie für eher hoch. Unter den im Verfahren Befindlichen sind 
sogar 34,4 % der Ansicht, die Kosten der Einbürgerung seien sehr hoch, 
und etwa ebenso viele (34,9 %) sind der Ansicht, die Kosten seien eher 
hoch. 
227 Fragetext: „Wie beurteilen Sie die finanziellen Kosten im Zusammenhang mit 
Ihrer Einbürgerung? Bitte denken Sie sowohl an die Kosten in Deutschland und 
Ihrem Herkunftsland als auch an eventuelle Reisekosten oder sonstige für Sie 
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Tabelle 5-2: Höchster Anteil der Kosten nach Einschätzung der Einge-






Einbürgerungskosten 72,8 50,9 
Entlassungskosten 9,7 22,6 
sonstige Kosten 12,4 3,0 
weiß nicht 5,2 23,5 
keine Angabe 0,0 0,0 
Ehemaliges
Jugoslawien
Einbürgerungskosten 10,7 19,5 
Entlassungskosten 84,6 72,1 
sonstige Kosten 0,0 0,0 
weiß nicht 4,7 8,4 
keine Angabe 0,0 0,0 
Italien/
Griechenland
Einbürgerungskosten 91,0 73,8 
Entlassungskosten 1,5 15,6 
sonstige Kosten 3,0 1,3 
weiß nicht 4,6 6,1 
keine Angabe 0,0 3,1 
Afghanistan/
Irak/Iran
Einbürgerungskosten 76,8 76,6 
Entlassungskosten 2,9 4,5 
sonstige Kosten 16,5 2,1 
weiß nicht 3,4 16,8 




Einbürgerungskosten 52,2 26,6 
Entlassungskosten 24,6 62,5 
sonstige Kosten 11,8 1,7 
weiß nicht 10,9 8,6 
keine Angabe 0,5 0,7 
Gesamt 
Einbürgerungskosten 61,3 46,4 
Entlassungskosten 22,7 34,9 
sonstige Kosten 10,5 2,0 
weiß nicht 5,4 16,6 
keine Angabe 0,2 0,2 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet.
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403.228 
228 Fragetext: „Welche Kosten haben den höchsten Anteil ausgemacht?/Was denken Sie, 
welche Kosten werden bis zu Ihrer Einbürgerung den höchsten Anteil ausmachen?“ 
Antwortmöglichkeiten: Einbürgerungskosten in Deutschland; Entlassungskosten in 
Herkunftsland; Sonstige Kosten; weiß nicht; keine Angabe. 
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Um ein Bild über die Verteilung der Gesamtkosten zu erhalten, 
wurden Eingebürgerte und Personen, die sich in einem Einbürge­
rungsverfahren befinden, danach gefragt, welche Kosten den höchs­
ten Anteil ausgemacht haben (Tabelle 5-2). 
Über die Hälfte der Eingebürgerten ist der Ansicht, dass die Ein­
bürgerungskosten in Deutschland den höchsten Anteil ausgemacht 
haben (61,3 %). Bei den im Verfahren Befindlichen hat etwas weniger 
als die Hälfte diese Einschätzung abgegeben (46,4 %). 
Bei der Betrachtung der verschiedenen Herkunftslandgruppen 
ergibt sich ein unterschiedliches Bild. Zur Interpretation der Unter­
schiede sollte die jeweilige Einschätzung im Zusammenhang mit den 
mittleren Gesamtkosten aus Tabelle 5-1 betrachtet werden. 
Eingebürgerte aus der Türkei sind zu 72,8 % der Ansicht, dass 
die Einbürgerungskosten in Deutschland den höchsten Anteil ausma­
chen, 9,7 % nennen die Entlassungskosten im Herkunftsland und 12,4 % 
nennen sonstige Kosten. Bei den türkischen im Verfahren Befindli­
chen geben 50,9 % an, dass die Einbürgerungskosten in Deutschland 
den größten Anteil ausmachen, und 22,6 % sind der Ansicht, dass es 
die Entlassungskosten im Herkunftsland sind. Vor dem Hintergrund 
der geschätzten Gesamtkosten in Höhe von 500 Euro (Eingebürgerte) 
beziehungsweise 400 Euro (im Verfahren Befindliche) und den in § 38 
Abs. 1 StAG festgelegten Gebühren für eine Einbürgerung in Höhe von 
255 Euro für Erwachsene (51 Euro für mit eingebürgerte, minderjäh­
rige Kinder ohne eigenes Einkommen) in Deutschland scheint diese 
Einschätzung durchaus realistisch. 
Personen ehemals jugoslawischer Herkunft geben größtenteils 
an, dass die Kosten der Entlassung im Herkunftsland den größten 
Anteil ausmachen (Eingebürgerte: 84,6 %; im Verfahren Befindliche 
72,1 %). Mit 1.800 Euro (Eingebürgerte) beziehungsweise 1.100 Euro 
(im Verfahren Befindliche) ist die Differenz zu den Einbürgerungsge­
bühren in dieser Herkunftslandgruppe am größten. Dies bestätigt die 
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Wie sich zuvor gezeigt hat (Tabelle 5-1), schätzen Personen aus 
Italien/Griechenland und Afghanistan/Irak/Iran die Gesamtkosten 
der Einbürgerung am geringsten ein. Wie erwähnt dürfte dies darauf 
zurückzuführen sein, dass für diese Herkunftsländer in der Regel kei­
ne Entlassungskosten anfallen, da Angehörige dieser Staaten in der 
Regel unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit eingebürgert werden. 
Entsprechend gering ist die Differenz zu den Einbürgerungsgebühren 
in Deutschland und entsprechend wird von der deutlichen Mehrheit 
dieser Personen angegeben, dass die Einbürgerungsgebühren in 
Deutschland den höchsten Anteil der Kosten ausmachen. 
Bei Personen mit russischer, ukrainischer und weißrussischer 
Herkunft zeigt sich ein etwas unterschiedliches Bild. Während 52,2 % 
der Eingebürgerten der Ansicht sind, dass die Einbürgerungskosten 
in Deutschland den höchsten Anteil ausmachen, erwarten 62,5 % der 
im Verfahren Befindlichen, dass die Kosten der Entlassung im Her­
kunftsland den höchsten Anteil ausmachen werden. Der Unterschied 
zwischen Eingebürgerten und im Verfahren Befindlichen dürfte dar­
auf zurückzuführen sein, dass die tatsächlichen Kosten (600 Euro) ge­
ringer sind als die erwarteten Kosten (800 Euro). Beides ist ein Hinweis 
darauf, dass im Verfahren Befindliche dieser drei Herkunftsländer mit 
deutlich höheren Kosten in ihren Herkunftsländern rechnen, als es 
tatsächlich der Fall ist. 
5.2.4 Einbürgerungstest 
>	 26,3 % der Eingebürgerten und 43,9 % der Personen im Ein­
bürgerungsverfahren berichten über eine Teilnahme am 
Einbürgerungstest. Nichtteilnehmer haben zu rund 80 % 
einen Schulabschluss in Deutschland erreicht, müssen also 
keinen Test absolvieren. 
Eine der Einbürgerungsvoraussetzungen bei der Anspruchs­
einbürgerung sind „Kenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung 
und der Lebensverhältnisse in Deutschland“ (§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 
StAG), die in der Regel über einen erfolgreichen Einbürgerungstest 
(§ 10 Abs. 5 StAG) nachgewiesen werden. Der bundeseinheitliche Ein­
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bürgerungstest wird in der Einbürgerungstestverordnung (EinbTestV) 
geregelt. Vom Einbürgerungstest ausgenommen sind Personen, die 
einen deutschen Schulabschluss erworben haben (Bundesministerium 
des Innern 2009: 29f.). 
Nur 26,3 % der Eingebürgerten haben an einem Einbürgerungs­
test teilgenommen, 73,1 % haben dies nicht getan.229 Diejenigen, die 
nicht an einem Einbürgerungstest teilgenommen haben, haben über­
wiegend (81,5 %) einen Schulabschluss in Deutschland erreicht. Der 
Einbürgerungstest war also für sie nicht verpflichtend. 
Von den im Verfahren Befindlichen haben 43,9 % einen Ein­
bürgerungstest abgelegt, 55,7 % haben nicht an einem solchen Test 
teilgenommen. Auch hier haben diejenigen, die nicht an einem Ein­
bürgerungstest teilgenommen haben, überwiegend (79,1 %) einen 
Schulabschluss in Deutschland erreicht. 
Wie in Kapitel 4.1.1 festgestellt wurde, haben circa 41 % der 
Nicht-Eingebürgerten keinen Schulabschluss in Deutschland erreicht. 
Das bedeutet im Umkehrschluss, dass fast 60 % der Nicht-Eingebürger­
ten nicht an einem Einbürgerungstest teilnehmen müssten. 
Da in der öffentlichen Diskussion viel über den im Jahr 2008 
eingeführten Einbürgerungstest gesprochen wird und der Einbürge­
rungstest vereinzelt trotz niedriger Kosten, einer hohen Bestehens­
quote von über 98 %230 und einer unbeschränkten Wiederholbarkeit 
als Hemmnis für die Einbürgerung angeführt wird, ist es von Interesse 
zu wissen, wie die Teilnehmer selbst den Test beurteilen. Dazu wurden 
Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche, die an einem Einbür­
gerungstest teilgenommen haben, gefragt, wie sie diesen Test einstu­
fen. Demgegenüber wurden alle Nicht-Eingebürgerten nach ihrer 
Einschätzung gefragt, um beurteilen zu können, ob der Test gegebe­
229 Fragetext: „Haben Sie an einem Einbürgerungstest teilgenommen?“ Antwort­
möglichkeiten: ja; nein; weiß nicht; keine Angabe. 
230 Die Bestehensquote liegt zwischen 98 % und 99 % (Bundesministerium des In­
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nenfalls als ein Hindernis für die Einbürgerung wahrgenommen wird 
(Abbildung 5-16). 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte, die an einem Einbürgerungstest teilgenommen haben. 
Ungewichtete Anzahl: 111. Basis: Im Verfahren Befindliche, die an einem 
Einbürgerungstest teilgenommen haben. Ungewichtete Anzahl: 176. Basis: Nicht-Ein­
gebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.231 
Insgesamt zeigt sich, dass nur ein geringer Anteil derjenigen, 
die an einem Einbürgerungstest teilgenommen haben, den Test als 
schwer einstuft (Eingebürgerte: 3,8 %, im Verfahren Befindliche: 
14,9 %). Jeweils über 70 % der Eingebürgerten und im Verfahren Befind­
lichen, die an einem solchen Test teilgenommen haben, fanden den 
Test nicht schwer. 
Nicht-Eingebürgerte sind etwas häufiger der Ansicht, der Ein­
bürgerungstest sei schwer (17,1 %) und weitere 22,8 % halten ihn zumin­
231 Fragetext: „Wie beurteilen Sie diesen Einbürgerungstest?“ (A/B), „Es wird ja 
viel über den Einbürgerungstest geredet. Was meinen Sie? Ist dieser Einbür­
gerungstest…“ (C) Antwortmöglichkeiten: sehr schwer/eher schwer (schwer); 
mittelschwer; eher nicht schwer/überhaupt nicht schwer (nicht schwer); weiß 
nicht; keine Angabe. 
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dest für mittelschwer. Ein verhältnismäßig großer Anteil hält den Test 
nicht für schwer (39,0 %). Es ist davon auszugehen, dass der Test zumin­
dest diesen Teil der Nicht-Eingebürgerten nicht hemmt, einen Antrag 
auf Einbürgerung zu stellen. 
Mögliche Gründe dafür, warum Nicht-Eingebürgerte den Test 
häufiger schwieriger einstufen als Eingebürgerte und Personen im 
Einbürgerungsverfahren, können sowohl unbegründete Angst vor 
dem Test (zum Beispiel Fehlinformation/Gerüchte/schlechtes Image 
des Tests) als auch begründete Angst (Lern-/Sprachprobleme/bereits 
durchgefallen) sein. 
Auffällig ist allerdings auch, dass fast ein Fünftel (18,9 %) nicht 
wissen, wie sie den Einbürgerungstest beurteilen sollen. Es ist davon 
auszugehen, dass sich diese Personen bislang nicht näher mit dem Ein­
bürgerungstest auseinandergesetzt haben und daher nicht beurteilen 
können, ob er schwer oder nicht schwer ist. Die Unterschiede zu den 
Testteilnehmern unter den Eingebürgerten und im Verfahren Befindli­
chen weisen folglich darauf hin, dass unter den Nicht-Eingebürgerten 
eine erhöhte Unsicherheit gegenüber dem Einbürgerungstest besteht. 
An dieser Stelle ist es auch sinnvoll zu betrachten, inwiefern 
Befragte an einem Integrationskurs oder an Teilen eines Integrati­
onskurses teilgenommen haben und ob beziehungsweise wie sie den 
Orientierungskurs- und Sprachkurstest abgeschlossen haben. Hinter­
grund ist zum einen die Möglichkeit, die Frist für eine Anspruchsein­
bürgerung von acht Jahren rechtmäßiger Aufenthalt durch die Be­
scheinigung einer erfolgreichen Teilnahme an einem Integrationskurs 
auf sieben Jahre zu verkürzen (§ 10 Abs. 3 StAG), und zum anderen die 
Überlegung, Orientierungskurs- und Einbürgerungstest in einem Test­
verfahren zusammenzulegen.232 
Zunächst wird gezeigt, inwiefern Eingebürgerte, im Verfahren 
Befindliche und Nicht-Eingebürgerte an einem Integrationskurs oder 
232 Dazu: Die Bundesregierung 2011: 233. 
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an Teilen eines Integrationskurses teilgenommen haben (Abbildung 
5-17). 
Abbildung 5-17: Teilnahme an Integrationskursen (in Prozent) 
 
   
  
  
   















0% 20% 40% 60% 80% 100% 
an Sprach- und Orientierungskursteilgenommen 
nur an Sprachkursteilgenommen 
nur an Orientierungskursteilgenommen 
nehme an Sprach- oder Orientierungskurs teil 
bin zu Sprach- und/oder Orientierungskursangemeldet bzw. auf Warteliste 
nein (bisher nicht) 
keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.233 
233 Fragetext: „Haben Sie an einem Integrationskurs oder an Teilen eines Integ­
rationskurses des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) teilge­
nommen?“ (A) Antwortmöglichkeiten: Ja, an einem Sprachkurs und einem 
Orientierungskurs; Ja, aber nur an einem Sprachkurs; Ja, aber nur an einem 
Orientierungskurs; Nein; keine Angabe. Fragetext: „Haben Sie an einem In­
tegrationskurs oder an Teilen eines Integrationskurses des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) teilgenommen beziehungsweise nehmen Sie 
derzeit Teil?“ (B, C) Antwortmöglichkeiten: Ja, an einem Sprachkurs und einem 
Orientierungskurs; Ja, aber nur an einem Sprachkurs; Ja, aber nur an einem 
Orientierungskurs; Nehme derzeit an Sprach- oder Orientierungskurs teil; Bin 
zum Sprach- und Orientierungskurs angemeldet beziehungsweise ich bin auf 
der Warteliste; Nein, bisher nicht; keine Angabe. 
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Nur 4,0 % der Eingebürgerten, 19,6 % der Personen im Einbürge­
rungsverfahren und 2,8 % der Nicht-Eingebürgerten haben an Sprach- 
und Orientierungskurs des Integrationskurses teilgenommen. 6,1 % 
der Eingebürgerten, 10,9 % der Personen im Einbürgerungsverfahren 
und 5,7 % der Nicht-Eingebürgerten haben nur am Sprachkurs teilge­
nommen und lediglich 1,1 % der Eingebürgerten, 4,3 % der Personen im 
Einbürgerungsverfahren und 0,1 % der Nicht-Eingebürgerten haben 
nur den Orientierungskurs besucht. 
Von den im Verfahren Befindlichen und Nicht-Eingebürgerten 
besuchen nur sehr wenige (unter 1 %) aktuell einen Integrationskurs 
oder sind dafür angemeldet.234 Die deutliche Mehrheit hat (bisher) 
keinen Integrationskurs oder Integrationskursteil besucht. 
Bei den Eingebürgerten und im Verfahren Befindlichen stellt 
sich die Frage, ob der Besuch des Integrationskurses oder eines Teils 
des Integrationskurses den Wunsch geweckt oder verstärkt hat, sich 
einbürgern zu lassen oder ob der Wunsch eventuell schon viel früher 
bestand oder erst viel später aufgekommen ist. Dieser Einfluss des In­
tegrationskurses auf den Einbürgerungswunsch bei Eingebürgerten 
oder im Verfahren Befindlichen, die einen Integrationskurs oder einen 
Teil davon besucht haben, wird im Folgenden dargestellt (Abbildung 
5-18). 
234 Eingebürgerte hatten diese Antwortmöglichkeiten nicht. Sie können zwar 
unter bestimmten Voraussetzungen (keine ausreichenden deutschen Sprach­
kenntnisse/in besonderer Weise integrationsbedürftig) auch als deutsche 
Staatsbürger an einem Integrationskurs teilnehmen (§ 44 Abs. 4 AufenthG iVm 
§ 5 Abs. 3 Nr. 4 IntV), da dieser Aspekt hier jedoch von untergeordneter Bedeu­
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Abbildung 5-18:		 Einfluss des Integrationskurses auf den Einbürgerungs­
wunsch bei Eingebürgerten und im Verfahren Befindli­
chen (in Prozent) 
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Ich wollte schon vor dem Kurs Deutsche/r werden.
 
Der Kurs hat in mir den Wunsch geweckt, Deutsche/r zu werden.
 
Der Wunsch Deutsche/r zu werden, wurde nach dem Kurs stärker.
 




Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte, die an einem/Teilen eines Integrationskurs/es teilgenommen 
haben. Ungewichtete Anzahl: 58. Basis: Im Verfahren Befindliche, die an einem/Teilen 
eines Integrationskurs/es teilgenommen haben. Ungewichtete Anzahl: 125. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.235 
Bei der Mehrheit der Eingebürgerten und im Verfahren Befind­
lichen, die an einem (Teil des) Integrationskurses teilgenommen ha­
ben, bestand bereits vor dem Integrationskurs der Wunsch, die deut­
sche Staatsangehörigkeit anzunehmen (57,5 % beziehungsweise 
67,6 %).236 Bei einem kleinen Teil hatte der Integrationskurs(-teil) je­
doch einen (bestärkenden) Einfluss auf den Einbürgerungswunsch: 
235 Fragetext: „Ich werde Ihnen nun vier Aussagen vorlesen. Welche trifft am 
ehesten auf Sie zu?“ Antwortmöglichkeiten: Ich wollte schon vor dem Kurs 
Deutsche/r werden; Der Kurs hat in mir den Wunsch geweckt, Deutsche/r zu 
werden; Der Wunsch Deutsche/r zu werden, wurde nach dem Kurs stärker; Ich 
habe mich erst lange nach dem Kurs entschlossen, Deutsche/r zu werden; keine 
Angabe. 
236 Es besteht unter anderem die Möglichkeit der Erteilung einer Zulassung zu 
einem Integrationskurs, wenn eine Person den Integrationskurs besuchen 
möchte, um die erforderlichen Kenntnisse für eine Einbürgerung zu erwerben 
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Bei 1,0 % der Eingebürgerten und 5,0 % der im Verfahren Befindlichen 
hat er diesen Wunsch geweckt, Deutscher zu werden, bei 9,4 % bezie­
hungsweise 4,8 % hat er den Wunsch zumindest verstärkt. Jeweils circa 
ein Fünftel (19,5 % beziehungsweise 21,0 %) haben sich erst lange nach 
dem Kurs entschlossen, die deutsche Staatsangehörigkeit anzuneh­
men.237 
5.2.5 Beibehaltung und Entlassung 
Voraussetzung für eine Einbürgerung ist die Aufgabe (bezie­
hungsweise der Verlust) der bisherigen Staatsangehörigkeit (§ 10 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 4 StAG). Hintergrund dieser Regelung ist das Prinzip zur 
Vermeidung von Mehrstaatigkeit. In bestimmten Fällen kann die Ein­
bürgerung jedoch auch unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit erfolgen 
(§ 12 StAG) und die bisherige Staatsangehörigkeit kann beibehalten 
werden.238 
>	 13,6 % der Personen, die einen Antrag auf Einbürgerung 
gestellt haben, wissen noch nicht, ob ihre derzeitige Staats­
angehörigkeit beibehalten werden kann oder nicht. Insbe­
sondere unter den Afghanen, Irakern und Iranern herrscht 
diesbezüglich ein hohes Maß an Unwissen. Dies gilt auch 
für die Nicht-Eingebürgerten dieser Herkunftsländer. 
Bezüglich des Wissens, ob die derzeitige Staatsangehörigkeit 
bei einer Einbürgerung beibehalten werden kann, zeigt sich bei den 
Personen, die sich in einem Einbürgerungsverfahren befinden, ein 
unterschiedliches Bild (Abbildung 5-19). 
237 Im Rahmen des von der Forschungsgruppe des BAMF durchgeführten Integra­
tionspanels hat sich gezeigt, dass rund die Hälfte der Teilnehmer von Integrati­
onskursen die Absicht hat, die deutsche Staatsangehörigkeit anzunehmen, zu 
Kursende sind es 47 % und ein Jahr nach Abschluss des Kurses 49 % (Schuller et al. 
2011: 249f.). 
238 Für die hier untersuchten Herkunftslandgruppen ergeben sich für das Jahr 2010 
folgende Beibehaltungsquoten: Türkei 27,7 %, Ehemaliges Jugoslawien 35,6 %, 

Italien/Griechenland 99,9 %, Afghanistan/Irak/Iran 90,7 %, Russische Föderation/
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Abbildung 5-19: Wissen, ob Beibehaltung möglich ist (im Verfahren 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Im Verfahren Befindliche. Ungewichtete Anzahl: 403. Die Unterschiede zwischen 
den Herkunftslandgruppen sind signifikant (T-Test, p≤ .01), Ausnahmen: Türkei gegen­
über ehemaliges Jugoslawien sowie Türkei und ehemaliges Jugoslawien gegenüber 
Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland.239 
Auffällig ist zunächst, dass ein verhältnismäßig großer Anteil 
der Personen, die einen Antrag auf Einbürgerung gestellt haben, 
aber noch nicht eingebürgert sind, nicht wissen, ob ihre derzeitige 
Staatsangehörigkeit beibehalten werden kann oder nicht (13,6 %), ob­
wohl davon auszugehen ist, dass sich diese Personen im Rahmen der 
Antragstellung über die Möglichkeiten der Beibehaltung informiert 
haben sollten oder von den Mitarbeitern der Behörde darüber aufge­
klärt worden sein sollten. Die hohen Anteile unter den im Verfahren 
Befindlichen, die nicht wissen, ob sie ihre jetzige Staatsangehörigkeit 
239 Fragetext: „Ist Ihnen bekannt, ob Sie Ihre jetzige Staatsangehörigkeit bei einer 
Einbürgerung beibehalten können?“ Antwortmöglichkeiten: Kann sie beibe­
halten; Kann sie nicht beibehalten; weiß nicht; keine Angabe. 
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beibehalten dürfen, müssen nicht zwangsläufig auf eine schlechte 
Informiertheit zurückzuführen sein. Da in bestimmten Fällen eine 
Beibehaltung der ausländischen Staatsangehörigkeit möglich ist, 
können diese Angaben tatsächlich Ausdruck der Unsicherheit sein. 
Entsprechend sind auch die Personen im Einbürgerungsverfahren, die 
angeben, dass sie sich nicht entscheiden müssen, nicht zwangsläufig 
falsch informiert, da eine Beibehaltung im Einzelfall durchaus mög­
lich sein kann. 
Betrachtet man die einzelnen Herkunftslandgruppen, zeigt 
sich, dass Türken und ehemaligen Jugoslawen sowie Russen, Ukrainer 
und Weißrussen mehrheitlich wissen, dass für sie in der Regel eine 
Beibehaltung nicht möglich ist (76,2 %, 77,7 % beziehungsweise 87,2 %). 
Eine Beibehaltung der italienischen und griechischen Staats­
angehörigkeit ist nach § 12 Abs. 2 StAG möglich. Entsprechend wissen 
dies auch 81,0 % der im Verfahren befindlichen Italiener und Griechen. 
Allerdings glauben 7,7 %, dass sie die italienische oder griechische 
Staatsangehörigkeit nicht beibehalten können, und 11,4 % wissen 
nicht, ob sie dies können. 
Unter den afghanischen, irakischen und iranischen Einbürge­
rungsbewerbern zeigt sich ein sehr heterogenes Bild. Nach den vorläu­
figen Anwendungshinweisen des BMI zum Staatsangehörigkeitsge­
setz können Afghanen und Iraner unter Hinnahme von Mehrstaatig­
keit eingebürgert werden, da ihre Herkunftsländer keine Entlassung 
aus der Staatsangehörigkeit vornehmen (Bundesministerium des 
Innern 2009: 33). Im Jahr 2010 wurden außerdem 79 % der Iraker unter 
Hinnahme von Mehrstaatigkeit eingebürgert (Statistisches Bundesamt 
2011: 89).240 Aus diesen Gründen wäre zu erwarten, dass in dieser Grup­
pe der Anteil derjenigen, die angeben, dass sie ihre jetzige Staatsan­
gehörigkeit beibehalten können, deutlich höher ausfällt. Dass jedoch 
verhältnismäßig hohe Anteile der im Verfahren Befindlichen dieser 
240 Eine Einbürgerung unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit kann auch unter 
folgenden Bedingungen erfolgen: Versagung der Entlassung, unzumutbare 

Entlassungsbedingungen, Nichtbescheidung eines Entlassungsantrags (Bun­
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drei Herkunftsländer angeben, sie könnten ihre derzeitige Staatsan­
gehörigkeit nicht beibehalten (38,9 %), oder nicht wissen, ob sie diese 
beibehalten dürfen oder nicht (25,9 %), belegt, dass in dieser Gruppe 
ein hohes Maß an Unwissen und Unsicherheit über die tatsächlichen 
Möglichkeiten der Beibehaltung bestehen. 
Im Verfahren Befindliche, die davon ausgehen, dass sie ihre 
bisherige Staatsangehörigkeit bei einer Einbürgerung nicht beibehal­
ten können (n=289), wurden gefragt, ob sie diese gerne beibehalten 
würden (Abbildung 5-20). 
Abbildung 5-20:		 Beibehaltungswunsch (im Verfahren Befindliche, die 
davon ausgehen, dass eine Beibehaltung für sie nicht 
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würde gerne beibehalten 
würde nicht beibehalten 
Beibehaltung ist egal 
weiß nicht 
keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Im Verfahren Befindliche, die davon ausgehen, dass eine 
Beibehaltung für sie nicht möglich ist. Ungewichtete Anzahl: 289. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.241 
241 Fragetext: „Würden Sie Ihre bisherige Staatsangehörigkeit gerne beibehalten?“ 
Antwortmöglichkeiten: Ja, würde sie gerne beibehalten; Nein, würde sie nicht 
beibehalten; Die Beibehaltung ist mir egal; weiß nicht; keine Angabe. 
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Insgesamt zeigt sich, dass die Hälfte (50,0 %) der im Verfahren 
Befindlichen, die davon ausgehen, dass eine Beibehaltung für sie nicht 
möglich ist, ihre bisherige Staatsangehörigkeit bei einer Einbürge­
rung gerne beibehalten würde. Über ein Drittel (36,3 %) dieser im Ver­
fahren Befindlichen geben an, dass sie ihre bisherige Staatsangehörig­
keit nicht beibehalten wollen würden, und 11,1 % ist es egal, ob sie diese 
beibehalten können oder nicht. 
Bei einer Betrachtung der Herkunftslandgruppen fällt auf, dass 
im Verfahren Befindliche, die ihre Staatsangehörigkeit in der Regel 
nicht beibehalten können (Türkei, Ehemaliges Jugoslawien, Russische 
Föderation/Ukraine/Weißrussland), sich zu größeren Teilen wünschen, 
diese beibehalten zu können, als es im Verfahren Befindliche tun, 
deren Staatsangehörigkeit in der Regel beibehalten werden kann (Ita­
lien/Griechenland, Afghanistan/Irak/Iran).242 Bei letzteren könnte dies 
auf eine geringere Verbundenheit mit dem Herkunftsland hinweisen 
(dazu Kapitel 5.6). 
Auch bei Nicht-Eingebürgerten wurde erhoben, inwiefern sie 
wissen, ob ihre Staatsangehörigkeit bei einer Einbürgerung beibehal­
ten werden kann (Abbildung 5-21). 
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Abbildung 5-21:		 Wissen, ob Beibehaltung möglich ist (Nicht-Einge-
bürgerte; in Prozent) 
 
 

























0% 20% 40% 60% 80% 100% 
könnte beibehalten könnte nicht beibehalten weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411. Anteile unter 2 % werden nicht 
ausgewiesen. Die Unterschiede zwischen ehemaliges Jugoslawien beziehungsweise 
Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland gegenüber Griechenland/Italien und 
Afghanistan/Irak/Iran sind signifikant (T-Test, p≤ .05).243 
Ähnlich wie bei den im Verfahren Befindlichen (Abbildung 5-19) 
zeigt sich bei den Nicht-Eingebürgerten (Abbildung 5-21), dass Perso­
nen mit einem Migrationshintergrund eines Landes, dessen Staats­
angehörigkeit bei einer Einbürgerung in der Regel nicht beibehalten 
werden kann (Türkei, Ehemaliges Jugoslawien, Russische Föderation/ 
Ukraine/Weißrussland), größtenteils wissen, dass sie ihre Staatsange­
hörigkeit bei einer Einbürgerung nicht beibehalten könnten. Bei den 
Türken geht ein verhältnismäßig großer Anteil davon aus, dass sie die 
türkische Staatsangehörigkeit bei einer Einbürgerung beibehalten 
könnten (27,1 %).244 Bei Nicht-Eingebürgerten mit Staatsangehörigkeit 
eines Staates des ehemaligen Jugoslawien weiß etwa ein Fünftel nicht, 
ob sie ihre Staatsangehörigkeit beibehalten könnten (19,6 %). 
243 Fragetext: „Kann Ihre jetzige Staatsangehörigkeit bei einer Einbürgerung bei­
behalten werden?“ Antwortmöglichkeiten: Könnte sie beibehalten; Könnte sie 
nicht beibehalten; weiß nicht; keine Angabe. 
244 Dies entspricht etwa der tatsächlichen Beibehaltungsquote im Jahr 2010 von 
27,7 % (Statistisches Bundesamt 2011: 85ff.). 
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Nicht-Eingebürgerte aus Staaten, deren Staatsangehörigkeit 
bei einer Einbürgerung in der Regel beibehalten werden kann, wissen 
nur teilweise, dass für sie diese Möglichkeit besteht. Bei den Italienern 
und Griechen weiß dies ein verhältnismäßig großer Anteil (43,2 %), 
27,0 % gehen jedoch davon aus, sie könnten die italienische oder grie­
chische Staatsangehörigkeit nicht beibehalten, und fast 30 % wissen 
nicht, ob sie sie beibehalten könnten oder abgeben müssten (29,6 %). 
Unter den Afghanen, Irakern und Iranern gibt jeweils etwa ein Drittel 
an, dass die Staatsangehörigkeit beibehalten werden könnte (32,3 %), 
nicht beibehalten werden könnte (31,8 %) beziehungsweise dass sie 
nicht wissen, ob eine Beibehaltung möglich ist (35,5 %). Nicht-Einge­
bürgerte, deren Staatsangehörigkeit in der Regel beibehalten werden 
kann, sind demnach nicht besonders gut über ihre Beibehaltungsmög­
lichkeit informiert. Es ist anzunehmen, dass das Wissen über die Beibe­
haltungsmöglichkeit und das damit einhergehende weniger aufwän­
dige und schnellere Einbürgerungsverfahren einen weiteren positiven 
Einfluss auf die Einbürgerungsneigung dieser Personen hätte. 
>	 Bei im Verfahren Befindlichen mit geringer Beibehaltungs­
wahrscheinlichkeit der bisherigen Staatsangehörigkeit 
sind die Hälfte der Befragten bereits aus ihrer bisherigen 
Staatsangehörigkeit entlassen worden beziehungsweise 
sind gerade im Entlassungsverfahren. Bei der anderen 
Hälfte deutet sich an, dass einige nicht wissen, welche 
Schritte sie für eine Entlassung einleiten müssen. Ein Anteil 
von 6,4 % geht sogar davon aus, dass die Entlassung aus der 
bisherigen Staatsangehörigkeit von der Staatsangehörig­
keitsbehörde in Deutschland veranlasst würde. 
Auch im Bezug auf das Entlassungsverfahren wurden Fragen 
gestellt. Zunächst wurde erhoben, inwiefern Personen im Einbür­
gerungsverfahren, bei denen eine Beibehaltung in der Regel nicht 
möglich ist (im Verfahren Befindliche mit geringer Beibehaltungs­
wahrscheinlichkeit), bereits die Entlassung aus der derzeitigen Staats­
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Abbildung 5-22: Wurde bereits ein Entlassungsantrag gestellt (im 
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11,4% Ja, Entlassungsverfahren ist bereits abgeschlossen. 
39,6% Ja, Entlassungsverfahren läuft noch. 
13,1% Nein, hatte noch keine Zeit, dies zu tun. 
6,1% Nein, weiß nicht, welche Schritte ich 
unternehmen muss. 
6,4% Nein, dachte das macht die Einbürgerungsbehörde 
in Deutschland. 
21,9% Nein, anderer Grund (offen). 
1,4% keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet.
 
Basis: Im Verfahren Befindliche, bei denen eine Beibehaltung in der Regel nicht mög­




Etwas über die Hälfte der im Verfahren Befindlichen mit gerin­
ger Beibehaltungswahrscheinlichkeit befindet sich in einem laufen­
den Entlassungsverfahren (39,6 %) oder hat dieses bereits durchlaufen 
(11,4 %). 13,1 % hatten noch keine Zeit, eine Entlassung aus ihrer Staats-
angehörigkeit zu beantragen. 
Auffällig ist, dass 6,1 % gar nicht wissen, welche Schritte sie für 
eine Entlassung einleiten müssen und daher noch keine Entlassung 
beantragt haben, und dass 6,4 % davon ausgehen, die Entlassung bean­
trage die Staatsangehörigkeitsbehörde in Deutschland. 
245 Fragetext: „Haben Sie eine Entlassung aus Ihrer/n derzeitigen Staatsangehörig­
keit/en) beantragt?“ 
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21,9 % nennen einen anderen Grund dafür, warum sie bislang 
noch keine Entlassung beantragt haben. 
In der offenen Abfrage häufig genannt werden: 
 Einbürgerungszusicherung(/-urkunde) aus Deutschland 
wird für Entlassung benötigt (vor allem Türkei, Ukraine), 
 Entlassungsantrag ist in Vorbereitung (es müssen noch 
Unterlagen zusammengestellt werden/eine Reise ist nötig), 
 hoher Aufwand aufgrund mehrerer Entlassungen246 
beziehungsweise hoher Zeit- und Kostenaufwand 
(v.a. ehemaliges Jugoslawien), 
 Probleme mit den Entlassungsbehörden, Angst dorthin zu 
fahren (Kosovo) beziehungsweise Angst vor unangeneh­
mem Kontakt mit den Behörden (Türkei), 
 Entlassung ist nicht nötig (Serbien, Russische Föderation, 
hier: Tschetschenien-Flüchtlinge), 
 Beibehaltungswunsch, 
 von der deutschen Behörde nicht zur Entlassung 
aufgefordert (Türkei), 
 erst vor kurzem von der Entlassungspflicht erfahren. 
Nur für wenige im Verfahren Befindliche mit geringer Beibehal­
tungswahrscheinlichkeit liegen Informationen zur Dauer des (abge­
schlossenen) Entlassungsverfahrens vor (n=22). Für diejenigen, für die 
entsprechende Informationen vorliegen, lässt sich eine durchschnitt­
liche Entlassungsdauer von etwa sechs Monaten ermitteln (Median 3,5 
Monate). 
246 Ein ähnlicher Fall wird auch sehr detailliert von einer Interviewpartnerin, die 
einer kosovarischen Familie entstammt, im Rahmen der qualitativen Befragung 
von Optionspflichtigen geschildert (Worbs et al. 2012: Kapitel 3.4.7). 
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Für diejenigen im Verfahren Befindlichen mit geringer Bei­
behaltungswahrscheinlichkeit, die sich in einem laufenden Entlas­
sungsverfahren befinden (n=86), lässt sich eine bisherige Dauer von 
durchschnittlich 13 Monaten ermitteln (Median 6 Monate). Auf einen 
möglichen Stichprobeneffekt (negative Selektion) wurde bereits bei 
der Darstellung der bisherigen Dauer des Einbürgerungsverfahrens 
hingewiesen (Kapitel 5.2.2). 
>	 Probleme im Entlassungsverfahren bestehen hauptsäch­
lich in der Zusammenstellung von Unterlagen (46,6 %) und 
in unkooperativem Verhalten der Behörden des Herkunfts­
landes (31,4 %). Bei einer offenen Abfrage wird auch von 
Korruption berichtet. Schwierigkeiten bestehen vor allem 
bei der Entlassung aus einer Staatsangehörigkeit eines 
Nachfolgestaates des ehemaligen Jugoslawien sowie bei 
Russen, Ukrainern und Weißrussen. 
Bei der Entlassung aus der ausländischen Staatsangehörigkeit 
kann es zu Problemen kommen. Für die im Verfahren Befindlichen, 
bei denen eine Beibehaltung in der Regel nicht möglich ist und die ein 
Entlassungsverfahren durchlaufen haben oder gerade durchlaufen 
(im Verfahren Befindliche mit Entlassung), werden solche Probleme 
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Abbildung 5-23: Probleme im Entlassungsverfahren (im Verfahren 
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Zustimmung teils/teils Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Im Verfahren Befindliche, bei denen eine Beibehaltung in der Regel nicht mög­
lich ist (Türkei, Ehemaliges Jugoslawien, Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland) 
mit laufendem/abgeschlossenem Entlassungsverfahren. Ungewichtete Anzahl: 131. 
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.247 
Probleme im Entlassungsverfahren bestehen bei einem ver­
hältnismäßig großen Anteil darin, dass sehr viele Unterlagen für die 
Entlassung zusammengestellt werden müssen (46,6 %). Fast ein Drittel 
(31,4 %) der im Verfahren Befindlichen mit laufendem oder abgeschlos­
senem Entlassungsverfahren berichtet von unkooperativem Verhal­
ten der Behörden im Herkunftsland bei der Entlassung, die Mehrheit 
(55,3 %) hat diese Erfahrung jedoch nicht gemacht. Für über ein Fünftel 
(22,3 %) bestehen Probleme in Reisen ins Herkunftsland, um dort Un­
247 Fragetext: „Gibt/Gab es Probleme bei der Entlassung aus Ihrer nicht-deutschen 
Staatsangehörigkeit? Ich lese Ihnen jetzt einige Möglichkeiten vor und Sie sa­
gen mir jeweils, ob sie für Sie persönlich zutreffen. A) Ich muss/musste sehr viele 
Unterlagen für die Entlassung zusammenstellen, B) Ich muss/musste (in Her­
kunftsland) reisen, um dort Unterlagen zu besorgen, C) Ich will keinen Kontakt 
mit Behörden (in Herkunftsland), weil ich von dort geflüchtet bin, D) Die Behör­
den (in Herkunftsland) verhalten sich sehr unkooperativ bei der Entlassung, E) 
Andere Probleme, und zwar…“ Antwortmöglichkeiten: trifft voll und ganz zu/ 
trifft eher zu (Zustimmung); teils/teils; trifft eher nicht zu/trifft überhaupt nicht 
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terlagen zu besorgen, die deutliche Mehrheit (76,1 %) muss solche Rei­
sen jedoch nicht unternehmen. Nur selten wird als Problem angeführt, 
dass man keinen Kontakt mit den Behörden im Herkunftsland aufneh­
men will, weil man von dort geflüchtet ist (8,0 %). Andere Probleme 
werden jedoch häufiger angeführt (16,3 %). 
Genannt werden dabei unter anderem:
 hohe Bestechungsgelder/Korruption (vor allem Serbien, 
Ukraine), 
 (zu) lange Dauer (vor allem Ukraine), zum Beispiel: wegen 
ständiger Rechtsänderungen (Ukraine) beziehungsweise 
eines komplizierten Verfahrens (Türkei), 
 generell hohe Kosten, zum Beispiel auch für Erbscheine 
(unter anderem Ukraine und Weißrussland), 
 keine Reaktion der Entlassungsbehörden (Türkei, Ukraine), 
 Probleme mit der Wehrpflicht (Türkei, Serbien), 
 Anfertigen von Übersetzungen oder Sprachprobleme mit 
der Sprache des Herkunftslandes, 
 generelle Verweigerung der Entlassung (Serbien bei 
Kosovaren), 
 Probleme bei der Beschaffung von Dokumenten (zum Bei­
spiel Bescheinigung vom Finanzamt auch für einen Minder­
jährigen in der Russischen Föderation; es werden Dokumen­
te verlangt, „die nicht existieren“ oder bei denen fraglich 
ist, „ob das bereitgestellte Dokument den Zweck erfüllt“, im 
Falle der Ukraine). 
Unterschiede zwischen den Herkunftslandgruppen zeigen sich 
zwischen Türken und ehemaligen Jugoslawen beziehungsweise Rus­
sen, Ukrainern oder Weißrussen: Türken müssen seltener als Personen 
der anderen beiden Herkunftslandgruppen sehr viele Unterlagen für 
die Entlassung zusammenstellen, weniger häufig ins Herkunftsland 
reisen, um dort Unterlagen zu besorgen und geben seltener an, dass 
sie Kontakte zu den Behörden im Herkunftsland vermeiden wollen.248 
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Personen im Einbürgerungsverfahren, deren Entlassungsver­
fahren noch nicht abgeschlossen ist, sind stärker der Ansicht, dass sich 
die Behörden in ihrem Herkunftsland unkooperativ verhalten, als im 
Verfahren Befindliche, deren Entlassung bereits abgeschlossen ist.249 
>	 35,5 % der Eingebürgerten und 28,9 % der im Verfahren 
Befindlichen mit Entlassung aus der bisherigen Staatsange­
hörigkeit nehmen die deutschen Behörden bei der Aufgabe 
ihrer ausländischen Staatsangehörigkeit als unterstützend 
wahr. 
Im Folgenden werden noch einige allgemeine Beurteilungen 
im Zusammenhang mit der Entlassung, der Unterstützung durch die 
deutschen Behörden sowie dem Kontakt mit den Entlassungsbehör­
den dargestellt (Abbildung 5-24).250 
249 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05). 
250 Die Beurteilungen wurden sowohl für Eingebürgerte, die ihre ausländische 
Staatsangehörigkeit aufgeben mussten (Eingebürgerte mit Entlassung), als 
auch für Personen im Einbürgerungsverfahren, bei denen eine Beibehaltung 
in der Regel nicht möglich ist und die ein Entlassungsverfahren durchlaufen 
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Abbildung 5-24: Beurteilungen im Zusammenhang mit der Entlassung (Einge-
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Zustimmung teils/teils Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte mit Entlassung. Ungewichtete Anzahl: 175.251 Basis: Im Verfahren Befind­
liche, bei denen eine Beibehaltung in der Regel nicht möglich ist (Türkei, Ehemaliges Jugosla­
wien, Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland) mit laufendem/abgeschlossenem Entlas­
sungsverfahren. Ungewichtete Anzahl: 123.252Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.253 
251 Die Mehrzahl der Eingebürgerten mit afghanischem, irakischem und iranischem Mig­
rationshintergrund hat auf die Frage nach ihrer aktuellen Staatsangehörigkeit nur die 
deutsche Staatsangehörigkeit angegeben. Da die Einbürgerung von Personen dieser 
Herkunft jedoch in der Regel unter Beibehaltung ihrer Staatsangehörigkeit erfolgt, 
weil eine Entlassung nicht möglich ist beziehungsweise nicht vorgenommen wird (Ka­
pitel 5.1), ist davon auszugehen, dass diese Staatsangehörigkeiten neben der deutschen 
fortbestehen. Sie wurden daher wie Personen ohne Entlassung behandelt und von den 
Analysen zu den Beurteilungen im Zusammenhang mit der Entlassung ausgeschlos­
sen. Dies gilt auch für (zwei) Befragte mit italienischem/griechischem Migrationshin­
tergrund, die angegeben haben, nur die italienische/griechische Staatsangehörigkeit 
zu besitzen. 
252 Für acht Fälle liegen aufgrund einer fehlerhaften Filterführung keine Angaben vor, 

daher ergeben sich bei der Fallzahl geringe Abweichungen zu Abbildung 5-24.
 
253 Fragetext: „Jetzt möchte ich gerne von Ihnen wissen, wie Sie Ihr eigenes Einbürge­
rungsverfahren empfanden/empfinden. Ich lese Ihnen nun einige Aussagen vor und 
Sie sagen mir bitte, ob Sie zustimmen oder nicht.“ Antwortmöglichkeiten: stimme voll 
und ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung); teils/teils; stimme eher nicht zu/stimme 
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35,5 % der Eingebürgerten und 28,9 % der im Verfahren Be­
findlichen mit Entlassung wurden beziehungsweise werden von den 
deutschen Behörden bei der Aufgabe ihrer ausländischen Staatsange­
hörigkeit unterstützt. Bei 18,2 % der Eingebürgerten und 9,3 % der im 
Verfahren Befindlichen mit Entlassung fand beziehungsweise findet 
zumindest teilweise eine Unterstützung durch die deutschen Behör­
den statt. 
Jeweils über ein Drittel der Eingebürgerten (34,6 %) und der 
im Verfahren Befindlichen (37,5 %) mit Entlassung beurteilen diese 
als schwierig. Bei jeweils fast der Hälfte der Eingebürgerten (48,8 %) 
und der im Verfahren Befindlichen (48,4 %) war die Entlassung nicht 
schwierig. 
Den Kontakt mit den Behörden des Herkunftslandes fanden 
30,9 % der Eingebürgerten und 38,4 % der im Verfahren Befindlichen 
mit Entlassung unangenehm. 
Signifikante Unterschiede auf Ebene des Migrationshintergrun­
des zeigen sich bei Eingebürgerten beziehungsweise im Verfahren 
Befindlichen mit Entlassung dergestalt, dass die Entlassung von Perso­
nen türkischer Herkunft als weniger schwierig beurteilt wird als von 
Personen ehemals jugoslawischer oder russischer, ukrainischer und 
weißrussischer Herkunft. Eingebürgerte mit türkischem Migrations­
hintergrund sind etwas häufiger der Ansicht, dass sie von den deut­
schen Behörden bei der Entlassung unterstützt wurden als Personen 
mit ehemals jugoslawischem Migrationshintergrund. Unter den im 
Verfahren Befindlichen fühlen sich Personen mit türkischem Migrati­
onshintergrund von den deutschen Behörden häufiger unterstützt als 
Personen mit russischem, ukrainischem und weißrussischem Migrati­
onshintergrund. Für im Verfahren befindliche Türken ist der Kontakt 
zu den Behörden des Herkunftslandes weniger unangenehm als für im 
Verfahren Befindliche Russen, Ukrainer und Weißrussen.254 
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5.2.6 Einbürgerungsfeier 
Mancherorts werden für die Eingebürgerten Einbürgerungs­
feiern abgehalten. 42,5 % der Eingebürgerten wurden zu einer solchen 
Feier eingeladen.255 Die Eingeladenen nehmen diese Feiern gut an, die 
Beteiligung an den Einbürgerungsfeiern liegt bei 60,1 %.256 
Personen, die sich derzeit in einem Einbürgerungsverfahren 
befinden, würden größtenteils an einer Einbürgerungsfeier teilneh­
men (67,7 %).257 
Auch bei der Beurteilung der Einbürgerungsfeiern unterschei­
den sich Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche kaum (Abbil­
dung 5-25). 
255 Fragetext: „Sind Sie zu einer offiziellen Einbürgerungsfeier eingeladen wor­
den?“ Antwortmöglichkeiten: ja; nein; keine Angabe. 
256 Fragetext: „Haben Sie an dieser Einbürgerungsfeier teilgenommen?“ Antwort­
möglichkeiten: ja; nein; keine Angabe. 
257 Fragetext: „Mancherorts gibt es ja sogenannte Einbürgerungsfeiern, bei denen 
die Eingebürgerten offiziell als Deutsche willkommen geheißen werden. Wür­
den Sie an einer solchen Einbürgerungsfeier teilnehmen?“ Antwortmöglichkei­
ten: ja; nein; weiß nicht; keine Angabe. 
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Zustimmung teils/teils Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.258 
Die deutliche Mehrheit der Eingebürgerten (66,7 %) und im Ver­
fahren Befindlichen (68,1 %) hält Einbürgerungsfeiern für wichtig, um 
Eingebürgerte offiziell als Deutsche willkommen zu heißen, und 43,5 % 
der Eingebürgerten sowie 63,0 % der im Verfahren Befindlichen sind 
der Ansicht, dass eine Einbürgerungsfeier dem Akt der Einbürgerung 
mehr Bedeutung verleiht. 42,4 % der Eingebürgerten und 43,4 % der im 
Verfahren Befindlichen sind (auch) der Ansicht, dass der Besuch einer 
Einbürgerungsfeier Formsache sei. 
258 Fragetext: „Ich lese Ihnen nun einige Aussagen vor und Sie sagen mir bitte 
(anhand der Liste), inwiefern Sie diesen zustimmen oder nicht.“ Antwortmög­
lichkeiten: stimme voll und ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung); teils/teils; 
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Bei den im Verfahren Befindlichen bestehen in der Beurteilung 
der Einbürgerungsfeiern Unterschiede zwischen Personen, die an 
einer Einbürgerungsfeier teilnehmen würden und jenen, die nicht 
daran teilnehmen würden. Im Verfahren Befindliche, die nicht an ei­
ner Einbürgerungsfeier teilnehmen würden, sind seltener der Ansicht, 
dass es wichtig ist, dass Eingebürgerte in dieser Form willkommen 
geheißen werden und dass eine Einbürgerungsfeier dem Akt der Ein­
bürgerung mehr Bedeutung verleiht. Außerdem sind sie häufiger der 
Ansicht, dass der Besuch einer Einbürgerungsfeier reine Formsache 
ist.259 Diesbezügliche Unterschiede zwischen Eingebürgerten, die an 
einer Feier teilgenommen haben und denen, die nicht daran teilge­
nommen haben, bestehen nicht. 
5.2.7 	 Individuelle Beurteilung des Einbürgerungsver  
fahrens 
­
>	 Die Mehrheit der Befragten ist beziehungsweise war mit 
der Beratungsqualität in der Staatsangehörigkeitsbehörde 
zufrieden und fand das Einbürgerungsverfahren nachvoll­
ziehbar. 
Die individuelle Beurteilung des Einbürgerungsverfahrens 
durch die Befragten fällt überwiegend positiv aus. Sowohl Eingebür­
gerte als auch im Verfahren Befindliche sowie Nicht-Eingebürgerte, 
die in der Vergangenheit schon einmal einen Antrag auf Einbürge­
rung gestellt hatten, beurteilen das Verfahren und einzelne Aspekte 
des Verfahrens tendenziell ähnlich (Tabelle 5-3). 
259 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05). 
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Tabelle 5-3:		 Individuelle Beurteilung des Einbürgerungsverfahrens (Ein­
gebürgerte, im Verfahren Befindliche, Nicht-Eingebürgerte 















  % 
Ich war/bin mit der 
Beratungsqualität 
Zustimmung 77,9 














Die Anforderungen für 
eine Einbürgerung 
(z.B. Sprach- und 
Einbürgerungstest) 
finde/fand ich hoch. 
Ablehnung 7,7 12,0 18,3 
weiß nicht 3,5 2,6 1,6 






teils/teils 13,1 13,4 31,1 
Ablehnung 14,2 22,1 15,2 
weiß nicht 1,1 0,7 0,0 






teils/teils 17,6 14,4 22,9 
Ablehnung 60,7 47,9 38,5 
weiß nicht 0,2 0,9 0,0 






teils/teils 11,1 9,3 29,7 
Ablehnung 53,2 57,6 40,3 
weiß nicht 13,3 9,1 6,9 
keine Angabe 6,0 1,8 6,1 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte mit früherem Ein­
bürgerungsantrag. Ungewichtete Anzahl: 64.260 
260 Fragetext: „Jetzt möchte ich gerne von Ihnen wissen, wie Sie Ihr eigenes Einbür­
gerungsverfahren empfinden/empfanden. Ich lese Ihnen nun einige Aussagen 
vor und Sie sagen mir bitte, inwiefern Sie diesen zustimmen oder nicht. (A/B) / 
Sie haben gesagt, dass Sie früher mal einen Antrag auf Einbürgerung gestellt 
haben. Nun möchte ich gerne von Ihnen wissen, wie Sie damals bestimmte 
Aspekte des Einbürgerungsverfahrens empfanden. Ich lese Ihnen nun einige 
Aussagen vor und Sie sagen mir bitte, inwiefern Sie diesen zustimmen oder 
nicht. (C)“ Antwortmöglichkeiten: stimme voll und ganz zu/stimme eher zu 
(Zustimmung); teils/teils; stimme eher nicht zu/stimme überhaupt nicht zu 
(Ablehnung); weiß nicht; keine Angabe. 
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Die (deutliche) Mehrheit ist beziehungsweise war mit der Be­
ratungsqualität in der Staatsangehörigkeitsbehörde zufrieden und 
fand die einzelnen Schritte des eigenen Einbürgerungsverfahrens 
nachvollziehbar. Dies gilt sowohl für Eingebürgerte, für im Verfahren 
Befindliche als auch für Nicht-Eingebürgerte mit früherem Einbürge­
rungsantrag. 
Bei einer allgemeineren Betrachtung des Einbürgerungsver­
fahrens zeigt sich allerdings auch, dass über ein Drittel (35,9 %) der im 
Verfahren Befindlichen beziehungsweise über ein Fünftel der Einge­
bürgerten (21,5 %) sowie 37,7 % der Nicht-Eingebürgerten mit frühe­
rem Einbürgerungsantrag ihr Einbürgerungsverfahren als belastend 
empfinden oder empfanden. Der höhere Anteil unter den Personen im 
Einbürgerungsverfahren kann darauf zurückzuführen sein, dass das 
Einbürgerungsverfahren den aktuellen Lebensabschnitt dieser Perso­
nen dominiert und entsprechende Erfahrungen für sie präsenter sind, 
während bei den Eingebürgerten entsprechende Erfahrungen in der 
Retrospektive relativiert werden. Ein weiterer Grund kann sein, dass 
die Einbürgerungsverfahren einiger im Verfahren Befindlicher zum 
Beispiel aufgrund längerer Zeitdauer (Kapitel 5.2.2) oder bestimmter 
Probleme tatsächlich für diese Personen belastender sind. Bei Nicht-
Eingebürgerten dürfte der höhere Anteil sicher auch im Zusammen­
hang mit dem gescheiterten (oder zurückgezogenen) Antrag und dem 
zuvor damit in Zusammenhang stehenden Aufwand sein. 
Bei den allgemeinen Anforderungen für eine Einbürgerung, 
beispielhaft genannt wurden Sprach- und Einbürgerungstest, zeigt 
sich ebenfalls ein ähnliches Bild in den drei Untergruppen. 16,3 % der 
Eingebürgerten finden, dass die Anforderungen für eine Einbürge­
rung hoch sind, die Mehrheit (53,2 %) lehnt diese Sichtweise jedoch 
ab. Unter den im Verfahren Befindlichen sind anteilig etwas mehr 
der Ansicht, dass die Anforderungen hoch sind (22,2 %), es lehnen im 
Verhältnis jedoch auch mehr diese Meinung ab (57,6 %). Selbst unter 
den Nicht-Eingebürgerten, die schon einmal einen Antrag auf Einbür­
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nicht der Ansicht, dass die Anforderungen an eine Einbürgerung hoch 
sind.261 
Alle Personen, die sich in einem Einbürgerungsverfahren be­
finden, wurden außerdem danach gefragt, wie zufrieden sie mit dem 
bisherigen Verlauf des Verfahrens sind.262 Ein verhältnismäßig großer 
Anteil (47,4 %) ist zufrieden mit dem Verlauf des Verfahrens, über ein 
Drittel (34,0 %) ist damit jedoch nicht zufrieden263 und 17,7 % sind weder 
zufrieden noch unzufrieden. 
261 Bei einer Betrachtung der Herkunftsländer zeigt sich: (1) Eingebürgerte mit 
afghanischem, irakischem und iranischem Migrationshintergrund sind mit 
der Beratungsqualität weniger zufrieden als Eingebürgerte mit russischem, 
ukrainischem und weißrussischem Migrationshintergrund. Gleiches gilt für im 
Verfahren befindliche Türken sowie Afghanen, Iraker und Russen gegenüber 
ehemals jugoslawischen Einbürgerungsbewerbern. (2) Außerdem finden im 
Verfahren befindliche Russen, Ukrainer und Weißrussen die Verfahrensschrit­
te nachvollziehbarer als ehemalige Jugoslawen beziehungsweise Afghanen, 
Iraker und Iraner. (3) Eingebürgerte italienischer oder griechischer Herkunft 
empfinden das Einbürgerungsverfahren als weniger belastend als Eingebür­
gerte türkischer, jugoslawischer sowie afghanischer, irakischer und iranischer 
Herkunft. Darüber hinaus nehmen es Eingebürgerte der Gruppe Afghanistan, 
Irak, Iran belastender wahr als Eingebürgerte der Gruppe Russische Föderation, 
Ukraine, Weißrussland. Für diese wiederum ist es weniger eine Belastung als für 
türkischstämmige Eingebürgerte. Italiener und Griechen im Einbürgerungs­
verfahren finden das Verfahren weniger belastend als Türken und Afghanen, 
Iraker und Iraner. Letztere sehen es auch eher als eine Belastung an als Russen, 
Ukrainer und Weißrussen. (4) Insbesondere eingebürgerte Afghanen, Iraker 
und Iraner finden die Anforderungen für eine Einbürgerung eher hoch als grie­
chisch-, italienisch- und jugoslawischstämmige Eingebürgerte. Im Verfahren 
Befindliche mit türkischer Staatsangehörigkeit beurteilen die Einbürgerungs­
voraussetzungen etwas stärker als hoch als Russen, Ukrainer, Weißrussen und 
Afghanen, Iraker, Iraner. Letztere empfinden die Anforderungen jedoch eher 
hoch als im Verfahren befindliche Russen, Ukrainer, Weißrussen. Afghanen, 
Iraker, Iraner sowie ehemalige Jugoslawen im Einbürgerungsverfahren sind 
stärker der Ansicht, die Anforderungen seien hoch, als Italiener und Griechen. 
Die berichteten Herkunftslandunterschiede sind signifikant: Vergleich der 
Mittelwerte (T-Test, p≤ .05). 
262 Fragetext: „Sind Sie zufrieden mit dem bisherigen Verlauf des Einbürgerungs­
verfahrens?“ Antwortmöglichkeiten: ja; weder noch; nein; weiß nicht; keine 
Angabe. 
263 Diese Beurteilung wird unabhängig von der bisherigen Dauer des Einbürge­
rungsverfahrens sowie unabhängig davon, ob sich Personen in einem Entlas­





236 Aspekte der Einbürgerung 
Russen, Ukrainer und Weißrussen sind am zufriedensten mit 
dem Verlauf des Verfahrens. Afghanen, Iraker und Iraner sind am un­
zufriedensten.264 
Für die im Verfahren Befindlichen lässt sich im Hinblick auf die 
Zufriedenheit mit der Entscheidung, einen Antrag auf eine Einbürge­
rung in Deutschland gestellt zu haben,265 festhalten, dass die deutliche 
Mehrheit der im Verfahren Befindlichen mit dieser Entscheidung auch 
zum Zeitpunkt der Befragung noch zufrieden ist (88,9 %), ein kleiner 
Teil ist zumindest teilweise mit dieser Entscheidung zufrieden (6,9 %) 
und die wenigsten sind heute mit dieser Entscheidung unzufrieden 
(3,4 %).266 
5.3 Gründe für und gegen eine Einbürgerung 
Es ist davon auszugehen, dass einer Entscheidung für eine Ein­
bürgerung ein Abwägen des Für-und-Widers vorangeht. Um mehr da­
rüber zu erfahren, warum sich in Deutschland lebende Ausländer für 
eine Einbürgerung entscheiden, wurden Eingebürgerte und Personen 
im Einbürgerungsverfahren nach ihren Motiven für diese Entschei­
dung gefragt. Daneben wurden sie gefragt, welche Gründe, zumindest 
am Anfang der Abwägung, die Entscheidung erschwert und gegebe­
nenfalls gegen eine Einbürgerung gesprochen haben. 
264 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05). 
265 Fragetext: „Wie bewerten Sie die Entscheidung, einen Antrag auf Einbürgerung 
zu stellen, heute? Bitte antworten Sie anhand der Liste, die ich Ihnen jetzt vor­
lege.“ Antwortmöglichkeiten: sehr zufrieden/eher zufrieden (Zufriedenheit); 
teils/teils; eher unzufrieden/sehr unzufrieden (Unzufriedenheit); weiß nicht; 
keine Angabe. 
266  Im Verfahren Befindliche mit russischem, ukrainischem und weißrussischem 
Migrationshintergrund sind am zufriedensten, Personen türkischer Herkunft 
am wenigsten zufrieden (T-Test, p≤ .05). Insgesamt lässt sich jedoch für alle 
Herkunftsländer eine hohe Zufriedenheit mit der Einbürgerungsentscheidung 
feststellen. 
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Bei Nicht-Eingebürgerten, welche die grundlegenden Einbür­
gerungsvoraussetzungen erfüllen, interessiert vor allem, aus welchen 
Gründen sie sich nicht für eine Einbürgerung entscheiden. Interessant 
ist jedoch auch hier, zu erfahren, welche Gründe eventuell auch bei 
diesen Personen für eine Beantragung der deutschen Staatsangehö­
rigkeit sprechen. 
>	 Die wichtigsten Gründe der Eingebürgerten, Personen 
im Einbürgerungsverfahren und Nicht-Eingebürgerten 
für eine Einbürgerung sind der Wunsch nach rechtlicher 
Gleichstellung sowie das Gefühl, in Deutschland verwur­
zelt zu sein. Bei den in Deutschland Geborenen ist der Ge­
burtsort der wichtigste Grund. 
Im Folgenden werden zunächst die Gründe für eine Einbür­
gerung in Deutschland dargestellt. Die Darstellung erfolgt an dieser 
Stelle für die drei Untersuchungsgruppen separat. Nach der Darstel­
lung der Gründe, die für eine Einbürgerung sprechen (können), folgen 
dann die (möglichen) Gründe gegen eine Einbürgerung. Dabei erfolgt 
die Darstellung für Eingebürgerte, im Verfahren Befindliche und 
Nicht-Eingebürgerte parallel. In der Darstellung werden die gemein­
sam abgefragten Gründe jeweils nach inhaltlichen Gesichtspunkten 
zusammengefasst. Dabei wird zwischen pragmatischen und emotio­
nalen Gründen unterschieden. 
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Inhaltlich entsprechen sich die abgefragten Gründe in allen 
drei Gruppen, so dass eine inhaltliche Vergleichbarkeit der Gründe für 
eine Einbürgerung zwischen den drei Untersuchungsgruppen mög­
lich ist.267 
In Abbildung 5-26 werden die pragmatischen Gründe für eine 
Einbürgerung in der Gruppe der Eingebürgerten dargestellt, Abbil­
dung 5-27 gibt dann die emotionalen Gründe für eine Einbürgerung 
wieder. 
267 Unter den Nicht-Eingebürgerten wurden etwas weniger Gründe für eine Ein­
bürgerung abgefragt und es musste ein anderer Fragetext gewählt werden, da 
sich im Pretest gezeigt hatte, dass insbesondere Personen, die sich bislang noch 
keine Gedanken über eine Einbürgerung gemacht haben, Probleme mit der 
hypothetischen Abfrage „möglicher“ Gründe für eine Einbürgerung hatten (Pu­
peter/Stadler 2011: 11). Unter den Eingebürgerten und den Personen im Einbür­
gerungsverfahren war vorgesehen, die Gründe für eine Einbürgerung identisch 
zu erheben. Aufgrund eines Programmierfehlers durch Infratest im Fragebogen 
für die computerunterstützte telefonische Befragung der Gruppe der Einge­
bürgerten können die Antwortrelationen jedoch nicht eins zu eins miteinander 
verglichen werden. In der Untersuchungsgruppe der Eingebürgerten wurden 
die „Gründe für eine Einbürgerung vorgabewidrig auf einer 5-stufigen Skala“ 
(Pupeter et al. 2011: 39) anstatt, wie vorgesehen, auf einer 4-stufigen Skala er­
hoben. Aus diesem Grund existiert in der Gruppe der Eingebürgerten bei den 
Gründen für eine Einbürgerung eine Mittelkategorie (teils/teils), die nach den 
Erfahrungen aus dem Pretest nicht weiter eingesetzt werden sollte, um eine 
eindeutigere Differenzierung der Antworten zu erreichen. 
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Abbildung 5-26: Pragmatische Gründe für eine Einbürgerung (Eingebür­
gerte; in Prozent) 
 
   
 
 
     
  
 
      




Weil ich rechtlich mit den Deutschen 
gleichgestellt sein will. 
Nur Drittstaatsangehörige:
	
Weil ich die Vorteile eines EU-Bürgers
 
haben will (z.B. in anderen EU-Ländern 





Weil ich dann jederzeit ein
	




Weil ich dadurch den Wehrdienst (im
 
Herkunftsland) umgehen kann. 
73,4 12,7 13,9 
7 1,4 12,8 15,8 
57,5 9,2 32,1 
24,5 9,9 62,0 2,8 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
wichtig teils/teils nicht wichtig weiß nicht keine Angabe 








Der quantitativ wichtigste Grund für eine Einbürgerung unter 
den Eingebürgerten ist der Wunsch nach rechtlicher Gleichstellung 
mit den Deutschen (73,4 %). 
Für alle Eingebürgerten aus Drittstaaten, also Eingebürgerte, 
die nicht aus einem EU-Staat stammen, ist auch besonders häufig 
wichtig, durch eine Einbürgerung die Vorteile eines EU-Bürgers (zum 
Beispiel in anderen EU-Ländern leben und arbeiten zu können oder Er­
leichterungen bei Reisen) zu haben (71,4 %). Für die Mehrheit der Dritt­
staatsangehörigen (57,5 %) ist es außerdem wichtig, dass man durch 
eine Einbürgerung jederzeit ein Aufenthaltsrecht in Deutschland hat. 
268 Fragetext: „Ich werde Ihnen nun mögliche Gründe für eine Einbürgerung in 
Deutschland vorlesen. Wie wichtig waren Ihnen persönlich folgende Gründe? 
Stufen Sie Ihre Antworten ab mit.“ Antwortmöglichkeiten: sehr wichtig/eher 
wichtig (Wichtigkeit); teils/teils; weniger wichtig/überhaupt nicht wichtig 
(keine Wichtigkeit); weiß nicht; keine Angabe. 
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Unter den eingebürgerten Männern ist für etwa ein Viertel 
(24,5 %) wichtig, dass durch eine Einbürgerung der Wehrdienst im 
Herkunftsland umgangen werden kann. Für einen verhältnismäßig 
großen Anteil (62,0 %) hat dieser Grund jedoch keine Wichtigkeit. Dies 
kann verschiedene Ursachen haben: Zum einen wurden alle Männer, 
also auch ältere, danach gefragt, ob dieser Grund für sie wichtig ist. Es 
kann also sein, dass diese aufgrund ihres Alters überhaupt nicht mehr 
vom Militärdienst in ihren Herkunftsländern betroffen sind. Ein ande­
rer Grund kann sein, dass in manchen Herkunftsländern gar kein oder 
für dauerhaft im Ausland lebende Staatsangehörige kein Militärdienst 
vorgesehen ist. Andere haben ihn vielleicht schon abgeleistet oder 
mussten im Rahmen der Aufgabe ihrer bisherigen Staatsangehörig­
keit einen bestimmten Geldbetrag für eine Freistellung vom Militär­
dienst zahlen. Auch der Anteil von 2,8 %, der keine Angaben machte, 
dürfte darauf zurückzuführen sein, dass einige nicht (mehr) vom Mili­
tärdienst in ihrem Herkunftsland betroffen sind. 
Abbildung 5-27:		 Emotionale Gründe für eine Einbürgerung (Eingebürger­
te; in Prozent) 
  
  




Weil ich mich in Deutschland
verwurzelt fühle. 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319 (nur in Deutschland Geborene: 78).269 
269 Fragetext: „Ich werde Ihnen nun mögliche Gründe für eine Einbürgerung in 
Deutschland vorlesen. Wie wichtig waren Ihnen persönlich folgende Gründe? 
Stufen Sie Ihre Antworten ab mit.“ Antwortmöglichkeiten: sehr wichtig/eher 
wichtig (Wichtigkeit); teils/teils; weniger wichtig/überhaupt nicht wichtig 
(keine Wichtigkeit); weiß nicht; keine Angabe. 
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Auf emotionaler Ebene war für die Entscheidung zur Einbürge­
rung für 65,1 % der Eingebürgerten wichtig, dass sie sich in Deutsch­
land verwurzelt fühlen, für 23,1 % war dies zumindest teilweise wichtig. 
Von untergeordneter Bedeutung ist hingegen die Begründung, dass 
die Familie eine Einbürgerung wollte (18,6 %). 
Hervorzuheben ist außerdem, dass für über vier Fünftel (80,4 %) 
der Eingebürgerten, die in Deutschland geboren wurden, ihre Geburt 
in Deutschland wichtig für die Einbürgerungsentscheidung war. Für 
diese Gruppe ist dies sogar der wichtigste Grund für eine Einbürge­
rung.270 
Herkunftsgruppenbezogene Unterschiede bestehen bei dem 
Wunsch nach rechtlicher Gleichstellung in der Form, dass türkisch-, 
afghanisch-, irakisch-, russisch-, ukrainisch- und weißrussischstämmi­
gen Eingebürgerten dieser Grund wichtiger ist als ehemals jugosla­
wischstämmigen Eingebürgerten und dieser Grund Eingebürgerten 
russischer, ukrainischer und weißrussischer Herkunft wichtiger ist als 
Eingebürgerten italienischer und griechischer Herkunft. 
Eingebürgerten Griechen und Italienern ist für ihre Einbür­
gerungsentscheidung wichtiger, sich in Deutschland verwurzelt zu 
fühlen, als dies bei Eingebürgerten mit russischem, ukrainischem oder 
weißrussischem Migrationshintergrund der Fall ist. 
Durch eine Einbürgerung jederzeit ein Aufenthaltsrecht in 
Deutschland zu haben, ist Eingebürgerten mit Herkunft aus einem 
Nachfolgestaat des ehemaligen Jugoslawien weniger wichtig als Ein­
gebürgerten Afghanen, Irakern und Iranern. 
270  Betrachtet man nur in Deutschland geborene Eingebürgerte, dann zeigt sich 
folgende Rangfolge bezüglich der Wichtigkeit der einzelnen Gründe: 80,4 % 
Geburt in Deutschland, 73,6 % rechtliche Gleichstellung, 67,9 % Verwurzelung, 
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Unterschiede auf Ebene der Herkunftslandgruppen bestehen 
auch bezüglich familiärer Erwartungen: Italienisch- und griechisch­
stämmigen Eingebürgerten ist der Wunsch der Familie weniger 
wichtig als Türkisch-, Afghanisch-, Irakisch-, Iranisch-, Russisch-, Ukra­
inisch- und Weißrussischstämmigen. Außerdem ist dieser Grund Tür­
kischstämmigen weniger wichtig als Eingebürgerten mit russischem, 
ukrainischem und weißrussischem Migrationshintergrund. 
Durch eine Einbürgerung den Wehrdienst im Herkunftsland 
umgehen zu können, ist türkischstämmigen Eingebürgerten wichti­
ger als Eingebürgerten mit einem Migrationshintergrund der anderen 
Staaten. Eingebürgerten Griechen und Italienern ist dies am unwich­
tigsten.271 
Bei der Wichtigkeit der Gründe für eine Einbürgerung ergibt 
sich bei den im Verfahren Befindlichen eine ähnliche Rangfolge wie 
bei den Eingebürgerten (Abbildungen 5-28 und 5-29). 
271 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05). 
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Abbildung 5-28: Pragmatische Gründe für eine Einbürgerung (im Verfah­
ren Befindliche; in Prozent) 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Im Verfahren Befindliche. Ungewichtete Anzahl: 403 
(nur Drittstaatsangehörige: 331; nur Männer: 222).272 
Auch bei den im Verfahren Befindlichen ist der quantitativ 
wichtigste Grund der Wunsch nach rechtlicher Gleichstellung mit den 
Deutschen (87,1 %). 
Für die deutliche Mehrheit der Drittstaatsangehörigen (85,7 %) 
spricht für eine Einbürgerung, dass sie dadurch bestimmte Vorteile 
im Zusammenhang mit der EU-Angehörigkeit erhalten und dadurch 
jederzeit ein Aufenthaltsrecht in Deutschland haben (74,5 %). 
14,5 % der Männer ist es (auch) wichtig, durch eine Einbürge­
rung den Wehrdienst im Herkunftsland umgehen zu können. 
272 Fragetext: „Ich werde Ihnen nun mögliche Gründe für eine Einbürgerung in 
Deutschland vorlesen. Wie wichtig waren Ihnen persönlich folgende Gründe? 
Stufen Sie Ihre Antworten ab mit.“ Antwortmöglichkeiten: sehr wichtig/eher 
wichtig (Wichtigkeit); weniger wichtig/überhaupt nicht wichtig (keine Wich­
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Abbildung 5-29:		 Emotionale Gründe für eine Einbürgerung (im Verfahren 
Befindliche; in Prozent) 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Im Verfahren Befindliche. Ungewichtete Anzahl: 403 
(nur in Deutschland Geborene: 99).273 
Quantitativ gesehen hat die Verwurzelung in Deutschland den 
zweitwichtigsten Stellenwert für im Verfahren Befindliche (77,6 %). 
Ähnlich wie bei den Eingebürgerten ist auch bei den im Verfahren Be­
findlichen der Wunsch der Familie von geringerer Bedeutung (32,3 %), 
für 67,1 % war der Wunsch der Familie bei der Einbürgerungsentschei­
dung nicht wichtig. 
Sehr deutlich zeigt sich auch in dieser Gruppe, dass für die hier 
geborenen Personen ihre Geburt in Deutschland von besonderer 
Wichtigkeit bei der Entscheidung für eine Einbürgerung ist (89,3 %). 
Für die in Deutschland Geborenen ist dies sogar der wichtigste Grund 
für eine Einbürgerung.274 
273  Fragetext: „Ich werde Ihnen nun mögliche Gründe für eine Einbürgerung in 
Deutschland vorlesen. Wie wichtig waren Ihnen persönlich folgende Gründe? 
Stufen Sie Ihre Antworten ab mit.“ Antwortmöglichkeiten: sehr wichtig/eher 
wichtig (Wichtigkeit); weniger wichtig/überhaupt nicht wichtig (keine Wich­
tigkeit); weiß nicht; keine Angabe. 
274 Betrachtet man nur in Deutschland geborene Eingebürgerte, dann zeigt sich 
folgende Rangfolge bezüglich der Wichtigkeit der einzelnen Gründe: 89,3 % 
Geburt in Deutschland, 86,0 % Verwurzelung, 77,6 % rechtliche Gleichstellung, 
25,0 % Familienwunsch. 
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Bezüglich des Migrationshintergrundes zeigt sich: Im Verfah­
ren Befindliche mit türkischem Migrationshintergrund begründen 
den Einbürgerungsentschluss deutlicher mit dem Wunsch nach recht­
licher Gleichstellung als Personen mit ehemals jugoslawischem sowie 
italienischem und griechischem Migrationshintergrund. Im Verfah­
ren Befindlichen mit afghanischem, irakischem, iranischem sowie rus­
sischem, ukrainischem und weißrussischem Migrationshintergrund 
ist die rechtliche Gleichstellung wichtiger als ehemaligen Jugoslawen 
sowie Italienern und Griechen. 
Italienern und Griechen ist hingegen die Verwurzelung signifi­
kant wichtiger als Afghanen, Irakern und Iranern sowie Russen, Ukrai­
nern und Weißrussen im Einbürgerungsverfahren. Afghanen, Irakern, 
Iranern ist dies wichtiger als Russen, Ukrainern und Weißrussen. 
Personen mit afghanischem, irakischem und iranischem Mig­
rationshintergrund ist es wichtiger, dass sie durch eine Einbürgerung 
jederzeit ein Aufenthaltsrecht in Deutschland bekommen als Personen 
mit ehemals jugoslawischem sowie russischem, ukrainischem und 
weißrussischem Migrationshintergrund. 
Familiäre Erwartungen sind bei griechischen und italienischen 
Einbürgerungsbewerbern weniger wichtig als bei türkischen sowie 
afghanischen, irakischen und iranischen Personen. 
Für in Deutschland geborene im Verfahren Befindliche mit 
ehemals jugoslawischem Migrationshintergrund ist der Geburtsort 
als Grund für eine Einbürgerung von größerer Bedeutung als für ent­
sprechende Personen mit türkischem sowie griechischem und italieni­
schem Migrationshintergrund.275 
Griechisch- und italienischstämmige, männliche im Verfahren 
Befindliche begründen den Einbürgerungsantrag weniger mit der 
275 Im Verfahren Befindliche russischer, ukrainischer, weißrussischer, afghanischer, 
irakischer und iranischer Herkunft, die in Deutschland geboren wurden, befin­
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Möglichkeit der Umgehung des Wehrdienstes im Herkunftsland als 
türkische, russische, ukrainische und weißrussische im Verfahren be­
findliche Männer.276 
Auch bei den Nicht-Eingebürgerten zeigt sich, dass die Gründe, 
die für eine Einbürgerung in Deutschland sprechen, die gleiche Rang­
folge haben wie bei Eingebürgerten und im Verfahren Befindlichen 
(Abbildungen 5-30 und 5-31). 
Abbildung 5-30:		 Pragmatische Gründe für eine Einbürgerung (Nicht-Einge­
bürgerte; in Prozent) 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411 
(nur Drittstaatsangehörige: 330).277 
Die deutliche Mehrheit der Nicht-Eingebürgerten (88,0 %) will 
rechtlich mit den Deutschen gleichgestellt sein. 
276 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05). 
277 Fragetext: „Im Folgenden lese ich Ihnen einige Aussagen im Zusammenhang 
mit dem Thema Einbürgerung vor. Bitte sagen Sie mir, inwiefern Sie diesen 
zustimmen oder nicht.“ Antwortmöglichkeiten: stimme voll und ganz zu/stim­
me eher zu (Zustimmung); stimme eher nicht zu/stimme überhaupt nicht zu 
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Für über drei Viertel der Drittstaatsangehörigen (77,8 %) ist es 
wichtig, Aufenthaltssicherheit beziehungsweise Schutz vor Auswei­
sung in Deutschland zu bekommen. Fast ebenso häufig geben sie an, 
dass es im Zusammenhang mit einer Einbürgerung von Vorteil für sie 
wäre, EU-Bürger zu sein (75,6 %). 
Abbildung 5-31:		 Emotionale Gründe für eine Einbürgerung (Nicht-Einge­
bürgerte; in Prozent) 
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Zustimmung Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411.278 
Für vier Fünftel (79,9 %) ist im Zusammenhang mit dem Thema 
Einbürgerung von Bedeutung, dass sie sich in Deutschland verwurzelt 
fühlen. Der Wille der Familie ist allerdings auch hier von geringerer 
Bedeutung (22,2 %). 
Die rechtliche Gleichstellung hat bei Russen, Ukrainern und 
Weißrussen einen geringeren Stellenwert als bei Angehörigen eines 
Nachfolgestaates des ehemaligen Jugoslawien. 
278 Fragetext: „Im Folgenden lese ich Ihnen einige Aussagen im Zusammenhang 
mit dem Thema Einbürgerung vor. Bitte sagen Sie mir, inwiefern Sie diesen 
zustimmen oder nicht.“ Antwortmöglichkeiten: stimme voll und ganz zu/stim­
me eher zu (Zustimmung); stimme eher nicht zu/stimme überhaupt nicht zu 
(Ablehnung); weiß nicht; keine Angabe. 
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Bei Türken sowie Russen, Ukrainern und Weißrussen ist die Ver­
wurzelung in Deutschland von geringerer Bedeutung als bei Personen 
aus dem ehemaligen Jugoslawien und bei Italienern und Griechen. 
Der Wille der Familie im Zusammenhang mit einer Einbürge­
rung in Deutschland ist bei Italienern und Griechen weniger wichtig 
als bei Angehörigen der anderen Herkunftslandgruppen. Außerdem 
ist er bei Afghanen, Irakern, Iranern sowie Russen, Ukrainern und 
Weißrussen von geringerer Bedeutung als bei Angehörigen eines 
Nachfolgestaates des ehemaligen Jugoslawien. 
Für Türken haben die Vorteile einer EU-Staatsbürgerschaft im 
Zusammenhang mit einer Einbürgerung in Deutschland einen signi­
fikant höheren Stellenwert als für Staatsangehörige eines der anderen 
Herkunftsländer.279 
Insbesondere bei den Nicht-Eingebürgerten, welche die Grund­
voraussetzungen für eine Einbürgerung erfüllen, sich jedoch nicht 
einbürgern lassen, ist es unter anderem vor dem Hintergrund der zwi­
schen 2000 und 2008 zurückgegangenen Einbürgerungszahlen von 
Interesse, zu erfahren, welche Gründe gegen eine Einbürgerung in 
Deutschland sprechen. Auch bei den Eingebürgerten und im Verfah­
ren Befindlichen können solche Gründe die Entscheidung zumindest 
im Vorfeld des Entschlusses zur Einbürgerung erschwert haben. 
>	 Hauptargument für Nicht-Eingebürgerte gegen eine 
Einbürgerung in Deutschland ist, dass ihr Aufenthalt oh­
nehin gesichert sei (68,1 %), gefolgt von dem Wunsch nach 
Beibehaltung der derzeitigen Staatsangehörigkeit (67,1 %). 
Dieser Wunsch erschwerte anfangs auch jeweils fast einem 
Drittel der Eingebürgerten und der Personen im Einbürge­
rungsverfahren den Einbürgerungsentschluss. Ein anderes 
Hemmnis sind beziehungsweise waren die Kosten im Zu­
sammenhang mit der Einbürgerung. 
279 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05). 
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Im Folgenden werden (mögliche) Gründe, die gegen eine Ein­
bürgerung sprechen können, für Nicht-Eingebürgerte, Eingebürgerte 
und im Verfahren Befindliche gegenüberstellend erörtert. Auch hier 
erfolgt eine (inhaltlich zusammengefasste) Darstellung nach pragma­
tischen (Abbildung 5-32) und emotionalen Gründen (Abbildung 5-33). 
Da die (anfänglichen) Gründe gegen eine Einbürgerung für Eingebür­
gerte und im Verfahren Befindliche von untergeordneter Bedeutung 
sind, weil sich diese Personen ja letztendlich für eine Einbürgerung 
entschieden haben, stehen in der Darstellung Nicht-Eingebürgerte an 
oberster Stelle. Bei den Nicht-Eingebürgerten werden außerdem zwei 
zusätzliche Aspekte analysiert, die aufgrund des erfolgten Einbürge­
rungsentschlusses in den beiden anderen Gruppen nur von unterge­
ordneter Relevanz sind. 
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Abbildung 5-32:		 (Anfängliche) Pragmatische Gründe gegen eine 
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
wichtig nicht wichtig weiß nicht 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. 
Basis: Im Verfahren Befindliche. Ungewichtete Anzahl: 403. 
Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411.280 
280 Fragetext: „Ich nenne Ihnen jetzt einige Gründe, die gegen eine Einbürgerung spre­
chen können. Welche davon spielten/spielen auch bei Ihnen (– zumindest am Anfang 
–) eine wichtige oder sogar sehr wichtige Rolle? Und welche hingegen eine weniger 
wichtige oder gar keine Rolle?“ Antwortmöglichkeiten: sehr wichtige Rolle/eher 
wichtige Rolle (Wichtigkeit); weniger wichtige Rolle/keine Rolle (keine Wichtigkeit); 
weiß nicht; keine Angabe. 
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Hauptargument für die Nicht-Eingebürgerten gegen eine Ein­
bürgerung in Deutschland ist, dass ihr Aufenthalt ohnehin gesichert 
ist (68,1 %). 
Für 45,8 % der Nicht-Eingebürgerten sprechen die Kosten gegen 
eine Einbürgerung. Dies spielte anfangs bei den Eingebürgerten eine 
ähnliche Rolle (44,9 %) und stellte auch für über zwei Fünftel (40,8 %) 
der im Verfahren Befindlichen anfangs einen Grund gegen eine Ein-
bürgerung dar. Die Kosten der Einbürgerung waren somit sowohl 
für Eingebürgerte als auch für im Verfahren Befindliche anfangs der 
Hauptgrund, keinen Antrag auf Einbürgerung zu stellen. 
Ein weiteres Argument der Nicht-Eingebürgerten gegen die 
Beantragung der deutschen Staatsangehörigkeit ist, dass sie sich von 
der deutschen Staatsangehörigkeit keine Vorteile versprechen (45,7 %). 
Eine Rolle spielt auch, dass das Einbürgerungsverfahren Nicht-
Eingebürgerte (44,7 %), Eingebürgerte (34,6 %) und im Verfahren Be­
findliche (26,5 %) abschreckt oder zumindest anfangs abgeschreckt 
hat. 
Jeweils etwa einem Drittel der Nicht-Eingebürgerten erscheint 
außerdem der Sprachtest (33,0 %) beziehungsweise der Einbürge­
rungstest (30,3 %) zu kompliziert. Für Eingebürgerte und im Verfahren 
Befindliche spielten der Sprach- und Einbürgerungstest hingegen 
kaum eine Rolle (4,7 % bis 7,0 %), was auch auf eine nachträgliche Rela­
tivierung zurückzuführen sein kann. 
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Abbildung 5-33: (Anfängliche) Emotionale Gründe gegen eine Einbürge­
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
wichtig nicht wichtig weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411.281 
Quantitativ gesehen liegt einer der wichtigsten Gründe gegen 
eine Einbürgerung darin, dass die Nicht-Eingebürgerten ihre derzei­
tige Staatsangehörigkeit behalten wollen (67,1 %). Bei den Eingebür­
gerten und Personen im Einbürgerungsverfahren spielte dieser Grund 
eine geringere Rolle. Er war anfangs für 31,6 % der Eingebürgerten und 
für 28,7 % der im Verfahren Befindlichen ein Argument gegen eine 
Einbürgerung. 
281 Fragetext: „Ich nenne Ihnen jetzt einige Gründe, die gegen eine Einbürgerung 
sprechen können. Welche davon spielten/spielen auch bei Ihnen (– zumindest 
am Anfang –) eine wichtige oder sogar sehr wichtige Rolle? Und welche hinge­
gen eine weniger wichtige oder gar keine Rolle?“ Antwortmöglichkeiten: sehr 
wichtige Rolle/eher wichtige Rolle (Wichtigkeit); weniger wichtige Rolle/keine 
Rolle (keine Wichtigkeit); weiß nicht; keine Angabe. 
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Für fast ein Drittel der Nicht-Eingebürgerten (32,6 %) spricht 
(auch) gegen eine Einbürgerung, dass sie sich nicht in Deutschland 
verwurzelt fühlen. Dies war zumindest für einen kleinen Anteil der 
Eingebürgerten und im Verfahren Befindlichen (16,0 % beziehungs­
weise 14,5 %) anfangs ein Grund, keinen Einbürgerungsantrag zu stel­
len. 
Auch bei den Gründen gegen eine Einbürgerung zeigt sich, 
dass der Wunsch der Familie nur für wenige der Nicht-Eingebürgerten 
(18,1 %) und für noch weniger der Eingebürgerten (8,4 %) und im Ver­
fahren Befindlichen (3,1 %) eine Rolle spielt. 
Nicht eingebürgerte Griechen und Italiener, die als EU-Bürger 
ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht in Deutschland genießen, geben 
häufiger an, keinen Antrag auf Einbürgerung zu stellen, weil ihr Auf­
enthalt ohnehin gesichert sei als nicht eingebürgerte Türken, Russen, 
Ukrainer, Weißrussen, Afghanen, Iraker und Iraner. Ehemalige Jugos­
lawen führen einen bereits gesicherten Aufenthaltsstatus häufiger als 
Grund gegen eine Einbürgerung an als Russen, Ukrainer und Weißrus­
sen. 
Der Wunsch, die derzeitige Staatsangehörigkeit beizubehalten, 
ist für nicht eingebürgerte Italiener und Griechen ein gewichtigeres 
Argument gegen eine Einbürgerung als für ehemalige Jugoslawen, 
Afghanen, Iraker, Iraner, Russen, Ukrainer und Weißrussen – und 
das obwohl eine Beibehaltung für Italiener und Griechen problem­
los möglich ist. Auch für Türken ist dies ein wichtigerer Grund als für 
Afghanen, Iraker und Iraner, was darauf zurückzuführen ist, dass 
Angehörige letzterer Herkunftslandgruppe ihre Staatsangehörigkeit 
in der Regel beibehalten dürfen. Auch bei den Eingebürgerten zeigt 
sich, dass für Personen mit italienischem und griechischem Migrati­
onshintergrund trotz der Beibehaltungsmöglichkeit der Wunsch nach 
Beibehaltung anfangs ein stärkeres Argument gegen eine Einbürge­
rung war als in den vier anderen Herkunftslandgruppen. Bei den im 
Verfahren Befindlichen zeigt sich, dass der Beibehaltungswunsch bei 
den Afghanen, Irakern und Iranern, für die in der Regel eine Beibehal­
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tungsmöglichkeit besteht, weniger Gewicht hat als bei den Angehöri­
gen der anderen Herkunftsländer. 
Die Einbürgerungskosten spielen bei nicht eingebürgerten 
Türkischstämmigen eine größere Rolle als bei nicht eingebürgerten 
Afghanen, Irakern und Iranern. Auch bei im Verfahren befindlichen 
Türken spielen die Kosten eine größere Rolle als bei Italienern, Grie­
chen, Afghanen, Irakern und Iranern. Bei ehemaligen Jugoslawen 
waren sie anfangs ein gewichtigerer Grund gegen eine Einbürgerung 
als bei Italienern, Griechen, Afghanen, Irakern, Iranern, Russen, Ukrai­
nern und Weißrussen im Einbürgerungsverfahren. 
Dass sie sich keine Vorteile von der deutschen Staatsangehö­
rigkeit versprechen, ist für nicht eingebürgerte Türken, ehemalige 
Jugoslawen, Italiener, Griechen, Russen, Ukrainer und Weißrussen ein 
wichtigerer Grund gegen eine Einbürgerung als für Afghanen, Iraker 
und Iraner. Für Italiener und Griechen ist dieser Beweggrund von grö­
ßerer Bedeutung als für ehemalige Jugoslawen, Russen, Ukrainer und 
Weißrussen. 
Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche mit türkischem, 
ehemals jugoslawischem, afghanischem, irakischem, iranischem, rus­
sischem, ukrainischem und weißrussischem Migrationshintergrund 
wurden anfangs stärker davon zurückgehalten, einen Einbürgerungs­
antrag zu stellen, weil ihnen das Verfahren zu aufwändig erschien als 
entsprechende Personen mit italienischem und griechischem Migrati­
onshintergrund. 
Weil ihnen der Sprachtest zu schwierig erscheint, werden 
Nicht-Eingebürgerte türkischer Herkunft häufiger davon zurückge­
halten, einen Einbürgerungsantrag zu stellen als Nicht-Eingebürgerte 
mit ehemals jugoslawischem, afghanischem, irakischem, iranischem, 
russischem, ukrainischem und weißrussischem Migrationshinter­
grund. Italienisch- und Griechischstämmige werden davon häufiger 
zurückgehalten als ehemalige Jugoslawen sowie Russen, Ukrainer und 
Weißrussen. Mittlerweile Eingebürgerte türkischer, ehemals jugosla­
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wischer, afghanischer, irakischer, iranischer, russischer, ukrainischer 
und weißrussischer Herkunft wollten sich wegen des Sprachtests zu­
nächst häufiger nicht einbürgern lassen als eingebürgerte Italiener 
und Griechen. Bei den im Verfahren Befindlichen war der Test für 
Türken, ehemalige Jugoslawen sowie Afghanen, Iraker und Iraner 
häufiger ein Hemmnis als für Griechen und Italiener. Für im Verfahren 
Befindliche ehemalige Jugoslawen, Afghanen, Iraker und Iraner war 
er häufiger ein Hindernis als für Russen, Ukrainer und Weißrussen. 
Sich in Deutschland nicht verwurzelt zu fühlen, ist für nicht 
eingebürgerte Griechen ein wichtigerer Grund gegen eine Einbürge­
rung als für nicht eingebürgerte Türken, Afghanen, Iraker und Iraner. 
Auch für im Verfahren Befindliche ehemals jugoslawischer Herkunft 
war dies anfangs ein größeres Hindernis als für Afghanen, Iraker und 
Iraner im Einbürgerungsverfahren. 
Weil ihnen der Einbürgerungstest zu kompliziert erscheint, 
wollen sich Türken, Italiener und Griechen häufiger nicht einbürgern 
lassen als Afghanen, Iraker und Iraner. Bei den Eingebürgerten stellte 
der Einbürgerungstest für Personen mit afghanischem, irakischem, 
iranischem, russischem, ukrainischem und weißrussischem Migra­
tionshintergrund hingegen ein größeres Problem dar als für Einge­
bürgerte Italienisch- und Griechischstämmige. Bei den im Verfahren 
Befindlichen hemmte der Test ehemalige Jugoslawen sowie Afghanen, 
Iraker und Iraner stärker als Griechen, Italiener, Russen, Ukrainer und 
Weißrussen. 
Für Nicht-Eingebürgerte aus Afghanistan, Irak und Iran ist es 
seltener ein Grund gegen eine Einbürgerung, dass die Familie diese 
nicht will, als für ehemalige Jugoslawen, Italiener, Griechen, Russen, 
Ukrainer und Weißrussen. Bei den Eingebürgerten spielte es anfangs 
für Personen mit italienischer oder griechischer Herkunft seltener eine 
Rolle, dass die Familie gegen eine Einbürgerung war, als bei Eingebür­
gerten türkischer, ehemals jugoslawischer, russischer, ukrainischer 
und weißrussischer Herkunft.282 
282 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05). 
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5.4 Unterstützung der Einbürgerung durch das  
soziale Umfeld 
>	 Bei Eingebürgerten und im Verfahren Befindlichen erfährt 
die Einbürgerung im unmittelbaren sozialen Umfeld größ­
tenteils Unterstützung. Auch bei den Nicht-Eingebürgerten 
würde eine mögliche Einbürgerung Unterstützung erfah­
ren, sie fällt jedoch geringer aus als bei Eingebürgerten und 
im Verfahren Befindlichen. 
Es hat sich zwar gezeigt, dass der Wunsch der Familie kaum 
einen Einfluss auf die Einbürgerungsentscheidung hat (Kapitel 5.3), 
jedoch ist in diesem Zusammenhang zumindest die Frage von Interes­
se, ob eine (mögliche) Einbürgerung vom unmittelbaren persönlichen 
Umfeld unterstützt oder abgelehnt wird (Abbildung 5-34). 
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Abbildung 5-34:		 Unterstützung der Einbürgerung durch das soziale Um­
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet.
 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319 (gesamt; Partner/in: 274, Kind/er: 184, 

Eltern: 277, Freunde/Bekannte: 312; Fehlende: Angabe „trifft nicht zu“). Basis: Im Ver­
fahren Befindliche. Ungewichtete Anzahl: 403 (gesamt; Partner/in: 296, Kind/er: 171, 
Eltern: 339, Freunde/Bekannte: 372; Fehlende: Angabe „trifft nicht zu“). Basis: Nicht-
Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411 (gesamt; Partner/in: 370, Kind/er: 314, 
Eltern: 326, Freunde/Bekannte: 405; Fehlende: Angabe „trifft nicht zu“).283 
283 Fragetext: „Wie ist das in Ihrem persönlichen Umfeld, erfährt Ihre Einbürge­
rung dort Unterstützung oder Ablehnung (A/B) / würde ein Antrag auf Ein­
bürgerung dort Unterstützung oder Ablehnung erfahren? Wie ist das bei den 
Personen, die ich Ihnen jetzt vorlese?“ Antwortmöglichkeiten: „Meine (…) hat/ 
haben/würden meine/eine Einbürgerung…“ unterstützen; ablehnen; weder 
noch; teilweise unterstützen und teilweise ablehnen; weiß nicht; keine Angabe; 
trifft nicht zu, habe ich nicht (falls entsprechende Personen nicht vorhanden). 
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Bei Eingebürgerten und im Verfahren Befindlichen zeigt sich 
sehr deutlich, dass die Einbürgerung im unmittelbaren sozialen Um­
feld (Partner/in, Kind/er, Eltern, Freunde und Bekannte) größtenteils 
Unterstützung erfährt (59,0 % bis 84,8 %). Auch bei den Nicht-Einge­
bürgerten würde eine mögliche Einbürgerung weitgehend Unter­
stützung erfahren (48,9 % bis 61,1 %), die Unterstützung fällt jedoch 
deutlich geringer aus als bei Eingebürgerten und im Verfahren Befind­
lichen. Insbesondere gehen Nicht-Eingebürgerte davon aus, dass ihre 
Eltern eine mögliche Einbürgerung im Vergleich seltener unterstüt­
zen würden (48,9 %). 
Ablehnung erfährt die Einbürgerung bei Eingebürgerten und 
im Verfahren Befindlichen im sozialen Umfeld so gut wie nicht (jeweils 
deutlich unter 2 %). Auch bei den Nicht-Eingebürgerten würde eine 
mögliche Einbürgerung nur selten Ablehnung erfahren. Im Vergleich 
zu den anderen beiden Untersuchungsgruppen ist dies jedoch sicht­
bar häufiger der Fall: Die Eltern der Nicht-Eingebürgerten würden zu 
5,7 % eine Einbürgerung ablehnen, Partner zu 5,4 %, Kinder zu 3,9 % 
und Freunde und Bekannte zu 2,7 %. 
Auffällig ist auch, dass bei Nicht-Eingebürgerten im Vergleich 
zu Eingebürgerten und Personen im Einbürgerungsverfahren die 
Einbürgerung in Deutschland vom sozialen Umfeld häufiger teilweise 
unterstützt und teilweise abgelehnt wird (zum Beispiel unterstützt nur 
ein Elternteil die Entscheidung oder die Entscheidung wird vom Part­
ner nur teilweise unterstützt) beziehungsweise häufiger weder unter­
stützt noch abgelehnt wird (zum Beispiel keine Festlegung der Eltern 
oder Meinungslosigkeit des Partners). 
5.5 		 Bedeutung von Staatsangehörigkeit und indi




Auch die individuelle Bedeutung von Staatsangehörigkeit kann 
für eine Einbürgerungsentscheidung von entscheidendem Einfluss 
sein, insbesondere wenn mit einer Einbürgerung die Aufgabe einer 
anderen Staatsangehörigkeit verbunden ist. Aus diesem Grund wur­
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te danach gefragt, inwieweit Staatsangehörigkeit für sie nur eine For­
malität (Abbildung 5-35) darstellt und inwieweit sie die Zugehörigkeit 
zu einem Land bestimmt (Abbildung 5-36). 





Im Verfahren Befindliche 
Nicht-Eingebürgerte 
23,6 17,3 57,7 
16,8 13,2 69,6 
40,4 19,8 37,4 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Zustimmung teils/teils Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. Unge­
wichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411.284 
Bei der individuellen Beurteilung von Staatsangehörigkeit fällt 
auf, dass im Verhältnis deutlich mehr Nicht-Eingebürgerte (40,4 %) der 
Ansicht sind, Staatsangehörigkeit sei nur eine Formalität, als es unter 
den Eingebürgerten (23,6 %) und im Verfahren Befindlichen (16,8 %) 
der Fall ist. Während diese Sichtweise von der Mehrheit der Eingebür­
gerten (57,7 %) und im Verfahren Befindlichen (69,6 %) abgelehnt wird, 
ist dies bei 37,4 % der Nicht-Eingebürgerten der Fall. 
284 Fragetext: „Ich lese Ihnen nun zwei Aussagen vor und Sie sagen mir bitte, inwie­
fern Sie diesen zustimmen oder nicht. A) Eine Staatsangehörigkeit ist für mich 
nur eine Formalität.“ Antwortmöglichkeiten: stimme voll und ganz zu/stimme 
eher zu (Zustimmung); stimme eher nicht zu/stimme überhaupt nicht zu (Ab­
lehnung); weiß nicht; keine Angabe. 
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Abbildung 5-36: Beurteilung von Staatsangehörigkeit als Zugehörigkeit 




Im Verfahren Befindliche 
Nicht-Eingebürgerte 
56,8 23,8 19,3 
66,6 14,3 18,7 
47,8 15,5 35,4 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Zustimmung teils/teils Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403. Basis: Nicht-Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 411.285 
Für die meisten Eingebürgerten (56,8 %) und im Verfahren Be­
findlichen (66,6 %) bestimmt die Staatsangehörigkeit, welchem Land 
sie sich zugehörig fühlen. Bei den Nicht-Eingebürgerten teilt etwas 
weniger als die Hälfte diese Meinung (47,8 %). 
Obwohl man erwarten könnte, dass Nicht-Eingebürgerte, die 
die grundsätzlichen Einbürgerungsvoraussetzungen erfüllen, sich 
nicht einbürgern lassen, weil sie ihre derzeitige Staatsangehörigkeit 
nicht aufgeben wollen und diese für sie Ausdruck der Zugehörigkeit 
zu ihrem Herkunftsland ist, zeigt sich hier ein gegenteiliges Bild. Ent­
gegen diesen Erwartungen ist für Nicht-Eingebürgerte die Staatsan­
gehörigkeit häufiger nur eine Formalität und seltener Ausdruck der 
Zugehörigkeit zu einem Land als für Eingebürgerte und im Verfahren 
Befindliche. 
285 Fragetext: „Ich lese Ihnen nun zwei Aussagen vor und Sie sagen mir bitte, inwie­
fern Sie diesen zustimmen oder nicht. B) Eine Staatsangehörigkeit bestimmt, 
welchem Land ich mich zugehörig fühle.“ Antwortmöglichkeiten: stimme voll 
und ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung); stimme eher nicht zu/stimme über­
haupt nicht zu (Ablehnung); weiß nicht; keine Angabe. 
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Man könnte argumentieren, dass Nicht-Eingebürgerten eine 
Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit weniger schwer fallen 
sollte, wenn Staatangehörigkeit für sie häufiger nur eine Formalität 
ist. Tatsächlich scheinen die Ergebnisse aber etwas anderes zu ver­
deutlichen: Wenn für Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche 
die Staatsangehörigkeit eher ausdrückt, welchem Land sie sich zuge­
hörig fühlen, dann fällt ihnen eine Einbürgerung unter Aufgabe der 
bisherigen Staatsangehörigkeit leichter, weil sie diesem Zugehörig­
keitsgefühl durch eine Einbürgerung Ausdruck verleihen wollen. Dies 
kann auch dadurch hervorgerufen werden, dass Eingebürgerte und 
Personen im Verfahren durch eine Einbürgerung die für sie nicht mit­
einander vereinbare Differenz von Staatsangehörigkeit und Zugehö­
rigkeitsgefühl beseitigen wollten beziehungsweise wollen (kognitive 
Dissonanz).286  Für die Nicht-Eingebürgerten ist die Staatsangehö­
rigkeit hingegen weniger relevant, weshalb für sie kein drängender 
Grund besteht, diese zu ändern. 
Im Vergleich der Herkunftslandgruppen zeigt sich, dass Ein­
gebürgerte mit afghanischem, irakischem, iranischem, russischem, 
ukrainischem und weißrussischem Migrationshintergrund seltener 
der Ansicht sind, dass Staatsangehörigkeit nur eine Formalität ist als 
Eingebürgerte türkischer und ehemals jugoslawischer Herkunft. Auch 
Eingebürgerte russischer, ukrainischer und weißrussischer Herkunft 
sind seltener dieser Ansicht als eingebürgerte Italiener und Griechen. 
Bei den Nicht-Eingebürgerten zeigt sich, dass Afghanen, Iraker und 
Iraner seltener die Auffassung vertreten, dass Staatsangehörigkeit nur 
Formsache sei als Angehörige der übrigen Herkunftsländer. 
286 Sehr eindrücklich wird dies auch anhand eines Interviewpartners bei Wunder­
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Ebenso zeigt sich: Eingebürgerte afghanischer, irakischer, irani­
scher, russischer, ukrainischer und weißrussischer Herkunft sind häufi­
ger der Ansicht, dass Staatsangehörigkeit Ausdruck der Zugehörigkeit 
ist, als Eingebürgerte türkischer Herkunft. Im Verfahren Befindliche 
afghanischer, irakischer und iranischer Herkunft sind häufiger dieser 
Auffassung als Türken, Italiener und Griechen, die sich im Einbürge­
rungsverfahren befinden.287 
>	 Erwartungsgemäß fiel beziehungsweise fällt Eingebürger­
ten (29,9 %) und im Verfahren Befindlichen (27,4 %) die Auf­
gabe der bisherigen Staatsangehörigkeit seltener schwer 
als Nicht-Eingebürgerten (52,1 %). 
Bezüglich der Einbürgerung unter Aufgabe der bisherigen 
Staatsangehörigkeit ist es von Interesse zu erfahren, wie die Befragten 
diese Aufgabe beurteilen. Eingebürgerte und im Verfahren Befind­
liche, bei denen eine Beibehaltung in der Regel nicht möglich ist, 
wurden daher danach gefragt, wie sie die Aufgabe ihrer ehemaligen/ 
bisherigen Staatsangehörigkeit empfinden. Nicht-Eingebürgerte, bei 
denen eine Beibehaltung in der Regel nicht möglich ist, wurden da­
nach gefragt, was sie bezüglich einer Aufgabe im Falle einer Einbürge­
rung empfinden würden (Abbildung 5-37). 
287 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05). 
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Abbildung 5-37:		 Individuelle Beurteilung der Aufgabe der bisherigen 
Staatsangehörigkeit (Personen, bei denen eine Beibehal­














































































































































































































































































































































































































Zustimmung teils/teils Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
 264 Aspekte der Einbürgerung 
Abbildung 5-37: 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte, bei denen eine Beibehaltung in der Regel nicht möglich ist 
(Türkei, ehemaliges Jugoslawien, Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland). Un­
gewichtete Anzahl: 175. Basis: Im Verfahren Befindliche, bei denen eine Beibehaltung 
in der Regel nicht möglich ist (Türkei, ehemaliges Jugoslawien, Russische Föderation/ 
Ukraine/Weißrussland). Ungewichtete Anzahl: 242. Basis: Nicht-Eingebürgerte, bei 
denen eine Beibehaltung in der Regel nicht möglich ist (Türkei, ehemaliges Jugosla­
wien, Russische Föderation/Ukraine/Weißrussland). Ungewichtete Anzahl: 255.288 
288 Fragetext: „Wie stehen Sie zu der/einer Aufgabe Ihrer ehemaligen/bisheri­
gen Staatsangehörigkeit(en) im Rahmen Ihrer Einbürgerung. (A/B)/Einmal 
angenommen, Sie würden die deutsche Staatsangehörigkeit annehmen und 
müssten Ihre ursprüngliche Staatsangehörigkeit(en) aufgeben. Wie wäre das 
für Sie? (C) Ich lese Ihnen einige Aussagen vor und Sie sagen mir bitte, inwiefern 
Sie zustimmen oder nicht.“ Antwortmöglichkeiten: stimme voll und ganz zu/ 
stimme eher zu (Zustimmung); stimme eher nicht zu/stimme überhaupt nicht 
zu (Ablehnung); weiß nicht; keine Angabe. 
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Nur 29,9 % der Eingebürgerten und 27,4 % der im Verfahren Be­
findlichen, bei denen eine Beibehaltung in der Regel nicht möglich ist, 
ist die Entscheidung zur Einbürgerung unter Verlust ihrer ursprüngli­
chen Staatsangehörigkeit schwer gefallen. Der Mehrheit (52,8 % bezie­
hungsweise 54,7 %) ist dies jedoch nicht schwer gefallen. 
Bei den Nicht-Eingebürgerten hingegen verhält es sich um­
gekehrt: Während 52,1 % die Entscheidung zur Einbürgerung unter 
Verlust der derzeitigen Staatsangehörigkeit schwerfallen würde, wäre 
dies bei nur 29,0 % nicht der Fall. 
20,0 % beziehungsweise 21,5 % der Eingebürgerten und im Ver­
fahren Befindlichen sind sogar froh, dass sie ihre ursprüngliche Staats­
angehörigkeit aufgegeben haben. Unter den Nicht-Eingebürgerten 
wären hingegen nur 14,2 % froh, die bisherige Staatsangehörigkeit bei 
einer Einbürgerung aufzugeben. 
> Die meisten Eingebürgerten und im Verfahren Befind­
lichen fühlen sich auch bei Aufgabe der ursprünglichen 
Staatsangehörigkeit weiterhin ihrem Herkunftsland 
zugehörig. Dieses Zugehörigkeitsgefühl ist bei den Nicht-
Eingebürgerten noch stärker ausgeprägt. 
Die Mehrheit der Eingebürgerten und im Verfahren Befindli­
chen (56,1 % beziehungsweise 55,5 %) fühlt sich auch bei einer Aufgabe 
ihrer ursprünglichen Staatsangehörigkeit weiterhin ihrem Herkunfts­
land zugehörig. Deutlich stärker ist das Zugehörigkeitsgefühl jedoch 
bei den Nicht-Eingebürgerten ausgeprägt: 71,8 % würden sich im Falle 
einer Einbürgerung bei gleichzeitigem Verlust der derzeitigen Staats­
angehörigkeit ihrem Herkunftsland weiterhin zugehörig fühlen. 
Würde die doppelte Staatsangehörigkeit in Deutschland zu­
gelassen, dann würden jeweils über ein Drittel der Eingebürgerten 
(33,5 %) und im Verfahren Befindlichen (34,5 %) in ihrem Herkunftsland 
einen Antrag auf Wiedereinbürgerung stellen, 46,6 % beziehungswei­
se 51,2 % würden dies nicht tun. Im Zusammenhang mit dem Befund, 
dass für Eingebürgerte und Personen im Einbürgerungsverfahren die 
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Staatsangehörigkeit eher Ausdruck der Zugehörigkeit ist, weist dies 
darauf hin, dass die bisherige Staatsangehörigkeit für diese Personen 
weniger wichtig zu sein scheint oder sie sich schnell daran gewöhnt 
haben, (nur) die deutsche Staatsangehörigkeit zu besitzen. Unter den 
Nicht-Eingebürgerten würden allerdings 64,2 % eine Wiedereinbürge­
rung bei doppelter Staatsangehörigkeit beantragen, sofern sie zuvor 
im Rahmen einer Einbürgerung in Deutschland ihre bisherige Staats­
angehörigkeit verloren hätten. 
Da es sich hierbei um eine hypothetische Fragestellung handelt, 
können zwar keine direkten Schlüsse auf ein entsprechendes Verhal­
ten gezogen werden (Schumann 2000: 54), aber es lässt sich zumindest 
eine Verhaltenstendenz ablesen. In der Realität würde die tatsächliche 
Beantragung einer Wiedereinbürgerung, selbst wenn die doppelte 
Staatsangehörigkeit in Deutschland möglich wäre, von vielen ver­
schiedenen Faktoren beeinflusst werden. Aufwand und Kosten einer 
Wiedereinbürgerung dürften hier eine Rolle spielen. Daneben wäre si­
cher von entscheidender Bedeutung, ob im Herkunftsstaat überhaupt 
die Möglichkeit einer doppelten Staatsangehörigkeit besteht oder ob 
bei einer (Wieder-)Einbürgerung andere Staatsangehörigkeiten auf­
gegeben werden müssen. In solchen Fällen ist eher zu erwarten, dass 
diese Personen keinen Antrag auf Wiedereinbürgerung stellen wür­
den, da sie dadurch ihre bewusst getroffene Entscheidung zur Einbür­
gerung unter Aufgabe ihrer bisherigen Staatsangehörigkeit wieder 
rückgängig machen würden. 
Nicht eingebürgerte Türken würden sich im Falle einer Ein­
bürgerung unter Verlust ihrer jetzigen Staatsangehörigkeit ihrem 
Herkunftsland stärker zugehörig fühlen, als dies bei Nicht-Eingebür­
gerten ehemaligen Jugoslawen, Russen, Ukrainern und Weißrussen 
der Fall wäre. 
Eingebürgerte mit türkischem Migrationshintergrund sagen 
häufiger, dass sie einen Antrag auf Wiedereinbürgerung in ihrem 
Herkunftsland stellen würden als Eingebürgerte jugoslawischer, 
russischer, ukrainischer und weißrussischer Herkunft. Auch nicht ein­
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ihrer derzeitigen Staatsangehörigkeit eher einen Antrag auf Wieder­
einbürgerung in ihrem Herkunftsland stellen als Angehörige eines 
Nachfolgestaates des ehemaligen Jugoslawien.289 
5.6 Folgen der Einbürgerung 
Durch die Einbürgerung erhalten die Eingebürgerten auch das 
aktive und passive Wahlrecht in Deutschland sowie die Möglichkeit, 
eine berufliche Tätigkeit aufzunehmen, die an den Besitz der deut­
schen Staatsangehörigkeit gebunden ist. 
In Abbildung 5-38 wird dargestellt, inwiefern Eingebürgerte 
bislang von diesen Rechten Gebrauch gemacht haben. 
Abbildung 5-38:		 Ausübung von Rechten im Zusammenhang mit der deut­
schen Staatsangehörigkeit (Eingebürgerte; in Prozent) 
  
     
 
    
An Wahlen teilgenommen 
Für ein politisches Amt kandidiert 
Berufliche Tätigkeit aufgenommen, die 
an den Besitz der deutschen




0% 20% 40%		 60% 80% 100% 
ja nein keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319.290 
Die Mehrheit der Eingebürgerten (59,4 %) hat seit der Einbür­
gerung bereits an Wahlen teilgenommen. Bei der Interpretation ist 
zu berücksichtigen, dass sich die 40,7 %, die (noch) nicht an einer Wahl 
289 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05).
	
290 Fragetext: „Haben Sie seit Ihrer Einbürgerung in Deutschland bereits… A) an 

Wahlen teilgenommen, B) für ein politisches Amt kandidiert, C) eine berufliche 
Tätigkeit aufgenommen, die an den Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit 
gebunden ist?“ Antwortmöglichkeiten: trifft zu; trifft nicht zu; keine Angabe. 
268 Aspekte der Einbürgerung 
teilgenommen haben, mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht ausschließ­
lich aus Nicht-Wählern zusammensetzen. Insbesondere die erst in 
jüngerer Zeit Eingebürgerten hatten noch nicht unbedingt die Mög­
lichkeit, an einer Bundestags-, Landtags- oder Kommunalwahl teil­
zunehmen. Insgesamt lässt sich daher festhalten, dass die Neubürger 
größtenteils von ihrem Recht zur politischen Partizipation Gebrauch 
machen. 
Weiterhin zeigt sich, dass auch 7,7 % von ihrem passiven Wahl­
recht Gebrauch gemacht und für ein politisches Amt kandidiert ha­
ben. 
Immerhin 9,4 % haben seit ihrer Einbürgerung eine berufliche 
Tätigkeit aufgenommen, die an den Besitz der deutschen Staatsan­
gehörigkeit gebunden ist. Für diese Personen geht die Einbürgerung 
auch mit einer erweiterten beruflichen Perspektive einher. 
Für die Mehrstaater unter den Eingebürgerten (Eingebürgerte, 
die noch mindestens eine Staatsangehörigkeit neben der deutschen 
haben) ist es auch von Interesse, zu erfahren, inwiefern diese von ihren 
Rechten im Land ihrer anderen Staatsangehörigkeit Gebrauch ma­
chen (Abbildung 5-39). 
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Abbildung 5-39:		 Ausübung von Rechten im Zusammenhang mit der aus­
ländischen Staatsangehörigkeit (Eingebürgerte Mehr­
staater; in Prozent) 
   
    
 
An Wahlen teilgenommen 
Berufliche Tätigkeit aufgenommen,
die an den Besitz der nicht-deutschen 
Staatsangehörigkeit gebunden ist 
18,9 81,1 
3,8 96,2 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
ja nein keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte, die noch mindestens eine Staatsangehörigkeit neben 
der deutschen haben. Ungewichtete Anzahl: 93.291 
Seit ihrer Einbürgerung in Deutschland haben nur 18,9 % der 
eingebürgerten Mehrstaater an Wahlen im Land ihrer anderen Staats­
angehörigkeit teilgenommen. Die geringere Wahlbeteiligung in 
diesem Land ist sicher auch auf bestimmte Kontextfaktoren zurückzu­
führen, so zum Beispiel die fehlende Möglichkeit von Briefwahl oder 
verspätet zugestellte Briefwahlunterlagen; dennoch ist die politische 
Partizipation recht eindeutig auf Deutschland bezogen. 
3,8 % der Eingebürgerten mit doppelter Staatsangehörigkeit ha­
ben seit ihrer Einbürgerung in Deutschland eine berufliche Tätigkeit 
in dem Land ihrer anderen Staatsangehörigkeit aufgenommen, die an 
den Besitz dieser Staatsangehörigkeit gebunden ist. Diese Möglichkeit 
wäre ihnen ohne die Hinnahme von Mehrstaatigkeit bei der Einbürge­
rung verwehrt geblieben. 
291 Fragetext: „Sie haben ja neben der deutschen noch eine weitere Staatsangehö­
rigkeit. Haben Sie seit Ihrer Einbürgerung schon in diesem Land… A) an Wahlen 
teilgenommen, B) für ein politisches Amt kandidiert, C) eine berufliche Tätigkeit 
aufgenommen, die an den Besitz der Staatsangehörigkeit dieses Landes gebun­
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Keiner der befragten Mehrstaater hat im Land seiner anderen 
Staatsangehörigkeit für ein politisches Amt kandidiert. 
>	 Während die Verbundenheit zu Deutschland durch eine 
Einbürgerung steigt, geht die Verbundenheit zum Her­
kunftsland dadurch kaum zurück. 
Inwieweit nach Selbsteinschätzung der Eingebürgerten und im 
Verfahren Befindlichen durch eine Einbürgerung eine Veränderung 
der Verbundenheit zu Deutschland stattfindet, lässt sich der folgenden 
Abbildung (Abbildung 5-40) entnehmen. Für die Eingebürgerten wird 
außerdem dargestellt, inwieweit nach ihrer eigenen Einschätzung die 
Verbundenheit zu ihrem Herkunftsland abgenommen hat. 
Abbildung 5-40: Einfluss der Einbürgerung auf die Verbundenheit zu 
Deutschland beziehungsweise dem Herkunftsland 
(Eingebürgerte/im Verfahren Befindliche; in Prozent) 
   
   
  
   
    
 
  
   
 
 
Eingebürgerte: Meine Einbürgerung 
hat meine Verbundenheit zu 
Deutschland erhöht. 
Eingebürgerte: Meine Einbürgerung
hat meine Verbundenheit mit
(Herkunftsland) verringert. 







65,4 15,5 17,7 
14,2 13,7 71,3 
72,6 15,8 10,5 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Zustimmung teils/teils Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Eingebürgerte. Ungewichtete Anzahl: 319. Basis: Im Verfahren Befindliche. 
Ungewichtete Anzahl: 403.292 
292 Fragetext: „Bitte sagen Sie mir, inwieweit Sie den folgenden beiden Aussagen 
zustimmen oder auch nicht zustimmen. (A) / Ich lese Ihnen nun (drei) Aussagen 
vor und Sie sagen mir bitte, inwiefern Sie diesen zustimmen oder nicht. (B)“ Ant­
wortmöglichkeiten: stimme voll und ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung); 
stimme eher nicht zu/stimme überhaupt nicht zu (Ablehnung); weiß nicht; 
keine Angabe. 
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Nach eigener Einschätzung der Eingebürgerten hat die Ver­
bundenheit zu Deutschland durch die Einbürgerung zugenommen 
(65,4 %), 15,5 % sind teilweise dieser Auffassung und nur 17,7 % sehen 
dies nicht so. Mit der Einbürgerung in Deutschland geht größtenteils 
kein Rückgang der Verbundenheit zum Herkunftsland der Eingebür­
gerten einher (71,3 %). Nur ein kleiner Teil der Eingebürgerten ist der 
Ansicht, dass durch die Annahme der deutschen Staatsangehörigkeit 
die Verbundenheit zu ihrem Herkunftsland zurückgegangen ist 
(14,2 %). 
Bezüglich der Verbundenheit zu Deutschland bestätigen sich 
die Ergebnisse auch bei den im Verfahren Befindlichen. Auch diese 
gehen größtenteils davon aus, dass eine Einbürgerung ihre Verbun­
denheit zu Deutschland erhöhen würde (72,6 %), 15,8 % sind teilweise 
dieser Meinung und nur 10,5 % teilen diese Sichtweise nicht. 
Insgesamt geht mit der Einbürgerung eher kein negativer Ef­
fekt auf die Verbundenheit zum Herkunftsland einher, allerdings hat 
die Einbürgerung eine positive Wirkung auf die Verbundenheit zu 
Deutschland. 
Eingebürgerte türkischer, ehemals jugoslawischer, italienischer 
und griechischer Herkunft sind seltener der Ansicht, dass sich durch 
ihre Einbürgerung die Verbundenheit zu Deutschland erhöht hat, als 
Eingebürgerte afghanischer, irakischer und iranischer Herkunft. Tür­
kischstämmige sind auch deutlich seltener dieser Ansicht als russisch-, 
ukrainisch- und weißrussischstämmige Eingebürgerte. 
Für Eingebürgerte afghanischer, irakischer, iranischer, russi­
scher, ukrainischer und weißrussischer Herkunft hat sich durch die 
Einbürgerung in Deutschland die Verbundenheit zu ihrem Herkunfts­
land deutlich stärker verringert als für Eingebürgerte der anderen 
Herkunftslandgruppen. Für erstgenannte Herkunftslandgruppen 
hatte sich bereits zuvor gezeigt, dass Staatsangehörigkeit häufiger die 
Zugehörigkeit zu einem Staat ausdrückt (Kapitel 5.5). Entsprechend 
könnte die hohe Einbürgerungsintention bei Afghanen, Irakern und 
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kunftsland, den Wunsch, durch eine Einbürgerung ihre Zugehörigkeit 
zu Deutschland auszudrücken (Kapitel 5.5) sowie die Tatsache, dass sie 
ihre bisherige Staatsangehörigkeit behalten können und zugleich we­
niger an dieser hängen (Kapitel 5.2.5), zurückzuführen sein. Das würde 
auch erklären, warum sie schneller einen Antrag auf Einbürgerung 
stellen (Kapitel 5.2.1). 
Bei den im Verfahren Befindlichen sind Türken, Italiener und 
Griechen seltener der Ansicht, dass sich durch ihre Einbürgerung die 
Verbundenheit zu Deutschland erhöht hat als im Verfahren Befindli­
che afghanischer, irakischer und iranischer, russischer, ukrainischer 
und weißrussischer Herkunft. Bei den ehemaligen Jugoslawen besteht 
ein entsprechender, signifikanter Unterschied nur gegenüber den 
Afghanen, Irakern und Iranern im Einbürgerungsverfahren.293 
>	 92,1 % der Eingebürgerten geben an, mit ihrer Entschei­
dung zur Einbürgerung nach wie vor zufrieden zu sein. 
Bei den Folgen der Einbürgerung lässt sich im Hinblick auf die 
Zufriedenheit mit der Einbürgerungsentscheidung abschließend 
festhalten,294 dass die deutliche Mehrheit der Eingebürgerten mit ihrer 
Entscheidung, sich in Deutschland einbürgern zu lassen, auch heute 
noch zufrieden ist (92,1 %), ein kleiner Teil ist zumindest teilweise mit 
dieser Entscheidung zufrieden (5,8 %) und die wenigsten sind mit die­
ser Entscheidung unzufrieden (unter 2 %).295 
293 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05).
	
294 Fragetext: „Wie bewerten Sie die Entscheidung zu Ihrer Einbürgerung heute? 

Sind Sie mit der Entscheidung…“ Antwortmöglichkeiten: sehr zufrieden/eher 
zufrieden (Zufriedenheit); teils/teils; eher unzufrieden/sehr unzufrieden (Unzu­
friedenheit); weiß nicht; keine Angabe. 
295 Eingebürgerte mit russischem, ukrainischem und weißrussischem Migrations­
hintergrund sind sogar noch etwas zufriedener als Eingebürgerte türkischer, 
italienischer, griechischer, afghanischer, irakischer und iranischer Herkunft. 
Bei den Eingebürgerten aus den Staaten des ehemaligen Jugoslawien zeigt sich, 
dass diese sogar noch etwas zufriedener sind als türkischstämmige Eingebür­
gerte (Vergleich der Mittelwerte, T-Test, p≤ .05). Insgesamt lässt sich jedoch für 
alle Herkunftsländer eine hohe Zufriedenheit mit der Einbürgerungsentschei­
dung feststellen. 
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5.7 		 Einflussfaktoren auf die Einbürgerungsent
scheidung 
­
Die Einflussfaktoren auf die Einbürgerungsentscheidung sind 
entscheidend, um zu verstehen, warum von manchen Personen eine 
Einbürgerung in Betracht gezogen wird, von anderen jedoch nicht. 
Dazu werden diejenigen, die eine Einbürgerungsentscheidung getrof­
fen haben (Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche), den Perso­
nen gegenübergestellt, die keine entsprechende Entscheidung getrof­
fen haben (Nicht-Eingebürgerte). Die gleichzeitige Betrachtung ver­
schiedener Einflussgrößen im Rahmen multivariater Analysen erlaubt 
dabei eine umfassende Beleuchtung dieses komplexen Phänomens. 
Bei den bisher dargestellten Ergebnissen haben sich zwischen 
Eingebürgerten und im Verfahren Befindlichen sowohl Gemein­
samkeiten als auch Unterschiede, unter anderem in bestimmten 
Bereichen der Integration (Kapitel 4), herauskristallisiert. Vor diesem 
Hintergrund ist es sinnvoll, zu prüfen, inwiefern sich die Einflussfak­
toren auf die Einbürgerungsentscheidung zwischen Eingebürgerten, 
deren Entscheidung in der Regel schon etwas länger zurück liegt, und 
Personen im Einbürgerungsverfahren, deren Entscheidung weniger 
lang zurückliegt, unterscheiden. In einem multinomialen logistischen 
Regressionsmodell werden hierzu Eingebürgerte und im Verfahren 
Befindliche jeweils Nicht-Eingebürgerten gegenübergestellt (Tabelle 
5-4). Dabei wird geprüft, inwiefern bestimmte Einflussfaktoren die 
Wahrscheinlichkeit einer Einbürgerungsentscheidung beeinflussen. 
Zwar haben sowohl Eingebürgerte als auch im Verfahren Befindliche 
eine Einbürgerungsentscheidung getroffen, jedoch unterscheiden 
sich beide Gruppen darin, dass die einen bereits eingebürgert sind, die 
anderen jedoch noch nicht und im Falle nichterfüllter Voraussetzun­
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Hintergrund und aufgrund von in vorhergehenden Analysen festge­
stellten Unterschieden bei einzelnen Faktoren werden beide Gruppen 
getrennt betrachtet.296 
Im Unterschied zu Modellen, die in früheren Untersuchungen 
erstellt und geprüft wurden (Kapitel 1.4), werden hier ausschließlich 
die Einflussfaktoren auf eine Einbürgerungsentscheidung nach den 
wesentlichen Änderungen des Staatsangehörigkeitsrechts in den Jah­
ren von 2000 bis 2005 berücksichtigt. Außerdem werden hier erstmals 
Personen einbezogen, die sich aktuell in einem Einbürgerungsverfah­
ren befinden, wodurch auch Aussagen über sich eventuell in der letz­
ten Zeit verändernde Entscheidungsmuster getroffen werden können. 
>	 Die multinomiale Regression erlaubt die Identifikation 
von Einflussfaktoren auf die Einbürgerungsentscheidung: 
In Deutschland geboren zu sein, gute Deutschkenntnisse 
sowie die Verbundenheit mit Deutschland sind die stärks­
ten Einflussgrößen im Zusammenhang mit einer Einbür­
gerungsentscheidung. Zudem zeigt sich bei Personen aus 
Afghanistan, Irak und Iran eine deutliche Präferenz zur 
Einbürgerung in Deutschland. 
Tabelle 5-4 erläutert die Ergebnisse des multinomialen Re­
gressionsmodells. Auch bei den Einflussfaktoren auf die Einbürge­
rungsentscheidung zeigen sich Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
zwischen Eingebürgerten und Personen im Einbürgerungsverfahren, 
wenn man verschiedene Einflussgrößen kontrolliert. 
296 Im Rahmen der Regressionsanalyse durchgeführte Tests haben ergeben, dass 
für eine Zusammenfassung der einzelnen Gruppen (zum Beispiel Eingebürger­
te und im Verfahren Befindliche) keine statistische Evidenz vorliegt. Für das in 
Tabelle 5-4 berichtete Modell ergeben sich anhand der Regressionsdiagnostik 
keine Probleme mit der Multikollinearität. Ferner waren die berechneten Desi­
gneffekte (DEFTs) für alle Variablen im Modell deutlich unter dem für komplexe 
Stichprobendesigns üblichen DEFT=2.0 und lagen zwischen 0,76 für Herkunfts­
land und 1,39 für Bildung. 
 Tabelle 5-4:		 Einflussfaktoren auf die Einbürgerungsentscheidung (Ergeb­
nisse der multinomialen logistischen Regression) 
 Eingebürgerte Im Verfahren 
Befindliche 








Griechenland/Italien (Referenzkategorie)     
Türkei 03,52** 1,45 09,44*** 4,03 
Ehemaliges Jugoslawien 02,42* 1,04 04,40*** 1,90 
Afghanistan/Irak/Iran 12,05*** 6,43 11,84*** 6,78 
Russ. Föderation/Ukraine/Weißrussland 01,07 0,52 02,29 1,19 
Geburt in Deutschland (ja=1, nein=0) 04,79*** 2,13 03,79** 1,72 
Aufenthaltsdauer (in Jahren) 00,90*** 0,02 00,86*** 0,02 
Weiblich (=1, männlich=0) 00,69 0,19 00,72 0,20 
Alter (in Jahren) 01,02 0,02 01,05* 0,02 
Deutsche in Familie (ja=1, nein=0) 03,90*** 1,33 01,97* 0,66 
Wohneigentum in Deutschland (ja=1, nein=0) 01,11 0,29 00,29*** 0,09 
Bildung (ohne Abschluss/niedrige Bildung; 
Referenzkategorie) 
    
Bildung (mittel) 01,78 0,74 00,79 0,32 
Bildung (hoch) 01,52 0,58 00,47* 0,18 
Berufstätigkeit (ja=1, nein=0) 02,47* 0,95 01,01 0,36 
Deutschkenntnisse (Index) 03,36*** 0,82 04,54*** 1,09 
Kontakte zu Deutschen (Index) 00,81 0,09 00,81 0,10 
Verbundenheit mit Herkunftsland 
(Referenzkategorie) 
    
Verbundenheit mit beiden Ländern 03,15* 1,57 04,97** 3,30 
Verbundenheit mit Deutschland 03,22* 1,66 10,03*** 6,72 
Bleibeabsicht (ja=1, nein=0) 01,44 0,64 05,46** 3,18 
Mit deutschem Pass wird man anerkannt 01,43* 0,24 01,33 0,21 
Staatsangehörigkeit zeigt Zugehörigkeit 01,83*** 0,30 01,73** 0,31 
Konstante 00,00*** 0,00 00,00*** 0,00 
N 883 
Log-Likelihood -653,75 
F (40, 843); p < 0,001 7,30 
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Tabelle 5-4: 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
ORE = Odds Ratio bei Eingebürgerten; ORV = Odds Ratio bei im Verfahren Befindli­
chen; SE = Standardfehler; Signifikanzniveau: *** p≤ .001; **p≤ .01; *p≤ .05. 
Aufenthaltsdauer (in Jahren): Eingebürgerte im Verfahren Befindliche = Aufenthalts­
dauer zum Zeitpunkt des Einbürgerungsantrags, Nicht-Eingebürgerte = Zeitpunkt 
der Befragung; in Deutschland geborene Personen = Lebensalter (zum Zeitpunkt des 
Antrags/der Befragung; Nekby et al. 2007: 35); Bildung: Höchster in Deutschland oder 
im Herkunftsland erworbener Schulabschluss; Deutschkenntnisse Index: Index aus 
Sprechfähigkeit, Lesefähigkeit und Schreibvermögen; Kontakte zu Deutschen (Index): 
Gesamtindex „Kontaktintensität“ bestehend aus privaten Kontakten (Familie, Nach­
barschaft, Freundeskreis); „Mit deutschem Pass wird man anerkannt“: Aussage „Auch 
mit deutschem Pass wird man nicht als gleichberechtigter Deutscher anerkannt“, 
nach nicht anerkannt=1; teils/teils=2; anerkannt=3; „Staatsangehörigkeit zeigt Zu­
gehörigkeit“: Aussage „Eine Staatsangehörigkeit bestimmt, welchem Land ich mich 
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Bezüglich der Herkunftslandgruppen ist ein aus den bivariaten 
Analysen bekannter Unterschied zu beobachten: Im Unterschied zu 
Italienern und Griechen liegt bei allen anderen Herkunftslandgrup­
pen eine deutlich höhere Einbürgerungsneigung vor. Besonders hoch 
ausgeprägt ist diese bei Personen aus Afghanistan, Irak und Iran (ORE = 
12,05; ORV = 11,84).
297 
Erwartungsgemäß haben zudem die in Deutschland geborenen 
Personen eine höhere Wahrscheinlichkeit, sich einbürgern lassen zu 
wollen (ORE = 4,79; ORV = 3,79). Bei Eingebürgerten ist die Geburt in 
Deutschland sogar die bedeutsamste Einflussgröße, abgesehen vom 
Herkunftsland. 
Geringfügig negativ wirkt sich auf die Einbürgerungsneigung 
hingegen die Länge des Aufenthalts (zum Zeitpunkt einer möglichen 
Einbürgerung)298 aus (ORE = 0,90; ORV = 0,86). Möglicherweise sehen 
Personen, die bereits lange in Deutschland leben und keine deutschen 
Staatsangehörigen sind, keinen zusätzlichen Nutzen in einer Einbür­
gerung, da sie bislang auch ohne deutsche Staatsangehörigkeit gut 
zurecht gekommen sind. 
Das statistische Modell beinhaltet darüber hinaus die Alters-
variable. In diesem Zusammenhang hat sich zwar gezeigt, dass sich 
unter den Eingebürgerten überproportional viele unter 30-Jährige 
befinden, während das Einbürgerungspotenzial der Älteren bisher nur 
wenig ausgeschöpft wird (Kapitel 3.3). Unter Kontrolle anderer Fak­
toren geht ein höheres Alter der Befragten aber tendenziell mit einer 
297 Beispiel zur Interpretation: Ein Wert größer 1 (Odds ratio) bedeutet, dass die 
entsprechende Einflussgröße die Wahrscheinlichkeit, eine Entscheidung zur 
Einbürgerung zu treffen, erhöht, ein Wert unter 1 bedeutet, dass sie die Wahr­
scheinlichkeit verringert. Bei einem Wert von 1 besteht kein Einfluss auf die 
Wahrscheinlichkeit der Einbürgerungsentscheidung. 
298 Für Eingebürgerte und Personen im Einbürgerungsverfahren wurde die Auf­
enthaltsdauer zum Zeitpunkt des Einbürgerungsantrags zugrunde gelegt, für 
Nicht-Eingebürgerte wurde der Zeitpunkt der Befragung als „Zeitpunkt des 
möglichen Einbürgerungsantrags“ definiert. Für in Deutschland geborene 
Personen wurde das Lebensalter (zum Zeitpunkt des Antrags/der Befragung) 
zugrunde gelegt, der Einfluss des Geburtslandes wurde daher über die Geburt 
in Deutschland kontrolliert. 
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höheren Wahrscheinlichkeit der Einbürgerung einher. Der Einfluss ist 
jedoch gering (ORE = 1,02; ORV = 1,05). Bezüglich des Geschlechts zeigt 
sich kein signifikanter Einfluss. 
Deutsche Familienangehörige erhöhen die Einbürgerungsnei­
gung sehr eindeutig (ORE = 3,90; ORV = 1,97). Das aufgestellte Modell 
berücksichtigt ferner den Einfluss von Wohneigentum in Deutsch­
land. Dies hat bei Eingebürgerten einen schwachen, (nicht signifikan­
ten) positiven Einfluss (ORE = 1,11). Bei Personen im Einbürgerungsver­
fahren wirkt sich Wohneigentum in Deutschland hingegen negativ 
aus (ORV = 0,29), was darauf zurückgeführt werden kann, dass Nicht-
Eingebürgerte, auch wenn sie (bislang) keine Einbürgerungsent­
scheidung getroffen haben, häufiger Wohneigentum in Deutschland 
besitzen als Personen im Einbürgerungsverfahren (Kapitel 3.5) und für 
dessen Erwerb nicht nur Bleibe- sowie Einbürgerungsabsichten aus­
schlaggebend sind. 
Im Bereich der strukturellen Integration zeigt sich bei Einge­
bürgerten gegenüber Nicht-Eingebürgerten, dass ein mittleres bezie­
hungsweise hohes Bildungsniveau die Wahrscheinlichkeit einer Ein­
bürgerungsentscheidung (nicht signifikant) erhöht. Bei im Verfahren 
Befindlichen gegenüber Nicht-Eingebürgerten zeigt sich hingegen, 
dass mit mittlerer oder hoher Bildung die Wahrscheinlichkeit, eine 
Einbürgerungsentscheidung zu treffen, (nicht signifikant) geringer ist. 
Hier kann vermutet werden, dass Personen, die über einen mittleren 
oder hohen Schulabschluss verfügen, sich auch unabhängig von einer 
Einbürgerung besser in der Gesellschaft platzieren können als Perso­
nen ohne Abschluss oder mit niedriger schulischer Bildung.299 
Darüber hinaus begünstigt die Berufstätigkeit eine Einbürge­
rungsentscheidung, wobei sich bei den im Verfahren Befindlichen 
hier jedoch nur ein geringer (nichtsignifikanter) Effekt zeigt (ORE = 
2,47; ORV = 1,01). 
299 In einem vorangegangenen Modell wurde auch der Einfluss des Schulbesuchs 
in Deutschland kontrolliert, der sich jedoch nicht als signifikant erwiesen hat. 
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Auch Deutschkenntnisse, als Indikator der kulturellen Integrati­
on, entfalten ihre positive Wirkung: Mit besseren Deutschkenntnissen 
erhöht sich die Wahrscheinlichkeit einer Einbürgerungsentscheidung 
(ORE = 3,36; ORV = 4,54). Die Deutschkenntnisse sind insbesondere bei 
Personen im Verfahren von hoher Bedeutung. Eine Erklärung dafür ist, 
dass ausreichende Deutschkenntnisse eine der Voraussetzungen der 
Anspruchseinbürgerung sind. 
Mit höherer Kontaktintensität zu Personen deutscher Herkunft 
geht keine Steigerung der Einbürgerungsneigung einher (ORE = 
0,81; ORV = 0,81),
300 was darauf zurückzuführen ist, dass auch Nicht-
Eingebürgerte über ähnlich häufige private Kontakte zu Personen 
deutscher Herkunft verfügen wie auch Eingebürgerte und Personen 
im Einbürgerungsverfahren und in dieser Hinsicht sehr gut sozial 
integriert sind (Kapitel 4.3.1). Die Qualität der sozialen Kontakte kann 
anhand der Kontaktintensität jedoch nicht überprüft werden. 
Auf der Ebene der identifikativen Integration zeigt sich, dass 
von der emotionalen Verbundenheit mit Deutschland eine eindeutig 
positive Wirkung auf die Einbürgerungsneigung ausgeht. Personen, 
die sich mit Deutschland und ihrem Herkunftsland in gleichem Maße 
verbunden fühlen, treffen eine Entscheidung zur Einbürgerung 
leichter als Personen, die sich eher mit ihrem Herkunftsland verbun­
den fühlen (ORE = 3,15; ORV = 4,97). Bei denjenigen, die sich eher mit 
Deutschland verbunden fühlen, ist die Neigung zur Einbürgerung 
noch höher (ORE = 3,22; ORV = 10,03). Bei den im Verfahren Befindli­
chen ist letzteres sogar der einflussreichste Faktor. 
Auch die Bleibeabsicht wirkt sich insbesondere bei den im Ver­
fahren Befindlichen begünstigend aus (ORV = 5,46) und ist ebenfalls 
einer der bedeutendsten nicht herkunftslandbezogenen Einflussfak­
toren bei Personen im Einbürgerungsverfahren. Diejenigen, die ihr 
Leben in Deutschland planen, wollen auch formal ein Teil des Staates 
300 Ähnliches zeigt sich bei Hochman (2011): Personen mit interethnischen Kon­
takten haben eine geringere Einbürgerungsneigung als Personen ohne solche 
Kontakte (Hochman 2011: 1415f.). 
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sein, was durch die deutsche Staatsangehörigkeit ausgedrückt wird, 
die unter anderem die politische Teilhabe ermöglicht. Einen (geringe­
ren) begünstigenden Einfluss hat die Bleibeabsicht auch auf die Ein­
bürgerungsentscheidung von Eingebürgerten (ORE = 1,44). Der Unter­
schied zu Nicht-Eingebürgerten ist hier jedoch nicht signifikant. 
Das Modell zeigt ferner auf der identifikativen Ebene, dass ein 
vorliegendes Willkommensgefühl den Einbürgerungswillen steigert: 
Je deutlicher man der Ansicht ist, mit deutschem Pass trotz nicht­
deutscher Herkunft als gleichberechtigter Deutscher anerkannt zu 
werden, desto eher ist man bereit, die deutsche Staatsangehörigkeit 
anzunehmen (ORE = 1,43; ORV = 1,33). 
Gleiches gilt, je deutlicher Personen der Ansicht sind, dass die 
Staatsangehörigkeit ein Ausdruck der Zugehörigkeit zu einem Land 
ist (ORE = 1,83; ORV = 1,73). Diesen Personen fällt eine Entscheidung zur 
Einbürgerung vermutlich deshalb leichter, weil sie dadurch ihrer Zu­
gehörigkeit zu Deutschland Ausdruck verleihen möchten und gleich­
zeitig die Differenz zwischen Zugehörigkeitsgefühl und faktischer 
Zugehörigkeit überwinden. 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass Herkunftseffekte 
bei der Entscheidung zur Einbürgerung eine bedeutende Rolle spie­
len. Personen der Herkunftslandgruppe Afghanistan, Irak, Iran haben 
die höchste Einbürgerungsneigung. Auch die Geburt in Deutschland 
begünstigt die Wahrscheinlichkeit einer Einbürgerungsentscheidung 
deutlich. Im Vergleich von Personen mit getroffener Einbürgerungs­
entscheidung (Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche) mit 
Personen ohne Einbürgerungsentscheidung (Nicht-Eingebürgerte) 
haben sich außerdem die Deutschkenntnisse sowie die Verbunden­
heit mit Deutschland als besonders starke Einflussgrößen erwiesen. 
Insbesondere strukturelle sowie identifikative Aspekte der Integration 
haben somit einen Einfluss auf das Treffen der Einbürgerungsentschei­
dung. 
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Insgesamt ist auch zu betonen, dass bis auf wenige Ausnahmen 
(Wohneigentum, Bildung) bei Eingebürgerten und im Verfahren 
Befindlichen gleiche Einflussfaktoren eine Rolle spielen. Einzig in der 
Wirkungsstärke zeigen sich Unterschiede der Entscheidungsmuster. 
Während bei Eingebürgerten (neben dem Herkunftsland) die Ent­
scheidung im Wesentlichen durch die Geburt in Deutschland, Fami­
lienangehörige mit deutscher Staatsangehörigkeit und die Deutsch­
kenntnisse begünstigt wird, spielen bei Personen im Einbürgerungs­
verfahren (neben der Herkunft) vor allem die Verbundenheit mit 
Deutschland, die Bleibeabsicht und die Deutschkenntnisse eine Rolle. 
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6
 Aspekte der Optionspflicht
	
In diesem Kapitel rückt die Optionspflicht in den Mittelpunkt. 
In einem ersten Abschnitt werden Kenntnisse und Informationsstand 
der Optionspflichtigen über die Optionspflicht dargestellt und es 
wird der Frage nachgegangen, wie gut die Betroffenen über damit 
zusammenhängende Aspekte (zum Beispiel Beibehaltungsmöglich­
keit beider Staatsangehörigkeiten) Bescheid wissen (Kapitel 6.1). Dabei 
wird auch auf den Befragten bekannte und von ihnen bereits genutzte 
Informationsquellen sowie auf die Möglichkeit und Inanspruchnahme 
einer Beratung im Zusammenhang mit der Optionspflicht eingegan­
gen. Außerdem wird das Bewusstwerden der Thematik (u.a. Zeitpunkt 
und Thematisierung in der Familie) genauer betrachtet. Daran an­
schließend werden der Ablauf des Optionsverfahrens sowie die Er­
fahrungen der Betroffenen damit untersucht (Kapitel 6.2). Einen der 
Schwerpunkte bildet die Untersuchung der Gründe für die Options­
entscheidung (Kapitel 6.3) sowie die Unterstützung der Entscheidung 
durch das persönliche Umfeld (Kapitel 6.4). Weiter wird der Frage 
nachgegangen, welche Bedeutung die Staatsangehörigkeit allgemein 
für die Betroffenen hat, und wie sie die Optionspflicht beurteilen (Ka­
pitel 6.5). Aspekte im Zusammenhang mit der deutschen (und auslän­
dischen) Staatsangehörigkeit sowie Folgen der Optionsentscheidung 
bilden den letzten Abschnitt (Kapitel 6.6). 
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6.1 		 Kenntnisse und Informationsstand zur  
Optionspflicht 
Zunächst soll der zentralen Frage nachgegangen werden, in­
wiefern optionspflichtige Personen wissen, ob sie sich für eine ihrer 
Staatsangehörigkeiten entscheiden müssen oder beide beibehalten 
können. Optionspflichtige, die nur noch eine Staatsangehörigkeit 
haben, werden an dieser Stelle nicht untersucht, da eine Entscheidung 
bereits erfolgt ist.301 
>	 10,2 % der Optionspflichtigen wissen nicht, ob sie sich für 
eine ihrer Staatsangehörigkeiten entscheiden müssen oder 
beide beibehalten können. 
Um entsprechende Erkenntnisse zu gewinnen, wurden die 
Optionspflichtigen, die neben der deutschen mindestens eine weitere 
Staatsangehörigkeit haben (Mehrstaater; 65,1 %), danach gefragt, ob 
sie sich einmal für eine ihrer Staatsangehörigkeiten entscheiden müs­
sen. Wie sich zeigt, ist der größte Teil der Optionspflichtigen über die 
Entscheidungspflicht informiert (Abbildung 6-1). 
301 34,9 % aller hier untersuchten Optionspflichtigen haben nur noch die deutsche 
Staatsangehörigkeit. Darunter fallen auch 52 Optionspflichtige, die unter 18 
Jahre sind und angeben, dass sie nur die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. 
Unklar ist, ob diese Personen tatsächlich nur noch die deutsche Staatsangehö­
rigkeit besitzen oder ob ihre Angaben auf Fehleinschätzungen beruhen. Sie 
wurden über das Screening-Interview und die Adresslisten als Optionspflichtige 
identifiziert und in der Befragung wie Optionspflichtige mit Entscheidung für 
die deutsche Staatsangehörigkeit behandelt. Aufgrund der Überzeugung sei­
tens dieser Befragten, nur noch die deutsche Staatsangehörigkeit zu besitzen, 
könnte es ansonsten zu Verzerrungen kommen. 
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Abbildung 6-1: Kenntnis der Entscheidungspflicht (Mehrstaater; in Pro­
zent) 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige, die mindestens eine weitere Staatsangehörigkeit neben der 
deutschen haben. Ungewichtete Anzahl: 270. Anteile unter 2 % werden nicht 
ausgewiesen. Die Unterschiede zwischen Türkei beziehungsweise Ehemaliges 
Jugoslawien gegenüber Afghanistan/Irak/Iran beziehungsweise Sonstige 
sind signifikant (T-Test, p≤ .05).302 
Die absolute Mehrheit (82,0 %) weiß, dass sie sich einmal für eine 
ihrer Staatsangehörigkeiten entscheiden muss. Der verhältnismäßig 
hohe Anteil an Optionspflichtigen, die sich nicht sicher sind, ob sie 
sich einmal entscheiden müssen (10,2 %), zeigt aber, dass bei einigen 
Optionspflichtigen noch ein erhebliches Informationsdefizit in Sachen 
Entscheidungspflicht besteht. Diese Unsicherheit besteht über alle 
Herkunftsländer hinweg. Unter den Optionspflichtigen mit türki­
schem Migrationshintergrund geben dies sogar 11,6 % an. 
302 Fragetext: „Momentan ist es ja so, dass Sie mehrere Staatsangehörigkeiten be­
sitzen. Müssen Sie sich einmal für eine Staatsangehörigkeit entscheiden oder 
können Sie diese behalten?“ Antwortmöglichkeiten: ich muss mich für eine 
entscheiden; ich kann beide behalten; weiß nicht; keine Angabe. 
 285 Aspekte der Optionspflicht 
Allerdings müssen die hohen Anteile unter den Optionspflich­
tigen, die nicht wissen, ob sie sich für eine ihrer Staatsangehörigkei­
ten entscheiden müssen oder ob sie alle beibehalten dürfen, nicht 
zwangsläufig auf einen schlechten Informationsstand der Betroffenen 
zurückzuführen sein. Da in bestimmten Fällen eine Beibehaltung der 
deutschen und der ausländischen Staatsangehörigkeit möglich ist, 
können diese Angaben tatsächlich Ausdruck der Unsicherheit sein. 
Entsprechend sind auch die Optionspflichtigen, die angeben, dass sie 
sich nicht entscheiden müssen, nicht zwangsläufig falsch informiert, 
da eine Beibehaltung im Einzelfall durchaus möglich sein kann. 
Optionspflichtige, die angeben, dass sie beide Staatsangehörig­
keiten behalten können (n=36), wurden gefragt, ob sie ihre deutsche 
und ihre andere Staatsangehörigkeit automatisch behalten oder ob 
sie einen Antrag auf Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit 
stellen müssen.303 16 Personen sind davon überzeugt, dass sie keinen 
Antrag stellen müssen, sondern beide Staatsangehörigkeiten auto­
matisch behalten. Nur zehn Personen wissen, dass man auf jeden Fall 
einen Antrag auf Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit 
stellen muss, wenn man alle Staatsangehörigkeiten behalten will. 
Und ebenso viele geben an, nicht zu wissen, ob sie einen Antrag stel­
len müssen oder ihre Staatsangehörigkeiten automatisch behalten. 
Daran wird trotz der geringen Fallzahlen deutlich, dass das Wissen 
der Betroffenen über das Verfahren der Beibehaltungsgenehmigung 
mangelhaft ist. 
Bestätigt wird diese Einschätzung auch, wenn man sich die 
Befragten anschaut, die von der Notwendigkeit des Beibehaltungsan­
trags wissen. Von den insgesamt zehn Personen wissen lediglich 
303 Fragetext: „Behalten Sie Ihre deutsche Staatsangehörigkeit und Ihre andere(n) 
Staatsangehörigkeit(en) automatisch oder müssen Sie einen Antrag auf Beibe­
haltung der deutschen Staatsangehörigkeit stellen, wenn Sie alle Staatsange­
hörigkeiten behalten wollen?“ Antwortmöglichkeiten: ich behalte beide auto­
matisch; ich muss einen Antrag auf Beibehaltung der deutschen Staatsangehö­
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fünf, dass die Beantragung bis zum 21. Geburtstag erfolgen muss. Drei 
geben an, nicht zu wissen, bis wann der Antrag gestellt werden muss, 
und zwei geben einen falschen Zeitpunkt an. 
Um ein deutlicheres Bild vom tatsächlichen Wissen der Opti­
onspflichtigen zu erhalten, zeigt die folgende Abbildung 6-2 noch 
einmal die Kenntnis der Entscheidungspflicht der Mehrstaater, dif­
ferenziert nach der Wahrscheinlichkeit der Beibehaltungsmöglich­
keit.304 Hierbei werden optionspflichtige Mehrstaater, bei denen eine 
Beibehaltung der deutschen neben der ausländischen Staatsangehö­
rigkeit wahrscheinlich ist, Optionspflichtigen, bei denen eine solche 
Beibehaltung unwahrscheinlich ist, gegenübergestellt.305 
304 Eine Beibehaltungsgenehmigung kann erteilt werden, „wenn die Aufgabe 
oder der Verlust der ausländischen Staatsangehörigkeit nicht möglich oder 
nicht zumutbar ist oder bei einer Einbürgerung nach Maßgabe von § 12 StAG 
Mehrstaatigkeit (Einbürgerung unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit, Anm. d. 
Verfasser) hinzunehmen wäre“ (§ 29 Abs. 4 StAG). Nach Lämmermann (2011: 3f.) 
ergibt sich aus dieser Formulierung, dass die Hinnahmemöglichkeiten im Op­
tionsrecht weiter gefasst sind als bei der Einbürgerung. Daher wird hier davon 
ausgegangen, dass eine Beibehaltung der deutschen und ausländischen Staats­
angehörigkeit wahrscheinlich ist, wenn Einbürgerungen von Personen eines 
bestimmten Staates besonders häufig unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit 
erfolgen. Optionspflichtige wurden der Gruppe „Beibehaltung wahrscheinlich“ 
zugeordnet, wenn mindestens 75 % der Einbürgerungen im Jahr 2010 aus dem 
Herkunftsland ihrer Familie unter Beibehaltung der entsprechenden Staatsan­
gehörigkeit vorgenommen wurden (hier: Afghanistan, Algerien, Frankreich, 
Griechenland, Großbritannien, Irak, Iran, Italien, Jordanien, Libanon, Marokko, 
Polen, Slowenien, Spanien, Thailand und USA). Alle anderen wurden der Gruppe 
„Beibehaltung unwahrscheinlich“ zugeordnet (unter anderem: Bosnien-Herze­
gowina, Kosovo, Kroatien, Mazedonien, Montenegro, Serbien, Türkei, Vietnam 
und alle anderen genannten Staaten). 
305 Bei 12,3 % der hier untersuchten Mehrstaater ist nach dieser Differenzierung 
eine Beibehaltung wahrscheinlich. 
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Abbildung 6-2: Kenntnis der Entscheidungspflicht nach Beibehaltungs­
wahrscheinlichkeit (Mehrstaater; in Prozent) 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige, die mindestens eine weitere Staatsangehörigkeit neben der 
deutschen haben. Ungewichtete Anzahl: 270. Anteile unter 2 % werden nicht 
ausgewiesen. Die Unterschiede nach Beibehaltungswahrscheinlichkeit sind signifikant 
(T-Test, p≤ .01).306 
Bei der Betrachtung zeigt sich: Optionspflichtige mit einer 
Staatsangehörigkeit, deren Beibehaltung nicht wahrscheinlich ist, 
scheinen größtenteils korrekt informiert zu sein und geben an, dass sie 
sich entscheiden müssen (86,8 %). Dennoch ist sich auch hier ein ver­
hältnismäßig großer Anteil von 10,6 % bei der Beantwortung der Frage 
nicht sicher und gibt an, nicht zu wissen, ob eine Entscheidung nötig 
ist. Anders sieht es hingegen bei den Optionspflichtigen aus, bei denen 
eine Beibehaltung wahrscheinlich ist. In dieser Gruppe scheint große 
Unsicherheit zu herrschen: Zwar gehen 47,7 % davon aus, dass sie beide 
Staatsangehörigkeiten behalten können, 45,0 % glauben jedoch, dass 
eine Entscheidung nötig ist, und mehr als 7,3 % wissen nicht, ob sie sich 
entscheiden müssen. 
306 Fragetext: „Momentan ist es ja so, dass Sie mehrere Staatsangehörigkeiten be­
sitzen. Müssen Sie sich einmal für eine Staatsangehörigkeit entscheiden oder 
können Sie diese behalten?“ Antwortmöglichkeiten: ich muss mich für eine 
entscheiden; ich kann beide behalten; weiß nicht; keine Angabe. 
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Der größte Teil der untersuchten Optionspflichtigen (Mehrstaa­
ter) ist zwischen 18 und 21 Jahre alt. Da der Antrag auf Beibehaltung 
(der deutschen Staatsangehörigkeit) bis zum 21. Geburtstag gestellt 
werden muss, müssten entsprechende Schritte baldmöglich eingelei­
tet werden, da sonst viele der Betroffenen die Antragsfrist verpassen. 
>	 Der Mehrheit der Optionspflichtigen ist ihre Entschei­
dungspflicht schon relativ früh bewusst. Mehr als einem 
Fünftel wird diese jedoch erst spät bewusst.
Wichtige Erkenntnisse zur Optionspflicht liefert die Studie fer­
ner über den Zeitpunkt des Bewusstwerdens der Optionspflicht (Abbil­
dung 6-3). Es zeigt sich, dass das Thema Optionspflicht in den Familien 
tatsächlich präsent ist. Bei der Darstellung wird zwischen Options­
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Abbildung 6-3: Zeitpunkt des Bewusstwerdens der Optionspflicht 
(in Prozent) 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Alle Optionspflichtigen. Ungewichtete Anzahl: 401 (unter 18 Jahre: 169; 18 Jahre 
und älter: 232). Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen. Die Unterschiede zwi­
schen Minderjährigen und Volljährigen sind signifikant (T-Test, p≤ .05).307 
Bei jeweils etwa einem Viertel der Optionspflichtigen der 
beiden Altersgruppen war das Thema Optionspflicht bereits in der 
Kindheit in der Familie präsent (26,2 % beziehungsweise 24,4 %). Bei 
jeweils über 40 % wurde die Optionspflicht durch Gespräche innerhalb 
der Familie thematisiert, als sie schon älter waren. Für weitere 7,7 % 
der Betroffenen unter 18 Jahren beziehungsweise 5,2 % der Betroffe­
nen zwischen 18 und 21 Jahren wurde sie bewusst, als sich eines der 
Geschwister entscheiden musste.308 Mehr als einem Fünftel wird die 
Entscheidungspflicht erst sehr spät bewusst. So erfuhren 11,3 % der voll­
jährigen Optionspflichtigen durch Gespräche mit den Eltern kurz vor 
307 Fragetext: „Wann wurde Ihnen das Thema Optionspflicht zum ersten Mal be­
wusst?“ 
308 Diese Antwortalternative hatten nur Befragte, die zuvor angaben, dass sie opti­
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der Volljährigkeit und 13,1 % erst mit Volljährigkeit durch das Auffor­
derungsschreiben der Behörde von ihrer Optionspflicht. Weitere 2,4 % 
haben erst durch ihre Interviewteilnahme von ihrer Situation erfah­
ren. Bei den Befragten unter 18 zeigt sich, dass mehr als ein Fünftel erst 
durch die Befragung von ihrer Optionspflicht erfahren haben (21,3 %). 
> Weniger als ein Fünftel der volljährigen Betroffenen hat 
sich über die Optionspflicht informiert (19,3 %), bei den 
Minderjährigen ist es nur knapp ein Zehntel (10,3 %). Das 
persönliche Umfeld (Familie, Freunde und Bekannte) sowie 
das Internet werden am häufigsten als Informationsquel­
len genutzt. Weniger als ein Drittel informieren sich bei 
den Staatsangehörigkeitsbehörden (30,4 %). 
Bezüglich der Einholung von Informationen über die Options­
pflicht zeigt sich, dass sich nur ein kleiner Teil der Befragten informiert 
hat (Abbildung 6-4). 
Abbildung 6-4:		 Informierte und uninformierte Optionspflichtige nach 
Altersgruppen (in Prozent) 
Unter 18 Jahre 
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Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Alle Optionspflichtigen. Ungewichtete Anzahl: 401 (unter 18 Jahre: 169; 18 Jahre 
und älter: 232). Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen. Die Unterschiede zwi­
schen Minderjährigen und Volljährigen sind signifikant (T-Test, p≤ .05).309 
309  Fragetext: „Haben Sie sich schon einmal (- unabhängig von dem Schreiben der 
Behörde -) über die Optionspflicht informiert? Zum Beispiel im Internet oder bei 
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Insgesamt haben sich nur 17,1 % aller Optionspflichtigen über 
die Optionspflicht informiert (Informierte), während der Anteil an 
uninformierten Personen hoch ist (82,9 %; Uninformierte). 
Bei den Optionspflichtigen unter 18 Jahren fällt der Anteil der 
Uninformierten mit fast 90 % besonders hoch aus. Da diese Altersgrup­
pe noch nicht unmittelbar von der Entscheidungspflicht betroffen ist, 
verwundert dieses Ergebnis kaum. Erstaunlich ist hingegen, dass sich 
selbst von den unmittelbar Betroffenen (18 bis 21 Jahre) ebenfalls nur 
ein geringer Anteil von 19,3 % (unabhängig von dem Schreiben der 
Behörde) über die Optionspflicht informiert hat. Das bedeutet, dass bei 
knapp 81 % der Optionspflichtigen im entscheidungspflichtigen Alter 
das Behördenschreiben die bislang einzige Informationsquelle ist. 
Die von den Informierten (n=61) am häufigsten genutzten Infor­
mationsquellen sind:310 
 Familie (85,3 %), 
 Internet (67,7 %) 
 sowie Freunde und Bekannte (61,6 %). 
Mehr als ein Drittel (35,7 %) informiert sich (auch) bei Lehrern 
sowie in der Schule und im Unterricht. Weniger als ein Drittel der 
Informierten nutzt die Staatsangehörigkeitsbehörde als Informations­
quelle (30,4 %). Ausländer-/Integrationsbeauftragte oder Ausländerbei­
räte spielen bislang kaum eine Rolle (8,0 %).311 Vereine, Organisationen 
(auch Migrantenorganisationen) oder Beratungsstellen von Wohl­
fahrtsverbänden sowie andere Quellen spielen bei der Informations­
310 Fragetext: „Bei wem haben Sie sich zur Optionspflicht informiert? Sie kön­
nen mehrere Angaben machen. Wer war hier wichtig für Sie? A) Familie, B) 
Freunde und Bekannte, C) Geistlicher (zum Beispiel Imam), D) Ausländer-/ 
Integrationsbeauftragte(r) oder Ausländerbeirat, E) Staatsangehörigkeitsbe­
hörde, F) Rechtsanwalt, G) Vereine, Organisationen (auch Migrantenorganisa­
tionen), H) Beratungsstellen von Wohlfahrtsverbänden (zum Beispiel Caritas, 
Arbeiterwohlfahrt), I) Lehrer, Schule und Unterricht, J) Internetquellen, K) Sons­
tige Quellen“; Antwortmöglichkeiten: ja; nein; keine Angabe. 
311 Gleiches gilt für Rechtsanwälte (4,4 %) und Geistliche (zum Beispiel Imame; 
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beschaffung keine Rolle. Dieses Resultat ist im Einklang mit den Ergeb­
nissen der qualitativen Studie (Worbs et a. 2012: Kapitel 3.4.2). 
Die Informierten nutzen größtenteils (90,3 %) mehr als eine In­
formationsquelle, 62,0 % nutzen sogar drei bis fünf Informationsquel­
len.312 
Offensichtlich spielen das enge private Umfeld sowie das Inter­
net die wichtigste Rolle bei der Informationsbeschaffung seitens der 
Optionspflichtigen. Vor dem Hintergrund der teilweise verwirrenden 
oder falsch wiedergegebenen Informationen zur Optionspflicht im 
Internet, insbesondere in Foren313 sowie aufgrund der weitverbreiteten 
Unsicherheit und Unkenntnis, erscheint es sinnvoll, Betroffene gezielt 
auf bestehende Informationsmöglichkeiten aufmerksam zu machen. 
Besonders Hinweise an die Betroffenen, sich in der zuständigen Staats­
angehörigkeitsbehörde informieren und beraten zu lassen, erschei­
nen zielführend. Nur dort können in der Regel auf den Einzelfall bezo­
gene Auskünfte erteilt werden. 
Dass den Optionspflichtigen die Rolle der zuständigen Staats­
angehörigkeitsbehörde als qualifizierte Informations- und Beratungs­
stelle, die individuelle Auskünfte erteilen kann, bewusst gemacht 
werden muss, verdeutlichen auch die folgenden Analysen der Frage, 
ob eine Beratung zum Thema Optionspflicht in Anspruch genommen 
312 Additiver Index aus genutzten Informationsquellen (s.o.) von 1 „eine Informa­
tionsquelle“ (Minimum genutzter Quellen) bis 5 „fünf Informationsquellen“ 
(Maximum genutzter Quellen). 
313 Im Rahmen der qualitativen Studie wurde auch eine Internetrecherche zur 
(elektronischen) Vernetzung zwischen Optionspflichtigen angestellt. Im 
Rahmen dieser Recherche hat sich „ein hohes Maß an Fehlinformationen und 
‚Halbwahrheiten‘ hinsichtlich Erwerb oder Beibehaltung der deutschen Staats­
angehörigkeit“, bezogen auf öffentlich zugängliche Foren im Internet, gezeigt 
(Worbs et al. 2012: Kapitel 3.4.2). 
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wurde.314 92,1 % aller Optionspflichtigen haben (bislang) keine Bera­
tung in Anspruch genommen (Nicht-Beratene, n=372), das heißt, nicht 
einmal 8 % haben sich beraten lassen (Beratene, n=27). Bei den 18- bis 
21-Jährigen sind es 9,6 %, die sich beraten ließen, bei den unter 18-Jähri­
gen nur 2,7 %. 
Bei der Beratung spielt fast ausschließlich die zuständige kom­
munale Behörde eine Rolle (n=23). Nur Einzelne lassen sich (auch) bei 
einem Rechtsanwalt (n=1), in Universität oder Schule (n=2), ihrem Kon­
sulat im Inland (n=2) oder einer anderen ausländischen Stelle (n=1) 
beraten. 
Wie Optionspflichtige die Informationslage zur Optionspflicht 
und die Beratung zur Optionspflicht beurteilen, wird nachfolgend in 
Tabelle 6-1 und Tabelle 6-2 abgebildet. 
Da die meisten Aussagen nur von Optionspflichtigen sinnvoll 
beurteilt werden können, die sich auch tatsächlich informiert haben 
(Informierte) beziehungsweise eine Beratung in Anspruch genommen 
haben (Beratene), werden entsprechende Aussagen nur für diese Per­
sonen dargestellt, wodurch die Fallzahlen sehr klein sind. Aussagen zu 
Verfügbarkeit und Kenntnis von Informationsquellen werden auch für 
uninformierte Optionspflichtige (Uninformierte) dargestellt, weil sich 
daraus eventuell Hinweise auf Probleme bei der Informationsbeschaf­
fung ableiten lassen (Tabelle 6-1). 
314 Fragetext: „Haben Sie eine Beratung zum Thema Optionspflicht in Anspruch 
genommen? Wenn ja, bei wem? Wenn Sie sich Beratung bei mehreren Stellen 
geholt haben, geben Sie mir diese bitte alle an.“ Antwortmöglichkeiten: Ja, bei 
meiner kommunalen Behörde; Ja, bei einem Vertreter eines Migrantenverban­
des; Ja, bei einer anderen Beratungsstelle, und zwar: (offene Nennung); Ja, bei 
einem Rechtsanwalt; Nein, habe keine Beratung in Anspruch genommen; keine 
Angabe. 
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Tabelle 6-1: Beurteilung der Informationslage zur Optionspflicht (Unin­
formierte/Informierte) 




% % n=61 
Zustimmung 36,0 62,9 38 
Informationen zur 
Optionspflicht 
sind leicht verfügbar. 









keine Angabe 1,3 0,0 0 
Ich weiß beziehungs- 
weise wusste 


















keine Angabe 1,8 0,0 0 













keine Angabe - 0,0 0 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Alle Optionspflichtigen. Ungewichtete Anzahl: 401. 
(Uninformierte: 340; Informierte: 61).315 
Wie sich zeigt, sind die Informierten größtenteils der Ansicht, 
dass Informationen zur Optionspflicht leicht verfügbar sind (62,9 %). 
Bei den Uninformierten hingegen stimmen nur 36,0 % dieser 
Aussage zu. 40,3 % der Uninformierten wissen jedoch nicht, wie sie die 
Aussage beurteilen sollen, was darauf hinweist, dass sie sich vermut­
lich bislang noch nicht mit der Verfügbarkeit von Informationen be­
schäftigt haben. Tatsächlich zeigt sich, dass viele nicht wissen, wo sie 
sich informieren können (28,7 %). Bei den informierten Optionspflich­
315 Fragetext: „Nun habe ich noch mal ein paar allgemeine Aussagen zur Options­
pflicht: Stimmen Sie zu oder stimmen Sie nicht zu?“ Antwortmöglichkeiten: 
stimme voll und ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung); teils/teils; stimme eher 
nicht zu/stimme überhaupt nicht zu (Ablehnung); weiß nicht; keine Angabe. 
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tigen wussten nur 11,7 % anfangs nicht, wo sie sich zur Optionspflicht 
informieren können, die deutliche Mehrheit hat dies jedoch gewusst 
(62,9 %). 
Dass sich einige Uninformierte bislang nicht über die Options­
pflicht informiert haben, kann also unter anderem darauf zurückge­
führt werden, dass sie teilweise nicht wissen, wo sie sich informieren 
können. In erster Linie scheint es jedoch darauf zurückzuführen zu 
sein, dass sie sich bislang nicht mit der Verfügbarkeit von Informatio­
nen auseinandergesetzt haben. 
Bezüglich der verfügbaren Informationen ist nur ein geringer 
Teil derjenigen, die sich informiert haben, der Ansicht, dass viele In­
formationen zur Optionspflicht irreführend sind (14,5 %). Ein Drittel 
(32,9 %) sieht das zumindest teilweise so, die größte Teilgruppe der 
Befragten jedoch nicht (44,6 %). 
Tabelle 6-2: 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 

Basis: Optionspflichtige, die eine Beratung in Anspruch genommen haben. Unge­
wichtete Anzahl: 27. Basis: Optionspflichtige, die eine Beratung in der Staatsange­
hörigkeitsbehörde in Anspruch genommen haben. Ungewichtete Anzahl: 23. Basis: 

Optionspflichtige, die sich informiert haben. Ungewichtete Anzahl: 61.316 
316 Fragetext: „Nun habe ich noch mal ein paar allgemeine Aussagen zur Options­
pflicht: Stimmen Sie zu oder stimmen Sie nicht zu?“ Antwortmöglichkeiten: 
stimme voll und ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung); teils/teils; stimme eher 
nicht zu/stimme überhaupt nicht zu (Ablehnung); weiß nicht; keine Angabe. 
  
296 Aspekte der Optionspflicht 






    
    
Beratene Informierte 
n=27 % n=61 





Zustimmung 11 54,7 30 
teils/teils 5 18,1 9 
Ablehnung 9 23,3 17 
weiß nicht 2 3,6 4 
keine Angabe 0 0,3 1 
Es sollte mehr 
Informationen 
und Beratungs
angebote in anderen 
Sprachen geben. 
Zustimmung 10 29,5 17 
teils/teils 8 29,0 16 
Ablehnung 7 34,5 25 
weiß nicht 2 4,0 2 
keine Angabe 0 3,0 1 
Es sollte mehr 
Beratungsangebote 
geben. 
Zustimmung 17 - -
teils/teils 2 - -
Ablehnung 8 - -
weiß nicht 0 - -
keine Angabe 0 - -
Es sollte eine bessere 
Beratung über die Folgen 
der Entscheidung geben. 
Zustimmung 10 - -
teils/teils 8 - -
Ablehnung 7 - -
weiß nicht 2 - -




Die Berater der Staats-
angehörigkeitsbehörde 
sollten mehr Zeit für die 
Beratung haben. 
Zustimmung 11 - -
teils/teils 3 - -
Ablehnung 9 - -
weiß nicht 0 - -
keine Angabe 0 - -
Die Berater der Staats-
angehörigkeitsbehörde 
sollten mehr Verständnis 
für die Anliegen der 
Optionspflichtigen haben. 
Zustimmung 10 - -
teils/teils 3 - -
Ablehnung 9 - -
weiß nicht 1 - -
keine Angabe 0 - -
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Der Bedarf an Informationen scheint bedeutend zu sein. Wie 
in Tabelle 6-2 deutlich wird, ist die Mehrheit der Informierten der 
Ansicht, dass es mehr Informationen über bestehende Beratungsan­
gebote geben sollte (54,7 %). Gleiches gilt für die Beratenen, auch sie 
wünschen sich mehr Informationen über Beratungsangebote (n=11), 
allerdings lehnen fast ebenso viele dies ab (n=9). 
Wie bereits gezeigt wurde, spielt bei der Beratung in erster Linie 
die Staatsangehörigkeitsbehörde eine Rolle. In Verbindung mit dieser 
Beurteilung der Informationen über die bestehenden Beratungsan­
gebote liegt der Schluss nahe, dass vielen Optionspflichtigen weitere 
Beratungsstellen so gut wie nicht bekannt sind. 
Mehr Informationen und Beratungsangebote in anderen Spra­
chen wünschen sich fast 30 % der Informierten. 34,5 % teilen diesen 
Wunsch nicht. Zehn der 27 Beratenen sind der Ansicht, dass es ent­
sprechende mehrsprachige Informationen und Beratungsangebote 
geben sollte, sieben halten dies nicht für notwendig. Vor dem Hin­
tergrund der guten Deutschkenntnisse der Optionspflichtigen (siehe 
Kapitel 4.1.6) mag dieses Ergebnis zunächst verwundern. Bedenkt man 
allerdings, dass die Betroffenen sehr jung sind und in der Regel über 
wenig oder keine Erfahrungen in rechtlichen Fragen verfügen und 
häufig ihre Eltern einbeziehen (Kapitel 6.1 und Kapitel 6.2.2), die even­
tuell über weniger gute Deutschkenntnisse verfügen, erscheint der 
Wunsch nach mehrsprachigen Angeboten nachvollziehbar. 
Beratene sind auch der Ansicht, dass es insgesamt mehr Bera­
tungsangebote geben sollte (n=17). Dies bestätigt die zuvor geäußerte 
Vermutung, dass andere Beratungsstellen neben der Staatsangehörig­
keitsbehörde so gut wie nicht bekannt sind. Darüber hinaus sind die 
Beratenen mehrheitlich der Auffassung, dass es eine bessere Beratung 
über die Folgen der Optionspflicht geben sollte (n=10). 
Optionspflichtige, die eine Beratung in ihrer zuständigen Be­
hörde wahrgenommen haben, sind häufig der Ansicht, dass die Bera­
ter der Behörde mehr Zeit für die Beratung (n=11) und mehr Verständ­
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nis für ihre Anliegen haben sollten (n=10). Fast ebenso viele der in der 
Behörde Beratenen teilen diese Meinungen nicht (n=9). 
6.2 Optionsverfahren 
Die zuständige Behörde muss dem Optionspflichtigen un­
verzüglich nach Vollendung seines 18. Lebensjahres ein Aufforde­
rungsschreiben mit Hinweisen zu dessen Verpflichtungen und den 
Rechtsfolgen zustellen (§ 29 Abs. 5 StAG)317 und leitet somit das Opti­
onsverfahren ein. Gemäß § 29 Abs. 1 StAG muss der Betroffene dann 
schriftlich erklären, ob er die deutsche oder die ausländische Staatsan­
gehörigkeit behalten will. 
Mit dem Zugang der Optionserklärung für die ausländische 
Staatsangehörigkeit bei der zuständigen Behörde, beziehungsweise 
wenn bis zur Vollendung des 23. Lebensjahres keine Erklärung abge­
geben wird, geht die deutsche Staatsangehörigkeit verloren (§ 29 Abs. 
2 StAG). Entscheidet sich der Erklärungspflichtige für die deutsche 
Staatsangehörigkeit, dann muss er die Aufgabe oder den Verlust der 
ausländischen Staatsangehörigkeit bis zur Vollendung des 23. Lebens­
jahres nachweisen. Wird kein Nachweis erbracht, hat dies den Verlust 
der deutschen Staatsangehörigkeit zur Folge, es sei denn, es wurde 
zuvor eine Beibehaltungsgenehmigung (für die deutsche Staatsange­
hörigkeit) erteilt. Ein Antrag auf Erteilung einer Beibehaltungsgeneh­
migung kann allerdings nur bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres 
gestellt werden (sogenannte Ausschlussfrist; § 29 Abs. 3 StAG; siehe 
dazu auch Kapitel 1.1, Worbs et al. 2012: Kapitel 1.2). 
317 Da die Bundesländer das Optionsverfahren als eigene Angelegenheit ausfüh­
ren, können die Schreiben im Detail voneinander abweichen. „Vorgaben für die 
inhaltliche Ausgestaltung der Hinweisschreiben“ sind jedoch in § 29 Abs. 5 StAG 
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6.2.1 Entscheidungsaufforderung 
Die Auswertungen zeigen, dass die meisten Optionspflichti­
gen ab 18 Jahre318 mindestens ein Schreiben erhalten haben, das sie 
auffordert, sich für eine ihrer Staatsangehörigkeiten zu entscheiden 
(80,1 %).319 Zwei Drittel der Befragten (75,3 %) haben (bisher) nur ein 
Aufforderungsschreiben bekommen, 4,6 % immerhin schon zwei 
Schreiben und nur ein sehr geringer Anteil (deutlich unter 1 %) bereits 
mehr als zwei Schreiben. Von den Optionspflichtigen, die bereits mehr 
als ein Schreiben erhalten haben, sind die meisten 20 Jahre und älter. 
Ein auffallend großer Anteil der volljährigen Optionspflichti­
gen hat nach eigenen Angaben kein Schreiben erhalten (19,2 %, n=41). 
Auch auf Nachfrage320 bleiben die meisten dabei.321 
>	 Die Aufforderungsschreiben werden in erster Linie als 
„sachlich“ beurteilt (64,1 %), etwa die Hälfte der Angeschrie­
benen findet sie verständlich (49,7 %). Auf das Aufforde­
rungsschreiben vorbereitet waren 50,5 %, entsprechend 
waren fast ebenso viele nicht darauf vorbereitet. 
Abbildung 6-5 zeigt die Beurteilung der Aufforderungsschrei­
ben durch die Optionspflichtigen, die ein solches Schreiben erhalten 
haben (Angeschriebene). 
318 Ungewichtete Anzahl: 230. 
319 Fragetext: „Haben Sie ein Schreiben von der Behörde bekommen, das Sie auffor­
dert, sich für eine Ihrer Staatsangehörigkeiten zu entscheiden?“ Antwortmög­
lichkeiten: Ja, ein Schreiben; Ja, zwei Schreiben; Ja, mehr als zwei Schreiben; 
Nein, bisher kein Schreiben; keine Angabe. 
320 Fragetext: „Als Optionspflichtige/r erhalten Sie zu Ihrem 18. Geburtstag in der 
Regel ein Schreiben, das Sie auffordert, sich für eine Staatsangehörigkeit zu ent­
scheiden. Haben Sie dieses Schreiben bekommen?“ Antwortmöglichkeiten: Ja, 
ich habe es bekommen; Nein, so ein Schreiben habe ich nicht bekommen; keine 
Angabe. 
321 Lediglich vier Befragte haben ihre Aussage revidiert. Da die Befragten in den 
entsprechenden Listen der Behörden erfasst waren und auch alle Fragen im 
Screening korrekt beantwortet haben, sind zwei wichtige Kontrollkriterien 
erfüllt und es muss davon ausgegangen werden, dass sie optionspflichtig sind. 
Ob sie tatsächlich kein Aufforderungsschreiben erhalten haben, ein solches 
Schreiben nicht wahrgenommen/beachtet haben oder sich nicht mehr erin­
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Abbildung 6-5:		 Beurteilung der Aufforderungsschreiben 











0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige, die ein Aufforderungsschreiben erhalten haben. 
Ungewichtete Anzahl: 192.322 
Dem Charakter eines Verwaltungsschreibens entsprechend 
sind die Aufforderungsschreiben nach Ansicht der Angeschriebenen 
in erster Linie „sachlich“ (64,1 %). Die Hälfte der Optionspflichtigen ist 
der Meinung, die Schreiben seien „verständlich formuliert“ (49,7 %). 
Etwas weniger Befragte (42,2 %) finden sie „informativ“ und ein Drittel 
nimmt die Schreiben als „freundlich“ wahr (32,5 %), während 15,4 % der 
Ansicht sind, dass die Schreiben „um Erklärung bemüht“ sind.323 
Inwieweit die Angeschriebenen auf das Aufforderungsschrei­
ben vorbereitet waren, wird im Folgenden dargestellt (Abbildung 6-6). 
322 Fragetext: „Wie war dieses Schreiben verfasst? Sagen Sie mir, was von dieser 
Liste zutrifft. Sie können auch mehrere Punkte nennen.“ 
323 Mit höherem Bildungsniveau werden die Aufforderungsschreiben zunehmend 
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Abbildung 6-6: Auf das Aufforderungsschreiben vorbereitete und unvor­



















0% 20% 40% 60% 80% 100% 
vorbereitet nicht vorbereitet keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige, die ein Aufforderungsschreiben erhalten haben. 
Ungewichtete Anzahl: 192. Mehrfachnennungen möglich. Die Unterschiede zwischen 
Türkei beziehungsweise Ehemaliges Jugoslawien gegenüber Sonstige sind signifikant 
(T-Test, p≤ .05). Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.324 
Die Hälfte der Optionspflichtigen, die ein solches Schreiben er­
halten haben, war bereits darauf vorbereitet (50,5 %), fast ebenso viele 
nicht (49,3 %). 
Im Vergleich zu Optionspflichtigen mit türkischem und ehe­
mals jugoslawischem Migrationshintergrund sind Optionspflichtige 
mit einem Migrationshintergrund sonstiger Länder besonders häufig 
unvorbereitet.325 Die Unterschiede dürften im Wesentlichen darauf 
zurückzuführen sein, dass Optionspflichtige mit türkischer und ehe­
mals jugoslawischer Herkunft deutlich besser über ihre Optionspflicht 
informiert sind als diejenigen mit anderem Hintergrund (siehe Kapitel 
6.1). 
Der Befund, dass viele der Angeschriebenen auf das Aufforde­
rungsschreiben unvorbereitet waren, erscheint ungewöhnlich vor 
dem Ergebnis, dass 74,1 % der Angeschriebenen vor Erhalt des Schrei­
324 Fragetext: „Waren Sie auf das Schreiben vorbereitet?“ Antwortmöglichkeiten: 
ja; nein; keine Angabe. 
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bens schon einmal mit ihren Eltern über die Pflicht zur Entscheidung 
geredet haben.326 Daran wird deutlich, dass, obwohl das Thema in den 
Familien der Optionspflichtigen präsent ist, viele der Optionspflichti­
gen nicht darauf vorbereitet sind, dass sie mit Eintritt der Volljährig­
keit ein Behördenschreiben erhalten. 
Es wurde auch überprüft, inwieweit die Angeschriebenen die 
Bedeutung des Aufforderungsschreibens erkennen.327 Dabei hat sich 
gezeigt, dass die Befragten größtenteils verstehen (75,8 %), dass es um 
etwas Wichtiges geht328 und nur 7 % zunächst nicht wissen, was das 
Schreiben bedeuten soll. 16,6 % der volljährigen Optionspflichtigen, 
die ein solches Schreiben erhalten, ist das Schreiben jedoch zunächst 
gleichgültig.329 Es ist folglich zu erwarten, dass die Personen, die die 
Wichtigkeit des Schreibens nicht sofort erkennen, zunächst nicht wei­
ter reagieren und auch nicht die notwendigen Schritte einleiten. 
6.2.2 Entscheidungsverhalten 
>	 Die Hälfte der angeschriebenen Optionspflichtigen hat 
der Behörde bereits eine Antwort auf das Aufforderungs­
schreiben mitgeteilt (51,9 %), die andere Hälfte (noch) nicht 
(48,1 %). 
326  Fragetext: „Haben Sie schon, bevor Sie das Schreiben erhalten haben, mit je­
mandem über die Pflicht zur Entscheidung für eine Staatsangehörigkeit gespro­
chen? Wenn ja, mit wem? – Eltern, Geschwister, Andere Verwandte, Freunde, 
Mit niemandem, keine Angabe.“ Andere Personengruppen (neben den Eltern) 
spielen nur eine untergeordnete Rolle. Unterschiede auf Ebene des Migrations­
hintergrundes sind nur zwischen Ehemaliges Jugoslawien (86,8 %) und Afgha­
nistan/Irak/Iran (50,6 %) signifikant (T-Test, p≤ .01; Türkei: 73,8 %; Sonstige:
69,8 %). 
327  Fragetext: „Was haben Sie empfunden, als Sie das (erste) Schreiben erhalten 
haben? Welche Aussage trifft am ehesten auf Sie zu?“ Antwortmöglichkeiten: 
Ich wusste zunächst nicht, was es bedeuten soll; Mir war klar, dass es um etwas 
Wichtiges geht; Das Schreiben war mir zunächst gleichgültig; keine Angabe. 
328 Dieses Ergebnis ist nachvollziehbar, da den Betroffenen die Wichtigkeit des 
Aufforderungsschreibens schon dadurch deutlich werden sollte, dass es ihnen 
zugestellt wird, dass sie also den Empfang des Aufforderungsschreibens bestäti­
gen müssen. 
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Etwa die Hälfte der Angeschriebenen hat auf das Aufforde­
rungsschreiben reagiert (Abbildung 6-7). 
Abbildung 6-7:		 Reaktion auf das Aufforderungsschreiben 
(Angeschriebene; in Prozent) 


















0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Antwort an Behörde (noch) keine Antwort an Behörde 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige, die ein Aufforderungsschreiben erhalten haben. 
Ungewichtete Anzahl: 192. Mehrfachnennungen möglich. Die Unterschiede zwischen 
Ehemaliges Jugoslawien gegenüber Sonstige sind signifikant (T-Test, p≤ .05).330 
Insgesamt haben 51,9 % der Behörde bereits eine Antwort mit­
geteilt („Antworter“), während 48,1 % dies noch nicht getan haben 
(„(Noch-)Nicht-Antworter“).331 Verhältnismäßig selten haben Options­
pflichtige mit ehemals jugoslawischem Migrationshintergrund der 
Staatsangehörigkeitsbehörde eine Antwort mitgeteilt (41,5 %), wohin­
gegen Optionspflichtige aus Afghanistan, dem Irak, Iran (63,9 %) oder 
aus einem der sonstigen Länder (67,4 %) sehr häufig bereits geantwor­
tet haben.332 
330 Fragetext: „Haben Sie der Staatsangehörigkeitsbehörde bereits eine Antwort 
mitgeteilt?“ Antwortmöglichkeiten: ja; nein; keine Angabe. 
331 Zur Bezeichnung werden auch hier die Begriffe „Antworter“ und „(Noch-)Nicht-
Antworter“ verwendet (Worbs et al. 2012). 
332 In der qualitativen Befragung waren acht von elf Befragten, die sich noch nicht 
gegenüber der Staatsangehörigkeitsbehörde erklärt hatten, weiblichen Ge­
schlechts. Es wurde vermutet, dass „dies mit der generellen Überrepräsentanz 
von weiblichen Befragten in der Stichprobe zusammenhängt“ (Worbs et al. 
2012: Kapitel 3.4.3). Hier durchgeführte Analysen bestätigen diese Vermutung, 
denn es zeigt sich, dass keine signifikanten Unterschiede zwischen männlichen 
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>	 Optionspflichtige, die der Behörde bereits eine Antwort 
mitgeteilt haben, entscheiden sich größtenteils (88,0 %) 
für die deutsche Staatsangehörigkeit; einige stellen einen 
Beibehaltungsantrag. Entscheidungen für die ausländische 
Staatsangehörigkeit kommen nur in Einzelfällen vor. 
Die Entscheidung derjenigen, die der Behörde bereits eine Ant­
wort mitgeteilt haben („Antworter“), gibt Abbildung 6-8 wieder. 
Abbildung 6-8: Getroffene Optionsentscheidung („Antworter“) 
0,9% keine Angabe 
9,8% Beibehaltungsantrag gestellt. 
1,3% Für die ausländische Staatsangehörigkeit optiert. 
88,0% Für die deutsche Staatsangehörigkeit optiert. 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige, die der Staatsangehörigkeitsbehörde bereits 
eine Antwort mitgeteilt haben. Ungewichtete Anzahl: 99.333 
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Erwartungsgemäß hat sich die deutliche Mehrheit der „Ant­
worter“ für die deutsche Staatsangehörigkeit ausgesprochen (88,0 %). 
Nur ein geringer Anteil von 1,3 %334 hat für eine ausländische Staatsan­
gehörigkeit optiert (kroatische/spanische), weitere 9,8 % haben einen 
Antrag auf Beibehaltungsgenehmigung (der deutschen, neben ihrer 
anderen Staatsangehörigkeit) gestellt.335 
Die in Abbildung 6-7 und Abbildung 6-8 dargestellten Befunde 
entsprechen somit dem bereits bekannten Trend, dass sich der Groß­
teil für die deutsche Staatsangehörigkeit entscheidet (Ministerium für 
Justiz, Gleichstellung und Integration des Landes Schleswig-Holstein 
2010: 36f.). 
Ein Drittel (32,8 %) der „Antworter“ hat nur kurze Zeit (bis zu 
drei Monate) für die Entscheidung benötigt.336 Für 4,3 % stand die 
Entscheidung innerhalb eines Jahres fest und nur 1,7 % haben über ein 
Jahr für ihre Optionsentscheidung benötigt. Bei den meisten stand 
die Entscheidung allerdings schon vor dem Erhalt des Aufforderungs­
schreibens fest (59,1 %). Dies bestätigt die Feststellungen im Rahmen 
des qualitativen Forschungsprojekts, dass die meisten Optionspflichti­
gen, die der Behörde bereits eine Entscheidung mitgeteilt haben, den 
„Schnell-Antwortern“ zuzuordnen sind (Worbs et al. 2012). 337 
Die meisten Optionspflichtigen, die der Staatsangehörigkeits­
behörde bereits eine Antwort mitgeteilt haben, haben andere Perso­
nen in ihre Entscheidung mit einbezogen. Nur 24,9 % haben dies nicht 
334 Ungewichtete Fallzahl: 2.
 
335 Wahrscheinlich möglich wäre eine Beibehaltung nach den hier vorgenomme­
nen Schätzungen allerdings bei 16,1 % der „Antworter“ (Zur Operationalisierung 
der Beibehaltungswahrscheinlichkeit vergleiche Kapitel 6.1). 
336 Fragetext: „Wann nach Erhalt des Schreibens von der Behörde stand für Sie Ihre 
Optionsentscheidung fest? Bitte antworten Sie mir anhand folgender Liste.“ 
Antwortmöglichkeiten: Nach kurzer Zeit (bis zu drei Monate); Innerhalb eines 
Jahres; Nach mehr als einem Jahr; Meine Entscheidung stand schon vorher fest; 
keine Angabe. 
337 Signifikante Unterschiede zwischen männlichen und weiblichen Personen 
liegen nicht vor (T-Test, p≤ .05). Unterschiede haben sich nur in der qualitativen 
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getan.338 Bei der Entscheidungsfindung spielen die Eltern die größte 
Rolle: 72,2 % haben sie in die Entscheidung einbezogen. 14,5 % geben 
an, ihre Geschwister in die Entscheidung einbezogen zu haben, 12,1 % 
nennen Freunde und Bekannte. Partner und andere Personen (zum 
Beispiel weitere Verwandte) spielen nur eine geringe Rolle (3,3 % bezie­
hungsweise 0,2 %). Auch dieser Befund entspricht den Ergebnissen der 
qualitativen Studie (Worbs et al. 2012: Kapitel 3.4.5). 
>	 Hauptgrund für das (Noch-)Nicht-Antworten ist die Hoff­
nung, durch eine Gesetzesänderung beide Staatsange­
hörigkeiten dauerhaft beibehalten zu können. Auch eine 
altersbedingte Begründung (zunächst andere Dinge regeln 
müssen) wird häufig genannt. Etwa ein Drittel ist über­
zeugt davon, es habe keine rechtlichen Konsequenzen, 
wenn man nicht auf das Aufforderungsschreiben antwor­
tet (33,9 %). 
Bezüglich der „(Noch-)Nicht-Antworter", stellt sich die Fra­
ge, worauf ihr Verhalten zurückzuführen ist. Wie sich zeigt, hat das 
(Noch-)Nicht-Antworten zahlreiche Gründe (Abbildung 6-9).339 
338 Fragetext: „Wen haben Sie, bevor Sie Ihre Entscheidung getroffen haben, in Ihre 
Überlegung einbezogen? Bitte antworten Sie mir anhand der Liste. Mehrfach­
nennungen sind möglich.“ 
339 Enthalten sind auch Optionspflichtige, die noch nicht auf das Aufforderungs­
schreiben reagiert haben, aber (nach eigenen Angaben) nur die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen. Diese wurden bei der Filterführung nicht ausge­
schlossen, da es zum Beispiel sein kann, dass sie zwar bereits aus der ausländi­
schen Staatsangehörigkeit entlassen wurden, dies aber der deutschen Staatsan­
gehörigkeitsbehörde noch nicht mitgeteilt haben. 
  
307 Aspekte der Optionspflicht 
Abbildung 6-9: Gründe für das (Noch-)Nicht-Antworten („(Noch-)Nicht-
Antworter“; in Prozent) 
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Man muss erst mal viele andere Dinge
	
regeln, wenn man volljährig ist.
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meiner Eltern bald zur EU gehört.
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
ja nein keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige, die noch nicht auf das Aufforderungsschreiben reagiert 
haben. Ungewichtete Anzahl: 93. Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.340 
Die Hoffnung auf eine Gesetzesänderung, durch die alle Staats­
angehörigkeiten beibehalten werden können, wird am häufigsten 
als Grund für das (Noch-)Nicht-Antworten genannt (64,2 %; vor allem 
Türkei und ehemaliges Jugoslawien). Die Begründung, dass man viele 
andere Dinge regeln muss, wenn man volljährig ist, ist für fast die Hälf­
te der Befragten relevant (44,1 %). 
340 Fragetext: „Warum haben Sie bislang noch nicht auf die Aufforderung, sich für 
eine Staatsangehörigkeit zu entscheiden, reagiert? Bitte sagen Sie mir jeweils, 
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Dass viele Optionspflichtige den Ernst der Entscheidungsauf-
forderung nicht erkennen, zeigt sich daran, dass etwa ein Drittel 
(33,9 %) überzeugt davon ist, dass es keine rechtlichen Konsequenzen 
habe, wenn man nicht antwortet. 
Ebenfalls relativ häufig wird das (Noch-)Nicht-Antworten mit 
der Hoffnung auf einen EU-Beitritt des Herkunftslandes (der Familie) 
begründet (29,9 %; hier vor allem Türkei und ehemaliges Jugoslawien), 
wodurch eine Beibehaltung der ausländischen Staatsangehörigkeit 
möglich würde. Über ein Fünftel (22,1 %) ist sich noch unsicher über die 
Entscheidung. 
14,6 % warten noch auf einen Entlassungsbescheid aus der aus­
ländischen Staatsangehörigkeit und 13,1 % benötigen noch Unterlagen 
aus dem Herkunftsland der Familie. Diese Personen setzen den zwei­
ten Schritt des Optionsverfahrens (Entlassung aus der ausländischen 
Staatsangehörigkeit) vor den ersten (Entscheidungsmitteilung an die 
deutsche Staatsangehörigkeitsbehörde) und haben sich eigentlich 
schon entschieden, dies aber der Behörde noch nicht mitgeteilt. 
Ein Fünftel der Optionspflichtigen nennt auch andere Gründe 
für ihr (Noch-)Nicht-Antworten. In der offenen Abfrage werden am 
häufigsten genannt, 
 dass man noch Zeit (bis zum 23. Lebensjahr) habe, 
 dass man gerade im Abitur-/Prüfungs-/Schulstress sei und 
daher keine Zeit/Lust habe, sich darum zu kümmern, 
 dass bisher noch keine Zeit gewesen sei (man benötigt 
Urlaub dafür/unregelmäßige Öffnungszeiten des 
betreffenden Konsulats), 
 dass man warte, bis Geschwister auch so weit sind, 
 dass man aufgrund unklarer Zukunftsplanung in der Ent­
scheidung unsicher sei (genannt werden berufliche Gründe 
oder allgemeine Begründungen, wie zum Beispiel „ich weiß 
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>	 69,4 % der „(Noch-)Nicht-Antworter“ beabsichtigen, für 
die deutsche Staatsangehörigkeit zu optieren, ein Fünftel 
ist jedoch noch unentschlossen und die übrigen etwa 10 % 
möchten einen Antrag auf Beibehaltung stellen. 
Bezüglich der beabsichtigten Optionsentscheidung werden im 
Folgenden nur diejenigen „(Noch-)Nicht-Antworter“ betrachtet, die 
noch (mindestens) eine Staatsangehörigkeit neben der deutschen be­
sitzen („(Noch-)Nicht-Antworter“ ohne Entlassung; Abbildung 6-10).341 
Abbildung 6-10:		 Beabsichtigte Optionsentscheidung („(Noch-)Nicht-Ant­
worter“ ohne Entlassung) 
20,1% Bin noch unentschlossen. 
10,5% Werde Beibehaltungsantrag stellen. 
69,4% Optiere für die deutsche Staatsangehörigkeit. 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige, die 18 Jahre und älter sind, noch nicht auf das Aufforderungs­
schreiben reagiert haben und noch (mindestens) eine Staatsangehörigkeit neben der 
deutschen besitzen. Ungewichtete Anzahl: 73.342 
341 Im Gegensatz zur vorherigen Betrachtung sind hier Optionspflichtige, die noch 
nicht auf das Aufforderungsschreiben reagiert haben, aber (nach eigenen An­
gaben) nur die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, nicht enthalten. Diese 
wurden bei der Filterführung ausgeschlossen. Da sie bereits aus der ausländi­
schen Staatsangehörigkeit entlassen wurden (dies aber der deutschen Staatsan­
gehörigkeitsbehörde noch nicht mitgeteilt haben), können sie nur noch für die 
deutsche Staatsangehörigkeit optieren. Gewichteter Anteil: 23,7 % der „(Noch-) 
Nicht-Antworter“ (Ungewichtete Anzahl: 20). 
342 Fragetext: „Und wie werden Sie sich entscheiden?“ 
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Die „(Noch-)Nicht-Antworter“ (ohne Entlassung) wollen größ­
tenteils (69,4 %) für die deutsche Staatsangehörigkeit optieren. Etwa 
ein Zehntel (10,5 %) will einen Antrag auf Beibehaltungsgenehmigung 
stellen.343 Eindeutig für die ausländische Staatsangehörigkeit spricht 
sich keiner dieser Optionspflichtigen aus, allerdings ist ein verhältnis­
mäßig großer Anteil von 20,1 % noch unentschlossen.344 
> Auch bei den Minderjährigen und den nach eigenen Anga­
ben nicht angeschriebenen Volljährigen ist eine eindeutige 
Tendenz zur deutschen Staatsangehörigkeit zu erkennen 
(85,0 %). Einige sind sich jedoch noch unsicher, wie sie sich 
entscheiden sollen. Nur Einzelne würden sich gegen die 
deutsche Staatsangehörigkeit entscheiden. 
Abbildung 6-11 gibt wieder, inwiefern unter den Optionspflich­
tigen, die unter 18 Jahren oder 18 Jahre und älter sind und noch kein 
Aufforderungsschreiben erhalten haben (Minderjährige/Nicht-Ange­
schriebene), eine Beibehaltungsabsicht der deutschen auch bei Aufga­
bepflicht der ausländischen Staatsangehörigkeit besteht. 
343 Eine Beibehaltungsmöglichkeit ist allerdings nach den hier vorgenommenen 
Schätzungen nur für 7,1 % der „(Noch-)Nicht-Antworter“ (ohne Entlassung) 
wahrscheinlich (zur Operationalisierung der Beibehaltungswahrscheinlichkeit 
vergleiche Kapitel 6.1). 
344 Dies gilt insbesondere für Optionspflichtige mit einem Migrationshintergrund 
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Abbildung 6-11:	 Beibehaltungsabsicht der deutschen auch bei Aufgabe­









0,5% keine Angabe 
12,8% Bin noch unsicher. 
1,7% Werde die deutsche Staatsangehörigkeit auf 
keinen Fall/wahrscheinlich nicht behalten. 
85,0% Werde die deutsche Staatsangehörigkeit auf 
jeden Fall/wahrscheinlich behalten. 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige unter 18 Jahre und Optionspflichtige ab 18 Jahren ohne 
Aufforderungsschreiben. Ungewichtete Anzahl: 209.345 
Die meisten Minderjährigen und Nicht-Angeschriebenen 
möchten die deutsche Staatsangehörigkeit „auf jeden Fall“ behalten, 
auch wenn sie dafür ihre andere Staatsangehörigkeit aufgeben müs­
sen (71,4 %), 13,6 % möchten sie „wahrscheinlich behalten“ (gesamt: 
85,0 %). Nur ein sehr geringer Anteil will die deutsche Staatsangehörig­
keit unter dieser Bedingung „wahrscheinlich nicht“ beziehungsweise 
„auf keinen Fall“ behalten (gesamt: 1,7 %). Auch unter den Minderjähri­
gen und Nicht-Angeschriebenen ist ein verhältnismäßig großer Anteil 
von 12,8 % noch unsicher. Das Ergebnis ähnelt sehr deutlich der getrof­
fenen Optionsentscheidung der „Antworter“ (Abbildung 6-8). 
Die weiblichen Minderjährigen und Nicht-Angeschriebenen 
äußern eine etwas eindeutigere Absicht, die deutsche Staatsangehö­
rigkeit — auch bei Aufgabepflicht der ausländischen Staatsangehörig­
keit — zu behalten (89,0 %), als die männlichen (81,2 %).346 
345 Fragetext: „Möchten Sie die deutsche Staatsangehörigkeit behalten, auch wenn 
Sie dafür Ihre andere(n) Staatsangehörigkeit(en) aufgeben müssen?“ 
346 Die Unterschiede sind signifikant (T-Test, p≤ .05). 
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Insgesamt zeigt sich bei allen drei Untergruppen („Antworter“, 
„(Noch-)Nicht-Antworter“, Minderjährige/Nicht-Angeschriebene) eine 
klare Entscheidungstendenz zur deutschen Staatsangehörigkeit. Ent­
scheidungen gegen die deutsche Staatsangehörigkeit kommen kaum 
vor. Ein verhältnismäßig großer Anteil der „(Noch-)Nicht-Antworter“ 
und Nicht-Angeschriebenen/Minderjährigen ist jedoch noch unsicher. 
Für das (Noch-)Nicht-Antworten der Optionspflichtigen, die 
bereits zur Entscheidung aufgefordert wurden, gibt es unterschiedli­
che Gründe. Es zeigt sich, dass viele der Betroffenen „auf Zeit spielen“ 
(Hoffnungen auf Gesetzesänderung, die die doppelte Staatsangehö­
rigkeit ermöglicht/EU-Beitritt des Herkunftslandes der Familie) bezie­
hungsweise dass altersspezifische Umstände (unter anderem Schul- 
und Prüfungsstress) für sie vordergründig sind. Außerdem spielt die 
Zukunftsplanung eine Rolle. Deutlich seltener sind hingegen Gründe 
ausschlaggebend, die mit dem Entlassungsverfahren im Herkunfts­
land (der Familie) zu tun haben (Entlassungsbescheid/Unterlagen). 
Für die Betroffenen negativ auswirken kann sich die Ansicht bei 
einem Drittel der „(Noch-)Nicht-Antworter“, dass das Nicht-Antworten 
keinerlei Konsequenzen haben werde. Dies macht deutlich, dass vielen 
der Betroffenen die rechtliche Folge ihres Nicht-Antwortens, welches 
den ungewollten Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit mit sich 
bringen kann, nicht bewusst ist. 
6.2.3 Beibehaltung und Entlassung 
Nur 9,8 % der Optionspflichtigen, die der Staatsangehörigkeits­
behörde bereits eine Antwort mitgeteilt haben, haben einen Antrag 
auf Beibehaltungsgenehmigung gestellt (Ungewichtete Anzahl: 10, 
siehe Kapitel 6.2.2). Aufgrund der sehr geringen Fallzahl können daher 
die folgenden Aussagen zum Beibehaltungsverfahren nur als Hinwei­
se verstanden werden. 
Von zehn Personen, die einen Antrag auf Beibehaltung gestellt 
haben, waren sechs zum Zeitpunkt der Antragstellung 18 Jahre alt, 
die anderen waren schon älter. Vier Personen haben noch keinen Be­
scheid über den Beibehaltungsantrag erhalten (Türkei, Eritrea, Polen). 
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Diejenigen, die bereits einen Bescheid erhalten haben, dürfen größ­
tenteils ihre deutsche sowie ihre andere Staatsangehörigkeit beibehal­
ten (n=6: Afghanistan, Iran, Polen; keine Beibehaltungsgenehmigung 
n=1: Türkei).347 
Dort, wo Angaben über die Dauer zwischen Beibehaltungsan­
trag und der Entscheidung darüber vorliegen, wurde ein Zeitraum 
dazwischen unter drei Monaten ermittelt. Da es sich aber ausschließ­
lich um Staatsangehörigkeiten handelt, bei denen der Sachverhalt 
relativ eindeutig ist (keine Entlassungsmöglichkeit, EU-Zugehörigkeit 
oder im Falle der Türkei in der Regel keine Beibehaltungsmöglichkeit), 
ist zu erwarten, dass die Bearbeitungsdauer bei anderen Staatsange­
hörigkeiten abweichen kann und außerdem abhängig von der bear­
beitenden Behörde ist. 
>	 Knapp die Hälfte der volljährigen Optionspflichtigen mit 
getroffener oder beabsichtigter Entscheidung für die deut­
sche Staatsangehörigkeit befindet sich in einem Verfahren 
zur Entlassung aus der ausländischen Staatsangehörigkeit 
(22,8 %) oder ist bereits entlassen worden (24,3 %). Bei über 
13 % zeichnen sich Problemkonstellationen im Hinblick auf 
die Entlassung ab, die auf fehlenden oder falschen Kennt­
nissen beruhen. 
Optionspflichtige im Alter ab 18 Jahren, die bereits für die deut­
sche Staatsangehörigkeit optiert haben beziehungsweise angeben, 
dass sie für die deutsche Staatsangehörigkeit optieren werden (Voll­
jährige mit getroffener/beabsichtigter Entscheidung für die deutsche 
347 Fragetext: „Wurde Ihnen bereits mitgeteilt, ob Sie die deutsche Staatsan­
gehörigkeit sowie Ihre andere(n) Staatsangehörigkeit(en) beibehalten dür­
fen?“ Antwortmöglichkeiten: Ja, ich darf die deutsche Staatsangehörigkeit 
sowie meine andere(n) Staatsangehörigkeit(en) beibehalten; Ja, ich darf die 

deutsche Staatsangehörigkeit nicht beibehalten, wenn ich meine andere(n) 

Staatsangehörigkeit(en) behalte; Nein, mir wurde noch keine Entscheidung 
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Staatsangehörigkeit), wurden gefragt, ob sie schon die Entlassung aus 
ihrer ausländischen Staatsangehörigkeit beantragt haben (Abbildung 
6-12).
 Abbildung 6-12: Stand des Entlassungsantrags (Volljährige mit getroffe




22,8% Ja, Entlassungsverfahren läuft noch. 
24,3% Ja, Entlassungsverfahren ist bereits 
abgeschlossen. 
24,2% Nein, hatte noch keine Zeit, dies zu tun. 
9,1% Nein, weiß nicht, welche Schritte ich 
unternehmen muss. 
4,3% Nein, ich dachte das macht die Behörde 
in Deutschland. 
15,1% Nein, anderer Grund (offen). 
0,3% keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige im Alter ab 18 Jahren, die bereits für die deutsche Staatsange­
hörigkeit optiert haben beziehungsweise angeben, dass sie für die deutsche Staatsan­
gehörigkeit optieren werden. Ungewichtete Anzahl: 130.348 
Volljährige mit getroffener/beabsichtigter Entscheidung für die 
deutsche Staatsangehörigkeit befinden sich zu einem relativ großen 
348 Fragetext: „Haben Sie die Entlassung aus Ihrer/n anderen Staatsangehörig­
keit(en) beantragt?“ 




315 Aspekte der Optionspflicht 
Anteil derzeit im Entlassungsverfahren (22,8 %) oder sind bereits aus 
ihrer ausländischen Staatsangehörigkeit entlassen worden (24,3 %).349 
Allerdings hatte auch fast ein Viertel der Optionspflichtigen 
noch keine Zeit, sich um die Entlassung zu kümmern (24,2 %). 
Bei einem verhältnismäßig großen Anteil von etwa 13 % zeigen 
sich bestimmte Problemkonstellationen im Hinblick auf das Entlas­
sungsverfahren: 9,1 % wissen nicht, welche Schritte sie zur Entlassung 
unternehmen sollen, und 4,3 % gehen sogar davon aus, dass sich die 
Staatsangehörigkeitsbehörde in Deutschland um ihre Entlassung aus 
der ausländischen Staatsangehörigkeit kümmere. Ausgehend von 
dieser falschen Annahme besteht für diese Optionspflichtigen die 
Gefahr des Verlustes der deutschen Staatsangehörigkeit, wenn sie die 
Entlassung aus der ausländischen Staatsangehörigkeit nicht bis zum 
23. Geburtstag selbstständig betreiben und nachweisen. 
Bei 15,1 % der Volljährigen mit getroffener/beabsichtigter Ent­
scheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit liegen andere Gründe 
vor, warum sie noch keine Entlassung aus ihrer ausländischen Staats­
angehörigkeit beantragt haben. Auch hier werden Gründe angege­
ben, die aufgrund fehlerhafter Annahmen seitens der Betroffenen 
zum Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit führen könnten, wenn 
diese Optionspflichtigen nicht doch noch die Entlassung beantragen. 
Die offenen Angaben lassen sich folgendermaßen zusammenfassen:
 Annahme, die ausländische Staatsangehörigkeit 

bestehe nicht mehr (teilweise schon seit Geburt),
 




 keine Aufforderung der ausländischen Behörden, dass 

man sich entscheiden muss,
 
349 Darunter sind auch Personen, die der Behörde noch keine Optionsentscheidung 
mitgeteilt haben. Sie beantragen demnach zuerst die Entlassung (3,9 % haben 
noch nicht optiert und sind im laufenden Entlassungsverfahren und 1,5 % haben 
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 Annahme, dass die Eltern sich darum kümmern werden, 
 fehlende Zeit, sich mit der Entlassung auseinanderzusetzen, 
zum Beispiel weil die Entlassung vor Ort (bei einer Reise in 
das entsprechende Land) beantragt werden soll/muss, 
 noch vor der Entlassung geplante Reise in das entsprechen­
de Land, da dies mit dem entsprechenden Pass einfacher sei, 
 Abschreckung aufgrund von Problemen (u.a. im Zusammen­
hang mit dem Wehrdienst in der Türkei), 
 Abschreckung aufgrund hoher Kosten (Serbien),350 
 es bestehe keine Entlassungsmöglichkeit (Laos), 
 Probleme mit den Behörden (Afghanistan, Iran), 
 Hoffnung auf eine Gesetzesänderung, die Mehrstaatigkeit 
ermöglicht, 
 EU-Beitritt des Landes der anderen Staatsangehörigkeit, 
 Gewissheit, man habe noch ein paar Jahre Zeit, um die ent­
sprechenden Schritte einzuleiten.351 
Bestimmte Antworten, wie zum Beispiel die angegebenen 
Probleme mit den Behörden Afghanistans oder des Iran, zeigen, dass 
diesen Betroffenen die mit hoher Wahrscheinlichkeit mögliche Bei­
behaltung des afghanischen/iranischen Passes nicht bekannt zu sein 
scheint. In solchen Fällen besteht die Gefahr, dass die Betroffenen die 
Frist zur Beantragung einer Beibehaltungsgenehmigung verpassen, 
weil sich das Entlassungsverfahren in die Länge zieht beziehungsweise 
eine Entlassung gar nicht möglich ist. Entsprechend würden sie die 
deutsche Staatsangehörigkeit verlieren, obwohl eine Beibehaltung 
der deutschen neben der ausländischen Staatsangehörigkeit (bei frist­
gerechtem Antrag) wahrscheinlich wäre. 
Bei den Optionspflichtigen, die einen Entlassungsbescheid aus 
ihrer ausländischen Staatsangehörigkeit erhalten haben, liegt die 
350 Dies wird auch von zwei Optionspflichtigen bezüglich der Entlassung aus der 
kosovarischen und serbischen beziehungsweise kroatischen Staatsangehörig­
keit berichtet (Worbs et al. 2012: Kapitel 3.4.3). 
351  Viele der hier genannten Gründe ähneln den im Rahmen des 8. Lageberichts 
der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integra­
tion dargestellten Verfahrensproblemen (Beauftragte der Bundesregierung für 
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Dauer zwischen Entlassungsantrag und -bescheid zwischen einem 
Monat und vierzehn Monaten.352 
Optionspflichtige, die der Behörde bereits eine Optionsent­
scheidung mitgeteilt haben und sich in einem laufenden Entlassungs­
verfahren befinden oder deren Entlassungsverfahren bereits abge­
schlossenen ist (Optionspflichtige mit Entlassungsverfahren), wurden 
nach ihren Erfahrungen im Entlassungsverfahren gefragt (Tabelle 
6-3). 
Tabelle 6-3:		 Erfahrungen im Entlassungsverfahren (Optionspflichtige mit 
Entlassungsverfahren) 
% n=49 
Ich werde/wurde von 
deutschen Behörden 
bei der Aufgabe meiner 
anderen Staatsange-
hörigkeit(en) unterstützt. 
Zustimmung 28,8 13 
teils/teils 23,8 10 
Ablehnung 39,1 21 
weiß nicht 2,8 3 
keine Angabe 5,6 2 
Der Kontakt mit den 




Zustimmung 25,2 12 
teils/teils 9,9 5 
Ablehnung 58,4 28 
weiß nicht 3,6 3 
keine Angabe 2,9 1 




Zustimmung 31,2 15 
teils/teils 7,7 5 
Ablehnung 52,7 25 
weiß nicht 8,4 4 
keine Angabe 0,0 0 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige, die der Behörde bereits eine Optionsentscheidung mitgeteilt 
haben und sich in einem laufenden Entlassungsverfahren befinden oder deren 
Entlassungsverfahren bereits abgeschlossenen ist. Ungewichtete Anzahl: 49.353 
352 Die Angaben liegen für 16 Personen vor. Bei Optionspflichtigen aus der Türkei 
(n=12) liegt der Zeitraum zwischen einem Monat und sieben Monaten, im Falle 
von Serbien (n=2) bei fünf beziehungsweise vierzehn Monaten, Kroatien (n=1) 
ein Monat, Bosnien-Herzegowina (n=1) vier Monate. 
353 Fragetext: „Jetzt möchte ich gerne von Ihnen wissen, wie Sie Ihr Optionsver­
fahren empfinden. Ich lese Ihnen nun einige Aussagen vor und Sie sagen mir, 
inwiefern Sie diesen zustimmen oder nicht?“ Antwortmöglichkeiten: stimme 
voll und ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung); teils/teils; stimme eher nicht 





318 Aspekte der Optionspflicht 
Positiv fällt auf, dass die Optionspflichtigen mit Entlassungs­
verfahren weitgehend von den deutschen Behörden bei der Aufgabe 
ihrer anderen Staatsangehörigkeit unterstützt wurden. 
Den Kontakt mit den Behörden des entlassenden Staates emp­
fand ein Viertel als voll und ganz beziehungsweise eher unangenehm 
(25,2 %), ein weiteres Zehntel zumindest als teilweise unangenehm 
(9,9 %). 
Die Entlassung aus der ausländischen Staatsangehörigkeit wur­
de von 31,2 % als voll und ganz beziehungsweise eher schwierig, von 
7,7 % zumindest als teilweise schwierig empfunden. 
Optionspflichtige mit Entlassungsverfahren berichten teilweise 
von Problemen bei der Entlassung.354 
Bei 39,1 % bestehen Probleme darin, dass sehr viele Unterlagen 
für die Entlassung zusammengestellt werden müssen,355 bei 17,4 % ist 
dies zumindest teilweise problematisch. Bei einem deutlich geringe­
ren Anteil (5,9 %) stellt sich als problematisch dar, dass hierfür Reisen 
354 Fragetext: „Bei der Entlassung aus der nicht-deutschen Staatsangehörigkeit 
kann es zu Problemen kommen. Kennen Sie solche Probleme aus Ihrem Entlas­
sungsverfahren? Ich lese Ihnen jetzt einige Möglichkeiten vor und Sie sagen mir 
jeweils, ob sie für Sie persönlich zutreffen. A) Ich muss sehr viele Unterlagen für 
die Entlassung zusammenstellen. B) Ich muss/te in das Herkunftsland meiner 
Eltern reisen, um dort Unterlagen zu besorgen. C) Ich will keinen Kontakt mit 
Behörden im Herkunftsland meiner Eltern, weil meine Eltern von dort ge­
flüchtet sind. D) Die Behörden im Herkunftsland meiner Eltern verhalten sich 
sehr unkooperativ bei der Entlassung. E) Andere Probleme, und zwar: (offen).“ 
Antwortmöglichkeiten: trifft voll und ganz zu/trifft eher zu (Zustimmung); teils/ 
teils; trifft eher nicht zu/trifft überhaupt nicht zu (Ablehnung); weiß nicht; keine 
Angabe. 
355 Bei Optionspflichtigen mit einem Migrationshintergrund aus dem ehemali­
gen Jugoslawien kommt dies häufiger, bei Optionspflichtigen mit türkischem 
Migrationshintergrund seltener vor als bei Optionspflichtigen mit einem Mi­
grationshintergrund der anderen Herkunftslandgruppen. Die Unterschiede 
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ins Herkunftsland (der Familie) nötig sind,356 für 2,9 % ist dies zumin­
dest teilweise problematisch. 17,6 % berichten von Problemen mit un­
kooperativem Verhalten der Behörden bei der Entlassung aus der aus­
ländischen Staatsangehörigkeit, bei weiteren 18,0 % ist dies zumindest 
teilweise problematisch. 
Relativ viele Befragte (14,4 %) haben davon Gebrauch gemacht, 
in der Befragung (auch) von anderen Problemen zu berichten. Ge­
nannt wurden:
 hohe Kosten (u.a. für Übersetzungen und Beglaubigungen) 
beziehungsweise Geldsummen, auf die man nicht vorberei­
tet war, 
 lange Wartezeiten/langsame Bearbeitung, 




 Probleme mit Übersetzungen und notariellen 
Beglaubigungen, 
 Probleme mit der Anerkennung oder dem Nachweis des 
in Deutschland abgeleisteten Zivildienstes, um keinen 
Armeedienst (in der Türkei) ableisten zu müssen.
6.2.4 Individuelle Beurteilung des Optionsverfahrens 
>	 Die Nachvollziehbarkeit der Verfahrensschritte wird von 
der Mehrheit der Betroffenen positiv bewertet (62,3 %). 
Verhältnismäßig viele sind außerdem mit der Beratung 
(38,7 %) und der Information (32,2 %) durch die Behörden­
mitarbeiter zufrieden. Dennoch zeigt sich auch, dass für 
über ein Fünftel der Betroffenen das Optionsverfahren eine 
Belastung darstellt. 
356 Bei Optionspflichtigen mit einem Migrationshintergrund aus dem ehemaligen 
Jugoslawien kommt dies häufiger vor als bei Optionspflichtigen mit türkischem 
Migrationshintergrund. Bei Optionspflichtigen der Herkunftslandgruppen 
Afghanistan, Irak, Iran und Sonstige kommt dies nicht vor. Die Unterschiede 

zwischen Ehemaliges Jugoslawien und Afghanistan, Irak, Iran beziehungsweise 

Sonstige sind entsprechend signifikant (T-Test, p≤ .05). Dies könnte nicht zuletzt 
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Im Folgenden wird die Beurteilung des Optionsverfahrens 
durch die Optionspflichtigen, die der Behörde eine Antwort auf das 
Aufforderungsschreiben mitgeteilt haben („Antworter“), betrachtet 
(Abbildung 6-13). 
Abbildung 6-13:		 Beurteilung des Optionsverfahrens („Antworter“; 
in Prozent) 
   
 
   
   




Das Optionsverfahren ist/war belastend. 
Ich bin/war mit der Beratungsqualität 
in der Behörde zufrieden. 
Die Mitarbeiter der Behörde haben mich 
gut über das Optionsverfahren 
informiert. 
Die Verfahrensschritte meines Options
verfahrens sind/waren nachvollziehbar. 
20,9 11,8 62,8 4,5 
38,7 12,3 8,2 29,3 11,5 
32,2 10,5 23,1 19,9 14,4 
62,3 17,0 6,6 9,3 4,8 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Zustimmung teils/teils Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
­
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige, die der Staatsangehörigkeitsbehörde bereits 
eine Antwort mitgeteilt haben. Ungewichtete Anzahl: 99.357 
Das Optionsverfahren wird von einem Fünftel der „Antwor­
ter“ als belastend empfunden (20,9 %), 11,8 % sind zumindest teilweise 
dieser Ansicht, die deutliche Mehrheit empfindet dies jedoch nicht so 
(62,8 %). 
357 Fragetext: „Jetzt möchte ich gerne von Ihnen wissen, wie Sie Ihr Optionsver­
fahren empfinden. Ich lese Ihnen nun einige Aussagen vor und Sie sagen mir, 
inwiefern Sie diesen zustimmen oder nicht?“ Antwortmöglichkeiten: stimme 
voll und ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung); teils/teils; stimme eher nicht 
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38,7 % sind beziehungsweise waren mit der Beratungsqualität in 
der Staatsangehörigkeitsbehörde zufrieden, 12,3 % teilen diese Ansicht 
teilweise und 8,2 % waren mit der Beratungsqualität nicht zufrieden. 
Nahezu ein Drittel fühlt sich gut durch die Mitarbeiter der 
Staatsangehörigkeitsbehörde informiert (32,2 %), ein Zehntel zumin­
dest teilweise gut informiert (10,5 %). Allerdings fühlt sich auch fast ein 
Viertel (23,1 %) nicht gut informiert. 
Die Nachvollziehbarkeit der Verfahrensschritte des Options­
verfahrens wird vom überwiegenden Teil der Betroffenen positiv 
bewertet (62,3 %). 17,0 % empfanden die Verfahrensschritte zumindest 
teilweise nachvollziehbar, nur ein geringer Prozentsatz von 6,6 % fand 
das Verfahren nicht nachvollziehbar. 
Auffällig ist, dass verhältnismäßig viele Befragte auf die Fragen 
zur Beurteilung der Behördentätigkeit im Rahmen des Optionsverfah­
rens (Beratungsqualität/Information durch Mitarbeiter) nicht wissen, 
wie sie die Tätigkeit der Behörde einschätzen sollen oder keine Anga­
ben machen. Dies dürfte unter anderem darauf zurückzuführen sein, 
dass viele Optionspflichtige keine Beratung in Anspruch nehmen (sie­
he Kapitel 6.1), das heißt die betreffenden „Antworter“ haben offenbar 
kaum mit der Behörde Kontakt gehabt, sondern dieser lediglich ihre 
Entscheidung mitgeteilt. 
6.3 Gründe für die Optionsentscheidung 
Bei der Untersuchung der Gründe für die Optionsentscheidung 
muss zwischen drei Gruppen von Optionspflichtigen unterschieden 
werden: 
 Optionspflichtige, die sich für die deutsche Staatsangehörig­
keit entschieden haben (für deutsche optiert),358 
358 Zusammensetzung: Optionspflichtige, die angeben, nur noch die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu besitzen, und Optionspflichtige, die der Behörde bereits 
eine Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit mitgeteilt haben, 
aber die ausländische Staatsangehörigkeit noch besitzen. Enthalten sind auch 
52 Optionspflichtige unter 18 Jahre, die (nach eigenen Angaben) nur noch die 
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 Optionspflichtige, die sich für die ausländische Staatsange­
hörigkeit entschieden haben (für ausländische optiert),359 
 Optionspflichtige, die sich noch nicht entschieden haben 
beziehungsweise Optionspflichtige, die sich noch nicht ent­
scheiden müssen (noch nicht optiert).360 
Zunächst werden Gründe für die deutsche Staatsangehörigkeit 
dargestellt. Die Darstellung erfolgt jeweils für Optionspflichtige, die 
für die deutsche Staatsangehörigkeit optiert haben, und Options­
pflichtige, die noch nicht optiert haben, gemeinsam (gesamt) sowie 
für die beiden Untergruppen getrennt.361 Insgesamt zeigt sich, dass in 
beiden Untergruppen ähnliche Gründe für die Beibehaltung der deut­
schen Staatsangehörigkeit relevant sind.
>	 Eine Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit wird 
vor allem damit begründet, dass die Optionspflichtigen 
die Rechte eines Deutschen beziehungsweise die Vorteile 
eines EU-Bürgers beibehalten möchten. Fast ebenso wich­
tig ist es, dass sie in Deutschland geboren sind und schon 
immer hier leben. 
In der Darstellung werden die gemeinsam abgefragten Gründe 
für die Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit nach in­
haltlichen Gesichtspunkten zusammengefasst. Dabei wird zwischen 
pragmatischen (Abbildung 6-14) und emotionalen (Abbildung 6-15) 
Gründen unterschieden. 
359 Zusammensetzung: Optionspflichtige, die der Behörde bereits eine Entschei­
dung für die ausländische Staatsangehörigkeit mitgeteilt haben. Ungewichtete 
Anzahl: 2. 
360 Zusammensetzung: Optionspflichtige, die angeben, neben der deutschen min­
destens eine ausländische Staatsangehörigkeit zu besitzen und der Behörde 
noch keine Entscheidung für eine der beiden Staatsangehörigkeiten mitgeteilt 
haben beziehungsweise noch nicht zur Entscheidung aufgefordert wurden 
(inklusive Minderjährige). Ungewichtete Anzahl: 231. 
361 Für Optionspflichtige mit Entscheidung für die ausländische Staatsangehö­
rigkeit wurden Gründe (für die deutsche Staatsangehörigkeit zu optieren) aus 
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Abbildung 6-14: Pragmatische Gründe für die Beibehaltung der deutschen 
Staatsangehörigkeit (in Prozent) 
   
  
   




    
  
 
   
   
 
 
Weil ich alle Rechte eines 
Deutschen behalten will. 




(z.B. in anderen EU-Ländern zu leben und
arbeiten oder bei Reisen). 
Weil meine beruflichen Chancen 
mit deutscher Staatsangehörigkeit 
besser sind. 
Weil der Umgang mit Behörden 
als Deutsche/r einfacher ist. 
Weil ich ohne deutsche
Staatsangehörigkeit 
einen Aufenthaltstitel beantragen 













0% 20% 40% 60% 80% 100% 
wichtig nicht wichtig keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet.
Basis: Optionspflichtige mit Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit und 
Optionspflichtige, die sich noch nicht für eine ihrer Staatsangehörigkeiten entschie­
den haben. Ungewichtete Anzahl: 399 (gesamt; für deutsche optiert: 168, noch nicht 
optiert: 231). Die Unterschiede zwischen Optionspflichtigen, die für die
deutsche Staatsangehörigkeit optiert haben, und Optionspflichtigen,
die noch nicht optiert haben, sind nicht signifikant (T-Test, p≤ .05).
Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.362 
362 Fragetext: „Ich werde Ihnen nun mögliche Gründe für eine Beibehaltung der 
deutschen Staatsangehörigkeit vorlesen. Wie wichtig waren/sind Ihnen per­
sönlich folgende Gründe? Stufen Sie Ihre Antwort ab mit: …“ Antwortmöglich­
keiten: sehr wichtig/eher wichtig (wichtig); weniger wichtig/überhaupt nicht 
wichtig (nicht wichtig); keine Angabe. Einleitung der Aussagen: „Ich habe mich 
für die Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit entschieden, weil (…)/ 
Ich könnte mir vorstellen, die deutsche Staatsangehörigkeit beizubehalten, weil 
(…)“. 
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Unter den pragmatischen Gründen, die deutsche Staatsangehö­
rigkeit beizubehalten, spielt der Wunsch, die Rechte eines Deutschen 
behalten zu wollen, die größte Rolle (86,4 %; Abbildung 6-14). Fast 
genauso häufig nennen die Optionspflichtigen als Grund, dass sie die 
Vorteile eines EU-Bürgers (zum Beispiel in anderen EU-Ländern leben 
und arbeiten oder bei Reisen) behalten wollen (85,3 %). 
Insgesamt betrachtet haben diese beiden rechtlich-pragmati­
schen Aspekte, die mit der deutschen und somit auch der EU-Staats­
bürgerschaft verbunden sind, den quantitativ höchsten Stellenwert 
für die Optionspflichtigen. Danach folgt erst der emotionale Grund, 
schon immer in Deutschland zu leben (dazu Abbildung 6-15). 
Ebenfalls ist für einen sehr großen Teil der Optionspflichtigen 
ausschlaggebend bei ihrer Entscheidung, dass ihre beruflichen Chan­
cen mit deutscher Staatsangehörigkeit besser sind (82,3 %), aber auch, 
dass der Umgang mit den Behörden als Deutscher einfacher ist (72,6 %). 
Insgesamt betrachtet ist der Mehrheit der Optionspflichtigen 
bei der Entscheidung für ihren deutschen Pass auch wichtig, dass sie 
sonst einen Aufenthaltstitel beantragen müssten, um in Deutschland 
bleiben zu können (53,4 %). Dieses Argument fällt aber gegenüber den 
übrigen Gründen (Rechte/Chancen) deutlich ab. 
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Abbildung 6-15: Emotionale Gründe für die Beibehaltung der deutschen 
Staatsangehörigkeit (in Prozent) 
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lebe. 
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geboren bin. 
Weil ich mich in Deutschland 
verwurzelt fühle. 
Weil ich mich als Deutscher 
fühle. 













0% 20% 40% 60% 80% 100% 
wichtig nicht wichtig keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige mit Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit und 
Optionspflichtige, die sich noch nicht für eine ihrer Staatsangehörigkeiten entschie­
den haben. Ungewichtete Anzahl: 399 (gesamt; für deutsche optiert: 168, noch nicht 
optiert: 231). Die Unterschiede zwischen Optionspflichtigen, die für die deutsche 
Staatsangehörigkeit optiert haben, und Optionspflichtigen, die noch nicht 
optiert haben, sind nicht signifikant (T-Test, p≤ .05). Anteile unter 2 % werden nicht 
ausgewiesen.363 
Unter den emotionalen Gründen ist für Optionspflichtige am 
wichtigsten (83,4 %), die deutsche Staatsangehörigkeit beizubehalten, 
weil sie schon immer hier leben (Abbildung 6-15). An zweiter Stelle 
unter den emotionalen Entscheidungsgründen folgt die Geburt in 
Deutschland (76,4 %). Weil sie sich in Deutschland verwurzelt fühlen, 
ist für 69,1 % ein wichtiger Entscheidungsgrund. Bedeutsam ist für die 
363 Fragetext: „Ich werde Ihnen nun mögliche Gründe für eine Beibehaltung der 
deutschen Staatsangehörigkeit vorlesen. Wie wichtig waren/sind Ihnen per­
sönlich folgende Gründe? Stufen Sie Ihre Antwort ab mit: …“ Antwortmöglich­
keiten: sehr wichtig/eher wichtig (wichtig); weniger wichtig/überhaupt nicht 
wichtig (nicht wichtig); keine Angabe. Einleitung der Aussagen: „Ich habe mich 
für die Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit entschieden, weil (…)/ 
Ich könnte mir vorstellen, die deutsche Staatsangehörigkeit beizubehalten, weil 
(…)“. 
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Mehrheit der Optionspflichtigen auch, dass sie sich als Deutsche füh­
len (53,3 %). 
Der Wille der Familie ist hingegen von geringer Bedeutung. 
Nur 22,9 % der Optionspflichtigen ist für die Entscheidung, die deut­
sche Staatsangehörigkeit beizubehalten, wichtig, dass ihre Familie 
dies will beziehungsweise wollte. Dies kann als Hinweis darauf ver­
standen werden, dass die Optionsentscheidung von den Betroffenen 
überwiegend selbstständig getroffen wird und bestätigt diesbezüg­
liche Erkenntnisse im Rahmen der qualitativen Studie (Worbs et al. 
2012: Kapitel 3.4.5). 
Möglicherweise verläuft die Entscheidung bei Optionspflichti­
gen mit unterschiedlichem Migrationshintergrund unterschiedlich. 
Die entsprechenden Auswertungen zeigen, dass signifikante Unter­
schiede364 bei einigen Gründen zwischen Personen mit afghanischem, 
irakischem beziehungsweise iranischem Migrationshintergrund ge­
genüber Personen mit einem Migrationshintergrund der anderen drei 
Herkunftslandgruppen bestehen. 
Der Grund, die Rechte eines Deutschen behalten zu wollen, 
spielt bei Optionspflichtigen mit afghanischem, irakischem bezie­
hungsweise iranischem Migrationshintergrund eine etwas wichtigere 
Rolle als bei Optionspflichtigen mit einem Migrationshintergrund 
der anderen Herkunftslandgruppen. Für Personen mit afghanischem, 
irakischem und iranischem Migrationshintergrund sind die Gründe, 
hier verwurzelt zu sein beziehungsweise sonst einen Aufenthaltstitel 
beantragen zu müssen, entscheidender als für Optionspflichtige mit 
einem türkischen beziehungsweise ehemals jugoslawischen Mig­
rationshintergrund. Dies legt den Schluss nahe, dass insbesondere 
rechtliche Aspekte (Rechtsgleichheit/Aufenthaltssicherheit) für Op­
tionspflichtige mit afghanischem, irakischem und iranischem Mig­
rationshintergrund von höherer Bedeutung zu sein scheinen als für 
andere Optionspflichtige. Dies dürfte nicht zuletzt auf die teilweise 
364 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05) auf einer 4-stufigen Skala von 1 „Sehr 
wichtig“ bis 4 „Überhaupt nicht wichtig“. 
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unsicheren Verhältnisse in den Herkunftsländern ihrer Familie zu­
rückzuführen sein. 
Die Begründung einer Entscheidung für die deutsche Staatsan­
gehörigkeit, weil man sich als Deutscher fühlt, ist für Optionspflichtige 
mit türkischem Migrationshintergrund von geringerer Bedeutung als 
für Optionspflichtige mit afghanischem, irakischem beziehungsweise 
iranischem und ehemals jugoslawischem Migrationshintergrund. 
Neben den für die Beibehaltung der deutschen Staatsangehö­
rigkeit relevanten Faktoren sollten auch solche untersucht werden, die 
gegen die Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit sprechen 
können. Im Falle einer Entscheidung für die deutsche Staatsangehö­
rigkeit ist es von Interesse zu erfahren, welche Gründe (zumindest 
anfangs) gegen die Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit 
gesprochen haben, um zu wissen, was den Optionspflichtigen die Ent­
scheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit besonders erschwert. 
Die Darstellung erfolgt auch hier für Optionspflichtige, die 
für die deutsche Staatsangehörigkeit optiert haben, und für Options­
pflichtige, die noch nicht optiert haben, gemeinsam (gesamt) sowie 
für die beiden Untergruppen getrennt. Welche Gründe bei Personen, 
die für die ausländische Staatsangehörigkeit optiert haben, eine Rolle 
spielen, kann hier nicht geklärt werden, da aufgrund der deutlichen 
Entscheidungstendenz für die deutsche Staatsangehörigkeit in der Be­
fragung nicht ausreichend Personen mit Optionsentscheidung gegen 
die deutsche Staatsangehörigkeit erreicht werden konnten.365 
365 Nur 1,3 % derjenigen, die der Staatsangehörigkeitsbehörde bereits eine Antwort 
mitgeteilt haben, geben an, sich für die ausländische Staatsangehörigkeit ent­
schieden zu haben (Ungewichtete Anzahl: 2). Einige Aspekte, bei denen sich 
diese Befragten einig sind, werden zum Abschluss von Kapitel 6.3 in einer Fuß­
note berichtet. 
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>	 Gründe, die zumindest anfangs gegen eine Entscheidung 
für die deutsche Staatsangehörigkeit sprechen, sind vor 
allem der Wunsch nach Beibehaltung der ausländischen 
Staatsangehörigkeit sowie die Identifikation mit dem Her­
kunftsland der Familie (je über ein Drittel der Befragten). 
Der Wunsch, die Rechte im Herkunftsland der Familie be­
halten zu können, spielt bei circa einem Viertel eine Rolle. 
Auch bei den Gründen, die gegen eine Beibehaltung der 
deutschen Staatsangehörigkeit sprechen, erfolgt eine kategorisierte 
Darstellung nach pragmatischen (Abbildung 6-16) und emotionalen 
(Abbildung 6-17) Gründen. 
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Abbildung 6-16: (Anfängliche) Pragmatische Gründe gegen die Beibehal­
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
wichtig nicht wichtig weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige mit Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit und 

Optionspflichtige, die sich noch nicht für eine ihrer Staatsangehörigkeiten 

entschieden haben. Ungewichtete Anzahl: 399 (gesamt; für deutsche optiert: 168, 
noch nicht optiert: 231). 
* Unterschiede zwischen Optionspflichtigen, die für die deutsche Staatsangehörigkeit 
optiert haben, und Optionspflichtigen, die noch nicht optiert haben, sind signifikant 

(T-Test, p≤ .05). Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.366
 
366 Fragetext: „Ich nenne Ihnen jetzt einige Gründe, die gegen eine Beibehaltung 
der deutschen Staatsangehörigkeit sprechen können. Welche davon spielten 
auch bei Ihnen – zumindest am Anfang – eine wichtige oder sogar sehr wichtige 
Rolle? Und welche hingegen eine weniger wichtige oder gar keine Rolle? / Ich 
nenne Ihnen jetzt einige Gründe, die gegen eine Beibehaltung der deutschen 
Staatsangehörigkeit sprechen können. Wie ist Ihre Meinung dazu? Welche 
davon spielen auch für Sie eine wichtige oder sogar sehr wichtige Rolle? Und 
welche hingegen eine weniger wichtige oder gar keine Rolle?“ Antwortmög­
lichkeiten: sehr wichtige Rolle/eher wichtige Rolle (wichtig); weniger wichtige 
Rolle/keine Rolle (nicht wichtig); weiß nicht; keine Angabe. 
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Die pragmatischen Gründe, die gegen die deutsche Staatsange­
hörigkeit sprechen können, wirken sich bei den noch nicht entschie­
denen Optionspflichtigen stärker aus als bei denjenigen, die sich für 
die deutsche Staatsangehörigkeit entschieden haben.367 
Einem Viertel der Optionspflichtigen (25,6 %) ist beziehungswei­
se war wichtig, die Rechte im Zusammenhang mit der ausländischen 
Staatsangehörigkeit nicht zu verlieren. Dies gilt vor allem für diejeni­
gen, die sich noch nicht entschieden haben (31,7 %). 
Bei 14,9 % der Optionspflichtigen ist relevant, dass sie durch eine 
Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit allgemein Nach­
teile befürchten, 9,9 % erwarten konkret berufliche Nachteile von ei­
ner solchen Entscheidung. Berufliche Nachteile sehen besonders häu­
fig Optionspflichtige, die sich noch nicht entschieden haben (13,6 %). 
Allgemeine Probleme können etwa erbrechtliche Nachteile oder Prob­
leme bei (längeren) Reisen in das Land der anderen/ehemaligen 
367 Die Unterschiede können auch zum Teil auf die in den methodischen Anmer­
kungen in Kapitel 2.3.1 erwähnten Effekte retrospektiver Angaben und damit 
verbundener Rationalisierungen seitens der Optionspflichtigen, die sich schon 
entschieden haben, zurückzuführen sein. Zum einen in der Form, dass die Grün­
de (rückblickend betrachtet) nicht mehr so ausschlaggebend erscheinen, zum 
Beispiel, weil sie sich im Nachhinein für die Betroffenen in der Praxis als weniger 
relevant/problematisch herausgestellt haben. Zum anderen kann es sein, dass 
diese Gründe für noch Unentschlossene tatsächlich relevanter sind und die Ent­
scheidungsfindung erschweren und verlängern. Endgültig klären lässt sich dies 
mit den vorliegenden Querschnittsdaten nicht. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass sowohl retrospektive Effekte als auch Entscheidungsprobleme für 
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Staatsangehörigkeit sein (zum Beispiel Visumpflicht).368 Berufliche 
Probleme können etwa entstehen, wenn Personen in beiden Ländern 
beruflich tätig sind oder dies einmal sein möchten369 und es ohne die 
entsprechende Staatsangehörigkeit schwieriger für sie wird, eine Ar­
beitserlaubnis zu erhalten.370 
368 Dies belegen zum Beispiel die qualitativen Ergebnisse (Worbs et al. 2012: Kapitel 
3.6). 
369 Nach den qualitativen Erkenntnissen kommt dem Herkunftsland für die beruf­
liche Zukunftsplanung der Optionspflichtigen jedoch vergleichsweise wenig 
Bedeutung zu (Worbs et al. 2012: Kapitel 3.7). 
370 Signifikate Unterschiede zwischen Optionspflichtigen mit unterschiedlichem 
Migrationshintergrund bestehen bei den Gegengründen nicht. Vergleich der 
Mittelwerte (T-Test, p≤ .05) auf einer 4-stufigen Skala von 1 „Sehr wichtige Rolle“ 
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Abbildung 6-17: (Anfängliche) Emotionale Gründe gegen die Beibehaltung 
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0% 20% 40% 60% 80% 100% 
wichtig nicht wichtig weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige mit Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit und 
Optionspflichtige, die sich noch nicht für eine ihrer Staatsangehörigkeiten entschie­
den haben. Ungewichtete Anzahl: 399 (gesamt; für deutsche optiert: 168, 
noch nicht optiert: 231). 
* Unterschiede zwischen Optionspflichtigen, die für die deutsche Staatsangehörigkeit 
optiert haben, und Optionspflichtigen, die noch nicht optiert haben, sind signifikant 
(T-Test, p≤ .05). Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.371 
371 Fragetext: „Ich nenne Ihnen jetzt einige Gründe, die gegen eine Beibehaltung 
der deutschen Staatsangehörigkeit sprechen können. Welche davon spielten 
auch bei Ihnen – zumindest am Anfang – eine wichtige oder sogar sehr wichtige 
Rolle? Und welche hingegen eine weniger wichtige oder gar keine Rolle?/ Ich 
nenne Ihnen jetzt einige Gründe, die gegen eine Beibehaltung der deutschen 
Staatsangehörigkeit sprechen können. Wie ist Ihre Meinung dazu? Welche 
davon spielen auch für Sie eine wichtige oder sogar sehr wichtige Rolle? Und 
welche hingegen eine weniger wichtige oder gar keine Rolle?“ Antwortmög­
lichkeiten: sehr wichtige Rolle/eher wichtige Rolle (wichtig); weniger wichtige 
Rolle/keine Rolle (nicht wichtig); weiß nicht; keine Angabe. 
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Bei den (emotionalen) Gründen, die gegen eine Beibehaltung 
der deutschen Staatsangehörigkeit sprechen können, spielt vor allem 
der Wunsch nach der Beibehaltung der ausländischen Staatsangehö­
rigkeit eine wichtige Rolle (37,4 %). Unter den Optionspflichtigen, die 
sich für die deutsche Staatsangehörigkeit entschieden haben, war der 
Wunsch nach Beibehaltung der ausländischen Staatsangehörigkeit 
bei 29,8 % „zumindest am Anfang“372 der Entscheidungsfindung von 
Bedeutung. Bei den Optionspflichtigen, die sich noch nicht entschie­
den haben, ist dieser Wunsch für einen deutlich größeren Anteil bei 
der Entscheidungsfindung relevant (43,9 %). Entsprechend erschwert 
gerade der Wunsch nach der Beibehaltung der ausländischen Staats­
angehörigkeit den Optionspflichtigen, die sich noch nicht entschei­
den haben, die Entscheidung. 
Eine ähnliche Rolle spielt die emotionale Verbundenheit mit 
dem Herkunftsland der Familie. Insgesamt ist es für über ein Drittel 
wichtig, dass sie sich als Angehörige dieses Landes fühlen (36,4 %). Von 
untergeordneter Bedeutung ist hingegen der Grund, sich nicht in 
Deutschland verwurzelt zu fühlen. Nur bei einem Anteil von etwa 12 % 
wirkt(e) sich dies (zumindest am Anfang) auf die Entscheidungsfin­
dung aus. 
So gut wie keinen Einfluss auf die Optionsentscheidung hat der 
Wunsch der Familie, sich nicht für die deutsche Staatsangehörigkeit 
zu entscheiden (4,0 %). Die geringe Bedeutung der Familie hat sich 
bereits bei den Gründen für die deutsche Staatsangehörigkeit gezeigt. 
Hinzu kommt hier, dass die Eltern der untersuchten Optionspflich­
tigen eine bewusste Entscheidung getroffen haben, die Möglichkeit 
einer Einbürgerung ihrer Kinder auf Grundlage des § 40b StAG zu nut­
zen, und daher davon auszugehen ist, dass sie sich nicht nachträglich 
372 Da sich diese Personen bereits entschieden haben, war eine retrospektive Abfra­
ge nötig. Aus diesem Grund wurde danach gefragt, welche Gründe „zumindest 
am Anfang“ eine „wichtige/sehr wichtige“ beziehungsweise eine „weniger 
wichtige/keine Rolle“ gespielt haben. 
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gegen die Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit ausspre­
chen. Diese Vermutung bestätigt sich sehr eindrücklich in den qualita­
tiven Befragungsergebnissen (Worbs et al. 2012: Kapitel 3.5). 
Bei den möglichen Gründen gegen eine Beibehaltung der 
deutschen Staatsangehörigkeit zeigen sich signifikante Unterschiede 
zwischen denjenigen, die sich noch nicht entschieden haben, und 
denjenigen, die sich bereits entschieden haben, bei dem Wunsch, die 
ausländische Staatsangehörigkeit beizubehalten, die Rechte im Land 
dieser Staatsangehörigkeit nicht zu verlieren und in der Befürchtung 
beruflicher Nachteile. Dies ist ein Hinweis darauf, dass gerade diese 
Gründe Optionspflichtigen, die sich noch nicht entschieden haben, die 
Entscheidung erschweren. 
Pragmatische Gründe für die deutsche Staatsangehörigkeit 
haben den höchsten Stellenwert (Rechte eines Deutschen, EU-Staats­
bürgerschaft). Bei einem Teil der Betroffenen wird die Entscheidung 
jedoch zumindest durch emotionale Aspekte erschwert (Beibehal­
tungswunsch, Zugehörigkeitsgefühl zum Land der anderen Staats­
angehörigkeit). Dennoch sind sowohl die pragmatischen als auch die 
emotionalen Gründe für die deutsche Staatsangehörigkeit (Rechte, 
Leben in Deutschland) wichtiger als mögliche Gegengründe (Rechte 
im Herkunftsland, Beibehaltungswunsch).373 
In beiden Gruppen ist es naheliegend, dass mögliche Gründe 
gegen die deutsche Staatsangehörigkeit von geringerer Relevanz 
waren. Bei jenen, die sich für die deutsche Staatsangehörigkeit ent­
schieden haben, muss der Entscheidung eine Abwägung des Pro und 
Contra voraus gegangen sein, bei der die Gründe für die deutsche 
Staatsangehörigkeit überwogen. Bei jenen, die sich noch nicht ent­
schieden haben, besteht weitgehend die Absicht, die deutsche Staats­
angehörigkeit beizubehalten (siehe Kapitel 6.2.2). Entsprechend zeigt 
sich, dass auch bei diesen Optionspflichtigen die Gründe für die deut­
sche Staatsangehörigkeit überwiegen. 
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Bezüglich der Optionspflichtigen, die sich für die ausländische 
Staatsangehörigkeit entschieden haben, kann aufgrund der geringen 
Fallzahl nicht ermittelt werden, welche Gründe dazu geführt haben, 
sich gegen die Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit zu 
entscheiden.374 
6.4 Unterstützung der Entscheidung durch das 
soziale Umfeld 
>	 Entscheidungen für die deutsche Staatsangehörigkeit erfah­
ren im unmittelbaren sozialen Umfeld der Optionspflichti­
gen weitgehend Unterstützung. Nur in Einzelfällen kommt 
direkte Ablehnung vor, teilweise aber eher Indifferenz (we­
der Unterstützung noch Ablehnung). 
Neben den Gründen für die Optionsentscheidung wurde ab­
gefragt, inwiefern die Entscheidung Unterstützung im persönlichen 
Umfeld erfährt (Abbildungen 6-18 und 6-19). 
374 Einig sind sich diese beiden Befragten nur darin, dass sie angeben, dass es für sie 
eine „sehr wichtige Rolle“ spielt, dass sie ihre andere(n) Staatsangehörigkeit(en) 
behalten wollen und dass es eine „wichtige Rolle“ spielt, dass sie die Rechte im 
Zusammenhang mit dieser Staatsangehörigkeit nicht verlieren wollen. Der 
Wille der Familie oder die Befürchtung beruflicher Nachteile spielt hingegen 
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Abbildung 6-18:		 Unterstützung der Beibehaltung der deutschen Staats­
angehörigkeit durch das soziale Umfeld (für deutsche 


























Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige mit Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit. 
Ungewichtete Anzahl: 168 (gesamt; Eltern: 157, Freunde/Bekannte: 141, Partner/in: 62; 
Fehlende: Angabe „trifft nicht zu“). Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.375 
Optionspflichtige, die bereits für die deutsche Staatsangehö­
rigkeit optiert haben, werden durch ihr persönliches Umfeld in dieser 
Entscheidung unterstützt (Abbildung 6-18). Bei 82,7 % dieser Options­
pflichtigen erfährt die Beibehaltung der deutschen Staatsangehörig­
keit Unterstützung durch die Eltern, nur in wenigen Fällen (unter 1 %) 
Ablehnung. Bei 3,6 % erfährt die Entscheidung teilweise Unterstüt­
zung und teilweise Ablehnung (zum Beispiel ein Elternteil unterstützt 
die Entscheidung, ein Elternteil nicht beziehungsweise Entscheidung 
wird von den Eltern nur teilweise unterstützt) und bei immerhin 12,8 % 
375 Fragetext: „Wie ist das in Ihrem persönlichen Umfeld, erfährt Ihre Beibehaltung 
der deutschen Staatsangehörigkeit dort Unterstützung oder Ablehnung? Wie 
ist das bei den Personen, die ich Ihnen jetzt vorlese?“ Antwortmöglichkeiten: 
„Meine (…) hat/haben meine Beibehaltung…“ unterstützt; abgelehnt; teilweise 
unterstützt und teilweise abgelehnt; weder noch; weiß nicht; keine Angabe; 
trifft nicht zu (falls entsprechende Personen nicht vorhanden). 
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gibt es weder Unterstützung noch Ablehnung (zum Beispiel keine 
Festlegung oder Meinungslosigkeit der Eltern). Wie bereits bei der 
Betrachtung möglicher Gründe gegen eine Beibehaltung angeführt 
wurde, haben die Eltern der untersuchten Optionspflichtigen eine 
bewusste Entscheidung getroffen, ihre Kinder einbürgern zu lassen. 
Wenn sie nun eine Beibehaltung dieser Staatsangehörigkeit nicht 
unterstützen würden, wäre das ein Widerspruch zu ihrer damals ge­
troffenen Entscheidung. 
Auch Freunde unterstützen größtenteils (53,0 %) die Beibehal­
tung der deutschen Staatsangehörigkeit. In wenigen Fällen (unter 1 %) 
erfährt die Beibehaltung Ablehnung und bei 31,6 % weder Unterstüt­
zung noch Ablehnung. 
43,5 % der Optionspflichtigen erfahren in ihrer Entscheidung 
für die deutsche Staatsangehörigkeit Unterstützung durch den Part­
ner. Auffällig ist hier, dass ein relativ großer Anteil weder Unterstüt­
zung noch Ablehnung erfährt (30,1 %) und 7,8 % nicht wissen, ob die 
Entscheidung unterstützt oder abgelehnt wird. Dies ist vermutlich 
auch darauf zurückzuführen, dass hier (u.a. aufgrund des geringen 
Alters der Optionspflichtigen) bewusst keine Beschränkung auf Ehe­
partner vorgenommen wurde und somit auch Lebenspartner und 
„feste“ Freunde beziehungsweise Freundinnen gemeint sein können. 
Aufgrund des geringen Alters der Optionspflichtigen ist entsprechend 
zu erwarten, dass weniger „gefestigte“ Partnerschaften bestehen und 
in diesen die Optionsentscheidung nur eine untergeordnete Rolle 
gespielt hat. Dennoch kann gezeigt werden, dass (auch) dieser Per­
sonenkreis die Optionsentscheidung eher unterstützt als ablehnt. Es 
ist davon auszugehen, dass zumindest in einigen Partnerschaften die 
Optionsentscheidung thematisiert wird und davon ein Einfluss auf die 
Optionspflichtigen ausgeht. Der mit 18,1 % vergleichsweise hohe Anteil 
derjenigen, die diesbezüglich keine Angaben machen, kann auch da­
rauf zurückzuführen sein, dass bei den Betroffenen eventuell derzeit 
keine Partnerschaft besteht. 
Vergleichbare Resultate finden sich auch bei den Optionspflich­
tigen, die sich noch nicht entschieden haben (Abbildung 6-19). 
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Abbildung 6-19:		 Unterstützung einer möglichen Beibehaltung der deut­
schen Staatsangehörigkeit durch das soziale Umfeld 























Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige mit Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit. 
Ungewichtete Anzahl: 168 (gesamt; Eltern: 157, Freunde/Bekannte: 141, Partner/in: 62; 
Fehlende: Angabe „trifft nicht zu“). Anteile unter 2 % werden nicht ausgewiesen.376 
Bei 76,5 % würden die Eltern die Beibehaltung der deutschen 
Staatsangehörigkeit unterstützen und nur bei Einzelnen (deutlich 
unter 1 %) ablehnen. Bei 19,7 % würde die Entscheidung weder unter­
stützt noch abgelehnt.377 Bei Optionspflichtigen, die sich bereits ent­
schieden haben, ist davon auszugehen, dass eine Unterstützung oder 
Ablehnung der Eltern im oder nach dem Entscheidungsprozess klar 
376 Fragetext: „Wie ist das in Ihrem persönlichen Umfeld, würde eine Beibehaltung 
der deutschen Staatsangehörigkeit dort Unterstützung oder Ablehnung erfah­
ren? Wie ist das bei den Personen, die ich Ihnen jetzt vorlese?“ Antwortmög­
lichkeiten: „Meine (…) würden eine Beibehaltung…“ unterstützen; ablehnen; 
teilweise unterstützen und teilweise ablehnen; weder noch; weiß nicht; keine 
Angabe; trifft nicht zu (falls entsprechende Personen nicht vorhanden). 
377 Der im Verhältnis geringere Unterstützungsanteil, insbesondere aber der hö­
here Anteil bei „weder noch“ im Vergleich zu den Optionspflichtigen, die sich 
für die deutsche Staatsangehörigkeit entschieden haben, kann teilweise auf die 
hypothetische Fragestellung zurückzuführen sein. 
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kommuniziert wurde. Bei den Optionspflichtigen, die sich noch nicht 
entschieden haben und sich eventuell auch noch gar nicht mit der Ent­
scheidung auseinander gesetzt haben, ist ein verhältnismäßig großer 
Anteil noch minderjährig und somit noch nicht entscheidungspflich­
tig. In diesen Fällen ist davon auszugehen, dass sich einige die Frage 
nach Unterstützung oder Ablehnung seitens der Eltern noch gar nicht 
wirklich gestellt haben beziehungsweise die Entscheidung innerhalb 
der Familie noch nicht in dieser Form thematisiert wurde. 
Auch von den Freunden erwarten die Befragten vor allem Un­
terstützung (64,8 %) und kaum Ablehnung (unter 2 %). 
Bezüglich der Partner entsprechen die Anteile weitestgehend 
den Anteilen bei den Optionspflichtigen, die sich für die deutsche 
Staatsangehörigkeit entschieden haben. Auch hier sind verhält­
nismäßig große Anteile der Kategorie „weder Unterstützung noch 
Ablehnung“ zuzuordnen oder es werden keine Angaben gemacht. 
Hier bestätigt sich ein weiterer Befund der qualitativen Studie: Das 
Meinungsbild von Gleichaltrigen ist weniger eindeutig, während die 
Eltern mit großer Mehrheit eine Entscheidung für die deutsche Staats­
angehörigkeit unterstützen (Worbs et al. 2012: Kapitel 3.4.5). 
6.5 		 Bedeutung von Staatsangehörigkeit und  
individuelle Beurteilung der Optionspflicht 
Fragt man Optionspflichtige danach, welche Bedeutung Staats­
angehörigkeit für sie hat, zeigt sich: Sie beurteilen Staatsangehörig­
keit eher als Definition ihrer Zugehörigkeit, denn als Formalität (Abbil­
dungen 6-20 und 6-21).378 
378 Signifikante Unterschiede zwischen Personen, die sich für die deutsche Staats­
angehörigkeit entschieden haben und die sich noch nicht entschieden haben, 
bestehen nicht. Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05) auf einer 5-stufigen 
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Abbildung 6-20:		 Beurteilung von Staatsangehörigkeit als Formalität 
(in Prozent) 
 
28,7 19,5 50,5 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Zustimmung teils/teils Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Alle Optionspflichtigen. Ungewichtete Anzahl: 401. Anteile unter 2 % werden 
nicht ausgewiesen. Signifikante Unterschiede zwischen den 
Herkunftslandgruppen bestehen nicht (T-Test, p≤ .05).379 
Über alle Herkunftslandgruppen hinweg lehnt eine knappe 
Mehrheit die Ansicht, Staatsangehörigkeit sei nur eine Formalität, ab 
(50,5 %). 28,7 % stimmen dieser Aussage zu (Abbildung 6-20). 
Der Ansicht, dass Staatsangehörigkeit bestimmt, welchem Land 
man sich zugehörig fühlt, wird hingegen verhältnismäßig häufig zu­
gestimmt (Abbildung 6-21). 
Abbildung 6-21:		 Beurteilung von Staatsangehörigkeit als Zugehörigkeit 
zu einem Land (in Prozent) 
 
47,5 16,3 35,4 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Zustimmung teils/teils Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Alle Optionspflichtigen. Ungewichtete Anzahl: 401. Anteile unter 2 % werden 
nicht ausgewiesen. Signifikante Unterschiede zwischen den 
Herkunftslandgruppen bestehen nicht (T-Test, p≤ .05).380 
379 Fragetext: „Ich lese Ihnen nun Aussagen vor und Sie sagen mir bitte, inwiefern 
Sie diesen zustimmen oder nicht. A) Eine Staatsangehörigkeit ist für mich nur 
eine Formalität.“ Antwortmöglichkeiten: stimme voll und ganz zu/stimme eher 
zu (Zustimmung); teils/teils; stimme eher nicht zu/stimme überhaupt nicht zu 
(Ablehnung); weiß nicht; keine Angabe. 
380 Fragetext: „Ich lese Ihnen nun Aussagen vor und Sie sagen mir bitte, inwiefern 
Sie diesen zustimmen oder nicht. B) Eine Staatsangehörigkeit bestimmt, wel­
chem Land ich mich zugehörig fühle.“ Antwortmöglichkeiten: stimme voll und 
ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung); teils/teils; stimme eher nicht zu/stimme 
überhaupt nicht zu (Ablehnung); weiß nicht; keine Angabe. 
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Für 47,5 % der Optionspflichtigen bestimmt Staatsangehörig­
keit, welchem Land man sich zugehörig fühlt, 35,4 % lehnen diese 
Sichtweise ab (Abbildung 6-21). 
>	 Während die Mehrheit der Betroffenen es als Vorteil sieht, 
sich die Staatsangehörigkeit aussuchen zu dürfen (87,1 %), 
empfinden es 50,0 % als ungerecht, dass sie sich entscheiden 
müssen und andere mehrere Staatsangehörigkeiten haben 
dürfen. Für viele ist die Entscheidung auch Teil des Erwach­
senwerdens (57,2 %), dennoch fühlen sich 24,1 % überfordert 
und 20,7 % zu jung dafür. 
Bezüglich der Empfindungen gegenüber der eigenen Opti­
onspflicht zeigt sich ein ambivalentes Bild (Tabelle 6-4). Da es sich um 
Aussagen zur Entscheidung zwischen der deutschen und der ausländi­
schen Staatsangehörigkeit handelt, könnten die Antworten von Per­
sonen, die alle Staatsangehörigkeiten behalten dürfen, die Ergebnisse 
verzerren. Aus diesem Grund werden hier nur die Anteile für Personen, 
die schon für die deutsche Staatsangehörigkeit optiert haben bezie­
hungsweise für Personen, für die eine Beibehaltung der ausländischen 
Staatsangehörigkeit unwahrscheinlich ist,381 berichtet. 
Tabelle 6-4: 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige mit Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit und 
Optionspflichtige, die sich noch nicht für eine ihrer Staatsangehörigkeiten entschie­
den haben und bei denen eine Beibehaltung der ausländischen Staatsangehörigkeit 
unwahrscheinlich ist. Ungewichtete Anzahl: 315 (gesamt; für deutsche entschieden: 
131, noch nicht entschieden: 184). 
***/**/* Unterschiede zwischen Optionspflichtigen, die für die deutsche Staatsange­
hörigkeit optiert haben, und Optionspflichtigen, die noch nicht optiert haben, sind 
signifikant ***(T-Test, p≤ .001), **(T-Test, p≤ .01), *(T-Test, p≤ .05).338 
381 Zur Operationalisierung der Beibehaltungswahrscheinlichkeit vergleiche Kapi­
tel 6.1. 
382 Fragetext: „Nun möchte ich gerne wissen, wie Sie ganz persönlich bezüglich 
Ihrer Optionspflicht empfinden. Sagen Sie mir bitte, inwiefern Sie folgenden 
Aussagen zustimmen oder nicht.“ Antwortmöglichkeiten: stimme voll und 
ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung/Zust.); teils/teils (teils); stimme eher nicht 
zu/stimme überhaupt nicht zu (Ablehnung/Abl.); weiß nicht (w.n.); keine Anga­
be (k.A.). 
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 Tabelle 6-4:		 Beurteilung der Entscheidungspflicht (für deutsche optiert/noch nicht 
optiert mit geringer Beibehaltungswahrscheinlichkeit; in Prozent) 








Ich empfinde es als 
Vorteil, dass ich mir Gesamt 87,1 6,6 3,7 0,8 1,7 
meine Staatsangehörig-
keit/en aussuchen 
durfte (mir meine 
Staatsangehörigkeit 
aussuchen zu dürfen). 
für deutsche optiert 88,6 3,6 3,7 0,3 3,8 
noch nicht optiert 85,9 9,2 3,6 1,2 0,0 
Diese Entscheidung war 
Gesamt 57,2 18,0 23,7 1,0 0,2 
(ist) für mich Teil des 
Erwachsenwerdens. 
für deutsche optiert 56,5 16,5 25,7 0,8 0,5 
noch nicht optiert 57,6 19,5 21,8 1,1 0,0 
Ich empfinde es als 
ungerecht, dass Gesamt 50,0 13,4 35,6 0,2 0,9 
ich mich für eine 
Staatsangehörigkeit 
entscheiden musste 
(muss), während andere 
mehrere haben dürfen. 
für deutsche optiert* 41,6 14,2 43,5 0,0 0,7 
noch nicht optiert 57,3 12,6 28,7 0,3 1,1 
Ich finde es richtig, 




Gesamt 34,8 23,2 40,5 1,0 0,5 
für deutsche optiert* 40,0 25,4 32,1 1,3 1,1 
noch nicht optiert 30,2 21,3 47,9 0,7 0,0 
Ich wäre froh gewesen 
(froh), wenn ich diese 
Gesamt 28,9 12,9 56,1 1,2 0,9 
Entscheidung nicht 
hätte treffen müssen 
für deutsche optiert*** 19,8 9,7 67,7 2,2 0,7 
(nicht treffen müsste). noch nicht optiert 36,6 15,6 46,5 0,3 1,1 
Ich fühlte (fühle) mich 
überfordert mit der 
Entscheidung, da ich 
die Auswirkungen nicht 
Gesamt 24,1 14,5 59,8 0,6 1,0 
für deutsche optiert*** 14,6 9,1 72,8 1,4 2,2 
einschätzen konnte 
(kann). noch nicht optiert 32,2 19,3 48,5 0,0 0,0 
Ich fühlte (fühle) 
Gesamt 20,7 14,6 64,1 0,4 0,2 
mich zu jung für diese 
Entscheidung. 
für deutsche optiert** 16,5 9,9 73,2 0,0 0,5 
noch nicht optiert 24,2 18,6 56,4 0,7 0,0 
Die Pflicht zur 
Entscheidung hat mich 
(verunsichert mich) in 
meiner Lebensplanung 
Gesamt 5,6 16,1 76,1 1,8 0,5 
für deutsche optiert*** 2,0 10,6 85,7 1,3 0,5 
verunsichert (Beruf und 
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Die große Mehrheit der Optionspflichtigen empfindet es als 
Vorteil, sich die eigene Staatsangehörigkeit aussuchen zu dürfen
(87,1 %) und sieht die Entscheidung als Teil des Erwachsenwerdens 
(57,2 %).383 Doch hält es nur etwas über ein Drittel der Optionspflichti­
gen für richtig, sich entscheiden zu müssen (34,8 %). 
Im Vergleich zu denjenigen, die für die deutsche Staatsange­
hörigkeit optiert haben, empfinden Optionspflichtige, die sich noch 
nicht entschieden haben, es deutlich häufiger als ungerecht, dass sie 
sich entscheiden müssen, während andere mehrere Staatsangehörig­
keiten haben dürfen (57,3 %; für deutsche optiert: 41,6 %). 
Von den Optionspflichtigen, die noch nicht optiert haben, wä­
ren 36,6 % froh, wenn sie die Entscheidung nicht treffen müssten. Dies 
ist bei denjenigen, die sich bereits entschieden haben, signifikant sel­
tener der Fall (19,8 %). 
Optionspflichtige, die noch nicht optiert haben, fühlen sich 
auch deutlich häufiger überfordert (32,2 %) mit der Entscheidung als 
Optionspflichtige, die schon für die deutsche Staatsangehörigkeit op­
tiert haben (14,6 %). 
Etwas mehr als die Hälfte (56,4 %) der Optionspflichtigen, die 
sich noch nicht entschieden haben, beziehungsweise fast drei Viertel 
(73,2 %) der Optionspflichtigen, die sich für die deutsche Staatsange­
hörigkeit entschieden haben, finden nicht, dass sie zu jung für die 
Entscheidung sind. Für die „(Noch-)Nicht-Antworter“ fällt diese Sicht-
weise jedoch signifikant häufiger ins Gewicht (24,2 %).384 
Eine aus der Optionspflicht resultierende Verunsicherung in 
der (familiären und beruflichen) Lebensplanung ist hingegen kaum zu 
erkennen (5,6 %). Dies ist eher bei den Optionspflichtigen, die sich noch 
383 Positive Aspekte der Optionsregelung werden auch im Rahmen der qualitativen 
Untersuchung von zehn der 27 Befragten benannt (Worbs et al. 2012: Kapitel 
3.8). 
384 Sich zu jung für die Entscheidung zu fühlen war im Rahmen der qualitativen Be­
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nicht entschieden haben, der Fall (8,6 %), aber dennoch insgesamt sel­
ten. 
Unterschiede bezogen auf den Migrationshintergrund385 zeigen 
sich dergestalt, dass sowohl Optionspflichtige mit türkischem als auch 
mit ehemals jugoslawischem Migrationshintergrund eher froh wären 
(beziehungsweise gewesen wären), wenn es die Optionspflicht nicht 
gäbe und es seltener als Vorteil sehen, sich ihre Staatsangehörigkeit 
aussuchen zu dürfen als Befragte anderer Herkunftsländer.386 Options­
pflichtigen mit türkischer oder ehemals jugoslawischer Staatsangehö­
rigkeit scheint die Optionsentscheidung somit schwerer zu fallen als 
anderen Betroffenen. 
Auch hier können aufgrund der geringen Fallzahl für die Opti­
onspflichtigen, die sich gegen die deutsche Staatsangehörigkeit ent­
scheiden, keine verallgemeinerbaren Aussagen getroffen werden.387 
> Für die Mehrheit der Betroffenen bietet die deutsche Staats­
angehörigkeit mehr Vorteile als die ausländische (78,7 %). 
Das Zugehörigkeitsgefühl zum Herkunftsland der Familie 
bleibt jedoch bei über zwei Dritteln auch im Falle einer Auf­
gabe dieser Staatsangehörigkeit fortbestehen (67,7 %). Bei 
einem Teil der Betroffenen (12,9 %) bestehen Gewissenskon­
flikte bezüglich der Aufgabe der ausländischen Staatsange­
hörigkeit. 
385 Personen mit afghanischem, irakischem, iranischem Migrationshintergrund 
sind nicht enthalten, da bei diesen eine Beibehaltung wahrscheinlich möglich 
ist (Kapitel 6.1). 
386 Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .01) auf einer 5-stufigen Skala von 1 „Stim­
me voll und ganz zu“ bis 5 „Stimme überhaupt nicht zu“. 
387 Wie zuvor wird aus diesem Grund hier nur wiedergegeben, wenn sich diese 
beiden Optionspflichtigen bei Aussagen einig sind: Beide empfinden es als „voll 
und ganz“ ungerecht, sich entscheiden zu müssen, während andere mehrere 
Staatsangehörigkeiten haben dürfen, sind „teilweise“ mit der Entscheidung 
überfordert und „eher nicht“ in ihrer Lebensplanung verunsichert. 
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Im Folgenden werden Aussagen im Zusammenhang mit der 
ausländischen Staatsangehörigkeit und deren Aufgabe untersucht. 
Diese Betrachtung geschieht für Optionspflichtige, bei denen eine Bei­
behaltung der ausländischen Staatsangehörigkeit unwahrscheinlich 
ist388 (Tabelle 6-5). 
Tabelle 6-5: 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige mit Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit und 
Optionspflichtige, die sich noch nicht für eine ihrer Staatsangehörigkeiten entschie­
den haben und bei denen eine Beibehaltung der ausländischen Staatsangehörigkeit 
unwahrscheinlich ist. Ungewichtete Anzahl: 315 (gesamt; für deutsche entschieden: 
131, noch nicht entschieden: 184). 
***/**/* Unterschiede zwischen Optionspflichtigen, die für die deutsche Staatsange­
hörigkeit optiert haben, und Optionspflichtigen, die noch nicht optiert haben, sind 
signifikant ***(T-Test, p≤ .001), **(T-Test, p≤ .01), *(T-Test, p≤ .05).345 
388 Zur Operationalisierung der Beibehaltungswahrscheinlichkeit vergleiche Kapi­
tel 6.1. 
389 Fragetext: „Nun geht es um Ihre Staatsangehörigkeit(en), die Sie neben der 
deutschen haben/die Aufgabe Ihrer ehemaligen Staatsangehörigkeit(en). 
Sagen Sie mir bitte, inwiefern Sie folgenden Aussagen zustimmen oder nicht.“ 
Antwortmöglichkeiten: stimme voll und ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung/ 
Zust.); teils/teils (teils); stimme eher nicht zu/stimme überhaupt nicht zu (Ableh­
nung/Abl.); weiß nicht (w.n.); keine Angabe (k.A.). 
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Betrachtet man nur die Optionspflichtigen, bei denen eine Bei­
behaltung der ausländischen Staatsangehörigkeit unwahrscheinlich 
ist, dann ist die deutliche Mehrheit der Meinung, dass ihnen die deut­
sche Staatsangehörigkeit mehr Vorteile bietet als ihre ausländische 
(78,7 %).390 Diejenigen, die sich für die deutsche Staatsangehörigkeit 
entschieden haben, sind im Verhältnis etwas häufiger dieser Ansicht 
(84,6 %). Aber auch Optionspflichtige, die sich noch nicht entschieden 
haben, teilen mehrheitlich diese Meinung (73,7 %). Dieses Ergebnis be­
stätigt die Tendenz unter den Optionspflichtigen, die sich noch nicht 
entschieden haben, die deutsche Staatsangehörigkeit beizubehalten, 
auch wenn die ausländische aufgegeben werden muss (siehe Kapitel 
6.2.2), die im Wesentlichen auf pragmatische Gründe zurückzuführen 
ist (siehe Kapitel 6.3). 
Trotz Aufgabe der ausländischen Staatsangehörigkeit besteht 
auch weiterhin ein Gefühl der Zugehörigkeit zu dem Herkunftsland 
ihrer Familie (67,7 %). Optionspflichtige, die sich noch nicht entschie­
den haben, sind zu 75,3 % der Ansicht, dass sie sich dem Herkunftsland 
ihrer Familie auch weiterhin zugehörig fühlen würden, wenn sie die 
Staatsangehörigkeit dieses Landes aufgeben würden. Optionspflichti­
ge, die sich für die deutsche Staatsangehörigkeit entschieden haben, 
geben dies im Verhältnis seltener an. Aber auch sie fühlen sich dem 
Herkunftsland ihrer Familie mehrheitlich zugehörig, obwohl sie die 
Staatsangehörigkeit dieses Landes nicht mehr besitzen (58,8 %). Ver­
mutlich findet durch die Entscheidungspflicht eine subjektive Ent­
koppelung von Staatsangehörigkeit und Zugehörigkeitsgefühl statt 
(Worbs et al. 2012: Kapitel 3.3). 
Der Unterschied zwischen Optionspflichtigen mit Entschei­
dung für die deutsche Staatsangehörigkeit und ohne bisher getrof­
fene Entscheidung könnte zwei Ursachen haben: Zum einen ist es 
denkbar, dass Optionspflichtigen, die sich bereits für die deutsche 
Staatsangehörigkeit entschieden haben, aufgrund der bereits vorher 
gegebenen geringeren Bindung zum Herkunftsland ihrer Familie die 
390 Beispiele für Vorteile wurden von Optionspflichtigen auch im Rahmen der 
qualitativen Studie genannt (Worbs et al. 2012: Kapitel 3.5). 
348 Aspekte der Optionspflicht 
Entscheidung leichter gefallen ist als den Optionspflichtigen, die sich 
noch nicht entschieden haben. Andererseits könnte es sein, dass mit 
dem Entschluss für die deutsche und der damit zusammenhängenden 
Aufgabepflicht der ausländischen Staatsangehörigkeit das Zugehörig­
keitsgefühl zum Herkunftsland ihrer Familie abnimmt. 
Ähnliche Effekte können sich auch bei den anderen dargestell­
ten Aussagen im Zusammenhang mit der Aufgabe der ausländischen 
Staatsangehörigkeit bemerkbar machen, zum Beispiel dabei, dass im 
Verhältnis weniger Optionspflichtige, die für die deutsche Staatsan­
gehörigkeit optiert haben, einen Antrag auf Wiedereinbürgerung im 
Herkunftsland ihrer Familie stellen würden (41,1 %) als dies Options­
pflichtige, die sich noch nicht entschieden haben, tun würden (72,0 %). 
Eine weitere plausible Erklärung dafür können Erfahrungen Ersterer 
mit den bürokratischen Verfahren im Rahmen des Optionsprozesses 
sein, welche dahingehend eine abschreckende Wirkung entfalten, 
dass sie ein ähnlich aufwändiges Verfahren nicht für eine Wiederein­
bürgerung durchlaufen wollen. Außerdem kann vermutet werden, 
dass sie den nun erreichten Zustand erst einmal beibehalten wollen. 
Dennoch ist in dieser Teilgruppe der Anteil derjenigen, die einen sol­
chen Antrag auf Wiedereinbürgerung stellen würden, ebenso groß 
wie derjenigen, die ihn nicht stellen würden. 
Trotz des oben beschriebenen hohen Zugehörigkeitsgefühls 
zum Herkunftsland der Familie (auch im Falle einer Aufgabe der 
ausländischen Staatsangehörigkeit) empfindet nur ein Viertel der 
Optionspflichtigen diese Aufgabe tatsächlich als Verlust (24,9 %; für 
deutsche entschieden: 13,8 %, nicht entschieden: 34,2 %). 22,1 % würde 
die Entscheidung zur Beibehaltung der deutschen unter Verlust der 
ausländischen Staatsangehörigkeit schwer fallen beziehungsweise ist 
sie schwer gefallen (für deutsche entschieden: 12,2 %, nicht entschie­
den: 30,6 %). 
Dass die Optionsentscheidung keine Gewissensentscheidung 
ist, zeigt sich darin, dass die deutliche Mehrheit der Optionspflichtigen 
die Aussage, das Aufgeben verursache Gewissenskonflikte, ablehnt 
(70,6 %). Auch diese Erkenntnis steht im Einklang mit der Feststel­
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lung, dass es sich eher um eine pragmatische als um eine emotionale 
Entscheidung handelt (siehe Kapitel 6.3) und ist möglicherweise ein 
weiterer Hinweis auf die Entkoppelung von Staatsangehörigkeit und 
Zugehörigkeitsgefühl. 
Ein geringer Anteil der Optionspflichtigen ist sogar froh über 
die Aufgabe der ausländischen Staatsangehörigkeit (11,7 %). 17,9 % sind 
froh, diese aufgegeben zu haben, beziehungsweise 6,4 % wären froh, 
sie aufgeben zu können. Der deutliche Unterschied zwischen Options­
pflichtigen mit Entscheidung (für die deutsche Staatsangehörigkeit) 
und mit ausstehender Entscheidung weist darauf hin, dass Options­
pflichtige, die sich bereits für die deutsche Staatsangehörigkeit ent­
schieden haben, häufiger ein Problem im Besitz ihrer anderen oder all­
gemein einer weiteren Staatsangehörigkeit sehen und entsprechend 
häufiger froh sind, dass dieses Problem nicht weiter besteht. 
Nur ein äußerst geringer Anteil der Optionspflichtigen, die sich 
für die deutsche Staatsangehörigkeit entschieden haben, könnte sich 
vorstellen, die deutsche Staatsangehörigkeit aufzugeben, um die an­
dere Staatsangehörigkeit wieder anzunehmen (unter 2 %).391 Die deutli­
che Ablehnung dieser Aussage (91,7 %) zeigt, dass diese Möglichkeit für 
die Optionspflichtigen, die sich einmal für die deutsche Staatsangehö­
rigkeit entschieden haben, nicht mehr in Betracht kommt und sie den 
erreichten Zustand beibehalten möchten. 
Signifikante Unterschiede bezüglich des Migrationshintergrun­
des zeigen sich dergestalt, dass Optionspflichtige mit türkischem Mi­
grationshintergrund seltener als Optionspflichtige mit ehemals jugo­
slawischem Migrationshintergrund der Ansicht sind, dass ihnen die 
deutsche Staatsangehörigkeit mehr Vorteile bietet.392 Weiterhin zei­
391 Optionspflichtigen, die sich noch nicht entschieden haben, wurde diese Aussa­
ge nicht vorgelegt, da sie für diese Befragten eine doppelt-hypothetische Situ­
ation darstellt. Sie müssen sich erst in die Situation einer Entscheidung für die 
deutsche Staatsangehörigkeit, dann in die Situation einer Wiederannahme der 
ausländischen Staatsangehörigkeit versetzen. 
392 Personen mit afghanischem, irakischem, iranischem Migrationshintergrund 
sind nicht enthalten, da bei diesen eine Beibehaltung wahrscheinlich möglich 
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gen sich bei einigen Aussagen signifikante Unterschiede zwischen Op­
tionspflichtigen mit ehemals jugoslawischem Migrationshintergrund 
und denjenigen mit einem Migrationshintergrund sonstiger Länder: 
Erstere empfinden die Aufgabe ihrer ausländischen Staatsangehörig­
keit eher als Verlust. Ihnen fällt die Entscheidung zur deutschen unter 
Verlust der ausländischen Staatsangehörigkeit schwerer und sie ha­
ben bei der Aufgabe eher Gewissenskonflikte als Optionspflichtige der 
Gruppe mit sonstigem Migrationshintergrund.393 
Eindeutige Effekte der Optionsentscheidung auf die Verbun­
denheit zu Deutschland sind nicht zu erkennen. Dies zeigt sich, wenn 
man Optionspflichtige, die sich für die deutsche Staatsangehörigkeit 
entschieden haben, nach der Veränderung ihres Verbundenheitsge­
fühls durch ihre Entscheidung fragt (Abbildung 6-22). 
Abbildung 6-22:		 Einfluss der Optionsentscheidung auf die Verbundenheit 
zu Deutschland (für deutsche optiert; in Prozent) 
 




hat meine Verbundenheit zu 
Deutschland erhöht 
41,9 16,0 42,1 
0% 20% 40% 60% 80% 100% 
Zustimmung teils/teils Ablehnung weiß nicht keine Angabe 
Quelle: BAMF-Einbürgerungsstudie 2011, gewichtet. 
Basis: Optionspflichtige, die ein Aufforderungsschreiben erhalten haben und der 
Staatsangehörigkeitsbehörde eine Entscheidung für die deutsche Staatsangehörig­
keit mitgeteilt haben. Ungewichtete Anzahl: 83.394 
393 Jeweils Vergleich der Mittelwerte (T-Test, p≤ .05) auf einer 5-stufigen Skala von 1 
„Stimme voll und ganz zu“ bis 5 „Stimme überhaupt nicht zu“. 
394 Fragetext: „Ich lese Ihnen nun Aussagen vor und Sie sagen mir bitte, inwiefern 
Sie diesen zustimmen oder nicht.“ Antwortmöglichkeiten: stimme voll und 
ganz zu/stimme eher zu (Zustimmung); teils/teils; stimme eher nicht zu/stimme 
überhaupt nicht zu (Ablehnung); weiß nicht; keine Angabe. 
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Bezüglich der Personen, die der Staatsangehörigkeitsbehörde 
bereits eine Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit mitge­
teilt haben, zeigt sich ein nur schwer zu interpretierendes Bild. Wäh­
rend sich für 41,9 % dieser Personen die Verbundenheit zu Deutschland 
dadurch erhöht hat, lehnen 42,1 % dies ab und weitere 16,0 % sind dies­
bezüglich unentschlossen. 
Mit einer Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit 
geht also nicht zwangsläufig eine Steigerung der individuellen Ver­
bundenheit zu Deutschland einher. In manchen Fällen kann es sein, 
dass gerade der verpflichtende Charakter dieser Entscheidung keine 
positive Wirkung entfalten lässt, zum Beispiel weil sie als irritierend 
oder schwierig wahrgenommen wird (Worbs et al. 2012: Kapitel 3.8). 
6.6 		 Politische Partizipation und weitere Aspekte 
im Zusammenhang mit der Staatsangehörig
keit 
­
Seit ihrem Eintritt in das optionspflichtige Alter haben 34,2 % 
der Optionspflichtigen an Wahlen in Deutschland teilgenommen.395 
Aufgrund des geringen Durchschnittsalters ist zu erwarten, dass viele 
Optionspflichtige bislang noch keine Möglichkeit hatten, an einer 
Bundestags-, Landtags- oder Kommunalwahl teilzunehmen, weil sie 
beispielsweise erst in laufenden Legislaturperioden volljährig wurden. 
Besonders aktiv in dieser Hinsicht sind Personen mit afghani­
schem, irakischem, iranischem oder ehemals jugoslawischem Migra­
tionshintergrund (49,7 % beziehungsweise 41,1 %). Optionspflichtige 
mit türkischem Migrationshintergrund oder einem Migrationshin­
tergrund eines sonstigen Landes haben sich hingegen im Verhältnis 
etwas weniger an Wahlen in Deutschland beteiligt (33,5 % beziehungs­
weise 29,0 %). Hier ist jedoch zu bedenken, dass sich diese Unterschiede 
auch aus (regionalen) Unterschieden in der Möglichkeit der Wahl­
teilnahme ergeben können (z.B. Kommunalwahlrecht ab 16 oder 18 
Jahren). 
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Demgegenüber haben insgesamt nur 4,2 % der Optionspflich­
tigen, die 18 Jahre und älter sind und noch eine weitere Staatsangehö­
rigkeit neben der deutschen haben,396 an Wahlen im Land ihrer ande­
ren Staatsangehörigkeit teilgenommen.397 Auch wenn die geringere 
Wahlbeteiligung teilweise auch auf Kontextfaktoren zurückzuführen 
sein wird, so zum Beispiel die fehlende Möglichkeit von Briefwahl 
oder verspätet zugestellte Briefwahlunterlagen, findet die politische 
Beteiligung dennoch eher in Deutschland statt, also dort, wo die Op­
tionspflichtigen geboren sind und wo sie leben. In der qualitativen 
Studie zeigen sich diesbezüglich ähnliche Resultate (Worbs et al. 2012: 
Kapitel 3.2). 
Auch das politische Engagement bezieht sich auf das Gesche­
hen in Deutschland. Während acht der Optionspflichtigen (18 bis 
21 Jahre) in Deutschland für ein politisches Amt kandidiert haben, 
hat nur eine Person, die auch noch eine Staatsangehörigkeit eines 
anderen Landes besitzt, in diesem Land für ein politisches Amt kandi­
diert.398 
3,4 % der Optionspflichtigen, die 18 Jahre und älter sind, haben 
eine berufliche Tätigkeit aufgenommen, die an den Besitz der deut­
schen Staatsangehörigkeit gebunden ist, und 10,0 % der männlichen 
Optionspflichtigen (18 Jahre und älter)399 haben in Deutschland den 
Wehr- oder Zivildienst angetreten oder abgeleistet (n=10). Unter den 
Optionspflichtigen, die auch noch eine Staatsangehörigkeit eines 
396 Ungewichtete Anzahl: 151.
 
397 Fragetexte: „Haben Sie seit Ihrem 18. Geburtstag in Deutschland bereits an 

Wahlen teil genommen?“ beziehungsweise „Sie haben ja neben der deutschen 
noch eine weitere Staatsangehörigkeit. Haben Sie seit Ihrem 18. Geburtstag in 
diesem Land bereits an Wahlen teil genommen?“ Antwortmöglichkeiten: trifft 
zu; trifft nicht zu; keine Angabe. 
398 Fragetexte: „Haben Sie seit Ihrem 18. Geburtstag in Deutschland bereits eine 
berufliche Tätigkeit aufgenommen, die an den Besitz der deutschen Staatsange­
hörigkeit gebunden ist?“ beziehungsweise „Sie haben ja neben der deutschen 
noch eine weitere Staatsangehörigkeit. Haben Sie seit Ihrem 18. Geburtstag in 
diesem Land bereits eine berufliche Tätigkeit aufgenommen, die an den Besitz 
der Staatsangehörigkeit dieses Landes gebunden ist?“ Antwortmöglichkeiten: 
trifft zu; trifft nicht zu; keine Angabe. 
399 Ungewichtete Anzahl: 118. 
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anderen Landes haben,400 haben nur einzelne (unter 1 %) in diesem 
Land eine entsprechende berufliche Tätigkeit aufgenommen (n=2) 
beziehungsweise Wehr- oder Ersatzdienst angetreten oder abgeleistet 
(n=1).401 
Bisher waren nur lückenhafte Erkenntnisse rund um das Ein­
bürgerungsgeschehen in Deutschland sowie die Optionsregelung 
im deutschen Staatsangehörigkeitsrecht vorhanden. Mit der BAMF-
Einbürgerungsstudie 2011 ist nun eine quantitative Untersuchung zu 
diesem Themenbereich vorhanden, die weit über die bisherigen Ein­
zelbefunde und -beobachtungen hinaus geht. 
400Ungewichtete Anzahl: 81 (Männer). 
401 Fragetexte: „Haben Sie seit Ihrem 18. Geburtstag in Deutschland bereits für ein 
politisches Amt kandidiert?“ beziehungsweise „Sie haben ja neben der deut­
schen noch eine weitere Staatsangehörigkeit. Haben Sie seit Ihrem 18. Geburts­
tag in diesem Land bereits für ein politisches Amt kandidiert?“ Antwortmög­





Bisher waren nur lückenhafte Erkenntnisse rund um das Ein­
bürgerungsgeschehen in Deutschland sowie die Optionsregelung 
im deutschen Staatsangehörigkeitsrecht vorhanden. Mit der BAMF-
Einbürgerungsstudie 2011 ist nun eine quantitative Untersuchung zu 
diesem Themenbereich vorhanden, die weit über die bisherigen Ein­
zelbefunde und -beobachtungen hinaus geht. 
Die von der Forschungsgruppe des Bundesamtes für Migrati­
on und Flüchtlinge im Auftrag des Bundesministeriums des Innern 
durchgeführte Studie gibt erstmals vertiefende Aufschlüsse über das 
Entscheidungsverhalten bereits Eingebürgerter, sich im Einbürge­
rungsverfahren befindlicher Personen, Personen, die sich einbürgern 
lassen könnten, sowie von Optionspflichtigen. Es ist die erste Studie in 
Deutschland, bei der vergleichend diese vier Zielgruppen betrachtet 
werden. 
Die Erkenntnisse der BAMF-Einbürgerungsstudie 2011 beruhen 
auf den Angaben aus standardisierten rund halbstündigen Interviews 
mit 319 seit 2005 Eingebürgerten, mit 403 aktuell im Einbürgerungs­
verfahren befindlichen Personen, mit 411 Nicht-Eingebürgerten, wel­
che die Voraussetzungen für eine Einbürgerung weitestgehend erfül­
len, sowie mit 401 Optionspflichtigen mit Einbürgerung nach
§ 40b StAG. 
Bei den seit 2005 Eingebürgerten, bei den im Einbürgerungs­
verfahren befindlichen Personen und bei den Nicht-Eingebürgerten 
wurden folgende Herkunftslandgruppen berücksichtigt: 
1) Türkei 
2) Serbien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, 










3) Griechenland und Italien 
4) Afghanistan, Irak und Iran 
5) Russische Föderation, Ukraine und Weißrussland. 
Die Optionspflichtigen mit Einbürgerung nach § 40b StAG 
setzen sich aus folgenden Gruppen bezogen auf die zweite Staats­
angehörigkeit neben der deutschen zusammen: Türkei, ehemaliges 
Jugoslawien, Afghanistan/Irak/Iran sowie alle weiteren Staatsangehö­
rigkeiten. 
Im Folgenden werden zentrale Erkenntnisse der BAMF-Einbür­
gerungsstudie 2011 zusammengefasst. 
7.1  	 Soziodemographische Kurzbeschreibung der 
untersuchten Gruppen 
 Etwa drei Viertel der Eingebürgerten, der im Verfahren 
Befindlichen und der Nicht-Eingebürgerten kamen im 
Ausland zur Welt. Nach Herkunftslandgruppen unterteilt 
ergeben sich besonders geringe Anteile der in Deutschland 
Geborenen unter Personen mit afghanischem, irakischem, 
iranischem sowie mit russischem, ukrainischem und weiß­
russischem Migrationshintergrund. 
 Eingebürgerte und im Verfahren Befindliche weisen eher 
kürzere, Nicht-Eingebürgerte eher längere Aufenthaltszei­
ten in Deutschland auf. 
 Jüngere Personen unter 30 Jahren lassen sich überpropor­
tional häufig einbürgern, während Ältere wenig von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen. Unter Kontrolle weiterer 
Faktoren erweist sich das Alter jedoch als eine Größe mit 
sehr geringem Einfluss auf die Einbürgerungsentscheidung. 
 Nicht-Eingebürgerte haben weniger häufig deutsche Fami­
lienangehörige als Eingebürgerte und im Verfahren Befind­
liche. Optionspflichtige haben zu einem sehr großen Anteil 






7.2  Aspekte der Integration 
In der Gesamtbetrachtung kann festgestellt werden, dass Ein­
gebürgerte in allen Bereichen sehr viel besser integriert sind als Nicht-
Eingebürgerte. Optionspflichtige sind in etwa gleich gut integriert 
wie Eingebürgerte, in einigen Bereichen ist ihre Eingliederung in die 
deutsche Gesellschaft sogar schon weiter vorangeschritten. 
Die strukturelle Dimension der Integration 
 Hinsichtlich bestimmter Aspekte der strukturellen Integra­
tion wie der schulischen- und beruflichen Bildung bestehen 
eher Parallelen zwischen Personen im Einbürgerungsver-
fahren und Nicht-Eingebürgerten als zwischen Eingebür­
gerten und Personen im Einbürgerungsverfahren. So haben 
Eingebürgerte mehr höhere schulische Bildungsabschlüsse 
(58 %) erreicht als Nicht-Eingebürgerte (35 %) und Personen, 
die sich im Einbürgerungsverfahren befinden (40 %). Hin­
sichtlich deutscher Ausbildungsabschlüsse ist zu erkennen, 
dass Nicht-Eingebürgerte und Personen im Einbürgerungs-
verfahren ähnlich häufig über keinen deutschen Ausbil­
dungsabschluss verfügen (rund 49 %). Nicht beruflich Quali­
fizierte finden sich seltener unter den Eingebürgerten
(29 %). 
 Hinsichtlich anderer struktureller Aspekte wie der berufli­
chen Stellung befinden sich Personen im Einbürgerungsver­
fahren zwischen Eingebürgerten und Nicht-Eingebürger­
ten. Eingebürgerte zeichnen sich häufiger durch eine höhe­
re und seltener durch eine niedrige berufliche Stellung aus 
als Personen im Einbürgerungsverfahren. Diese wiederum 
sind beruflich besser platziert als Nicht-Eingebürgerte. Die 
im Verfahren Befindlichen bleiben aber teilweise auch hin­
ter Nicht-Eingebürgerten zurück, so etwa beim Einkommen. 
 Viele der Optionspflichtigen befinden sich noch in der schu­
lischen oder beruflichen Ausbildung, streben aber in erster 






Die kulturelle Dimension der Integration 
 Im Bereich der kulturellen Integration zeigt sich, dass alle 
untersuchten Gruppen sprachlich gut in Deutschland inte­
griert sind. Optionspflichtige und Eingebürgerte verfügen 
über geringfügig bessere Kenntnisse in Deutsch als Perso­
nen im Einbürgerungsverfahren und Nicht-Eingebürgerte. 
Hinsichtlich der Herkunftssprache ist eine umgekehrte Rei­
henfolge festzustellen. 
 Hinsichtlich der Sprachnutzung bestehen einige Unterschie­
de: Nicht-Eingebürgerte nutzen die Herkunftssprache häu­
figer als andere. Auch ihre Freundeskreise scheinen seltener 
deutschsprachig geprägt zu sein als bei Eingebürgerten, im 
Verfahren Befindlichen und Optionspflichtigen. 
Die soziale Dimension der Integration 
 Eingebürgerte, Personen im Einbürgerungsverfahren und 
Nicht-Eingebürgerte, aber besonders die Optionspflichtigen 
sind sehr gut in soziale (Freundschafts-)Netzwerke mit Men­
schen deutscher Herkunft eingebunden. Freundschaftliche 
Kontakte zu Menschen gleicher Herkunft sind unter den 
Personen im Einbürgerungsverfahren etwas häufiger. Insge­
samt besteht in allen vier Untersuchungsgruppen aber eine 
stärkere Orientierung zu Personen deutscher Herkunft im 
alltäglichen Leben. 
 Bezüglich der Mitgliedschaft in deutschen Vereinen ähneln 
sich eher Eingebürgerte und Nicht-Eingebürgerte. Personen 
im Einbürgerungsverfahren sind seltener Mitglied in deut­
schen Vereinen. Auffällig ist dies auch bei den Optionspflich­
tigen. In auf das Herkunftsland bezogenen Vereinen sind 
etwas häufiger Nicht-Eingebürgerte und Optionspflichtige 
Mitglied. 
 Von einer Tendenz in Richtung einer Mehrfachintegration 
im Bereich der sozialen Kontakte, die sowohl auf Personen 
deutscher Herkunft als auch auf Personen aus dem Her­
kunftskontext bezogen sind, kann am ehesten bei den Nicht-





Die identifikative Dimension der Integration 
 In allen vier untersuchten Gruppen lässt sich eine starke 
Tendenz der Verbundenheit mit Deutschland feststellen, 
auch wenn sich diese häufig in Form einer Doppelidentität, 
also mit gleichzeitiger Verbundenheit zum Herkunftsland, 
zeigt. Insbesondere bei Nicht-Eingebürgerten ist dies häufig 
anzutreffen. 
 Deutlich wird bei den Nicht-Eingebürgerten, dass sie sich 
häufiger als Fremde fühlen und häufiger der Ansicht sind, 
dass man auch mit deutschem Pass nicht als gleichberech­
tigte Deutsche wahrgenommen würde. Dies kann als Hin­
weis auf ein eventuelles Hemmnis bei der Beantragung des 
deutschen Passes verstanden werden. Diese Wahrnehmung 
ist aber auch bei Optionspflichtigen verbreitet, was damit 
zusammenhängen könnte, dass Optionspflichtige ver­
mutlich häufiger gar nicht als Deutsche oder Mehrstaater 
wahrgenommen, sondern dem Herkunftsland ihrer Eltern 
„zugeordnet“ werden. 
 Über mehrere Indikatoren der identifikativen Ebene hin­
weg betrachtet, geht die Identifikation mit Deutschland bei 
Nicht-Eingebürgerten noch nicht so weit wie bei den Einge­
bürgerten und Personen im Einbürgerungsverfahren. Insbe­
sondere im Verfahren Befindliche ragen hier positiv heraus. 
7.3  Aspekte der Einbürgerung 
Informationsstand und Informationsquellen 
 Die Mehrheit der Nicht-Eingebürgerten ist nach eigenen 
Angaben gut über die Einbürgerung informiert. Fast zwei 
Fünftel fühlen sich jedoch schlecht informiert. Bei den we­
sentlichen Einbürgerungsvoraussetzungen zeigt sich, dass 
die knappe Mehrheit der Nicht-Eingebürgerten diese nicht 
kennt. Dies gilt insbesondere für Nicht-Eingebürgerte aus 
der Türkei, den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawi­






 Die quantitativ wichtigsten Informationsquellen zur Ein­
bürgerung sind die Staatsangehörigkeitsbehörden und das 
Internet. Auch Familie, Freunde und Bekannte spielen eine 
wichtige Rolle bei der Informationsbeschaffung. 
 Eingebürgerte und Personen, die sich im Einbürgerungsver­
fahren befinden, sind überwiegend der Ansicht, dass Infor­
mationen zur Einbürgerung leicht verfügbar sind. Nicht-
Eingebürgerte sind deutlich seltener dieser Meinung. Dies 
weist darauf hin, dass diese Personengruppe schwerer an 
Informationen gelangt oder noch nicht richtig versucht hat, 
an Informationen zu gelangen, was sich auch negativ auf 
ihre Einbürgerungstendenz auswirken dürfte. Ein Fünftel 
dieser Personen weiß nicht, wo man sich über eine Einbür­
gerung informieren kann. Dies war bei den Eingebürgerten 
und Personen im Einbürgerungsverfahren in der Entschei­
dungsphase zur Einbürgerung ähnlich. 
 Jeweils etwa ein Drittel der Eingebürgerten und Personen 
im Einbürgerungsverfahren sowie 47 % der Nicht-Eingebür­
gerten wünschen sich mehr Informationen und Beratungs­
angebote zur Einbürgerung in anderen Sprachen. 
Von der Einbürgerungsabsicht zum Verfahren 
 Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer der nicht in 
Deutschland geborenen, im Verfahren befindlichen Perso­
nen zum Zeitpunkt ihrer Antragstellung beträgt 14 Jahre. Bei 
den nicht in Deutschland geborenen Eingebürgerten sind es 
16 Jahre. Personen mit russischem, ukrainischem und weiß­
russischem Migrationshintergrund weisen im Durchschnitt 
die geringste Aufenthaltsdauer bei Antragstellung auf, Per­
sonen mit italienischem und griechischem Migrationshin­
tergrund die höchste. 
 18 % der Nicht-Eingebürgerten haben einen festen Einbürge­
rungsentschluss gefasst. Afghanen, Iraker und Iraner weisen 
die mit Abstand am stärksten ausgeprägte Einbürgerungs­
absicht auf, über vier Fünftel haben einen festen Einbürge­






eingebürgerten Italiener und Griechen den deutschen Pass 
erwerben. 
 Nicht-Eingebürgerte mit Einbürgerungsabsicht, die aber 
noch mit der Antragstellung warten, begründen dies vor al­
lem damit, dass die Einbürgerungsvoraussetzungen zurzeit 
nicht erfüllt seien sowie mit der Hoffnung auf die doppelte 
Staatsangehörigkeit. Auch Unsicherheitsaspekte und finan­
zielle Aspekte spielen eine Rolle. 
 Die Gesamtkosten der Einbürgerung (Kosten in Deutsch­
land, im Herkunftsland wie etwa beim Entlassungsverfah­
ren, gegebenenfalls Reisekosten und sonstige angefallene 
Kosten) liegen pro Person im Durchschnitt bei etwa 500 
Euro, es bestehen jedoch deutliche Unterschiede zwischen 
den Herkunftsländern. Besonders in den Nachfolgestaaten 
des ehemaligen Jugoslawien fallen hohe Kosten im Zusam­
menhang mit der Entlassung an. 
 Die Kosten der Einbürgerung werden überwiegend als hoch 
beurteilt. Drei Fünftel der Eingebürgerten sind der Ansicht, 
dass die Einbürgerungskosten in Deutschland den höchsten 
Anteil ausgemacht haben, bei den im Verfahren Befindli­
chen sind etwas weniger als die Hälfte dieser Ansicht. 
 Nur 26 % der Eingebürgerten und 44 % der Personen im Ein­
bürgerungsverfahren haben an einem Einbürgerungstest 
teilgenommen. Circa 80 % derjenigen, die nicht an einem 
Einbürgerungstest teilgenommen haben, haben einen 
Schulabschluss in Deutschland erreicht. Von den Nicht-
Eingebürgerten müssten aus dem gleichen Grund fast 60 % 
keinen Einbürgerungstest ablegen. 
Entlassung aus der bisherigen Staatsangehörigkeit 
 Einige der Personen, die einen Antrag auf Einbürgerung 
gestellt haben, wissen noch nicht, ob ihre derzeitige Staats­
angehörigkeit beibehalten werden kann (14 %). Insbesonde­
re unter den Afghanen, Irakern und Iranern herrscht diesbe­
züglich ein hohes Maß an Unwissen und Unsicherheit. Dies 






länder. Es ist zu erwarten, dass das Wissen über die Beibe­
haltungsmöglichkeit und das damit einhergehend weniger 
aufwändige und schnellere Einbürgerungsverfahren einen 
noch weiter verstärkenden Einfluss auf die Einbürgerungs-
neigung dieser Personen hätte. 
 Bei im Verfahren Befindlichen mit geringer Beibehaltungs­
wahrscheinlichkeit der bisherigen Staatsangehörigkeit ist 
die Hälfte der Personen bereits aus ihrer bisherigen Staats­
angehörigkeit entlassen worden beziehungsweise gerade 
im Entlassungsverfahren. Bei der anderen Hälfte deutet 
sich an, dass einige nicht wissen, welche Schritte sie für eine 
Entlassung einleiten müssen. Ein Anteil von 6 % geht sogar 
davon aus, dass die Beantragung der Entlassung aus der 
bisherigen Staatsangehörigkeit Aufgabe der Staatsangehö­
rigkeitsbehörde in Deutschland sei. 
 Probleme im Entlassungsverfahren bestehen hauptsächlich 
in der Zusammenstellung von Unterlagen (47 %) und in un­
kooperativem Verhalten der Behörden des Herkunftslandes 
(31 %). Bei einer offenen Abfrage wird auch von Schmiergeld­
zahlungen berichtet. Schwierigkeiten bestehen vor allem 
bei der Entlassung aus einer Staatsangehörigkeit eines der 
Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien beziehungs­
weise bei Russen, Ukrainern und Weißrussen. 
 Etwa ein Drittel der Eingebürgerten und der im Verfahren 
Befindlichen mit Entlassung aus der bisherigen Staatsange­
hörigkeit nehmen die deutschen Behörden bei der Aufgabe 
ihrer ausländischen Staatsangehörigkeit als unterstützend 
wahr. 
Gründe für und gegen Einbürgerung 
 Die wichtigsten Gründe für eine Einbürgerung sind der 
Wunsch nach rechtlicher Gleichstellung sowie das Gefühl, 
in Deutschland verwurzelt zu sein. Bei den in Deutschland 
Geborenen ist der Geburtsort der wichtigste Grund. 
 Hauptargument für die Nicht-Eingebürgerten gegen eine 
Einbürgerung in Deutschland ist, dass ihr Aufenthalt ohne­







derzeitige Staatsangehörigkeit behalten wollen (67 %). Letz­
teres erschwerte anfangs auch jeweils fast einem Drittel der 
Eingebürgerten und Personen im Einbürgerungsverfahren 
den Einbürgerungsentschluss. Ein anderes Hemmnis sind 
beziehungsweise waren die Kosten im Zusammenhang mit 
der Einbürgerung. 
 Bei den Eingebürgerten und im Verfahren Befindlichen 
zeigt sich sehr deutlich, dass die Einbürgerung im unmittel­
baren sozialen Umfeld größtenteils Unterstützung erfährt. 
Auch bei den Nicht-Eingebürgerten würde eine mögliche 
Einbürgerung Unterstützung erfahren, diese fällt jedoch 
geringer aus als bei Eingebürgerten und im Verfahren Be­
findlichen. 
 Erwartungsgemäß fiel beziehungsweise fällt Eingebürger­
ten und im Verfahren Befindlichen die Aufgabe der bishe­
rigen Staatsangehörigkeit seltener schwer (je circa 30 %) als 
Nicht-Eingebürgerten (52 %). 
 Die Mehrheit der Eingebürgerten und im Verfahren Be­
findlichen (je circa 56 %) fühlt sich auch bei Aufgabe der 
ursprünglichen Staatsangehörigkeit weiterhin ihrem Her­
kunftsland zugehörig. Dieses Zugehörigkeitsgefühl ist bei 
den Nicht-Eingebürgerten noch ausgeprägter. 72 % würden 
sich im Falle einer Einbürgerung unter Verlust der derzei­
tigen Staatsangehörigkeit ihrem Herkunftsland weiterhin 
zugehörig fühlen. 
 Insgesamt hat die Einbürgerung eine positive Wirkung auf 
die Verbundenheit zu Deutschland. Allerdings ist nicht zu 
erkennen, dass mit der Einbürgerung ein negativer Effekt 
auf die Verbundenheit zum Herkunftsland einhergeht. 
Beratungsqualität der Staatsangehörigkeitsbehörden 
 Die Mehrheit der Befragten ist beziehungsweise war mit der 
Beratungsqualität in der Staatsangehörigkeitsbehörde zu­
frieden (Eingebürgerte: 78 %, im Verfahren Befindliche: 
68 %, Nicht-Eingebürgerte mit früherem Einbürgerungsan­







 Die deutliche Mehrheit der Eingebürgerten ist mit der Ent­
scheidung, sich in Deutschland einbürgern zu lassen, auch 
heute noch zufrieden (92 %). 
7.4  Aspekte der Optionspflicht 
Eine zusammenfassende Darstellung der Resultate zur Options­
pflicht unter Reflexion der Ergebnisse der BAMF-Einbürgerungsstudie 
2011 findet sich im Abschlussbericht zur qualitativen Studie (Worbs et 
al. 2012: Kapitel 4). Im Folgenden erfolgt eine komprimierte Darstel­
lung insbesondere der zentralen Ergebnisse der BAMF-Einbürgerungs­
studie 2011 hinsichtlich verschiedener Aspekte der Optionspflicht. 
Klare Entscheidungstendenz zur deutschen Staatsangehörig
keit 
­
 Bei den Optionspflichtigen mit Einbürgerung nach § 40b 
StAG zeigt sich eine klare Entscheidungstendenz zur deut­
schen Staatsangehörigkeit. Entscheidungen gegen die deut­
sche Staatsangehörigkeit kommen so gut wie nicht vor. Dies 
bestätigt sich auch in der qualitativen Untersuchung (Worbs 
et al. 2012). 
 Die deutliche Mehrheit der Optionspflichtigen empfindet es 
als Vorteil, sich die eigene Staatsangehörigkeit aussuchen 
zu dürfen und sieht die Entscheidung als Teil des Erwachsen­
werdens. Doch hält auch ein Fünftel der Personen das Opti­
onsverfahren für belastend. 
Unentschlossene und „(Noch-)Nicht-Antworter“ 
 Etwas mehr als die Hälfte derjenigen, die ein Aufforderungs­
schreiben erhalten haben, hat der Behörde bereits eine 
Antwort mitgeteilt („Antworter“). Optionspflichtige mit 
türkischem und ehemals jugoslawischem Migrationshinter­
grund haben viel seltener geantwortet als andere Options­
pflichtige. 
 Auch Optionspflichtige, die der Staatsangehörigkeitsbe­
hörde noch keine Antwort auf das Aufforderungsschreiben 
mitgeteilt haben („(Noch-)Nicht-Antworter“) und Options-




hörde angeschrieben wurden, sprechen sich kaum gegen 
die deutsche Staatsangehörigkeit aus, allerdings ist ein ver­
hältnismäßig großer Anteil (20 % beziehungsweise 13 %) noch 
unentschlossen. Die Entscheidung wird auch in der Hoff­
nung auf rechtliche Änderungen hinausgeschoben (Mög­
lichkeit der doppelten Staatsbürgerschaft/EU-Beitritt des 
Herkunftslandes der Familie). Außerdem sind altersspezifi­
sche Umstände (zum Beispiel Schul- und Prüfungsstress) für 
bislang nicht getroffene Entscheidungen ausschlaggebend. 
 Negative Auswirkungen kann die unter den „(Noch-)Nicht-
Antwortern“ weitverbreitete Ansicht haben, dass das Nicht-
Antworten keinerlei Konsequenzen nach sich ziehen werde 
(34 %). Diesen Betroffenen ist die rechtliche Folge ihres Nicht-
Antwortens, also der möglicherweise ungewollte Verlust 
der deutschen Staatsangehörigkeit, nicht bewusst. 
Gründe für die Optionsentscheidung 
 Die Entscheidung für die deutsche Staatsangehörigkeit wird 
vor allem damit begründet, dass die Optionspflichtigen die 
Rechte eines Deutschen beziehungsweise die Vorteile eines 
EU-Bürgers beibehalten möchten. Fast ebenso wichtig ist 
es, dass sie in Deutschland geboren sind und schon immer 
hier leben. Bei einem Teil der Optionspflichtigen wird die 
Entscheidung jedoch durch emotionale Aspekte im Zusam­
menhang mit der ausländischen Staatsangehörigkeit zu­
mindest erschwert (Wunsch, die ausländische Staatsange­
hörigkeit behalten zu können, Zugehörigkeitsgefühl zum 
Land der anderen Staatsangehörigkeit). 
 Auch im Falle der Aufgabe der ausländischen Staatsan­
gehörigkeit bleibt das Gefühl der Zugehörigkeit zu dem 
entsprechenden Land fortbestehen. Trotz dieses hohen Zu­
gehörigkeitsgefühls zum Herkunftsland der Familie (68 %) 
empfindet allerdings nur ein Viertel der Optionspflichtigen 
die Aufgabe der ausländischen Staatsangehörigkeit tatsäch­
lich als Verlust, 22 % fällt die Entscheidung dazu schwer und 







Informationsstand und Informationsquellen 
 Der Informationsstand über Entscheidungspflicht und 
Beibehaltungsmöglichkeiten ist nicht immer gut, und das, 
obwohl das Thema in den Familien der Optionspflichtigen 
präsent ist. Einem relativ großen Teil der Betroffenen (21 % bis 
27 %) wird die eigene Optionspflicht erst spät bewusst, und 
viele sind mit Eintritt der Volljährigkeit auf ihre Entschei­
dungspflicht nicht richtig vorbereitet (49 %). 
 Zwar ist der größte Teil der Optionspflichtigen über die 
eigene Entscheidungspflicht informiert, ein Zehntel ist 
sich jedoch nicht sicher, ob eine Entscheidung tatsächlich 
notwendig ist. Bei den Optionspflichtigen, bei denen eine 
Beibehaltung beider Staatsangehörigkeiten wahrscheinlich 
ist (unter anderem Afghanistan, Irak, Iran), herrscht große 
Unsicherheit. Viele wissen zwar, dass sie beide Staatsange­
hörigkeiten behalten können (45 %), ein größerer Anteil geht 
jedoch davon aus, dass auch für sie eine Entscheidung nötig 
ist (48 %), und einige sind sich nicht sicher, ob sie sich ent­
scheiden müssen (7 %). 
 Diejenigen, die angeben, dass sie beide Staatsangehörigkei­
ten behalten können, glauben häufig, dass dies automatisch 
geschieht. Die wenigsten wissen von der Notwendigkeit des 
Beibehaltungsantrags. Optionspflichtige, die davon wissen, 
sind zudem nicht immer korrekt über das Beibehaltungsver­
fahren informiert. 
 Die deutliche Mehrheit der Befragten hat sich bislang nicht 
über die Optionspflicht informiert (83 %) und auch keine 
Beratung in Anspruch genommen (92 %). Selbst von den un­
mittelbar Betroffenen (18 bis 21 Jahre) hat sich nur ein kleiner 
Teil unabhängig von dem Schreiben der Behörde über die 
Optionspflicht informiert (19 %). 
 Die am häufigsten genutzten Informationsquellen sind Fa­
milie und Internet. Auch Freunde und Bekannte spielen eine 
Rolle. Weniger als ein Drittel der Optionspflichtigen, die sich 
bisher informiert haben, nutzt die Staatsangehörigkeitsbe­









 Viele der Uninformierten geben an, nicht zu wissen woher 
sie Informationen zur Optionspflicht bekommen können 
(29 %). Optionspflichtige mit türkischer und ehemals jugos­
lawischer Herkunft kommen etwas besser an Informationen 
als andere Optionspflichtige. 
Beratungsqualität der Staatsangehörigkeitsbehörden 
 Ein verhältnismäßig großer Anteil derjenigen, die sich in 
einem Optionsverfahren befinden, ist mit der Beratungsqua­
lität in der Staatsangehörigkeitsbehörde zufrieden
(39 %). Aber fast ein Viertel fühlt sich nicht gut von den Be­
hördenmitarbeitern informiert. Die Nachvollziehbarkeit 
der Verfahrensschritte des Optionsverfahrens wird dagegen 
vom überwiegenden Teil der Betroffenen positiv bewertet 
(62 %). 
 Viele der Optionspflichtigen, die eine Beratung in Anspruch 
genommen haben, wünschen sich eine bessere Beratung 
über die Folgen der Entscheidung, mehr Zeit der Berater 
und erwarten mehr Verständnis für ihre Anliegen. 
 Auffällig ist auch, dass 19 % der volljährigen Optionspflich­
tigen angeben, kein Aufforderungsschreiben erhalten zu 
haben. 
 Die Aufforderungsschreiben werden vor allem als „sachlich“ 
und/oder „informativ“ wahrgenommen, knapp die Hälfte 
der Optionspflichtigen ist der Meinung, dass die Schreiben 
„verständlich formuliert“ sind. Die deutliche Mehrheit er­
kennt, dass es um etwas Wichtiges geht (76 %). Einigen ist das 
Schreiben jedoch zunächst gleichgültig (17 %) und manche 




Entlassung aus der zweiten Staatsangehörigkeit 
 Fast die Hälfte derjenigen, die bereits auf das Aufforderungs­
schreiben geantwortet haben beziehungsweise angeben, 
dass sie sich für die deutsche Staatsangehörigkeit entschei­
den werden, befinden sich in einem Entlassungsverfahren 
(23 %) oder sind bereits aus ihrer ausländischen Staatsange­
hörigkeit entlassen worden (24 %). 
 Optionspflichtige mit laufendem oder abgeschlossenem 
Entlassungsverfahren berichten teilweise von Problemen 
bei der Entlassung, die im Wesentlichen in der Zusammen­
stellung der Unterlagen (39 %) und/oder durch das unko­
operative Verhalten der Behörden des Herkunftslandes der 
Eltern (18 %) entstehen. Teilweise wird auch von hohen und 
unerwarteten Kosten bei der Entlassung berichtet. 
 Etwas mehr als die Hälfte derjenigen Optionspflichtigen, die 
sich bereits entschieden haben, haben die Entlassung noch 
nicht beantragt. Fast die Hälfte dieser Personen hat dies aus 
Zeitgründen noch nicht getan, viele aber auch aufgrund von 

Unwissenheit über die notwendigen Schritte. Aufgrund der 

falschen Annahme, die Beantragung der Entlassung aus der 

ausländischen Staatsangehörigkeit obliege der deutschen 

Staatsangehörigkeitsbehörde oder den Eltern, besteht zu­
mindest für einige Optionspflichtige die Gefahr des unge­
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